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AlB-Aktuell: Ni(~hts Neues nach Vorster 

Vor der gegenwärtig laufenden XXXIII. UN·Vollversanunlung in 
New York erklärte Außenminister Genscher: " Mi! allem NachdnIck 
drängen die Neun (EG-Länder) auf einen friedlichen l1JId! raschen 
Wandel des Systems der Apartheid in Sijdafrika. Dieses System der 
Rassendiskriminierung widerspricht allem, woran das Eu;ropa der 
Neun glaubt." Während Genschtr mit diesen Wonen zum unge­
zählten Male die Notwendigkeit eines .,friedlichen Wandels" be­
schwor, kam im Hause der Sicherheitspolizei in Port EIiz.abeth/Süd­
afrika der 20jährige Lungile TabaJaza ums Leben. 
Laut offizieller Darste llung .,fiel er aus einem Fenster im vierten 
Stock" des Gebäudes. Es iSI der 50. jener PlysteriÖ5en "Bito-Fälle" 
sei t 1963. Unterdessen wanet der .junge ANC-Aktivist Solomon 
Mahlangu in der Todeszelle des Zentralgef::ingnisses in Pretoria auf 
einen regierungsamtllchen Entscheid über das von seinen Reehtsan~ 
wälten eingereichte Gnadengesuch. 

Piet Boiha: ein burischer Falke 

Während Genscher den "friedlichen Wandel" beschwört , w1:rden die 
neuesten Zahlen über die Entwicklung des westdeutschen S'iidafrika. 
Handels bekannt: Im ersten halben Jahr 1978 hat sich der IIRD-Ex­
port nach Südafrika um 21 % auf 1,43 Mrd DM erhöht. Die Im­
porte aus Südafrika sties.en im selben Zeitabschniu um 6,9 % auf 
1,3 Mrd DM , Im Sl:Jmmer noch hatte BundeskamIer Schmidt in 
Nigeria damit geprahlt , daß im Jahre 1977 der westdeutsche Nigeria­
Handel erstmals (!) den (ßit de r p'a$Sis ten~publi k übert roffen hatte. 
Dies sind Beispiele aus nur zwei Bereichen, in denen sich der re­
gierungsamtJich ;rur Schau gestellte Wille nach "friedl ichem Wandel'· 
(mi t der Wirküchkei t verglichen) als unglaubwürdig erweist . Das Ge­
schäft floriert mit denen, deren rassistische Brutalität Geschäfte el'llt 
lohnenswert macht. Sei t Jahren kämpft deshalb die demo:~ra tische 
Weltöffent lichkeit dafür, den Geschäftemachern in Südafrika das 
Handwerk zu legen. Nicht nur aus moralischen Erwägungen, 
Seit langem sind die wi rtschaftlichen Beziehungen als die ,:ntschei­
dende und gewichtigste Stütze der Rassistenherrschaft identifiziert . 
Seit Jahren ringen die Länder an der Seite des südafrikanischen Vol­
kes in den Vereinten Nationen um einen bindenden ökono mischen 
Boykon gegen das Rassistenregime. Diejenigen, die früher überhaupt 
keinen Wandel für notwendig hielten und jetzt auf eine "friedliche 
Lösung" setzen, haben derartige FClrderungen stets ro verhindern ge­
wußt. Nur unter äußerstem Druck fanden sie sich Ende letz.ten Jah­
res zur Zustimmung zu einem Waffenembargo bereit , wohlwissend. 
daß es ohnehin noch Möglichkeiten geben werde - nicht zuletzt , ja 
ganz besondel'll aufgrund der ökonomischen Verflechtungc,n _ die 
Beziehungen fortzusetzen. Wir haben deshalb in der vorliegenden 
Ausgabe die Notwendigkei t der Verhängung ökonomischer ,sanktio­
nen unter verschiedenen Aspekten einer besonderen Betrach'tung un­
terzogen. 

Gerade in der aktuellen Si tuation scheint uns ein vel'lltärkt<:s Mobi­
lisieren für die Beteiligung der BRD an weltweiten Boykournaßnah­
men notwendig zu sein. Der am 20. September 1978 erfolgte H.ücktnlt 
des langjährigen Rassistenchefs VOl'llter verdeutlicht einmal Illehr die 
Krise, in der sich das Regime befindet. Es ist keine akute Krise, die 
den unmittelbaren Sturz der RassistenheTTSChafl signalisi,:rt. Der 
Nachfolger Piet Botha, der den Einmarsch in Angola 1975 boefehligte 
und das Massaker von Cassinga zu verantworten hat. verheiß! keine 
Lockerung oder liberalisierung der Unterdrückungspolitik .. Er gilt 
sogar als einer der kompromißlosesten Verfechter burischer Aggres­
sivität. 

Aber es gibt einen unentrinnbaren Zusammenhang zwischen der seit 
.dem Soweto-Aufstand manifest gewordeoen Stärke der südafrikani­
schen Widerstandsbewegung und dem " Rückzug in die Wagen­
burg·', wie die Zuflucht der Rassisten zum gesteigerten Rassen­
wahn von der bürgerlichen Presse verharmlosend umschrieben wird. 
Das System der Apartheid ist prinzipiell erschüttert , de r Gliff nach 
immer neuen Unterdrückungsmaßnahmcn ein Ausdruck sein,er HerT­
schaftskrise, wie unser Gespräch mit dem Generalsekretär des Afrika­
nischen Nationalkongresses (ANC). Alfred Nzo: im einzel11en ver-

Pie' BolhQ, neuer PremlelmlnJllcr SildQ(rlkQ' 

deutlich!. Gerade deshalb besitzt die Durchsetzung bindender und 
umfassender Sanktionen auf internationaler Ebene einen strategi­
schen Stellenwert in der gegenwärtigen Kampfe tappe. 
Im August kam es bei der 8ergarbe.i tel'lltadl RustenberglSüdafrika­
etwa 120 km weit von Pre toria - zu einem ersten größeren Gefecht 
zwischen einer Einheit des Umkhonto We Sizwe (Speer der Nation), 
dem bewaffneten Flügel des ANe von Südafrika, und Truppen der 
Rassistenannee, 10 Regierungssolda ten wurden getötet - die Befrei­
ungskämpfer entkamen in der hereinbrechenden Dunkelheit. Auch 
die sich in solchen Aktionen andeutende neue Etappe des Befreiungs­
kampfes innerhalb Südafrikas ist ein Element , das die Krise kenn­
zeichnet und verschärft . Der Kampf in Südafrika wird sich rospitzen. 
Er bedarf dabei einer breiten internationalen Unterstützung. Inzwi­
schen beziffert man die seit Juni 1976 eingekerkerten Mitglieder 
des UmkhonlO We Sizwe auf über 100. Dazu kommen tausende wei­
terer poli ti scher Gefangener. Sie benötigen Solidarität. 

Wasserträger südafrikanischer A lomproduklion 

Nach Angaben des Londoner Instituts für strategische Studien hat 
das südafrii:anische Regime seine Rüstungsausgaben in diesem Jahr 
um 200 % gesteigert. Der Rüstungswahn gegen die Befreiungsbewe­
gung und ihre befreundeten Nachbal'lltaaten wäre kaum möglich ohne 
die Waffenlieferungen aus NATO-Staaten. Der von demokratischen 
Kräften in der Bundesrepublik am 11./12, November veranstalte te 
Kongreß gegen die atomare Zusammenarbeit zwischen der BRD und 
Südafrika wird weitere Fakten über die westdeutsche Zusammenar­
beit fü r die südafrikanischen AtOmwaffenpläne ans Tageslicht brin­
gen. 
Bundesdeutsche Wissenschaftler und Konzerne gehören zu den Was­
serträgern der südafrikanischen AtOlJlindustrie. Die BRD gehön zu 
den Haupthandelspartnern, sie ist einer der größten Anleihemärkte 
des südafrikanischen Finanzkapitals. Westdeutsches Großkapi tal ge­
hört zu den Hauptinvestoren der südafrikanischen Wirtschaft. Ein 
r~dikaler Wandel ist nur möl iCh, wenn es gelingt, derartige Lebens­
adern rassistischer GewalthelT5Chaft auch von außen her zu ~appen . 

Die Bundesregierung ist dazu nicht berei t. Also muß sie gezwungen 
werden . 
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Interview mit Alfred Nzo 

Eine unwidlBrstehliche 
Welle !gegen 
das RI~gime 

Am: AJfred Nm. Sie sind amtierender Generalsekretär des 
Afrikanischen Nationalkongresses (ANC) von Slidafrika. Wie 
sieht der ANC die augenblickliche Situation des Regimes in 
der Republik Südafrika (RSA)? Muß man von einer allge­
meinen 'Krise sprechen? 
A. NZO: In der Tat. Das Apartheidregime sieht sich mit 
e iner sich vertiefenden, umfassenden Krise konfrontiert. 
Mit der Entwicklung des Kampfes innerhalb des Landes 
zeichnen sich selbst unter der weißen Minderheit der Be­
völkerung verschiedene neue Tendenzen 'Ib. In der Vergan ­
genheit wurde ihnen glauben gemacht, daß das allmächtige 
Rassistenregime ihre Interessen fortwährend siclr.em könnte. 
Es scheint klar, daß ein wachsender Teil dieser Bevölke­
rung jem aufgrund der Situation vom Gegenteil überzeugt ist. 
Erstmals wurde ihnen das nach der gewaltigen Niederlage 
des Regimes gegen die MPLA im Verlauf der Aggrcsslon 
gegen Angola und nach den Entwicklungen, -di. in Südafrika 
selbst stattgefunden haben, bewußt. Verschiedene Teile der 
weißen Bevölkerung versuchen jetzt eigene Lösungen des 
Problems zu finden, andere - und dies ist ein!! wachsende 
Zahl - verlassen das Land, weil sie zu der Ansicht gekommen 
sind, daß dies der beste Weg ist ihre Zukunft und die ihrer 
Kiitder zu skhem. 

v~ ufer der wtilell Bevölkenmg 

Natürlich verurudlt dies ernsthafte politische Schwierigkei­
ten des Regimes, das ja immer versucht hat auf der inler­
nationalen Ebene jedermann von der Stabilität wxl der fried­
lichen Lage im Land, die überhaupt nichts befii:rchten lasse, 
zu überzeugen . Und natürlich zeigt dies auch Rü<:kwirkungen 
in den Vontandsetagen der multinationalen Konzerne, die 
nach und nach davon überz.eugt werden, daß ihre Interessen 
nk:ht mehr entsprechend geschüttt werden können. In dem 
Sinne brachten sie in mehreren Verlautbarungen zum Aus­
druck, daß sie sJch wegen.ctes politischen Klimas übet die Zu­
kunft ihrer Investilione. in Südafrika nicht sicher sind. 
Eine andere wichtige EntwickJung liegt darin, daß im Zuge 
der Entwicltlung des Kampfes innerhalb des Landes insbe­
sondere ein Teil der weißen Jugend beginnt. offe:" gegen das 
Regime zu revoltieren. Das ist besonden dann der Fall, wenn 
sie in die Armee eingezogen werden. Zum ersten Mal er­
fahrt das südafriltanische Regime Widentand von weißen 
Jugendlieben, die sich entschlossen haben, nicht in eine 
Armee zu ge~, die dazu benutzt wird, das bmtaJe faschi­
stUche Regime in Südafrika zu schützen: so daß schließlich 
Hunder;te YOIl ihnen wesen der Weigerung in die Annee ein­
zutreten oder andere wegen der aus verschiede[ljen Gründen 
beantragten Freistellung vom Militärdienst vor Gerichten er­
scheinen müssen, Es zeigt sich darin wiedecum 'eine wach­
se.ndt; potiti!che tO!itabilität. Selbstverständlich areagien das' 
ftegime auf die s)eh entwickelnde Situation in.n!erhalb Süd-
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afrikas, indem es sein militäri~hes Programm großartig aus­
baut. 
Seit kurzem schließt dieses Programm die Re krutierung von 
Schwarzen fü r die südafrikanische Annee ein, etwas was in 
der Vergangenheit unbekannt war. Vor nicht so langer Zeit gab 
jemand vom militärischen Stab in Südafrika bekannt. daß 
20 % der Streitkräfte des Regimes. die in den sog. Opera­
tionsgebie ten , hauptsächlich in Namibia. aktiv sind, aus 
Schwarzen bestünden. Wenn das Regime Schwane anheuert 
für eine Armee, die dann keine rein weiße Arnlee - auf die in 
der VerJtangenheit so abgehoben wurde - mehr ist, bringt 
dies siche rlich nicht die Stärke des Regimes ~um Ausdruck. 
Es zeigt vielmehr. daß das Regime allmäh lich feststellt. daß 
es alleine nicht fahig ist, die Gegenkräfte in Südarrika in 
Schach zu halten. 
Das Land macht augenblicklich eine tiefe ökono mische 
Krise durch (siehe dazu Analyse von M. Williams in AIB 
3 und 4/ 1978 ; d. Red.). Wiederum eine Situation. die wenig­
stens einige Teile der weißen Arbeiterklasse berührt, die nun­
mehr auch von der ständig steigenden Arbeitskiigkeit be­
troffen werden. Obwohl die Hauptlast natürlich auf den 
Schultern der schwarzen Bevölkerung ruht. Nehmen wir nur 
die Tatsache. daß derleit zwei Mio Schwane in diesem Land 
arbeitslos sind, dann o ffenbart dies die Ernsthaftigkeit der 
Situation . Andereneits beinhalte1 diese Entwicklung natür­
lich auch eine gewisse Explosivität der Situation und von da­
her den unbannherzigen Kampf des Volkes. So verschärft 
sich die Krise des Regimes. Mehr und mehr Leute werden 
aufgrund der objektiven Bedingungen in den Hauptstrom des 
revolulionären Kampfes gezogen. 

Umklioato We Sizwe - VOll dea MasIea ce""-
AlB: Heißt das, der Einfluß des ANC konnte ausgebaut wer­
den? Können Sie einige Indizien anführen? 
A. NZO: Die überzeugendsten Beweise für die Stärke des 
ANC-Einflusses werden vom Regime selbst geliefert. In der 
unmittelbaren Vergangenheit haben einige' Vertreter des 
f85Chistischen Regimes in der RSA öffentlich in Pressemillci­
lungen von der Tatsache einer wachsenden Opposition. die 
vom ANC geführt werde. gesprochen, 
.Besonders die weitverbreiteten Aktionen von Umkhonto We 
Sizwe (Speer der Nation) sind es, sei es durch Sabotage in 
einzelnen Städten, sei es durch AUSJherzung von Spiol!en 
oder auch durch bewaffnete Zusammenstöße in mehreren 
L8ndesteilcn, die von Mitgliedern des militärischen Stabes 
bestätigt wurden. Dabei wird von Verlusten auf heiden Seiten, 
also nicht nur von jenen auf Seiten des .unterdrückten Volkes, 
gesprochen. Die Pressemilleilungen m lten natürlich darauf 
ab, die Beireiungskräfte durch ihre Verunglimpfung als ter­
roristische Organisation von der M~ der 8eYöl1:erung zu 
isolieren. 



Aber es hatte gerade die gegentcilige Wirkung in den Köpfen 
der unterdrückten Bevölkerung zur Folge. Schaue:n wir auf 
die le tlIen Aktionen, so ste llen wir fest , daß die unterdrückte 
Bevölk.erung im Bewußtsein zunehmender Stärke der revolu· 
bonären Bewegung genügend Vertrauen zu sich -selbst ge· 
wonnen hat, um in vielfältiger Weise am Kampf des Volkcs 
von SüdafTika teilzunchmen. 

AlB: Sie sprachen von der Sympathie der Massen für den 
ANC-Widerstand. Äußert sie sich auch in verstärktem Maße 
in organisierter Eigenaktivität? 
A. NZO: Natürlich, und das ist zugleich ein weiitcrcr be­
stechender Beweis rur das große Prestige das der ANC ge· 
nießt : es ist die Anziehungskraft. die besonders sein mili täri­
scher Flüge l ausübt . Eine stetig steigende Zahl junger Leute, 
die behent auucr undes gingen, um sich do rt allen Fonnen 
von Training zu unterwerfen, um dann besser ausgeliistet und 
befahigt mit dem Kampf des Volkes im Lande fortrahren zu 
können, haben sich dem ANC angeschlossen. 
Jedc Aktion, die unser militärischer Flügel in der RSA unter· 
nimmt, führt durch die Zuspitzung der Entwicklun;gen dazu. 
daß sich immer mehr Leute - ...,eil sie mit eigene n Augcn 
die Versuche der revolutionären Kräfte, das Regime zu zer­
schlagen, beobachten können - für die revolutionäre Bewe­
gung entscheiden. Am deutlichsten wurde dies künlich bei 
den Aktionen in Ruste nberg, 100 Meilen von Pretoria ent· 
fernt , als nach unseren eigenen Berichten soviel Aufregung in 
diesem Gebiet herrschte, daß die LeUle überrascht waren, wie 
leicht sie Waffen in die Händc.nehmen konnten . um den rever 
lutionären Kräften bcizustehen. Aber bedingt durch den 
Charakter dcr Untergrundbewegung bestehen auch e rnsthafte 
Probleme. 

A lB: Worin bestehen diese Probleme in erster LiniI:? Haben 
sie sich seit dem Soweto· Aufstand nicht grundlegend gewan· 
deli? 
A. NZO: Das Ke mproblem ist, daß die Untergnmdbewe· 
gung das Volk nicht schnell genug erreichen kann. eben weil 
der Kampf im Untergrund geführt werden muß und nach den 
rassistischen Gesetzen illegal ist. Dies führt in manchen Fäl­
len dazu, daß die Intensivierung der Propaganda durch den 

Feind, vom Volk nicht entsprechend beanlWortct werden 
k.ann. Es ist aber interessant, daß (rotz d~s Monopols dieser 
Art von Propaganda in den Händen des Feindes, die das 
Volk aus der Bahn werfen soll, die Stimmung der Massen 
gegen das Regime ansteigt, was zur weiteren Intensivierung 
des Kampfes im Lande führt. 

Diese Tendenzen wurden trotz der brutalen Unterdrückung 
noch während den Massenerhebungen verstärkt, die am 
16. Juni 1976 begonnen hatten, sich landesweit ausdehn­
ten und die in der einen oder anderen Fonn bis heute 
andauern. Beispielsweise wurde verkündet, daß in Cross­
roads, einem Ort in der Nähe von Kapstadt. in den vergange­
ncn Tagen Demorutralionen stattgefunden haben, bei denen 
das brutale Regime - als es sich mit den Massen der Bevöl­
kerung dicse r Gegend konfrontien sah - wieder einige Per­
sonen erschossen haI. Das he ißt nichts anderes, als daß die 
Massenkämpfe in der einen oder anderen Fonn heute in die· 
sem Teil des Landes aufbrechen und morgen in einem ande· 
ren Teil und SO weiter. Damit wird unser Vertrauen ge· 
rechtfertigt, daß die Kombination bcider Kampffonnen, d. h. 
der offenen Ma.ssenkämpfe des Volkes mit den heimlichen 
Untergrundaktionen der revolutionären Bewegung, auf län­
gere Sicht eine Art unwiderstehlicher Welle gegen das Re· 
gime entwickeln wird . 
A lB: Gibt es bereits befreite oder halbbefreite Gebiete in 
der RSA? 
A . NZO: Nein. wir haben dieses Stadium, wo man von be­
freiten Gebieten spricht, noch nicht erreicht. Wir befinden 
uns im Anfangsstadium des bewaffneten Kampfes, dessen 
Aufgabe notwendigerweise zuallererst darin besteht, überall 
im Lande verwurzelt zu sein, bevoc die allgemeine Form des 
bewaffneten Kampfes slaufinden kann. 

Kumpanen Pretorias: Frankreich und die BRD 

AlB: Wie beurteilen Sie den Stand der Zusammenarbeit der 
Westmächte mit de m südafrikanischen Apartheidregime? 
A . NZQ: Nun , dicse Zusammenarbeit besteht nach wie vor. 
Es ist eine allgemein bekannte Tatsache. daß die im Sicher­
heitsrat ven retenen imperialistischen l änder immer noch 
verpflichtende Wirtschaftssanklionen gegen Südafrika ableh· 
ncn . Es ist eine allgemein bekannte Tatsache, daß trotz des 
in einer Resolution beschlossenen W:lffencm.bargos, weiter­
hin Waffe n nach Südafrika DieBen. Soweit dies nicht offen 
geschieht wie in der Vergangenheit. machen sie es heute 
durch ihre Spczialagenten wie Israel und den Iran. Die Be­
waffnung des Regimes hält an. 
Es ist eine allgemein bekannte Tatsache, daß das Regime auf­
grund der Zusammenarbeit mit den westlichen, imperialisti­
schen ländern, hier besonders mit Frankreich und der BRD. 
mit seinem Atomprogramm voranschreitct. 

AlB: W as bedeutet für Sie die bundesdeutsche OTRAG· 
" Kolonic" in Zaire? 
A. NZO: Die OTRAG-Frage ist bislang die deutlichste Ent­
wicklung auf dem afrikanischen Kontinent, die klar anzeigt, 
welche Absichtcn die imperialistische Welt gcgen unscren 
Kontinent hege Oc r Aufbau eines Raketengeländes auf dem 
afrikanischen Kontinent. das ~' eineswegs nur Raketcn für 
fri edliche Zwecke erprobt, zeigt, ~:elchen Gefahren un­
scr Kontinent ausgeselZt ist. Denn diese Art mi litäri~her 

Aktivitäten zieht Afrika nicht nur in die Pläne eines einzelnen 
Landes, wie beispie lsweise die BRD hinein. sondern in die 
Pläne des gesamten NATO· Blocks. 
Sie sind sogar soweit gegangen, militärisch zu intervenieren, 
wie es z. B. bei den Shaba·Ereignisscn in Zaire der Fall war. 
Oc r Transport belgischer und fran7.&ischer Strei tkräfte mit 
amerikanischen Augzeugen , die auf afrikanischer Erde lande­
ten, beweist , daß es sich um eine vorher durchgespielte, in 
den Korrido ren der NATO geplante Aktion handelte . 
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Südafrika -BHO 

Jürgen Ostrowsky Wiirtschaftssanktionen 
ge!gen Südafrika 

Kapitel vn der Charta der Vereinten Nationen befaßt sich 
mit den vo m Sicherheitsrat der UNO zU beschließenden 
"Maßnahmen bei Bedrohung oder Bruch des Friedens und 
bei Angriffshandlungen". Nach Artikel 39 der Charta hai der 
Sicherheitsrat zunächst festzustellen, "ob eine Bedrohung 
oder cin Bruch des Friedens oder eine AngrifFshandlung" 
vorliegt; dann "gibt (er) Empfehlungen ab oder beschließt. 
welche Maßnahmen aufgrund der Artikel 4 1 und 42 zu treffen 
sind, um den Weltfrieden uno die internationale S.icherheit zu 
wabren oder wiederherzustcllcn", Die Maßnahmc!" umfassen 
im äußersten Falle den Einsatz von militäriscben Kräften 
nacb Artikel 42 ; vor allem aber sind unte r Artikd 41 vorge­
sehen "vo llständige oder teilweise Unterbrechung der Wirt­
schahsbeziehungen. des Eisenbahn-, See- und Luftverkehrs. 
der Post-, Telegraphen- und Funkverbindungen MJWie sonsti­
ger Verkehrsmöglichkeilen und (der) Abbruch der diploma­
tischen Beziehungen". 

Die ttSCbützende Haad" der Westmächle: 

Die Forderung nach 'Verhängung bindender ökonomischer 
Sanktionen wurde erstmals von der UN-Vollversammlung am 
6. November 1962 in einer Kampfabstimmung in der Resolu­
tio n 1761 (XVtl) beschlossen. Seither wurden Forderungen 
nach Sanktionen gemäß Kapitel VII der Charta von (jer UN­
Vollversammlung reelmäßig in a.llen Siuungsperi:oden erho­
ben, wobei ebenso regelmäßig die Delegationen der West­
mächte gegen derartige Schritte stimmten. Ihnen ist es auch 
zu verdanken. daß im UN..sicherheitsrat bislang il:ein Embar­
gobeschluß gegen Südafrika zustandekam, obwoltt die Polit ik 
des südafrikanischen Regimes nach den Kriterien des Artikels 
39 konsequente "Maßnahmen dringend erforderlich macht. 

Es ergibt sich damil in den Vereinten Nationen die Lage, daß 
eine klare Mehrheit in der Vo llversammlung (und -:umeist 
auch im SicherHeitsrat) für die Verhängung bindender wirt­
schaftliche r Sanktionen gegen Südafrika e intritI , daß entspre­
chende Resolutionen der Vollversammlung jedo:;b von den 
Westmächten nicht berolgt werden. Im Sicherhoeitsrat ver­
hinde rt das Velo derselben Staaten (deneit ergänzt um die 
Nein-Stimme des nichlständigen Mitglieds BRD) die Sank­
tionsbesehlüsse. Erst am 4. November 1977 wanm auch die 
Westmächte im Sicherheitsrat gezwungen, einem bindenden 
Wlllffe nembargo gegen Südafrika zuzuslimmen. we,nngleich es 
ihnen emeul gelang, schärferen Fonnulierungen cler Auswir­
kungen der südafrikanischen Aggressions- und Repressions­
politik die Spitze zu nehmen (siehe nebensteherKlen Wort­
laut der Beschlüsse des UN-Sicherheiurates). 

Vor dem UN-Sicherheitsrat erklärte am 27. Mät"Z 1977 für 
den Afrikanischen Nationalkollgreß Südafrikas (JllNC) M. J . 
Makatini: " Die entscbeidende Fuge für diesen }lat ist, daß 
Südafrika so wie zur Zeit nicht überlebeg könnte ohne die 
Unterstützung, "<elehe die Vorster-Regierung v(ln ande ren 
Ländern erhätt. Dies zeigt den Weg für effektivl~ Maßnah-

I 

men seitens der Vereinten Nationen an. Denn, wenn diese 
lebenswichtige Unterstützung der Apartheid eingestellt 
würde, bliebe dem gegenwärtige n Regime keine andere Wahl 
als mit dem Abbau der Apartheid zu beginnen. Es hätte 
keine Kraft mehr, den Bemühungen des südafrikanischen 
Volkes sich selbst zu befreien zu widerstehen. Dies ist der 
wahre Weg zu fri edlichem Wandel, der einzige Weg zu fried­
lichem Wande l." 1 

Dies sind die Positionen der - im übrigen von den Vereimen 
Nationen anerkannten - Befreiungsbewegung, des legitimen 
Sprechers der unterdrückten Völker Südafrikas. Akademi~ 

sehe Zweifel angesichts der angeblichen Schwierikeiten, die 
es mache ... bestimmen zu wollen, was die Mehrheit der afri­
kanischen A rbeiterschaft in Südafrika tatsächlich will. solange 
sie über keine funktionie renden Gewerkschaften"' verfüge 2, 

sind alles andere als hilfreich und politisch naiv. Die Am­
wQrlten liegen vor. Der Gewerkschaftsverband SACY1J -
zwar legal, aber faktisch in den Untergrund gedrängt - for­
dert eindeutig: .. I. Ein Ende aller ausländischen Inveslitio-­
nen in Südafrika. ( .. . ) 4. Ein Ende jegliche r Förderung von 
Geschäften in Südafrika, der Werbung für südafrikanische 
Produkte; sowie e inen totalen Boykott Südafrikas auf allen 
Ebenen" '. 
Die entscheidende Frage ist die nach der Ernsthaftigkeit des 
auch von der Bundesregierung in schöner Regelmäßigkeit be­
kundeten VJillens, alles für die. Beseitigung der rassistischen 
Unterdrückung in Südafrika zu tun. So ist sie zwar der In­
te rnatio nalen Konvention über die Beseitigung aller Fonnen 
der Rassendiskriminierung (2106/XX) von 1965 beigetreten, 
bezeichnenderweise aber nicht der Konvention zur Verfol­
ung und Bestrafung des Verbrechens der Apartheid (3068/ 
XXVUJ) von 1973. Diese Politik und die konstante Weige­
rung der BRD wie der anderen westlichen Länder, das über­
falliie Embargo gegen die RSA zu verhängen - obwohl der 
Sicherheitsrat noch am 6. Mai 1978 erneut einen Aggressions­
akt Südafrikas gegen Angola in einer Resolution verurteilte -, 
lassen nur den Schluß zu, daß die Interessen der imperialisti­
schen Länder denen der afrikanischen Völker entgegengesetzt 
sind. An der Diskussion der Boykoltforderung in der BRD 
lassen sich ähnliche Positionen ablesen. 

~ie; Front der Boykott..(;epe:r 

In aller Offenheit hat jüngst der Präsident des Deutschen 
Industrie- und Handelstages, Otto W olff von Amero(lgen, 
Sanktionen gegen Südafrika abgelehnt. Bei einem Vertreter 
des Monopolkapitals nimmt dies nicht weiter wunde r. Ähn­
liche negative Urteile lassen sich finden bei Kapitalvertre­
tem wie dem Eisen- und Stahlverbandsmanager und CDU­
Parlame ntarier Hans Dichgans oder bei den politischen und 
ideok>ischen Verbündeten der RSA. 
Befremdlich mutet freilich an, daß von Amerongen den Vor­
sitzenden der Industriegewerkschaft Metall, Eugen Loderer. 



ausdrücklich wegen seiner "mutigen Erklärungen" I!rwähnt. 
die darin bestanden hauen, drohende Arbcitsplao:verlusle 
für die BRD wie in Südafrika fü r die Afrikaner als Argument 
ins Feld zu fUhren gegen einen Win schaft sbo)'koll "zu diesem 
Zeitpunkt '; •. Befremdlich nicht nur dt..'Shalb, weil gefragt wer· 
den muß, was denn noch alles in Südafrika zu geschehen hai, 
um einzusehen, daß es .,k.einerlei Chance mehr gebe, eine 
Veränderung mit friedlichen und demokratischen M:ineln zu 
erreichen'; (Lockrer) - 15 Jahre, nachdem etwa eiine vom 
Sicherheitsrat eingesetzte Expenengruppe unter Vors itz von 
Alva Myrdal zu dem Ergebnis kam: "Allein dieses radikale 
Minel (Wirtschaftsbo)'kou; d, Verf.) ermöglicht es, schwere 
Opfer zu vermeiden und einen Bruch des Wandels zu vermei­
den sowie vielen Unschuldige n in Südafrika wie aJ~derswo 

Leiden zu ersparen" s, Lodercrs Auffassungen bewe,gen sich 
überdies in krassem Widerspruch zu den auch von dein DGß­
Gewerkschaflen im Rahnlcn der Weltgewerkschaftskonferen­
zen von Genf 1973 und 1974 mitbesehlossenen Sa:nktions­
forderungen. 

"Wandel durch Handel" 

Auch die von Loderer benutzten Argumeme haben nur auf 
den ersten Blick etwas mit gewerkschaftl ichen Posilionen zu 
tun ; sie gehören zum Arsenal der Bo)'kougegner, die sich 
stereotyp immer wieder derselben Argumente bediem:n. Zum 
einen handelt es sich um die positive Darstellung der Strate· 
gie des " friedlichen Wandels", welche die WestmächtE: angeb­
lich verfolgen, und welcher Sanktionen abträglich sei,en; zum 
anderen - sich daraus e rgebend - um die AbqualiEizierung 
der Boykouforderung. Das Konzept des sog. "frit:dlichen 
Wandels" beherrscht dabei nicht nur die Regierung:;;politik. 
sondern a ls fi xe Idee auch die Vorstellungsmöglic:hkeiten 

Br~1 olle Verbindungen wr Apar/held I 

eines in sich differenzierten Spektrums von Beobachtern und 
Kritikern der Entwicklungen im südlichen Afrika, 

Kerngedanke der Beftirwo rter fortgcsctzter wirtschaftlicher 
Kooperation zwischen BRD und RSA (sofern diese nicht 
ohnehin der reaktionären Position zuzurechnen sind, die je. 
den Wandel ablehnt bzw. für eine Unte~tützung der RSA 
plädie rt) is t die Auffassung, Handel und Investitionen übten 
auf das Aparthcids)'stem positiv ve rändernde Wirkungen aus 
und seien ein Instrument zur allmählichen Veränderung zu­
gunsten der sozialen und schließlich politiSChen Lage der 
afrikanischen, ,.farbigen" und indischen Bevölkerungsmehr­
heit. Forcierte lndustrialisierung werde zur Folge haben, daß 
die Afrikaner zu höheren Löhnen kämen, in höhere Positio­
nen aufstiegen, immer weniger Diskriminierungen unterlägen 
und schließlich sogar .. im Sinne eines .Spill-over-Effekts' auch 
zum Abbau der politiSChen, sozialen und kulturellen Disk.ri ­
minierung der nichtweißen Bevölkerung Südafrikas beitra­
gen", Fazit: " Förderung der Handelsbeziehungen und des 
Kapitalverkehrs mit Südafrika und der Auslandsinvestitio­
ncn"'. 

Als Veh ikel solchen Fortschritts -.,langsam, aber gesichert" 1 

- soll u. a. die Einführung und Einhaltung von Verhaltens­
kodizes ähnlich dem am 20, September vom EG-Ministerrat 
verabschiedeten dienen - auch wenn bezüglich deren Effekti· 
vität selbst manchen Befürwortern dieses Weges nicht ganz 
wohl ist, Auf derselben Linie bewegte sich auch der SPD­
Parteivorstand , als er am 23 . November 1976 eine Erkl.::i­
rung zur Südafrika·Politik herausgab, in der die in Südafr.ka 
.,tätige(n) Unternehmen ( .. . ) aufgefordert (werden), durch 
ihr Verhalten und ihre Betriebs- und Personalpolit ik ein 
langfristiges Engagement auch unter einer MehrheilSregierung 
vorzubereiten" ' . 
Um den Nachweis zu führen , diese Strategie - ergänzt um 
politisch-diplomatische Einwirkungen, "sanflen Druck", was 
immer das scin mag - sei gegenüber Bo)'kottforderungen, 
ganz zu schweigen von bewarrnetem Befreiungskampf, vorzu­
ziehen, werden stels dieselben Behaup! l:ngen bemüht. Sie 
zie len darauf. einen Wirtschaftsboykotl j Is illusionär, unnütz 
oder gar schiidlich zu diskredi tieren: 

I. Sozusagen als Pendant zur " flexiblen" vorgehensweise des 
Westen s, die auf ei ne angebliche Gesprächsbereilschaft des 
Apartheidregimes setzt, wird ins Feld geführt, ein Bo)'kott 
treibe die weiße Minderheit nur umso tiefer in Isolation und 
Starrsinn . Der südafrikanische Okonomieprofessor Amt 
Spandau konstatiert : "Ein inte rnationaler Handelsbo)'kolt . . 
würde mit großer Wahrscheinlichkeit zu einer Erhärtung der 
Fronten fü hren" D, Im gleichen Sinne argumentieren der 
KAEF· Autor Manfred Schulz, der Herzchirurg Barnard in 
seiner persönlichen Darstellung und auch IGM-Vorsitzender 
Eugen Loderer. 10 

2. Das angesichts der Lage der afrikanischen Massen zynisch­
ste Argument, ein ßo)'koll träfe "gerade die am meisten ( . . ,), 
denen er helfe n soll" ", vereint eine bcmerkens ..... erle Runde; 
sie reicht von Herrn Dichgans über Doktor Barnard. DlI-ff· 
Chef von Amerongen, den BOI und Eugen LcxIerer bis hin zu 
Will)' Brandt, der schon 1968 befand, "daß niemandem damit 
geholfen wäre. wenn die zum Teil bereits hochentwickel ten 
Volkswirtschaften im südlichen Afrika bewußt zerstört wür· 
den" 12. 

3. Unter Bezugnahme auf das .. ßeispiel" der Rhodesien­
Sanktionen (so Wolff v. Amerongen) wird argumentiert, ein 
Boykott se i nicht " un iversal" durchsetzbar, was die Vorbe­
dingung se ines Erfolges sei: .. Ohne Umsetzungschancen in 
konkrete Ak tionen ist der Sanktions- und Bo)'konansatz . , , 
ohne größeren strategischen Wert", stellt R. Rode gewichtig 
cinc Banalität fest, um die nächste anzuschließen: "Ohne den 
Ei nbczug der relevanten Partner der RSA (Englnnd, USA. 
BRD, Frankreich) fehlt diesem Ansatzpunkt .. . jegliche 
Durchschlagskraft " 11. Skeptisch in ßezug auf die Befolgung 
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8oyko!,oeQnef-Lodefer /3. v. r.J beim Be~udt von Slemen5/n Südo/r/lt.o 1 Boylt.oUOl'Oner von Ame ro noen (Folo r.' 

äußem sich auch Schulz und der Ressortleiter der Frankfurter 
AI1~emeinen Zeitung (FAZ), Gillessen. 

4. Ein im Juni 1964 vom Sicherheitsrat eingesetzter Exper. 
tenausschuß, der sich aus je einem Vertreter der damaligen 
Ratsmitglieder zusammensetzte, kam seinerzeit in einer mit 
der Mehrheit de.r westlichen Länder angenommemen Exper· 
~ zu dem Resultat, Süd afrika sei für einen Boykott nicht 
sehe anfällig, aber auch nicht immun. Die heiden afrikani­
schen Vertreter sowie diejenien der Sowjetuniol<!. und der 
CSSR bestritten diese Beurteilung. Heute argumentieren 
Auton:n wie Schulz, Barnard oder der ehemalige Afrika· 
Korrespondent der FAZ, Seelmann·Eggebert I. ähnlich wie 
die Westmäehte, zum Teil- wie Schulz - noch krasser. 

5. Als imlJler wieder beeindruckend erweist sich (~i.n "Argu­
ment", das seine Benutzer weiterer Schwierigkeiten geradezu 
enthebt, weil es diejenigen in Mißkredit zu bringc=n scheint, 
die Si,nktionen gegen Südafril4l fordern. AußenminiSler 
Brandt drückte es 1967 noch zurückhaltend aus: ,,11m übrigen 
muß man . .. LippenbekeMtnis und Wirkli.chkeit unlerschei· 
den. Viele Warenströme fließen heute in aller Welt aus poli· 
tischen Rücksichten über dritte Länder, um das Bestimmungs­
land zu venchleieren". Rode macht sich diese Methode zu 
eigen: ,,.Afrikanische Vorwürfe und Forderungen treffen da· 
pei SO lange wenjg, als die Erfahrung . .. (besagt), d.aß ... afri· 
kanische Staaten selbst wnfangreiche Geschäftsbc::ziehungen 
mit Südafrika unterhalten". 15 

Seine Schlußfolgerung unterscheidet sich nichl al1.;msehr von 
derjenigen der tDF-Sendung Bilanz vom 9. 3. 1977: ,,Jene 
ausländische Forderung, Südafrika wirtschaftlich im boykot­
tieren, ist angesichts dieser Tatsachen . geradClltu lächer­
lich, und wäre höchstens dazu geeignet. uns selbst zu scha· 
den". 

6. Letztere' Aussage berührt den Kern des Arguments, ein 
Boykott sei atnulehnen. Seine Einhaltung füge der Wirtschaft 
der BRD Schaden zu - wobei bezeichnenderweise aus· 
sddie81ieJi drobCode Arbeitsplatzverluste als konkrete Folge 
benannt werden (und dies ausgerechnet von Hauptverant· 
worllichen fiir Fortrationalisierung von Arbeitsp:lätzen wie 
von ~erongen), nie jedoch die Sclunälerung delr nac" wie 
vor extr.em hohen Profile aus Investitionen in Südafrika. Ar· 
bdtsloscnzahlen prophezeit A .\Spandati für die mh der RSA 
Handel treibenden Länder ebenso wie SecImaDn:-Eggebert, 
~ährend R. Rode zunächst von Exporten nach Süda&ik.a und 
RoI;IstoffimpOrten positive Auswirkungen. auf dH~ Arbeits­
platzsidw:.ru.ng erwartet; verständlich sind hier lXx:h Eugen 

• 

Loderers Heden ken. 

Nicht alle genannten Autoren lehnen zwar einen Boykott 
grundsätzlich und endgültig ab (etwa Eugen Loderer) ; R. 
Rode z. ß. e rwägt immerhin "Tei lboykotte in empfi ndlichen 
Bereichen" 16. während der sozialdemokratische Bundestags~ 

abgeordnete Uwe Hohz ausgerechnet bei Erwähnung des 
Aktionsprogramms der Sozialistischen Internationale "ver· 
gißt", daß in diesem ein In vestitions- und Kapitalexport· 
stopp für Südafrika gefordert wird 11. 

Trifft der Boykolt die RSA-Massen? 

Bemerkenswert an den meisten Stellungnahmen ist jedoch 
zum einen die weitgehende bis zumeist völlige 19norierung 
der Position der Befreiungsbewegung, zum anderen die Ober· 
einstimmung mit Argumentatio nen des " liberalen" südafrika· 
nischen Kapitals, das die Grundlagen der südafrikanischen. 
kapitalistischen Gesellschaftsordnung durch die Praktizierung 
von Teilrefonnen sichern will. Die Absage an konsequente 
Schritte fügt sich ausschließlich in diese auch von den West· 
mächten angestrebte " Refo rmpolitik" ein. 
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Vertrete r der aufgeführten .,Gegenargumente" müssen sich 
eine Reihe von Gcge nfragen vorhalten lassen; 

I . Daß die weiße Minderheit durch einen Boykoll 11loch un­
nachgiebiger we rde, kann nur befürchten. wer die Entwick­
lung der letzten Zeit ignoriert hat : die Ermordung streiken­
der Bergarbeitcr 1973. das Massaker von Soweto 1976. die 
Aggressionsakte gegen Angola 1975 und 1978, das Verbot 
de r Gruppen der Black-Consciousness- Bcwegung !Jnd der 
liberalen afrikanischen Zeitungen im Herbst 1976 . . . Wie­
viele Be lege brauchen die empfindsamen Anhängcr des "Ge­
sprächs" mit dem Rassistcnrcgime noch? 

2, Daß ein Boykott die afrikanischen Arbeiter trifft , braucht 
man nicht umständlich nachzuweisen. Daß aber ausgmechnet 
die Verantwortlichen für Hungerlöhne, unzumutbare soziale 
und Lebensbedingungen, die Profiteure von Untcrdrüekung 
und Ausbeutung ihr Herz für die Opfe r entdecken. ist mehr 
als geschmacklos. Der angeblich so segensreiche Kapitalismus 
Südafrikas hat bere its mehr als 2 Mio Afrikaner arbeitslos ge­
macht. Was sind demgegenüber die kunfristi )!en zusätzlichen 
Opfer für die unterdrückten Massen in Südafrika. wenn der 
Boykott sie der Befreiung von Te rror und Armut näh f~ rb ringt . 

statt - was die logische Konsequenz dieses philrisäcrhaft 
moralisierenden "Arguments" wäre - ihre Leiden auf unab­
sehbare Ze il zu verlängern'! 
Die Antworten der Befreiungsbewegung, der fortschrittlichen 
Gewerkschaftsbewegung Südafrikas sind - in vollem Bewußt­
sein der Konsequenzen - bekannt. Diejenigen, die s.ich die­
sem "Argument" der Kapitalvertreter, die ihre In teres!;Cn 
ste ts als d iejenigen de r Massen auszugeben versuchen, ange­
schlossen haben. täten besser daran, auf die wirklich en Ver­
treter de r Afrikaner. " Farbigen" und Inder Süd,;.frikas zu 
hören. 

3. Daß ein Boykott untauglich sei , weil er - wie Rhod<:sien be­
weise - nicht e ingehalten werde (so z. B. von Amerongen), 
ist eine Dreistigkeit. Haben doch eben diejenigen Länder. 
diejenigen Konze rnvertreter. die sich heute dicses demagogi­
schen Verwirrspiels bedienen, durch Bruch der Samktionen 
dafür gesorgt. daß er keine entscheidende Wirkung erzielen 
konnte 18 , Daß ein Boykolt nicht durchsetzbar sei, weil die 
wirtschaftlichen Interessen zu stark seien. kennzeieh:net zum 
einen d ie Interessen, ist zum anderen aber demoralisieren­
der Ve rzicht :\Uf politische Initiativen, auf Aktion und Ent­
faltung von Druck, in dem sich Geringschätzung demokrati­
scher Massenaktivitäten und der Mobilisicrbarkeit solidarisch 
Handelnder ausdrücken. Die Regierungen der westlichcn 
Länder haben bisher allein auf Druck reagiert - sie werden 
es künftig nicht anders halten ; der Verzicht auf ein Druekmit-
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te l ist gleichbedeutend mit der Hinnahme der bisherigen Po­
litik. 

4 . Daß d ie RSA ökonomisch nicht zu treffen sei, ist e ine An­
nahme, deren Zustandekommen offenkundig vom politischen 
Standort der Analytiker abhängt, wie die Abstimmung über 
die UN-Expertise (siehe oben) gezeigt hat. Ihr stimmt über­
dies noch nicht einmal Spandau zu, Bereits 1963 wurde im 
Rahmen e iner internationale.n Konfe renz festgestellt. daß 
Südarrika von Boykonmaßnahmen erheblich betroffen wür­
de; e ine Studie de r Vercinten Nat ionen kam 1970 zu ähnli­
chen Schlüssen ; W, Schneider- Bart hold vom Deutschen In­
stitut für Entwicklungspolitik nimmt bereits für einen Boykott 
allein durch dte BRD "verheerende Auswi rkungen" an. die 
.. vermutlich politische Folgen nach sich zöge(n)" 19. 

In der Tat ist Südafrikas Außenwirtschaft (sowohl bezüglich 
des Absatzes und der Deviscnbeschaffung als auch bezüglich 
des Imports moderner Technologie) auf wenige Länder ange­
wiese.n. Ein Boykott durch sie (USA, Japan, die EG-Ländcr) 
be träfe etwa rund 82 % der Gemüseausfuhren. 59 % der 
Berbauproduktionsausfuhr, !B % der Textilausfuhr . 87 % 
der Exportc von Edelsteinen und Edelmetallen, 67 % der 
Ausfuhr von Basismetallen. 20 

5, Daß einige neokolonialistische und auf die imperialist;,­
schen Staaten fixi erte afrikanische Staaten wie die Elfenbein­
küste oder Gabun mit der RSA handeln. ist gewiß fatal genug. 
aber das Rcsultat gezielter Beeinflussung durch Länder wie 
Frankreich , Daß cin revolutionäres Land wie Mocambique 
aufgrund der traditionellen Deformation seiner eigenen Wirt­
schaft unter der portugiesischen Kolonialherrschaft und unter 
dem Einfluß Südafrikas und En lands z. B. seine Transport­
wege noch für südafrikanische Güter offenhält, i~t ebenfalls 
imperialistischer Politik anzulasten. Und es ist zugleich von 
de r Notwendigkeit diktiert. e ine unmittelbare militärische 
Konfrontation mit Südafrika zu vermeiden . Weder kann 
M~ambique , das die bestehende Abhängigkeit abzubauen 
sucht , der ernste Wille abgesprochen werden, an einem Boy­
kott teilzunehmen, noch ist dies ein Argument gegen einen 
Boykott durch Südafrikas Hauptpartner, 

Geftihrdung 'Von Arbeitsplätzen in der BRD? 

Ble ibt das " Argument", ein Boykott schade der BRD-Wirt­
schaft , indem er Arbeitsplätze koste. Arbeitsplätze kosten 
die rasch wachsenden Auslandsinvestitionen des BRD-Kapi­
tals (siehe Serie BRD-Neokolonialismus in AlB 7-8/ 1978 
ff.) , zu denen in den vergangencn Jahren nicht zuletzt die 
Südafrika-Investitioncn ~igetragen haben: Personalauswei­
tungen südafrikanischer Tochterfirmen stehen Rückgänge im 
Personalbestand der inländischen Produktionsanlagen gegen­
über, wie sich anhand von Geschäftsberichten nach ..... eisen 
läßt . 
Geht man davon aus, daß ein cventueller Exportstopp Ar­
beitsplätze gefährden könnte (wobei die Größenordnungen, 
die zuweilen angegeben werdcn, durchaus umstritten sind), 
und sieht man einmal von Kompcnsationsmöglichkeiten im 
Handel mit anderen Regionen und Ländern ab, so bleibt 
dennoch zu fragen , ob in dieser Argumentation nicht eine 
Verkehrung von Relationen und Prinzipien vorlieg!. Die 
Delegierten von über 200 Mio Arbeitern und Arbeite rinnen 
de r ganzen Welt (nämlich vor allem der WGB- und IBFG­
Gewerkschaften) , die auf den Genfer Konferenzen den Boy­
kott Südafrikas forderten . haben dies gewiß nicht ohne Ver­
antwortung rur die Arbeitsplätze ihrer Kolleginnen und 
Kollegen getan. Vor allem aber tatcn sie es im Bewußtsein 
ihrer internationalistischen Solidaritätspflicht , der gegenüber 
mögliche kurzfristige Nachteile zurückzustehen haben. 
Muß es schon Mißtraucn er regen. wenn die Vertreter und 
Organe des Großkapitals sich als Anwälte der unterdrückten 
Massen in Südafrika ausgeben. SO ergibt sich auch aus der 
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~----Resolution 418 des UN-Sicherheitsrates vom 14. 11. 1977-----, 

Waffenembargo gegen Südafrika 
Der Sicherheitsrat. 
- unter Hinweis auf seine Resolut ion 392 (1976), in der er die süd­
afrikanische Regierung wegen ihrer Zuflucht zu ma'iSiven Gewalt­
akten und zur Tötung von afrikanischen Menschen. darunte r auch 
von Schulkindern und Studenten sowie anderen. die ihre Ablehnung 
der rassischen Diskriminierung zum Ausdruck brao::hten, aufs 
schärfste verurteilte und diese Regierung aufforderte. die Gewalt­
akte gegen das afrikanische Volk unvernJglich einzustellen und um­
gehend Maßnahmen zur Beseitigung der Apartheid und der rassi­
schen Diskriminierung zu ergreifelI, 
_ in der Erkennlnis, daß die Stärkung des militärischei) Potentials 
und die anhaltenden AnltJ"'iffshandlun~n Südafrikas gegen die 
Nacbbarstaaten die Sicherheit dieser Staaten ernsthaft beeinträch­
tigen, 
_ in der Erkenntnis ferner, daß das bereits bestehende Waffen­
embargo verstärkt und ohne irgendwelche Vorbehalte, oder Ein­
schränkungen universell angewendel werden muß, wenn eine wei­
tere Verschärfung der ernsten Lage in Südafrika verhindert wer­
den soll , 
- in Kenntnisnahme der Erklärung von Lagos über Maßnahmen 
gegen die Apartheid (S/ 12426), 
_ zuliefst besorgt darüber, daß Siidafrika an der Schwenk zur Her­
s~Uung von Kernwaffen steht, 
_ unter scharfer Verurteilung der südafrikanischen Regjerung we­
gen ihrer repressiven Maßnahmen, ihrer herausfordernden Fort­
setzung des Aparlheidsystems und ihrer Angriffe auf benaehbarte 
unabhängige Staaten, 
- in der Auffas.sung, daß die Politiken und Handlungl:n der süd­
afrikanischen Regierung Gefahren für den Weltfriede:n und die 
internationale. Sicherheit in sich bergen, 
- unter Hinweis auf seine RC50lution ISI (1961) und andere Reso­
lutionen tiber ein freiwilliges Waffenembargo gegen Siidalrika, 
- in der Obeneugung. daß ein bindendes Waffenembargo gegen 
Siidafrika, in erster Linie universell angewendet werden muß. 
- deshalb aufgrund von Kapitel VII der Charta der Vereinten 
Nationen tätig werdend. 

Befrachtung der gegen Sank.tionen vorgebrachten Behauptun­
gen und der Strategie der " Reformen durch Inllc·stitionen·'. 
was der ANC schon 1973 auf der UN/OAU-Konferenz in 
Oslo hervorhob: "Daß die verbreitete und willkommene Her­
ausste llung der den schwarzen Arbeitern gezahlte~n Hunger­
löhne Gefahr läuft, zur Legitimation von Investitionen wie 
des Status quo in Südafrika mißbraucht zu werden. Ja. dieses 
Vorgehen legitimiert nicht nur bestehende Inveslitionen. son­
dern fördert noch weitergehendes Engagement IInteT dem 
Vorwand , daß, je größer die Kapitalöctei ligung. der Ein­
fluß äußerer I.nteresscll auf eine aufgeklärte ßetriebspolitik 
umso größer sei." 2' 

Geschichte und Gegenwart der südafrikanischen Entwick­
lung zeigen jedoc.h. daß für die Gesamtsituation .der unter­
drückten Völker in der RSA Auslandsinvestitic,nen nicht 
nur keine wirklichen Verbesserungen brachten, sondern das 
Gegente il. Das Jahrzehnt nach Sharpeville brachte Südafrika 
c::: inen enormen Aufschwung der ausländischen Inv·csti tionen, 
zumal aus der ßRO. Es war zugle ich das Jahrzehnt schärfster 
Repression, die unter der Losung des damnligen J'ustizmini­
sters Vorster stand, es gebe .. Zeiten in de r Geschichte einer 
Nation ... , in denen nicht nur die Vernunft sprechen dnrf. 
sondern auch Blut - und diese Zeit ist jetzt." 22 

Die wirtschaftlichen Beziehungen namentlich der imperiali­
stischen Mächte zur RSA stärken das Apartheidr.egimc un­
ausweichlich, sei es durch die Stcuerzahlungen der Konzern­
filia len, sei es durch die Exportgewinne Süda frikas oder 
schließlich durch den Transfer von Technologie nnd (lange 
Zeit) von Facharbeitern und Spezinlisten. Dies gilt auch und 
in besonderem Maße für die militärische Aufrüs tung Süd­
afrikas. Die Wirtscha h'sbezichungen ermöglichen es der RSA 
über die Mittel zu verfügen, die sie zum Ausbau ihres Ag­
gression .. - und Repressionspotentials verwcnde t. Einen direk-
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1. stellt fesl, daß der Erwerb von Waffen und dazugeoorigem Ma­
terial durch Südafrika angesichts der Politik und der Handlungen 
der südafrikanischen Regierung eine Bedrohung der AufrechterhaI· 
tung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit darste llt; 
2. beschließt. daß alle Staaten ab sofort die Lieferung von Waffen 
und dazugehörigem Material aller Art nach Südafrika einzustellen 
haben. einschließIi<:h des Verkaufs oder der Weitergabe von Waf­
fen und Munition. von Militärfahrzeugen und -ausrüstungen. von 
paramilitärischer Polizei ausrüstung sowie von Ersatzteilen für die 
vorgenannten Gegenstände, und daß sie glei<:hermaßen sowohl die 
Bereitstellung aller Anen von Ausrüstungen und Materialien als 
auch die Gewährung von Uzenzvereinbarungen für die Herstellung 
oder Wanung der genannten Riistungsgegenstände einzustellen 
haben ; 
3. forden alle Staaten auf. angesichts der Ziele dieser Resolution 
alle in bezug auf. die Herste llung und Wanung von Waffen. von 
Munition aller Ar! und von militärischen Ausrüstungen und Fahr­
zeugen mit Siidafrika bestehenden vertraglichen Vereinbarungen 
und Südafrika dafür gewährten lizenzen im Hinblick auf deren 
Beendigung zu überprüfen; 
4. beschließt ferner, daß sich alle Slaaten jeglicher Zusammenar­
beit mit Südafrika bei der Herstellung und Entwicklung von Kern­
waffen zu enthalten haben; 
S. fordert alle Staaten einschließlich der Nichtmitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen auf. strikt in Obereinstimmung mit den Be· 
stimmungen dieser Resolution zu handeln ; 
6. ersucht den Generalsekretär. dem Rat über die Fortschritte bei 
der Ve(Wirklichung dieser Resolution zu berichten und den ersten 
Bericht spätestens am I. Mai 1978 vonulcgen ; 
7. besdiließt, diesen Punkt im Hinblick auf weitere, gegebenenfalls 
angesichts der Entwicklung der Dinge erforderlichen Maßnahmen 
auf seiner Tagesordnung zu belas...en. 

Die Resoilitlon wurde mil J 5 Stimmen ohne Gegenstimmen "nd 
Stimmenthullungen unge"ommen. 

(Quelle: Vereinte Nationen. Bonn. Nr. 6/1 977. S. 198) 

tell Beitrag leisten Warenlieferungen una Investitio nen da­
durch, daß Südafrika in den Besitz von Technologien kommt. 
ohne die das Funktionie ren moderner Waffensysteme unmög­
lich ist ; schl ießlich können auch ausländische Unternehmen in 
der RSA zu r Waffenproduktion verpflichtet werden . 

Ein südafrikanischer WirtSChaftswissenschaftler ist es, der mil 
der frommen Z wecklüge aufräum!. Auslandsinvestitiollell 
übten reformerische Einflüsse auf die Verhältnissc in der 
RSA aus: .,Der Einfluß. der von ausländischen Kapitalisten 
ausgeübt werdcn mag. scheint sich eher auf die Po litik ihrer 
eigenen Regierun.ltcn zu erstrecken als auf die der südafrik a­
nischen Regierung." 23 

Aufhebung der Rassenschranken - ein T rugschluß 

Entsprechend der simplen Tatsnehe. daß die Interessen dcr 
jeweiligen K:lpitalien sich niederschlagen in der Politik "ih­
rer" Regie rungen . iSl der bisherige " Wnndel" in Südafrika 
ausgefallen - und dies nach fast zwei Jahrzehnten Politik des 
" friedlichen Wandels". 
Von den positiven Veränderungen, die u. a. von der Anwen ­
dung des "EG· Kodex" erwartet wurden. muß z. ß. auch 
R. Rode, in dessen Modellüberlegungen derartige Instru­
mente ei ne wichtige Rolle spielen, festSlellcn. daß es mil 
ihnen nich t weit her wnr, und die Berichte selbst der Firmen 
mit Bundesbe teiligung eher durch Schönfärberei auffielen 24. 

Wie anders sollte es auch sein angesichts eines Kodex, der 
großzügige Interpretationen zuläßt. und dessen Wen auf Null 
schmilzt. wenn man d ic Forderung nach einer Bezahlung in 
Höhc von 50 % über dem offiziell festgelegten Existenz­
minimum vergleicht mit dem, was tatsächlich zur Unterhal­
tung einer meh rköpfigen Fami lie notwendig ist? Daß se lbst 



,----Resolulion 32/105 F der XXXII . UN-Vollversammlung vom 14. 12. 1977 ----, 

Militärisch-nukleare Zusammenarbeit mit Südafrika 
Die Vollversammlung, 
in tiefer Besorgnis über die fa ngesetzte und schnelle Itlililärischc 
Aufrüstung in Südafrib, 
alarmiert durch die venweifeltcn Bemühungen des Ras:iislenregi· 
mes in Südafrika. in den Besitz von Kernwaffen 2U gelangen. 
verurte il! aufs schärfste das Rassislcnregime Südafrikas wegen sei· 
ner massiven Gewallakte legen das unterdrückte südafrikanische 
Volk, seiner fortgesetzten inegalen Besetzung Namibias, seiner Un­
tCl1ltützung für das illegale rassistische Millderhci lsregime Südrho­
desicns und seiner wiederholten Aggressionsaklc gegen unabhän· 
gige afrikanische Staaten, 
in der Erkenntnis. daß die anwachsende Mililarisierung Südafrikas 
und stine Pläne der nuk lc~n EntwiCklung die Gdälurdung des 
Friedens und der Skherhcit in der Welt beträchtlich erhöhen. 
verurteilt die ungeachtet wiederholter RC$OIu tionen der Vereinten 
Nationen fongesetzte Z usammenarbeit bestimmter Regierungen 
und transnationaJer Gesellschaften mit dem Rassisstenrc:gime. die 
dieses Regime befähigt, sein Militärancnal zu entwic:keln ulld 
seine nukleare Entwicklung vonmzubringen, 
erinnen an ihre Aufforderung an den Sicherheitsrat, entl>prechend 
Abschnitt VII der Chan. der Vereinten Nationen ve:rbindliche 
Maßnahmen zu ergreifen. um die vollständige Verwirkü.~ung des 
Waffenembargos gegenüber Süd.afrikl und die Beendigung jegli­
cher militärül:her Zusammenarbeit mit dem RlS5isteru~gime in 
Südafrika zu gewährleisten, 
nimmt ,Kenntnis VOf1 der Resolution 418 (1977) des Skherheil$­
rates vom 4 . November 1977, 
drückt ihr tiefes Bedauern aus, daß drei ständige Mitgljeder des 
Sicherheitsrates - Frankreich, das Vereinigte Königreich \'()n Groß.­
britannien und Nordirland und die Vereinigten S18aten \IOIlI Amerika 
- damit fongefahren sind, sich einem umfassenden Embargo hin­
sichtlich der militärischen und nuklc:aren.Zusammenaroei t mit dem 
Rasslstenregime in Süd,frib zu widc:rsetttn, 
in Anbetracht de r Notwendigkeit dringender Maßnahmen zur Ge­
währleistung der vollständigen Verwirklichung der Sicherheitsrats­
Resolut ion 41 8 ( 1977) und zur Förderung ihrer Ausdehnung auf 
alle Gebiete der Zusammenarbeit mit dem Rassistenregime in 
Südabika, die die mil itärische: Aufrüstung und nukleau EnlwJck,. 
lung des L..andes direkt oder indirekt erleichtert, 50'0\ie .,~r die ge­
samte militärische und nukleare Zusammenarbeit mit Südodrika, 
ninunt Kenntnis von der Deklaration über Aktionen liegen die 
Apartheid, wie auf der vom 22.-26. August 1977 in ugos stauge­
fundenen Weltkonferenz für Aktionen gegen Apartheid :mgenom­
men wurde 1. 

I . ruft alle Regierungen auf. unverzüglich bedingungs- wld vorbe­
ha.ltlos Resolution 418 (1977) des SicherheiL!rates zu ·~erwirkJi· 
ehen, ungeachtet jeglicher bestehender Verträge und v(~rgebener 
Lizenzen und zu gewährleisten. daß alle Geselbthatien.. Organi_ 
sationen und Einzelpef50fltn in ihren Zuständigkeitsbereichen 
diese Bestimmungen einhalten; 
2. ruft al le Staaten auf, insbesondere Frankreieh. das Vereinigte 
Königreich von Großbritannien und Nordirland sowie die Vereinig­
ten Staaten von Amerika, sich in übereinstimmung mit A.bschnin 
VII der Charta der Vereinten Nationen an effektiven inte rnationa­
len Aktionen zu beteiligen. um die große Bedrohung des Friedeß!l. 
die aus der Politik und den Aktionen des Rassistenregimes in Süd­
afrika erwächst, abzuwenden; 

in Zahlen drastische Lohnerhöhungen für Afrikam:r we nig 
besagen. bezeugt kein Geringerer als H a rry F. Oppenhe ime r, 
Präsident des Ko nzerngiganten Anglo American - D e Becl'S' 
" Prozentual gesehen sind die Löhne für die Schwarzen schne l­
ler gestiegen als die der Weißen, aber es ist wichtig sich zu 
erinne rn_ d aß wegen der historische n Kluft der Löhne eine 
etwa 50prozentige E rhö hung d e r .schwarL.en Entlohnung und 
ein e IOprozcnuge E rhöhung bei d en Weißen in absoluten 
Zahlen nur e ine Verbreiterung der Kluft bede utet:· 2~ 
Auch was die tende n:t.ie lle Aufhebung der _,oo lour bar". der 
Rassenschranke betrifft , die Afrikanern den Zugang.m quali­
flZieneren T ätigkeiten versperrt , erweist sich das Vertrauen in 
eine solch e E ntwleklun,lt a ls Trugschluß: " ln Wirkl ichkeit ist 

3. ersucht den Sicherheitsrat , gemäß Abschnitt VII der Chlln a al1e 
Staaten aufzufordern. ungeachtet jeglicher bereil$ bestehender Ver­
ltige: 
a) jegliche Lieferungen von Waffen. Munition, militärischen Aus­
rüstungen oder Militärfahrzeugen und Ersatzteilen für du Ge­
nannte nach Siidafrika ausnahnulos zu umerlassen; 
b) zu gewährleisten, daß solche Ueferungen nicht über andere 
Länder nach Südafrika gelangen; 
c l keine militärischen Ausrüstungen oder Zubehör zu importieren, 
welche von Südafrika selbst ock:r in Zusammenarbeit mit ihm her­
gestel lt wurden; 
d) den Austausch von Militär-, Marine- und LuftwaffenattachtS 
mi t Süclafrika einzustellen; 
e) je3iichc: Form militärischer Zusammenarbeit mit Sik1afrika zu 
beenden; 
f) aUe Lizenzen zurückzuziehen und jegliche tedJnßche Unter­
stützung für die Herstellung von militärischen Ausrüstungen und 
Zubehör in Südafrika einzustellen; 
g) jeglichen Transfer von nuklearer Ausriistung oder von spalt­
barem Material oder TechnoJogie nach Südafrika einzustcUen; 
h) den Gesellschaften. Institutionen oder Agenturen in ihrem Zu­
stiindigkeilsberek:h jede Zusammenarbeit mit Südafrika zu verbie­
ten, sei es di rekt oder durch Beteiligung an in 5ik1afrib registrier­
ten Gesellschaften bei der militärischen Aufrüstung oder der 
nuklearen Entwicklung; 
i) zu verhindern. daß ihre SWtsbürger in EinriChtungen in SIk!­
afrika arbeiten. in denen Zubehör für Mili tär- und Polileikrifte 
hergestel1t wird oder die an der nuk~aren Entwicklung beteiligt 
sind; 
j) den Angehörigen von südafrihnischem Militär und Polizei s0-

wie Personen, die in der nuklearen For.schung und Entwicklung 
tätig sind. Visa zu verweigern; 
4. ersucht weiterhin den Sk:herheitsrat. einen Mechanismus zur 
Überwachung der Realisieomg der unter Punkt 3 aurgeführten 
Maßnahmen zu schaffen; 
S. ruft alle Regierungen und Organisationen auf, geeignete Maß­
nahmen zur Unterstüuung der Zielstellung dieser Resolution zu 
ergreifen; 
6. ermächtigt den Anti-Apartheid-Ausschuß, 
a ) alle Entwiclllungen hinsichtlich der militärischen und nuklellren 
Z usammenarbeit mit dem Rassislenregime in Südafrib zu verfol­
en und zu publizieren und der Vollversammlung und dem Sicher­
heitsrat über alle behaupteten Verleuungen von Sicherheitsrab­
Resolution 41 8 (1977). die ihm bekannt werden, zu berichten; 
b) sich mit Experten zu beraten. Hea rinp abzuhal ten und Konfe­
renzen und Kampagnen zu unterstützen, wn die vollständige Be­
endigung der militärischen und nuklearen Zusammelllllbcil mit dem 
Rassistenregime in Südafrika zu fOrdern . 

Dkse Ruolution wUfd, millIJ Sllln 7 SJimmlll bti 17 EnduJJrun_ 
gIn IU1genommln. Glglru~rr: Bt/gkrr. Bundurtpublik Df!uueh­
land, Frtmkrtieh, Gropbrilllnnk n. Itafiln, Lu:tlmbW!. USA. . En/­
ha/nmsen; Ar.utrafien. DünWUJrk, Guattmala, Irland. Island, Ka­
nada, Kostarika. Malawi, NtUfllland, NilrUrltmdf!. NUulI'agua. No,.. 
wlgen, Ostlrrtieh, PorrugoJ, Spatlien, Surirwm, Zf!ntralafrilul. 

(Quelle: Cenlle against Apartheid. NOles anti Docwnc:nts, New 
Vnrk. Nr. UFebruar 1978. S. 1~19) 

es überhaupt nichts Neues, d aß die Rasscnschranke sich ver­
sch iebt_ Betrachte t m a n die Entwicklung sei t 192 1, so sieht 
man, daß die We ißen ste tig nach oben gerüCkt sind , in Mana­
gertätigkeiten und AufsehersIellungen, und daß der Anteil 
der Afrikaner, die a ngelernte T ä tigkeiten verrich ten. ge­
wachsen ist. Die Erforde rnisse d e r Wirtschaft haben sich ver­
ä nde rt , und info lgedessen bedurfte sie nicht mehr eine r so 
g roßen Zahl unqua lirlZie rter afrikanischer ArbeitSkräfte, son­
dern eines größeren Ante ils angelernter Arbeiter. A ber dies 
bedeutet keineswegs, daß die Rassenschranke durchbroch~n 
ist. R asscnunterschiede bleiben beste he n in der Z uweis ung 
der Arbeit und bei der Bezahlung __ . U nd die Grundlage des 
Systems ist geblieben." 2e 
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r---Resolution 32/105 G der X.XXII. UN-Vollversammlung vom 14. 12. 1977--~ 

Wirtschaftliche ;~usammenarbeit mit Südafrika 
Die Vollversammlung, 
erinnert an ihre Resolution 3116 H vom 9. November 1976. 
bekräftigt erneut , daß jede ZU53mmenarbeit mi t dem Hassislcnre­
gime Südafrikas einen feindlichen Akt gegenüber dem unterdrück· 
ten Volk Südafrikas und eine verachtenswerte Herausforderung 
der Vereinten Nationen und de r internationalen Gemeinschaft da r­
stellt, 
in der festen Oben.eugung, daß verbindliche wirtschaftliche Sanktio­
nen gemäß Abschnitl VII der Charta der Vereinten Nationen not· 
wendig sind, um eine schnelle Ausronung der Apanh.eid zu be­
günstigen , 
nimmt Kenntnis von dem Bericht des Anli-Apanheid-Ausschus.-.es, 
verurtei lt die fondauernde und verstärkte Zusammenarbeit be­
stimmter Regierungen und transnat ionaler Gesellschafwn mit dem 
Rassistenregime Südafrikas, 

L eßucht den Sicherhei tsrat dringend. verbindliche winschaftiiche 
Sanktionen gegen Südafrika in Betracht zu ziehen: 
2. ruft alle Staaten auf, die wirlSChaftlK:he Zusammenarbeit mi t 
$üdafrika einzustellen und effektive Maßnahmen zur Verhinderung 
einer solchen Zusammenarbeit von GeseIlSl;haften in ihrem Zu­
ständigkeitsbereich mit Südafrika zu ergreifen; 
3. eßucht alle Staalen. insbesondere: 
a) alle Anleihen für Südafrika und Investitionen in Siidafrika zu 

verbieten; 
b) alle Anreize für den Handel mit Südafrika zu unterla5scn; 
c) den Austausch von Handelsmissionen mit Südafrika zu beenden; 
d) ein Embargo über die Versorgung Südafrikas mit Erdöl und 
Erdölprodukten und über Investitionen in die Erdölinduslrie Süd­
afrik as zu verhängen; 
e) den Flug- und Schiffsgesc:lischaften, die eine Route na.ch und von 

E~ ist bezeichnend, daß die Bundestagsabgeordnete Lene­
lo tte von Bothmcr - die 1975 immerhin noch die Auff;Jssung 
vertrat, man müsse die BRD-Unte rnehmen in der RSA zu 
Lohne rhö hungen und Arbeitsverbesserun~en anhalten . wäh­
rend Boykotte unmöglich seien - nunmehr nüchte rn konsta­
t iert. daß die Anwesenheit westdeutscher Firmt:n in der 
RSA das Apart heidsystem nicht nur nicht " allmählich aufge­
brochen" habe. sonde rn. ,.daß das Gegentei l wahr ist. " 21 

Maßnahmen wie der " EG-Kodex" - über dessen Annahme 
selbstredend nicht die afrikanische Arbe iterklas!;e befragt 
wurde. sondern der in paternalis tisch-arroganle r Manier vom 
grunen Tisch aus ve rordnet wurde (bezeich nenderweise ist in 
ihm von Strcikreeht keine Rede) - reduzie ren sieh bei nähe­
rem Hinsehen auf Manöver moderner Be tr iebsftlhrung und 
den Ve rsuch, "sozialpartnersehaftl iche" Vorstell ungen in 
Südafrik a zur Geltung zu bringen. um so wiederum radikalen 
Gewerkschaften den Boden zu entziehcn. 

Eine Politik des Status quo 

ErwciS(.~n sich die Behauptungen vom ,,friedlichen Wandel" ' 
durch eifriges Investie ren als hohle Phrase. so Sicht es um die 
Veränderungen im pol it ischen Bereich nicht besser. obwohl 
gerade wi rtschaftliche Beziehungen auch hier ftl r gehörige 
Reformen sorgen sollen. 
Fällt es den Theoretike rn des "Spill-o ver-Efkkts" schon 
schwer. über vage A ndeutungen hinaus zu e rkHiren,. wie die­
ser wundersame Effekt vonstatten gehen soll. so befinden 
sie sich vor allem im IrTium über den Gegenstand ihrer Spe­
kula tionen . Z um e inen beweisl die Real ilät Südafll'ibs, daß 
sich trotz vemlehrter Investitionen usw. ke ine fOlrtsch rittli­
ehen Verä nderungen in der RSA e ingeschlichen haben - im 
Gegenteil (siehe o ben). Zum anderen verkennen sie. daß jed­
weder Wandel sich lediglich im Rahmen des bestehenden 
Systems und unter dcr Herrschaft des bestehenden Regimes 
abspielen kann - das durch drastische Maßnahmc r.l zu liqui-
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Südafrika unterhalten. Vergünstigungen zu verweiern ; 
4. bestärkt Gewerkschaften, Kirchen. Anfi-Apartheid-Bewegungen 
und andere Organisationen in ihren Kampagnen gegen die Zusam­
menarbeit mit Südafrika; 
5. ersuehl den Sonderausschuß gegen Apartheid. 
a) alle zur Verfügung stehenden Informationen über die Zusam­
menarbeit Iransnat ionaler Gesellschafle n mit dem Rassis tenregime 
in SÜdatrika. das eine Politik der Apartheid verfOlgt. zu veröffent­
lichen, so daß Regierungen und Organisationen geeignete Maß­
nahmen ergreifen können. um die Beendigung einer solchen Zu­
sammenarbeit zu gewährleisten; 
b) alle geeigneten Schritte zu unternehmen in Zusammenarbeit mit 
der Organisation für Afrikanische Einheit. um ein Öl-Embargo 
gegen Südafrika zu fördern ; 
c) Aklionen. die auf die Einstellung des Luft- und Schiffsservices 
nach und von Südafrika gerichtet sind. zu fördern: 
d) alle anderen geeigneten Schrilte zu unlernehmen, um die Ver­
wirklichung dieser Resolution zu fördern ; 
6. ruft alle Regierunger. und Organisationen auf, zur Verwirk­
lichung diescr Resolution mit dem Sonderausschuß gegen Apartheid 
zusammenzuarbeilen. 
Diese Remlmion wurde mit I/I gegen 7 Stimmen bei 22 Enthaltun­
gen angenommen. Gl'gl'fl.Slimn~n: Belgien. Bundesrepublik Deutsch­
land. Fnmk. reich. Großbritannien, Kanada. Luxemburg, USA . Em­
halfllngen: Auslfalien. BOlSwarw, Dönemo,k. Finnland. Gn"echen­
lalld. IrO/I . Ir/and, Isiond, Ilo/ien. Japan. Mafawi, NellSulond, Nie­
derlande. Nikaragua, Norwegen. Osterre,,"h. Por/llgal. Sch .... eden. 
Spanien. SWllSiland, Uruguay. Zemra/ufriJw. 

(Quelle: Centre againn Apartheid. Notes and Documents. New 
York. NT. 2fFebruar 1978, S. 20-22) 

dicren eben nicht Inhalt ihrer polilischen Vorste llungen. 
Szenarios usw. ist. Folg lich wi rd sich e in jeder Schritt siets 
unter de r He rrschaft des Aparthei~-Regimes und im Rahmen 
des Aparthe idsyste ms bewegen. Im Kern. so Abdu l S. Minty. 
,.handelt es sieh natürlich um eine Stmtegie des Stat us quo. 
dureh die Druck ausgeübl werden mag_ um solche Verände­
rungen zu institutionalisieren. die auch dem weißen Regime 
annehm bar sind." 28 

Die Politik des " friedlichen Wandels" und ihre Elcmellle ha­
ben manches e rre icht - Südafrikas unterdrück le Völ ke r ha­
bell sie nicht de r Fre ihei t näher gebracht. "Die zahlreichen 
ß esuche in Südafrika, um die Lage zu studie ren. haben dcr 
Organis ic rung der Arbeiter kei ne rlei Fortschrill gebracht" , 
resümiert d ie SACTU. "sonde rn haben lediglich zu raffinier­
te ren Antworten de r Publie- Re la tions-Verantwonlichen der 
Multis geführt ."19 Ein Beriehl des Außenpolitischen Aus­
schusses für Firmen in Südafrika de~ US-SenaIS kam im 
Januar 1978 zu dem Ergebnis: " Amerikanische Investitionen 
ha tten deli eindeutigen Effekt der Stiirkung. Ucr ökonomi­
schen und militärischen Unabhängigke it des slidafrikanischen 
Apartheid-Regimes." 3C 

Genau dies aber dürfte bezweckt gewesen sein. Denn ange­
sichts de r revolutionären Veränderungen in Afrika wi rd der 
RSA in der westlichen Globalstralegie meh r und mehr die 
Ro ll!: ei ne r regionalen Macht zugemessen. deren Funktion 
durch irgendwclche Maßnahmen zu bceinlTächtigen s ich ver­
bielet. 
Die Strategie des "friedlichen Wandels" is t eine Notlüge der 
imperia listischen M ächte, um durch taktische Anpassungs­
manöver ihren entscheidenden Einfluß im südlichen Afrika 
zu e rhalten. Die aus dieser Strategie abgeleite ten .. Argu­
mente" gegen Sanktionen legitim ieren Obje ktiv lediglich eine 
Po litik des " Geschäfte machen als sei nichts gewesen". 
Zugleich ist diese Po litik gegen die Z ielsctzungen. die Stra­
tegie und Taktik der nationalen Befreiungsbewegung gerieh­
tc t. d ie mit A uslassungen lVie den fo lgenden diffamiert wi rd: 
" Wirtschaftliche Schwierigkeiten größeren Umfangs. wie sie 



die ß oykon forde rung he rbeiführen will . . . , würden die Ra­
dikalisicrung der Schwarten rördem und dic Gdahr eines 
Massenblutbades und folgenden Massene tends erhöhen."" 
Die Auffassung der Bdrciungsbewegung. der bcwaffnclc 
Kampf stelle derzeit aufgrund der Erfahrungen die Haupt ­
fo rm des Kampfes gegen das Aparthcid regime dar. aus ethi­
schen Erwägungen nicht zu te ile n , ist eine Sache. Eine Argu­
mentation gegen "gewaltsame n" Wandel \'e rke hrt si·eh indes­
sen in eine reaktionäre, wenn sie die Swltegie de r Be frei­
ungsbewegung diffamiert und verleumdet . Genau dies ist mi t­
unter der Fall. 
So begrüßt l , B. Schull!. d ie UN- Po litik der BRD. die es ab­
lehnt, einen " mit a lle n verfUgbaren Mitteln" geführte n 
Kampf .. des .Volkes von Südafrika' " zu unterstützen a ls .,so­
wohl rea listisch als auch veran twortungsbewußt . Eine andere 
realis tische und verantwortungsbcwußte Po litik in dieser 
Frage gibt es derzei t nichl ."32 Rode stimmt dem inSo:.lweit zu, 
a ls er einen befre mdlichen .,Gewahvcrziehr · der Bundesre­
g ierung a nführt : " Wenn wie im Falle der deutsche n Bundes­
regie rung in der eigenen natio na len Frage <') auf gewalbame 
Lösungsversuche verzichtel worden ist , könne n ge,,,,'a ltsame 
Auslragungsfonnen für fremde Konflik tc keine U nters tüt­
z ung finden.":u 
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Namibia 

Rainer Falk Südafrikas Alleingang 
Als die fünf westlichen Sichcrheilsral.smilglicder USA. BRD. 
Frankreich, Großbrilannien und Kanada und die Südwest­
afrikanische Volksorganisalion SWAPO am 12. Juli d. J. 
einen politischen Kompromiß über den Weg zur Unabhängig­
keit Namibias erziel te n, da schien eineT .,friedlichen Lösung" 
des Namibia·Problems (siehe AlB 12/ 1977) kaum noch et­
was im Wege zu stehn . Tatsächlich aber dauerte die Euphorie 
nur gut zwei Monate : Am 20. September d. J. verkündete 
Vorslcr - sozusage n als poli tiSChes Testamen~ - ', daß Süd­
afrika Ende November 1978 in seiner De-facto-KCllonie Wah· 
len in eigener Regie dun::hfUhren lassen werde. Der Tennin 
wurde inzwischen auf Anfang Dezember verschoben; abe r 
elies ändert nichts daran, daß damit nunmehr endgültig die 
Weichen auf ei nen neo kolonialistischen Allcingar.lg Prctorias 
gestell t sind . 

Süda frika hatte dem westl ichen Namibia- Plan schon Ende 
April 1978 seine forma le Zustimmung gegeben. Gleichzeitig 
jedoch hatte es zu dem bislang 'größten Schlag ge,'en die Be· 
freiungsbewegung ausgeholt : Bei einem Oberfa:!1 der süd­
afrikanischen Besatzungstruppen auf das SWA:PO-F1ücht­
lings- und D.urchgangslager in Cassinga/Südanguta starben 
über 500 Zivilisten, Kinder. Alte. Frauen. im Kugelhagcl der 
RassistCl1_ Scho n diese eigentümliche Parallelität - der zur 
Schau geste lltc " Friedenswille" und das brutalc Massaker in 
CilSSinga - gab Aufschlu~ über die Doppe lstratc~jc des süd­
afrikanischen Regi mes in Namibia. Mchr noch aher deutete 
PJ:etorias reale Po litik in Namibia selbst darauf hiin. was da.~ 
Regime mit der Zukunft des Landes im Sinne hall e. 
Obwo hl auf diplomatischem Parkclt slets zu Verhandlungcn 
bereit , bestand Pretorias Hauptzie l in Namibia selhon immer 
darin, e in Marioncnenrcgime von seinen Gnaden zu etablie­
ren, das seine Interessen gewissermaßen stellvertre lcnd wahr­
nimmt. Ganz auf dieser Linie wartete Südafrika. nicht das 
Ende de r seit April 1977 laufenden Verhandlungi~n mit den 
Westmächten ab : es bereitete viclmehr schon seit Ende 1977 
zielstrebig den Boden dafür vor, notfalls aUl'h ohne unvc r.tüg­
li~he int~rnationa lc Anerkennung jene Farte in die Wege zu 
leiten, die es nun Anfang Dezember abhalten wir.d. Das.be­
gann mit der Einsetzung eines , .Generaladministl'ators" für 
N?mibia, dessen Posten seit Scptember 1977 der ehcmalige 
Oberrichter Marthinus. Steyn bek leidete, Das wurde fortge­
setzt mit der am 26. Juni d . J . angeordne ten und inzwischen 
abgeschlossenen Wählerregislrierung. Das gipfelte schl ießlich 
in der Ankündigung vom 20. September. 

Angst vor einem Wahlsieg der SWAPO 

Zu diesen" Wahlvorbereitungen" des siidafrikanischcn Re­
gimes gehörte aueh ein bis he ute anhaltendei Feldzug gegen 
die politische Repräsentanz der SWAPO im rnnem des Lan­
des. Während Dirk Mud~, der Vorsirzende der Demokrati­
schen Tumhallenallianz (DTA) und Favorit Prcto,;as unbe­
he lligt, ja sogar mit Militärbegleitschutz eine massi~e Pro­
paganda- und Wahlkampagne in die Wege leitet,c wurden 
seit April d. J . über 14 hohe SWAPO-FunktionäJr; in Haft 
genommen - zumeisL unter dem Vorwand, zu einern Boykott 
der Steyn'schen Wählerlisten aufgerufen zu haben. Mit triba­
listischen Parolen aufgeputschte Banden wurden· ihrerseits 
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zum Überfa ll auf SWAPU-Kundgebungen ange~ lache lt , um 
die selbstpröduzierten Anlässe für Veranstaltungsve rbotc und 
we itere Verhaftungen \'Qn SWA PO-Anhängern zu liefern. 
Heute noch -so sagt der Vizcpräsident der SWAPO in Wind­
hoe k, Daniel Tjonga re ro, sind mehr 11[$ 200 seiner Kampfge­
fährten als politische Gcrangcne inhaftiert. I 

Angesichts dcrartiger Verhältnis!\C konnte natürlich \'on einer 
Atmosphäre. die freie Wahlen unter gleichberechtigte r Teil­
nahme aller politischen Gruppierungen des Landes begünsti­
gen würde . ke ine Rede sein. Der von UN-Gene ralsc kretiir 
Waldheim zur Abwickclung des vom UN-Sicherheitsrat im 
J uli 1978 übernommenen Namibia- Plans eingesetzte Sonder­
beauftragte. dl!r Finne Marlti Ahtisaari. hielt deshalb zu 
Recht e ine Fricdensstreitmacht von 7500 UN-Soldaten und 
1200 zivi le UN- Bedienstctc {(jr erforderlich, um eine über­
,l!angspcriode in Namibia gemäß den in der UN-Rcsolution 
385 festgelegten Prinzipicn e inleiten zu können . Die Aufga­
ben dieses UN-Personals sollten taut de r übereinkunft zwi­
schen der SWAPO und den fünf Sicherheitsrntsmitglicdern 
in der Gewährleistu ng eincs Waffenstillstands bc.<;tehcn ; dar­
über hinaus in der Übern'achung des Abzugs der siidilfri ka­
nisehen Truppen bis auf 1500 Mann. der Garantierung freier 
Wahlen. de r Entlassung der politiSChen Gefangene n und der 
Rückkehr jcner etwa 40 000 Namibie r, die das Ko lonialrc­
gime ins Exil getrieben hatte. 
Angesichts einer solchen umfasse nden internationalen Kon­
trolle der Übcrgangspcriodc sah das südafrikanische Besat­
zungsregime seine Zukunftschancen in Namibia zusehends 
dilVonschwimmen. Was ihm erst als Möglichkeit erschien. 
seinen Einfluß auch über das Datum der Unabhängigkeit 
hinaus zu siche rn , d rohte nunmehr einen poli tischen Prozeß 
in die Wege zu leiten. über den die demokratische Legitimität 
der SWAPO, des authentischen Repräsentanten des Vo lkes 
von Namibia, eindrucksvoll bcstäJ:igt worden wäre. Die Angst 
vor eine rr. Wllh lsieg der SWAPO ist denn auch - geht man 
nach den Wo n en des Sprechers der .. gemäßigten" südafrikani­
sehen Oppositionspartci. Japic Basson der wahre Grund rur 
Südafrikas Nein zum Unabhängigkeitsplan der UNO. 2 

~ie jetzt ents tandene Situation verschafft der DT A, die Sich 
bislang neben Jer relativ bedeulUngstosen rechtsradikalen 
Aktionsfront %Ur Bewahrung der Tu.mhallenprinzipien (AK-
11JR) als e inzige zu der Wahlfarce bereiterklärte 'alle Aus­
sichte n auf einen " Wahlsieg" und eine Sitzmehrh'eit 'in dem 



von PrclOria anvisiertcn 50·köpfigcn Marionellcnparlamcnl, 
dessen erste Aufgabe in der Verabsch iedung e iner Verfassung 
Namibias bestehe n soll . Damit erwcist sich das ganze Manö­
ver als eine blöße Neuaunage der seil 1976 in Pre:loria ver­
a nstaltcten Tumhallenkonferenz. an der die mcistc n jcner von 
Prctoria eingcsctzlen und im Rahmcn der - auf Namibia 
übertragenen - Banlustangesctzgebung bezah lte n Stammcs­
häuptlinge teilgeno mmen ha n en. dic auch jetzt in der DTA 
unter der Schirmherrschaft des Sprechers der weißen Minder­
hei t , Dirk M udge, vereinigt sind. 

SWAPO-Gul!rlll,u 

Ocr in der Turnhallc erziclte Ko mpromiß. dcr die jeweiligen 
Privilegicn dcr schwarlcn Marionctten und dcr we ißen Ge· 
schiiftsleu tc und Großfarmer berücksichtigt. ist praktisch 
identisch mit dem Programm de r DTA. E r sieht die weilere 
Balkanisierung Namibias nach tribalistischcn Gesichtspunk­
ten, die physische und politische liquidation der SWAPO 
und die Beibehalt ung der kapitalistischcn EigenIUmsverhält· 
nisse unte r der Ko ntrolle der a uslündischcn Ko nzerne. ins­
besondere des südafrikanischen Kapitals , vor. Dieses auf· 
einer C1111ikommunis tischen Grundhohung basierende Kon­
zept finde t nicht nur die ,"olle Unterstützung Südarrikas. son­
dern in zunehmende m Maße wesentlicher Kapitalkreisc im 
Westen. 

Neuaunage der alten TumhaUenkonferenz •.• 

Von besonderer Bedeutung in diesem Zusammenhang ist das 
in jüngster Zeit enorm forcierte Engagement der westdeut­
sche n Unionsparteien CDU und CSU in Namibia. Diese sor­
gen dafür, wie das in London erscheinende Magazin A frica lU 
berichten weiß. daß es der DTA bei ihrcm Wahlkampf n icht 
an finanziellen Mineln fehlt . Ober die vor zwei Jahren in 
Windhoek gegründele Inte ressengeme inscha ft Deutscher 
Südwester flossen b isla ng über 100 000 Rand in die Wahl­
kampfkassen der DTA. d ie überdies die tak tische und strate-

,---------Chronolo!9ie der Namibia-Diplomatie -------....., 
1949: Nach der Gründung der UNO werden Forderungen laut. das 
vom Völkerbund an Südafrika verliehene Treuhandschaflsmandat 
an die neue Weltorganisalion zurückzugehen. 
1950: Der Internationa[e Gerichtshof in Den Haag erkJän Namibia 
zum intemationalen Territoriwn. allerdinp ohne die Übernahme 
der Treuhandschaft durch die UNO zu fordern. 
196O: Älhiopien und Liberia. die einzigen .frikanisc:hen Mitglie­
der des ehemaligen Völkerbunds. lei ten ein Verfahren beim Inter­
nationalen Gericht~of gegen Südafrika in die Wege. 
1966: Der Internationale Geri~htshof erklärt sich als nicht zu­
ständig. G[eiehzeitig wird das südafrikanische Mandat über Namibia 
durch die Resolution 2 [4S der UN-Generah'ersammllJng für be­
endet erklärt. Die SWAPO beginnt den bewaffneten Befreiungs­
kampf. 
1.967: Die Generalversammlung beschließt die Einsetzung des UN­
Rates über Namibia lur übernahme der Verv.·altung in Namibia 
und rur überwachung des Rückzugs der südafrikani:schen Mili­
tär- und Poliuieinheiten aus Namibia. 
1.%9: Der UN-Sicherheitsnn erneuen die Beendigunlg des sUd­
afrikanischen Mandats, erklärt Südafrikas Namibia-I"räsent als 
illegal und setZt als Ult imatum für den südafrikanischt:n Rückzug 
den Oktober 1969 fest . 
1.970: Der UN-Sicherheitsrat ruft die Mitgliedsliinder dazu auf. 
diplomatische und wiTl5Chaftliche Ber.iehungen. die Südafrikas 
Aktivität in Namibia betreffen. abzubrechen. Gleidw~itig appel­
lien er an den Internationalen GerichtShof. Empfehlungen über 
die juristischen Konsequenzen von Südafrikas fonge:settter Prä· 
scnl in Namibia zu erarbeiten. 
1971: Der Internationale Gerichtshof bestätigt die 1I~:gaIi tät der 
südafrikanischen Präsent in Namibia und erklärt es als ·..erbindlieh, 
skh aller Verhandlungen mil Südafrika libcr Namibia UJ enthalten . 
I?ie ständigen Sichcrheitsnltsmifglieder Großbritannien und Frank­
reich legen ihr Veto gegen die Obernahmc der Position d« Inter­
nationalen Gerichtshofs durch den UN·Sicherheitlirat ein. 
1972: Eine internationale Konferenz in Brüsscl leitet eine neUl: 
Phase der in ternationalen Solidarität mit der SWAPO und ihrem 
Befreiungskampf ein. Die OAU und die Konferenz der Bewegung 
der Nichtplktgebundenen \'C:rleitlcn der SWAPO den Eletlbaehter­
status. Die OAU verlangt ökonomische Sanktionen negen Süd­
afrika. der UN-Sicherhei tsrat erklärt die Situation in Namibia zur 
Bedrohung von Frieden und Sicherheit in der Region und droht 
.. effeKtive Maßnahmen" an. um die Anwendung der l JN- Resolu­
tionen sicherzustellen. UN-GeneralscKretär Waldheim e.röffnet Ge­
spräche mit allen am Namibiakonflikt beteiligten Paneil:n_ 
1973: Nach ergebnislosen Verhandlungen ernennt die Generalver­
sammlung Sean McBride zum ständigen l!N-KommiwJr für Nami-

bia und erkennt die SWAPO als den "authentischen Venreter des 
Volk« von Namibia" an. 
1974: Die SWAPO wird zwn assoziienen Mitglicü der Wehge­
sundheilSOrganisatWn und der UNESCO. Sie erhält Dekgienensta­
tus bei der Konferenz des Internationalen Roten Kreuzes über 
hunlani täres Recht. de; Internationalen Seerechtskonfercru. und ist 
auf Konfereru:en der Internationalen Arbeitsorganisation ( ILO) 
und des InternationIlIen Bundes Freier Ocy.·erkschaften ( IBFG) 
\·ertreten. Der Namibia-Rat rler UNQ erläßt in Obereinstimmung 
mit der Generalversammlung ein Dekret. das die Ausbeutung alle r 
materiellen und natürlichen Ressourcen Namibias unter Strafe 
stell t. Der Sicherheitsrat forden erneut Siklafrikas RGebug, die 
Freilas.sung aller polit ischen Gefangenen. die Rückkehr der Exilier­
ten und droht .. geeignete Maßnahmen" In. wenn diese Forderungen 
nicht vor Mai 1975 erfüllt werden. 
1975: Die Commonwcahh-Gipfelkonfcrell2 tlidt die SWAPO.offi­
ziell zur Teilnahme ein. Im UN·Sicherheitsrat verhindern Frank· 
reich. GroßbrilalUlien und die USA durch Veto eine Resolution 
über ein verbindliches Waffenembargo gegen Südafrib. 
1976: In der UN·Sicherheitsnitsresolution J8S werden die Ai). 
haltung freier Wahlen "unter Aufsicht und Kontrolle der UNO" in 
Gesamtnamibia, die Freilassung aller politischen Gefangen<:n. der 
Rückzug der südafri ~an ischen Truppen und Verwaltung aus Nami­
bia geforden. Weiter werden urtimativ Aktionen angedroht, faUs 
Südafrika die Forderungen nicht bis zum J I. August 1976 erfüll t. Im 
Oktober verhindern Frankreich. Großbritannien und die USA per 
Veto eine SicherheitsratsresolUlion. die Strafmaßnahmen ge-gen 
Südafrika unter Berufung auf Kapitel 7 der UN-Chana (Bedro­
hung des Weltfriedens) forden . Die UN.QcnerlllversammhJß8 er· 
kennt die SWAPO als den .. einzigen authentischen Reprisentan. 
ten des Vollr1es von Namibia" an und spricht ihr den \'Qllen Beobach· 
terstatus bei der Generalve~mlung und das Recht ZUf Teil­
nahme an allen UN-Orgln!sationen lU. 
1977: Die fü nf westlichen Mitglieder ~ Sicherheitsra tes rufen 
eine Konlaktgruppe zur Durchführung von Verhandtungen zwj. 
sehen Südafrika und der SWAPO ins Leben (Apri l). 
1978: Im April stimmt Südafrika dem wC5tlichen Verhandlungs­
vorschlag zu. Im Juli einigen sich die fünf Westmächte mit der 
SWAPO. Eine Resolution des Sicherheitsrats, die parallel zu den 
Verhandtunsergebnissen verabschiedet wird. anerkennt den Tiefsee­
hafen Waalfisch-Bay als in tegralen Bestandteil NamibiaJ. Als UN­
Kommissar für Namibia wird Manti Ahtiwri (Finnland) :;:um Son­
derbeauftragten Kun Waldheims bestimmt. um die üherwachung 
der Obergangsperiode t ur Unabhingigkeit zu gewährleisten. 1m 
September vertäßt SGdafrika -mit der Ankündigung. "Wahlen" 
unter eigener Kontrolle abzuhalten. den Verhandlungsweg. 
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gische UnterstülZUng von Spe:dalistcn de r Hans-Seidel-Stif· 
tung der CSU e rhält. Von propagandistischer $eite leisten die 
beiden größten Tageszeitungen Windhocks A llgemeine Zei­
tUllg und The Windho(k Adveniser SchützenMfe, deren 
Gleichschallung zu Wahlkampforganen der DTA nach dem 
Aufk auf des Wind hocker ZcilUngsverlages Jo hn Meinerl 
Pty. Lid. durch den Braunschwe iger CSU-Anhäinger und 
T um hallenfan . D r. Die te r Laue nSle in. erfolgt is t. O be nd rein 
hai d ie A frika - Fö rde rgesellschaft e . V. in der BRD zu Wahl­
kam pfspen Clen für die DTA aufgemfen. Der von namhaften 

Politische Parteien Namibias 

I . SiidwestafrilwlllcH V~tioII von N~ (SWAPO) 

Im Apri l 1960 aus verschiedenen nationakn Gruppie rungen ge­
gründete Ikfreiunpbewegung unter der Präsidenlsclll:l'ft von Sam 
Nujoma. Die SWAPO ist unangefochten stärkste poli tiso::he Kraft in 
Namibia und der einzige authentische Reprllsentant des namibi­
schen Volkes. Seit der Eröffnung deI bewaffneten Kam pfes dtlrch 
die VOlksbefreiung5Streitkräfte (PLAN) unter dem Oberkommando 
Sam Nujomas am 28. August 1966 ist der SWAPO dil: Schaffung 
tuLlbbdreiter Gebiete zunächst im Caprivislreifen und ab 1977 aueh 
in der an Angola grenzenden Ovamboprovinz gelungen. Traditionell 
nark unter der Ovambobevölkerung verankert, ha i dj,~ SWAPO, 
die ab Organisation nie verboten werden konnte, im Laufe der 
Jahre Unterstützung und Anerkennung bei nahezu allen Bevölke· 
runsteilen Namibia~ I'ewonnen. Unabhängige Beobachter so::hät7.en 
lhreChancen in freien Wahlen auf elwa 70 % derStimmerl. 

2. DmtOkl'1llhcM TumJWtenaUiau (DT") 

MarioneuenbÜßdnis aus Teilen der weißen Minderhei t Ut/ld der von 
Pretoria a bhängigen Starruneshäuptlinge unler Vorsiu des südafri­
kanischen Günst lings Dirk Mudge. Die DTA wird ...01' allem aus 
Siklafrika und der BRD finanziert . Sie gilt als potentie ller Stall­
hal te r Südafrikas nach der für Ende: des Jahres ...orgesc'hc:nen ein­
sei tigen Unabhängigkeitsregejung. Ihr Ko-Präsidenl, der Herero­
HiuptiingOemens Kapuuo. wurde im März d. J. ermordet. Er galt 
ab das von CIA finanzierle schwane Aushängeschild einer zukünf· 
lien Marionenenregierung. Aus der von SUdafrika veranstalteten 
Tumhallenkonferenz hervorgegangen, sind die programmatischen 
G rundlagen der DTA strikt tribaJistischer und antikommunistischer 
Natur. 

3. AJdiol1SlronlderBe",ahrunc.'Tllmb.Uenprlmdpitn ~AKTUR) 

Vom Turnhallenbündnis abgespaltene rechtsradikale Splillergruppe 
unter Vorsiu von A. H. du P1essis. Die AK1lJR tritt für die strikte 
Einhaltung des ursprünglichen TumhaUenkonzcpts ein ",md wendet 
sich auch gegen die Beseitigung der krassesten Oberflächener­
scheinungen des Apartbeids)'Slems. 

4. NUlibbdte Naöou.i-ff'Ont (Nt'fl 

Von der Südwestafrikanische.n Nationalunion (SWANU} domioier· 
les Bündnis politischer Spli llerruppen unter dem Vorsitz \'On Justus 
Garoeb. Die sieh ehemals linksradikal gerierende SWANU gih 
heute als "gemäßigt" . An der NFF ist Buch der neolr.okmillle Ab­
leger der südafri kanischen opposit ionellen United PartJ beteiligt. 
die einen "aufgeklärten" Kapi talismus propagiert. Die NFl-' kann 
ihre politischen und propagandistischen Aktivitäten in leuter Zeit 
ohne Behelligung durch den kolonialen Terror- und RI:pre.ssiOnS­
apparat ausüben. 

S. SWA.PO-Demotl'1ltiKll (SWAPO-D) 

1976 aus der SWAPO ausgeschlossene Spaltergruppienmg unter 
dem Vorsitz des Renegaten Andreas Shipanga. Die SWAPO·D· 
Anhänger hatten 1976 vettucht, un ter Mirhilfe des Cl.(\. und des 
westdeutschen BND die SWAPO 1U spalten, um einen sog. ge. 
mäßigten Flügel In die Tumhallenkonferenz ein:wbr inen. Oie 
Organisation versucht VOf allem, unter SWAPO.Anhängem Ein· 
fluß zu gewinnen. Im September d. J. beJuchte ihr Vorsilzender 
die BRD. wo er u. a. von Außenminisler Genso::her, Vert retern der 
CDV-nahen Afrika·Stiftung und der EKiD bereitwillig empfangen 
wurde. 
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BRD- Ko nze m cn unterstützte Sammclaufruf weist daraul hm, 
daß Spendengelder zu 100 % \'on de r Einkomme nssteuer 
abgesetzt werde n kö nne n. Oc r Chef der ominösen Afrikag~ 
seilschaft ist ke in andere r a ls dcr frühere SA-Mann mit der 
55-Auszeichnung "Totenko pfring" und ehemalige Südafrika­
botschaffcr der BRD, Sonnenhol. 3 

Daß es sich hier keineswegs um das T reiben e iner kleincn 
Schar rechts radikaler Interessenten ha ndelt , <;(lndern um 
einen Kreis von Pe rsonen, h inte r dem sich relevante west­
de utsche Kapitalinteressen verbergen, wird \IOlIc nds klar, 
wenn man beachtet, daß zur selbcn Zeit die westdeutsche 
G roßindus tr ie dabei ist , in einem Turnhallen-Nam ibia ihre 
Repräsentanz zu sichern: Auf Initiat ive der Deutsch·Südarri ­
kanische n Industrie- und Handelskammer erfolgte inzwischen 
die Gründung e iner SWAlNamibia-Deutsehe Indus trie- und 
Handels kammer in Windhoek. · 

. .. mit westdeutschen Kapitalspritzen 

Das In te resse des westde utschen Kapi tals in Namibia um­
raßt in der Tal ein Spektrum, das de rart ige Aktivitäte n e r­
k lären kann. Dazu gehö rt neben etwa 100 Niederlassunge n 
von BRD- Konzemen vor allem das bundesdeUische Engage­
ment in der Roess ingmine unwe it des im September 1977 e nt­
deckte n atomaren Testgeländes in der KalahariWÜste . Heute 
scho n wird von hieraus Uranoxyd in die BRD geliefert. Im 
Jahre 1979 soll d ie jährliche Förde rkapazitäl auf 5000 I er­
höht werden, was se lbst die Jahresausbeu te alle r südafrikani­
sehe n Goldminen vom Volumen her übertreffen würde , ~ 
Ocr südafrikanische A lleingang in Namibia zielt auf die Si­
cherung a uch dcra rt iger Interessen. Z ug leich sucht sich das 
Regime a ls direkte r Adressat der Weltöffentlichkeit a us de r 
Schußlinie zu manövrieren. Ohne Positionen in Namibia we­
sentlich angetastet zu sehen, ka nn es nach der Wahlfarce An­
fang DezembCr auf sein Mario nelle nregime in Wind hock als 
dem zuständigen Ve rha ndlungspartner \'c ....... ·eisen. 
Die fünf westlichen Mitglieder des Sicherheitsrates ha ben die 
jetzt entstandene Situation t u e inem beträchtlichen Tcit mit­
zuve rantwo rte n. Ans tatt das von ihnen wirlschaftl ich am 
Leben gehaltene Regime in Pre tQria früh zeitig zu e inem 
e rnsthaften Rückzug zu zwingen, haben sie es als gleichbe­
rechtigten Verhandlungspanner ane rkan nt und die sich da­
h inziehenden Gespräche immer wieder vorgeschoben. wenn 
es um die E inleitung konsequenter Schrille zur Beseit igung 
des südafrikan ischen Kolonialjochs ging. We nn jetzt die .. gro­
ßen Gefahren" beschworen werden. die sich aus de m Allein­
gang Südafrikas ergeben können. I so darf man vermuten. daß 
auch dies d urch das Bestreben mo tivierl is t. zu nl1e re rsl dic 
Posi tionen westliche r Konzcrninte resscn sicherzustellen . 
Den demokratischen Kräften Namibias hingegen ist einma l 
mehr bewußt geworden . daß nur ihr eigener Kampf das Ziel 
der Unabhängigkeit erreichen kann. " Wir werden den be­
waffne ten Kampf inte nsiviere n und, welches Marinne ttenn:· 
gime Prctoria a uch imme r in Namibia errichten wird. wir 
werden es liquidieren," sagte SWAPO-Vizepräsiden t Mishe~ 
ke Muyo ngo z ..... e i Tage nach der Ankünd igung der Wahl­
farce und fügte h inzu: ,.Wir rufe n unsere Fre unde, insbe­
sonde re d ie sozialist ische n Länder. dazu auf. uns die nOtwe n­
dige mi litärische Un te rstützung zu geben:' 7 

A nmerkunge n: 

I) Rand Daily Mail, JOhannesburg, 13.9. 1978 
2) Rand Ollily Mai l, 9. 9. 1978 
3) Vgl. Africa, London. Nr. 85/September 1978 und Neues Deutsch-

land, Berlin, 23./24. 9. 1978 
4) Frankfuner Allgemeine Zeitung (FAZ), 9. tO. 1978 
5) FAZ, 26. 6. 1978 
6) So e twa Außenminisler Genscher vor der UN-VoUveT$ilmmlung 

am 26. 9. 1978. vg!. Bulletin de5 Presse- und Informalionsarnts 
der Bundesregierung, Nr. 108/28. 9. 1978 

7) The Times, London, 23, 9. 1978 



Zimbabwe 
•• 

Hans Mayer Rhodl~sische Ubergangs-
regielrung am Ende? 

Wie nicht anders zu erwarten, e rwies sich die ,.int erne Lö­
sung" des rhooesischen Pre mierministers lan Smilh vom 
3. März 1978 im Laufe der vergangenen Monate als unfahig, 
die grundlegenden Voraussetzungen zur Beilegung des Rho­
desienkonnikts zu schaffen. Sollten dennoch die angestreb­
ten Wah,lcn zur formalcm Übergabe der Macht an die schwar­
zen Vertreter zum 1. Januar 1979 im Exekutivra'l führen , 
was angesichts der desolaten mllitärischen und ökonomischen 
Verhältnisse als unwahrschei nlich gilt, so stünden die Chi raus, 
MuzoreW3S und Sitholes VOf unlösbaren Problemen. 
Wirtschaftlich befindet sich Rhodesien am Rande dc~; Zusam­
me nbruchs ; international is t es wie ehedem isoliert. Die mili­
tärische Lage läßt de utlicher denn je erkennen , dal! die Pa­
triotische Front unt.cr Joshua Nkomo und Roben Mugabe in 
ihrem Kampf für die Befreiung Zimbabwes kurz vor dem end­
gültigen Sieg über das Smith-Regime und die mit ihm ver­
bundene n schwarze n Marionetten steht. Obwohl die USA 
und Großbritannien an dem Zustandekommen der internen 
Lösung nicht unbeteiligt waren und mit ihr lange Zeit sym­
pathisie rten, konnten auch sie nicht umhin , ihre offizielle An­
erkennung von der Beteiligung der Patriotischen Front ab­
hängig zu machen. 

Dabei waren die drei "internen Führer" Zi mbabwes im März 
cl J . ange treten, das Land zu befrieden und eine Mehrheits­
herrschaft auf der Basis "one man, one vote" (ein Bürger, 
eine Stimme) zu e tablieren. Jedoch bestimmte die :zwischen 
Smith und den beteiligten kompromißlerischen sc:hwarJ.:en 
Po litikern erzie lte übereinkunft, die im wesentlichen die 
we iße Vorherrschaft in Rhadesien festschrieb, den Hand­
lungsspiel raum des Exekutivrates, Es war daher nicht ver­
wunderlich , daß die in den darauffolgenden Mon'~ten be­
schlossenen Maßnahmen über die Bestellung von schwarzen 
Ko-Ministern und die Erhöhung der Gehälter für die Mit­
lieder de r gebildeten Obcrgangsregierung kaum hinausgin­
gen, Eine e ingehendere Betrachtung läßt vielmehr erkennen. 
daß sich die politische Situation seither grundsätz~ich ver­
schlechtert hat. Die großangekündigte Freilassun;g politi­
scher Gefangener entpuppte sich als schamloses Manöver. 
So stellte sich nämlich VOr der Menschenrechtskor.nmission 
der Vereinten Nat ionen heraus. daß trotz der Entlassung 
e iniger Ve rhafteter unter der freilich entwürdigenden Ver­
pflichtung zu oppositioneller Enthaltsamke it. Ende Juli d. J . 
doppelt so viele vemrtei lte politische Gefangene in rhodesi­
sehen Gefängnissen einsaßen als I 1/2 Jahre zuvor. Eine 
Reihe neuer "Verdächtiger" , darunler vor allem Anhänger 
der Patrio tischen Front. waren erst zwischen März und An­
fang Juni 1978 e ingeke rken worden. Darüber hinau s gibt es 
zahlreiche Hinweise für die An nahme, daß die .,Sicherheits­
kräfte" der Rhodesier zunehmend dazu übergehen, überhaupt 
keine Gefangenen mehr zu machen, sondern derartige Fälle 
im wahrsten Sinne des Wortes im Feld zu erledigen. 
Die Liberalisierung der Rassengesetzgebung war zud,~m ohne 
jede prakt ische Re levanz. Für Schwarze war der Zugang zu 
Restaurants, Kinos und Hotels sowie die Ausübung wirt ­
schaftlicher Tätigkeiten innerhalb von lnd ustrieare.alcn be­
reits in den letzten Jahren möglich, nach Verabschiedung des 

Smllh /r,1 mil Re9ferumwlw,/lngen MUliorewo fl.} Wld Chlrou 

Gesetzentwurfs aber keinesfalls sicherer geworden. Demge­
genüber blieb die Magna Charta des rhodesisehen Rassismus, 
das Gesetz über den Landbesitz (Land Tenure Act von 1969), 
unangetastet. Das Gesetz liefen die Handhaben fü r strik­
teste Rassentrennung auf der Grundlage des Eigentums und 
der Nutzung von Land. Auf ihm beruht die getrennte Schul­
e rziehung und Gesundheitsfürsorge, die Errichtung von für 
Weiße reservierte Wohngegenden , aber insbesondere liegt 
darin die Ursache für die Verelendung der Masse der afrika­
nischen Bevölkerung in den ländlichen Gebieten Zimbabwes. 

De r zentrale Punkt für die interne Stabilität der Obergangs­
regierung und ihre internationale Anerkennung war jedoch die 
Durchsetzung eines Waffenstillstandes gegen die Patriotische 
Front. Smith erhoffte sich, daß zumindest ein Teil der Frei­
hei tskämpfer ihre Waffen niederlegen würde. Muzorewa 
und Sithole sollte in dieser Frage die Rolle des Vermittlers 
zukommen. Noch vor de r eigentlichen ü bereinkunft der drei 
Marionetten mit Smith halle der amerikanische Lobbyist 
Romain. der in den USA mit an rhadesisehem Chrom i",er­
essierten Großkonzernen seit langem eine Kampagne zur 
Aufhebung der Rhodesien-Sanktionen betreibt, einen 
schließlich unter dem Namen von Sitho1c herausgegebenen 
Plan zur ,.Reintegration" der Freiheitskämpfer verfaßt. An­
fang Mai rief die übergangsregierung die Guerillas dazu 
auf, "den Kampf einzustellen und sich dem fried lichen über­
gang zur Mehrheitsherrschaft anzuschließen." 
Nkomo, Ko-Präsident der Patriotischen Front betonte in sei­
ne r Reaktion. daß sich mit der " internen Lösung·' nichts 
geändert habe ... Der Befreiu ngskampf des Volkes von Zim­
babwe wird so lange weitergeführt, bis alles erreich t ist, was 
wir wollen." 1 Die optimistischen Äußerungen Sitholcs und 
Muzorewas, daß sie rasch die Unterstützung der Freiheits­
kämpfer gewinnen wü rden, erwiesen sich als Windei und fan ­
den keine rlei Resonanz unter den Frontkämpfern. 
Außenpolil iseh hatte n die rhodesischen Quislinge vergeblich 
versucht , auf ihren zahlreichen Reisen eine internat ionale 
Anerkennung der .. internen Lösung" herbeizuführen oder zu­
mindest den vom UN-Sicherheitsra t verhängten Wirtschafts­
boykott bei einzelnen Ländern aufheben zu können. Der 
UN-Sicherhei lsrat rief jedoch alle StaalCn auf. kei ne Aner­
kennung auszusprechen. Die westlichen Länder enthielten sich 
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,----Resolution 423 des UN·Sil:herheitsrates zu Rhodesien vom 14. 3. 1978-........, 
Du Sicherheitsnt, 
inck:m er teine Rao!utionen über die Südrilodesien-Fragc und be­
D!Iden die RaoIutioo 41S (1917) vom 29. Septembef 1977 in 
Brinneru.o.g ruft, 
du "11 t _ ~ daß die andauernde Emtenz des illegalen 
Rqjmes in Südrbodcsicn eine QueUe der Unsicherheit und In­
Itllbilität in der Region ist, und eine ernsthafte Bedrobung des in­
tel'NlDonaJen Friedens und der internationalen Sicberhe,it darstellt, 
der. .aft .... ist über die andauernden militäriso::hen Opera­
tiooca delilleplen Regimes, einschließlich seiner A&!!:ression~kte 
JeFD unabhin&ige Nadlbantaaten, 
der ...... Ie .... über die andauernden ExckUlionen VOll Freiheits­
timpfem dwcb das ilIe,u ReJime, 
du dringeDde Ma&lahmen • .ocwe.dli& enätn. wn. das illegale 
Rqjme zu beendm und eine RegieTUllg. die auf MdlfbeilSbcfT­
tcbaft aegriindet ist, nI etablieren, 
1. V ___ alle Versuche und Man6ver des ilkgaJen ltegimes, die 
auf die E.rbaIrung der Macbl durch eine rassisti5cbe Minderheit 
uad .uf die Verhinderung des Erreichcns der Unubhängigkcil 
Zimbabwcs abzielen; 
2. MIIIrt jede interne L&ung unter dem Schutz des [lkgalen Re­
pmes für iBepi und unannehmbar und ruft alle SlIaten auf, keiner 
lOItben LlIIUng zuzustimmen; 
3. ~ .. weIIIna, daß das rasche Ende des iUegalen Regimes 
und die AufIöamg lICiller Milltir- und Polizcikrifte dk: erste Vor-

bezeichnenderweise bei der Stimmabgabc im UN-S icherheilS­
rat (siehe Wortlaut der Resolution 423). Starke r.eaktionäre 
Kräfte in den USA und Großbritannien plädien en !;ogar offen 
fär die Anerkennung der " internen Lösung" oder die Aufhe­
bung des Boykotts, ohne sich letztendlich durchsetzen :zu 
können . Mit dem Scheitern der Befriedungsstrategie und dem 
Ausbleiben internationaler Anerkennung war die Rolle der 
Schwanen innerhalb der Obcrgangsregierung de facto be­
deutungslos geworden. 

Die en:te Krise der Obergangsregierung knapp 14 Tage nach 
der Einsetzung der schwarzen Ko-Minister hatte die Schwä· 
ehe der beteiligten Afrikaner bereits deutlich zum Ausdruck 
gebracht. Byron Hove. Mitglied des Vereinigten Afrikanischen 
Nationalrates (UANC) Muzorewas und }ustizminister. war. 
nachdem er eine größere Beteiligung der Afrikaner in Polizei, 
Verwaltung und Justizapparat gefordert hane, auf Druck V.Qß 

Smith und mit Unterstützung von Chirau und Sithole ent­
lassen worden. Die in den nachfolgenden Monaten vereinzelt 
Jautgewordene Krilik von Seiten Sitholes oder Muzerewas ist 
pure Heuchelei, wenn man bedenkt , daß sämtliche Maßnah­
men der Obergangsregierung mit Zustimmung eben dieser 
schwarzen Exekutivr8lSmitglieder beschlossen worrden sind. 
Der weiße Außenminister charakterisiert durcha"us zutref· 
fend : "Muzorewa, Sithole und Chirau haben ihrenl Kopf für 
das Abko mmen riskien . . . Die mit uns koope:rierenden 
Schwanen waUen, daß wir das andere Element (patriolische 
Front; d . Red.) für sie kontrollieren , .. Ocr Venrag ist gegen­
seitig." 2 Sie haben sich damit auf Gedeih und Verd:eT'ben der 
weißen Vo rherrschaft ausgeliefert. 

Patriotitdle Froa. iD der Offensin 

Selbst innerhalb des UANC regt sieh zunehmend Unmut über 
Muzorewas offenkundige Bereitschaft. weiterhin mit Smith 
zusammeozu8lbeiten. Die meisten Mitglieder an der Basis 
haben ihre aktive Mitarbeit im UANC eingestellt.. Auf' den 
Wahlveranslaltungen von Chirau. Sithole ode r Muzorewa fin­
den lieh nur noch wenige unentwegte Anhänger. Dagegen ist 
es der Patriotischen Front gelungtn, auf ihren geheimen poli· 
tischen Versammlungen, die landesweit abgehalten werden, 
ihre Basis in der Bevölkerung weiter auszubauen . 
Dazu hat nicht unwesenUkh die Zuspiuung der militärischen 
Lage beisetragen. Die Patriotische Front hat den Gueri lla· 
krieg verscbärft. In letzter Zeit liefenen die Freiheitskämpfer 

• 

bedingung ffif die WiederhefSlI:Jlung der Legalitit in Südthodesicn 
darstellen, so daS Vereinbarungen gemacht werden können für den 
friedlichen und demokratischen Übergang zur wahren MehrheitS­
hemchaft und Unabhängigkeit im Jahr 1978; 
4. ErtJärt cIariiber Iliu ... daß solche Vereinbarungen wie unter 
Punkt 3 angestrebt. die Abhallung von freien und korrekten Wahlen 
auf der Grundlage des allgemeinen Erwadtsenen-Stimmrech l~ Wl­

ter der Aufsicht der Vereinten Nationen einschließen; 
5. Raft das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nord· 
irland • .,. alle Maßnahmen zu ergreifen. die notwendig sind. um 
das illegale rassistbche Minderbeitsregime in Südrhodcsien zu been­
digen und die echte Dekolonisierung des Territoriums in Obe.rein· 
stimmung mit der Resolution IS J4 (XV) der Vollversammlung Wld 
anderer Resolutionen der Vereinten Nationen zu bewirken; 
6. bt der A~, daß das Vereinigte KönigTeich als die ver­
waltende Macht mit Unterstüttung des Genel1llsckretif5 der Ver­
einten Nationen in sofortige Beratungen mit den betroffenen Par· 
teien eintreten sollte. um die Ziele einer wahren Dekokmisierung 
des Territoriums zU erreichen; 
7. Fordert den Generalsekretär auf. nicht später als am 15. April 
1978 über die Ergebnisse der Dun:hführung dieser Resolution zu 
berichten. 

(QueUe: The Zimbabwe Review. Special-Number. Lusaka 1978. 
S. 19) 

den sog. Sicherheitskräflen Smiths wöchentlich in jeder Pro· 
vinz ein größeres Gefecht mit offenem Schlagabtausch. A llein 
im Juli fo rderte der Krieg nach amtlichen Angaben 5 17 Tote. 
Die Po lizei sieht sich minlerweile gezwungen, die schwar· 
zen Vorstädte der Hauptstadt Salisbury ständig zu überwa· 
ehen. Nach sechs Jahren Krieg fanden dort im Juli die ersten 
Schußwechsel zwischen Freiheitskämpfern und Polizeikräften 
stan. Außerhalb Salisburys gelten nur noch wenige Fern· 
straßen und Verkehrswege als "sicher' . In einer Reihe von 
Gebieten finden nur noch gelegentliche Angriffe der Re­
gierungstruppen aus der Luft statt. Andere Teile des Landes 
an der mocambiquanischen Grenze mußten endgült.ig geräumt 
werden. Über die meisten Vorkommnisse wird aufgrund der 
seit Januar verschärften Pressczensur gar nicht berichtet. Die 
6000 Kämpfer der Patriotischen Front kontrollieren heute 
nahezu 90 % Zimbabwes und beginnen önlich mit dem Auf· 
bau e iner eigenen Verwaltung. Tekere, Generalsekretär der 
ZANU (Afrikanische Nationalunion von Zimbabwe) bekun­
dete in e inem Interview: .,Wir sind jetzt in der Offensive, .. • 
während wir gleichzeitig die Bevölkerung und die Camps ver· 
teidigen müssen ." ) 
Andere rseits greift Smith zu immer brutaleren Mineln, um 
sein Regime zu veneidigen. Ober 13000 Söldner. darunter 
vornehmlich Südafrikaner . Portugiesen und Amerikaner s0-

wie eine nicht unbeträchtliche Zahl von Deutschen, sollen 
wieder einmal ihr blutiges Unwesen trei5en. Auch Südafrikas 
Polizeilruppen nehmen im Süden Rhodesiens wieder aktiv an 
den Kämpfen teil. Zahlreiche Gemetzel in Dörfern müssen 
den Regie rungstruppen angelastet werden: die Patriotische 
Front sprach davon, daß Smith täglich 30-30 schwarze Zivi­
listen umbringen lasse. 
Mocambiques und Sambias territoriale Souveränität wurde 
erneut mehrfach verletzt. Im Juni drangen Luftlandee inhei­
ten bis tief nach M~ambique ein. um 17 Aüchtlinge und 
zwei belgische Entwicklungshelfer zu ermorden. Durch be· 
sondere Grausamkeit zeichnen sieh die Selous Scouts, eine 
schwarze Eliteeinheit der rhodesischen Kriegsma~h inerie , 
aus. Zeugen können belegen. daß als Freiheitskämpfer ver­
kleidete Scouts Dörfer angegriffen haben und Missionare 
töteten. Das Ziel dieser auch im Vietnam krieg angewandten 
psychologischen Taktik ist e.<;, die Patriotische Front von der 
Dorfbevölkerung und der Wehöffentlichkeit zu isolieren . Es 
liegen auch begründete Annahmen dafür vor, daß die von tier 
rhodesischen Armee mitausgebildeten Pseudo-Guerillas. die 
aU!t Anhängern Sitholes rekrutiert werden, Massaker verübt 



haben ... Die Patriotische Front hat die gegen sie gt:richteten 
Anschuldigungen von Anfang an als eine Kampagrue bewer· 
te t, den Befreiungskampf zu ve rleumden. um die interna ­
tionale Anerkennung der ,.verräterischen internen Lösung" 
zu erlangen. 

Rezept für einen Bürgerkrieg 

Innenpolitisch kündigte Smith in einer Rundfu nkansprache im 
September die Liquidierung aller mit den Guerilla.s zusam· 
mcnarbeitendcn Organisationen an. Ocr Notstan.d wurde 
durch die Ausrufung einzelner Kriegsreehtsbestirnmungcn 
weitgehend verschärft; die ErrichfUng von weit{:ren sog. 
Schutzdörfem zügig voranget rieben . Die Hauptlas t. darauf 
wies Smith ausdrück lich hin, hällen natürlich die Afrikaner 
zu tragen. Smith drohte gar mit der Generalmobilmalchung. 
Unmittelbar nach der Rede setzte eine Verhaftungswelle 
gegen 250 untere und mittlere Funktionäre der Afrikani­
schen Volksunion Zlfllbabwes (ZAPO) ein. Schließlich kün­
digtedie übergangs regierung am 16. SeplembcrdieEinführung 
de r allgemeinen Wehrpflicht ftir Afrikaner an. Dami·' bewahr­
heitete sich die Prophezeiung Kaundas, des Präside:nten von 

Kopta,ldenlen dv Paltloll.men Fronf Nkomo (U und Mugahl! 

Sambia, der in der "internen Lösung" das Rezept für einen 
Bürgerkrieg internat io nalen Charakters sah . 
Die forcierten Kriegsanstrengungen wurden von ei.ner rapi­
den .verschlechterung in der rhodesischen Wirtschafl beglei­
tet. Entgegen der von offttieller Seite in SalisbulY wieder 
und .... ieder geäußerten Überzeugung von der an,geblichen 
Stabilität wird das Volkseinkommen J 978 zum zv.eiten Mal 
hintereinander um 7 % zurückgehen. Die 'Zeilen ..... irtschaft­
licher Expansion nach der einseitigen Unabhängigk,eitserklä­
rung 1965 sind damit endgültig vorbei . Allein die Industrie­
produktio n fiel in den vergangenen drei J ahren um I:a. 15 %. 
Viele mitllere und kleine Unternehmen schlossen ihre Tore, 
auffalle nd viele weiße Farmer verließen ihren Besitz. Ver­
gangenen August sctzten sich 1300 Rhodesier weif'.er Htlut­
farbe ins Ausland ab. Die Außerkraftsetzu ng does Byrd. 
Amendments - letzte res erlaubte amerikanischen Firmen seit 
1971 gegen die vcrpOichtendcn Sanktionsbesch lüsse der 
UNQ zu verstoßen - und die sinkenden Rohstoffpreise auf 
den Weltmärkten - es gibt bekannt.lich viele, die sich wie BP 
und Shell um UN-Sanktionen wenig scheren - verursachten 
einen spürbaren Rückgang der Devisenreserven. Innerhalb 
Jahresfrist sah sich das Regime im April erneut gezwungen, 
den rhodesischen Dollar abzuwerten. Bei Vorlage dl!S Staats· 
haushalts mußten deshalb erstmals Zwangsanleihe n einge­
führt werden, um d ie Kriegsmaschinerie. die täglich 210 Mio 
DM verschlingt , weiter in Gang halten zu können. 
Die Folgen der wirtschaftlichen Krisensituation werden voll 
auf die schwarze Bevölkerung abgewälzt: sie ist durch die 
steigende Inflationsrate, die Zunahme der Arbeit:5losigkeit 
bei gleichzeitiger Einfrierung der Löhne und Sozialalusgaben, 

sowie de r Schließung von Hunderten von Schulen am härte· 
sten getroffen. Wachsender Widerstand wird blutig unter· 
drückt, wie der Bergarbeiterstreik, bei dem vier Menschen 
umkamen . 
Unterdessen kommen dte angloamerikanischen Verhano­
lungsversuche wegen der ver7.ö~emden Taktik von Smith 
kaum vom Fleck. LonClOn und Washington hatten es wohl· 
we islich unterlassen, das Abkommen von Salisbury 'Zu beju­
beln. Obwo hl in Abstimmung mit Südafrika selbst auf eine 
neokolo nia1istische Lösung hinarbeitend, .... aren sie realistisch 
genug. die Existenz und das Gewicht der Patriotischen Front 
nicht zu leugnen. Die aufHilIige diplomatische Aktivi tät in 
Sachen Rhodesien ist von einer eher vorsichtigen Beobach· 
tung und Unterstützung der .. internen Lösung" geprägt, bei 
Fortführung intensiver Verhandlungen mit der Patriotischen 
Front und den Frontstaaten. 
In einer Re ihe vorbereitender Gespräche fü r eine Neuauflage 
der Malta-Konferenz vom letzten Jahr zeigten sich die F'ührer 
Nkomo und Mugabe kompromißbereit hinsichtlich der Rolle 
der UNO und des britischen Kommissars in einer übergangs­
periode, blieb aber ko nsequent was die Besetzung der Schlüs· 
selpositionen in einem Obef'gangskabinett und die Etablie­
rung eines Einpaneiensystems betrifft, worauf die intensiven 
Bemühungen zum Zusammenschluß von ZANU und ZAPU 
hinzielen. 

Smith in Lusaka gesdleitert 

Eine geschlossene Ablehnung neuer Verhandlungen unter 
Einschluß der Patriotischen Front kennzeichnete in der An· 
fangsphase die Ha ltung der Marioneuenregierung in Salis· 
bury. Smith und Chi rau bedeuteten jedoch schon im Juni un· 
te r d~ Eind ruck, daß die interne Lösung die erhoffte Stabi· 
lisierung des Regimes nicht erbringen konnte, eine gewisse 
Bereitschaft. an einer Allparteien-Konferenz teilzunehmen; 
ihre Gespräche mit britische n und amerikanischen Unter· 
händlern sowie de n Außen ministern der beiden Länder 
brachte n bis heute jedoch keine Fonschriuc. Der ursprung· 
liche Tcrmin für die Konferenz im April 1978 ist längst ge· 
geplatzt. 

Smiths spektakulärer Gang nach Lusaka zu einem Geheim­
treffen mit Nkomo im August d. J. enthie lt unzweifelhaft das 
Eingeständnis, daß seine Koalition mit Chirau und Co allcine 
keine Aussicht auf Erfolg mehr hat. Schon früh wurde seitens 
der USA , Großbritanniens und Südafrikas dieses imperiali­
stische Manöver versucht. Mit Hilfe des unter starkem innen· 
politischen Druck stehenden Kaunda wollte man die ZAPU 
aus der Patriotischen Front herauslösen und in die " interne 
Lösung" integrieren. Nkomo versicherte jcdoch anschließend. 
er werdc mit Smith nicht hinter Mugabcs Rücken über wich­
tige Fragen sprechen. Der Vizepräsidcnt der ZAPU, China­
mano, ließ mittle rweilc erklären, daß Nkomo niemals zurück­
kehren werde, um sich dem Exekutivrat anzuschließen. Es 
blieb auf dem anschließenden Treffen dc r Frontstaaten und 
de r Patriotischen Front dennoch ein gewisses Unbehagen. 
Das Ende der Obergangsregierung untcr Smith ist abzusehen. 
Der letzte Teil des Abkommens vom 3. März. die Wahlen. 
haben wenig Aussicht, noch durchgeführt zu werden . Smith 
fühlt sich nach jüngsten Äußerungen auch nicht mehr an das 
Abkommen gebunden. Wahlen wären außenpolitiSCh ohnehin 
wenig erfolgversprechend. weil sie kaum so abgehalten wer· 
den könnten, daß sich einige westliche Länder zur Aufhebung 
de r Sanktionen bereitfinden könnten. Ohne die Patriotische 
Front läßt sich über Zimbabwes Zukunft nicht mehr entschei­
den. 

Anmerkungen: 
I) Neues Deutschland, BerUn, 13./14. 5. 1978 
2) Sikldeu15Che Zei tung. 18. S. 1978 
3) Baghdad Observer. Bagdad, 19. 5. 1978 
4) Dbserver. London. 13. 8. 1978 
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Wolfgang Zank Bo1tswana -
das schwächste Glied 

Bo'swanl,dlf' Kamelreilel jJ(lirollllle on der Grenze zu Stldaifl.ko fl ,J ; Pt/b/dtn l Xhama (I.) 

Eingeklemmt zwischen Rhodesicn und de r Republik Süd­
afrika liegt BotsWana. e int' Insel Schwarzafrikas inminen des 
Herrschaflsgebiclcs der Rassiste n. Zwischen dem Sambesi 
im Norden und dem MaJopo im Süoen ersuedl siCh ein Ge­
biet von der Größe Frankreichs. In ihm leben elWH 700.000 
Menschen. etwa soviel wie in Essen. Die Rcvölkerungsdichlc 
von O.R Personen je qkm ist selbst rur afrikanische Verhält­
nisse ungewöhnlich gering: Die Inse l ;SI kaum bew,:>hnt. 
Das Land ist lebensfeindlich. Ocr größte Te il der O bc rllächc 
wird von der KaJahari-Wüslc cingcnomnlcn. Flugsandfelder 
und vor allem Dombuschslcppc bestimmen das Bild. In den 
östlichen Ausläufern der Kalahari , in einem sclu:na len Strei­
fcn von etwa 70 km Breite, entlang der Grenze zu Südafrika 
und Rhodcsien, ko nzentriert sich die Bevölkerung. Vieh­
he rden und etwas Acke rbau, einige modeme B(:rgwe rke, 
etwas Ve rwaltung und DienstleislUngen. wenige Kleinbe­
triebe, eine Bahnlinie, das ist BotsWann. 
Noch um d ie Zeitenwende war der Südteil Afnikas aus­
schließlich von Buschmännern bwohnt - kle inen, hellbraun­
häutigen und dünnlippigen Jägern und Sammlern, diie in klei­
ne n Stämme n ihre jeweilig'!n Gebiete durchstrC~t!n . Dann 
erfo lgte in zwei Wellen vo" Norden her d ie Einwanderung 
der negro iden Bantu, kulturell und technisch weit übertegene 
Baue rnvölker. In den östlichen Ausläurern der Kalahari wur­
de das Vo lk de r Tswana seßhaft ; die Buschmänne r wuraen 
absorbiert oder verdrängt. I.n de r Kalahari fanden sie eine 
ö kologische und politische Nische , wO 20.000 von ihnen heUle 
noch leben. 
Die Tswana gingen in dem regenannen und wenig frucht­
baren Gebiet vorwiegend zu Viehzucht über, Rinder und 
Ziegen. Sie gaben die Landbearbcitung allerdings ni·chl völl ig 
auf, vorwiegend Hirse, Mais und HülsenfrüchlD. Vieh war 
Privateigentum, Weide land Gameinbesitz. 
Stammesoberhaupt ist der Kgosi (König, Häuptling), der 
alle ausführende und rechtsprechendc Gewalt unter Hinzu­
ziehung von Unte rhäuptlingen vereint Er kann alle in ent­
scheiden, muß aber vorher die Versammlung der Männer 

n 

des Stammes anhören. Es herrscht Redefreiheit. Kriegsbeutc 
gehört dem Kgosi; aber man e rwartel von ihm, daß er sie 
weite rgibt, aus Gelreidc beispie lsweise ein Gelrnnk für alle 
brauen läßt. Das Amt des Kgosi ist in männhcher Linie erb­
lich. aber: .. Ein Häuplling muß seinem Stamm dienen:' Er­
fü ll l er die Erwartungen nicht. wandert ein Teil des Stammes 
aus. Oder der Kgosi wi rd schlicht ermorden . 1 

Durch lange Traditionen geformt , verhalten sich Kgosi ent­
sprechend . Diese Haltung wa r notwendig zum Funktionieren 
des sozialen Systems. Ein Ergebnis ist die enge Bindu ng der 
Stammesmilgliede r an ihren Häuptling. Das gil t heule noch. 

Prolekloral Bechuanaland 

1884 ließ Cecil Rhodcs das heuti,!!e Botswana von bri ti­
schen Truppen besetzen und erklärte es zum PrOiektor,it 
Bcchuanaland. Das Deutsche Reich faßte damals in Süd­
westafrika Fuß, nördlich des Oranje-f-l usses lagen die Bu­
renrepu bliken, und Rhodes wo llte eine Vereinigung bcider 
Bereiche ve rhindern, gleichzeitig die Landverbindung vom 
Kap nach Nordoslen sichern . Das Siedlungsgebie t der Tswana 
war damil auf d ie Kap-Kolo nie und Bechuana aufgeteilt . 
Bcchuana spieltc in der Polil ik des britischen Impt!rialismu.s 
eine untergeordnete Rolle . 1897 ließen die Briten übe r sein 
Territorium eine Bahnlinie zu den rhodesischen Minenbezir­
ken bauen; sie import ierten etwas Aeisch und die Tswana 
waren als Saisonarbeite r für die südafrikanischen Bergwerke 
nützlich. Ansonsten interessierte Bcchuana nicht. 
Wie in anderen Gebieten he rrschien die Briten mille ls der 
" indire kten Herrschafl '·. Sie beschränkten sich auf die Durch­
sclzung de r Rahmenenlscheidungen und überließen die Ver­
waltung den Iraditionellen e inheimischen Eliten. Man er­
schülle rte deren Position so wenig wie möglich. hie lt sie sich 
gewogen und vermittelte dem Nachwuchs eine britische 
Ausbildung. Indirekte He rrschaft und ökonomisches Desin­
teresse sorgten dafür, daß die traditionellen Strukturen in 



einem Ausmaß überdauerten , wie es selten der Fall ist. Auch 
cthnisch waren die Tswana weitgehend unter sich gE~ blieben. 
Keine Masscneinwanderung weißer Siedlcr wie in Rhode­
sien, kein Import indischer Arbeitskräfte wie in Siidafrika. 
keine Verpnanzung afrikanischer Völker. 1965 lebtl:n ganze 
8.000 Nichtafrikaner in Bechuana. 
Wäre es allein nach den südafrikanischen Rassisten gegangen, 
wären die Tswana nicht unter sich gebliebcn. Zwisc:hen den 
Weltkriegen und noch Anfang der 50er Jahre unternahm 
Südafrika e inige Anläufe, sich Bcchuana einzuve rleiben. 
Die Regierung in Preto ria wollte es für 35.000 Pfund kaufen; 
$ie drohte damit, den Tswana die Arbeitsmöglichkeiwn in den 
Transvaal-Minen zu nehmen, und sic übte Druck auf die 
britische Regierung aus. 2 

Antirassistische Tradition der Tswanas 

Dic Tswana-Häuptlinge organisienen e rfolgreichen Gegen­
druck: Der Kampf gegen den burischen Rassismus hat heute 
eine jahrzehntelange Tradition. Personifizierung de$ Wider­
standes der Tswana gegen dcn Rassismus ist Seretse 
Khama. 3 Er wurde 1921 als Kronprinz de r Kgosi-Dynastie 
der Bamangwato, des mit Abstand größten dcr acht Tswana­
Stämme, gcboren. Von seincm regierendcn Onkel wurde cr 
zunächst nach Südafrika geschickt (es gab dort damals noch 
Ausbildungsstätten für Afrikaner), dann nach Oxford und 
London . Durch seine Heirat mit einer weißen Ang.estell ten 
bekam er einige Auswirkungen der Apartheid am eigenen 
Leib zu spüren . Wegen seiner Mischehe belegte ihn die Süd­
afrikanische Regierung mit eincm Einreiseverbot, 1951 ver­
bot ihm Churchill auf südafrikanischen Druck hin d.ie Rück­
kehr nach Bechuana. Sie wurde ihm erst 1956 nach Vcr­
zieht auf die Häuptlingswürde gestattet. 
1963 begann Khama im Gebiet seines Stammes mit der Or­
ganisierung der Demokratischen Partei von BotswaßtI (BOP), 
im März 1965 gewann er die ersten allgemeinen Wahlen (29 
von 32 Sitzen), wurde Ministerpräsidcnt der ersten autono­
men Regierung, und im September 1966 übemah.m er in 
der neuen Hauptstadt Gaboronf' das Amt des PräSidenten 
von Botswana. 
Am 30. Spetember 1966 wurde Botswana formal unabhängig. 
Das Wort " unabhängig"' konnle einem Beobachter damals 
allerdings nicht ohne ironischen Unterton über die Lippen 
kommen: Der Außenhandel war mit Südafrika über eine 
Zollunion verkettet . Die Inlandswährung war der siidafrika­
nische Rand . Die Bahnlinie gehöne der rhodesischen Eisen­
bahngesellschaft. Botswana besitzt keinen Zugang zum Meer, 
und {ast der gesamte Außenhandel mußte über dic R.SA oder 
Rh04esien gehen. 3/4 aller Importe kamen aus diesen län­
dern, 2/3 der Exporte gingen via Südafrika nac h Groß­
britannien .4 

Infrastruktur und Landwirtschaft waren kaum wcitercnt­
wickelt, und nach wie vor mußten 30.000 Saisonarbeiter in 
südafrikanischen Gruben Beschäftigung suchen . Mehr als 3/4 
der Bevölkerung waren nach wie vor Analphabetern, einhei­
mische qualirIZierte Arbeitskräfte gab es so gut wic nicht. 
Der Staatshaushalt war hoffnungslos defizitär und auf Gedeih 
und Verderb von britischen Unterstützungszahlungen ab­
hängig. Ke in Zweifel, in dieser Art " Unabhängigkeit" sah 
Pretoria wenig Probleme. Kein Wunder, daß die südafrika­
nische Regierung Botswana als Brückenkopf betrachtete, 
als Mittler in einem anzustrebenden " Dialog"' mit $chwarz­
afrika. 

Botswana ging jedoch daran. sich aus der Umarmu'ng zu lö­
sen. 1969 wurden die Ausgleichszahlungen innerhalb der 
Zollunion mit de r RSA neu ausgehandelt . Zwischen Bots­
wana, Lesotho, Swasiland und der Republik Südafrika 
herrscht zollfreier Warenverkehr. Damr werden an d:er Gren­
ze zu Südafrika alle Waren einheitlich mit dem slÜdafrika-

~--Botswana-Daten---

Lace= Nachbarländer: Republik Südafrika, Namibia, Zimbabwr 
und Sambia. 
FIiidte: 570.000 qkm 
8e"öHlcrv. ... : 725.600, da,,<,n 46.000 Wanderarbeiter. 
Ibuptstath: Gaborone 
Wimcbaft: Hauptsektor Landwirtschaft, insbesondere: Viellzucht. 
Verarbeitende Industrie ist noch wenig entwickelt und in Klein­
betrieben organisiert. Wichtigstes Unternehmen ist die fleischver­
arbeitende Botswana Meat Commission. Der Bergbau nahm in don 
letzten lahren ein schnelle Entwicklung und trug 1976 etwa 12 "0 
zum Bruttoinlandsprodukt bei. Wichtigstes Mineral: Diamant. 
Daneben Kupfer, Nickel, Mangan, Asbest , Kohle. Wichtigstes Ex­
portland: Großbritannien, wichtigster Importlieferant : Republik 
Südafrika; Hauptexpongüter: fleisch, Kupfer, Diamanten. 
Infnstnlktur: Das Straßennetz besteht im wesentlichen aus Sand· 
pisten mit relativ wenig Asphal tstraßen um Gaborone und Francis­
town. Die einzige Bahnlinie ist nach wie vor im Besitt der Rhode­
sian Railways. 
Bilchmpwesen: 70 % der Kinder besuchen die Primarschule. DUX 

7 % der 13-17jährigen die Sekundarschule. 465 St\.lrlenten im 
ln- und 218 im Ausland (1976). Mangel an einheimischen Fach· 
krähen auf allen Gebieten. Ana1phabetenrate beträgt noch 6S %. 
Re!ip>D: Animismus (NllturTCligion) 
Potilbdte Struktur. Parlamentarische Regierungsfonn nach briti­
schem Muster. Parlament mit zwei Kammern, Nationalversamm­
lung und Kammer der Häuptlinge. Es gibt vier Pamien, von denen 
die Demokratische Panei Botswanas (BOP) die Regierungspartei 
von Präsident Seretse Khama ist. Die anderen sind die Volks­
partei Botswanas (BPP), die Nationale Front BOlSwanas (BNF) 
und die Unabhängigkeitspanei Botswanas (BJP), die sich derzeit 
in 5 von insgesamt 32 Parlamentssit:ze teilen. Für 1979 sind Par­
lamentswahlen angesetzt. 

nischen Zollsatz belegt, wofür Botswana Au!>gleichszahlungen 
von Pretoria erhält ; vor 1969 licht der Rede wert, dann 
immerhin 1/3 der Einnahmen des Staatshaushaltes. 5 Mio 
Rand waren es 1970, 1975 schon 25 Mio. Beim Heraus­
winden aus der südafrikanischen Umarmung kamen Bots­
wana einige geologische Entdeckungen zu Hilfe. In den Jah­
ren seit 1959 wurden große Mengen an Bodenschätzen ent­
deckt, und fast jedes Jahr kamen neue Funde hinzu . 1966 
arbeiteten gerade zwei kleine Mangan-Gruben und eine un­
bedeutende Asbest-Mine. Aber 1970 nahm die Diamant-
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Grube bei Orapa die Arbeit auf, 1973 die KupfE~r-NickeJ ­
Zeche bei Selebi-Pikwe und der Kohlen-Abbau bei Moro­
pule, 1976 eine zweite Diamant-Grube bei LethU,ane, und 
1977 wurde der Abbau eines weiteren Diamant-F.eldes, bei 
Jaweng, in Planung genommen. 5 Diese dritte Grube wird 
Botswana Mitte der 80er Jahre in die Gruppe de r größten 
Diamantcnproduzenten der Erde aufrücken lassen. e Die 
Regierung in Gaborone \'erfugt damit seit Anfang der sieb­
ziger Jahre über eine zusätzliche, ergiebige Finanzquelle. 
Im äußersten Nordosten, am Sambesi. grenzt Botswana in 
einem winzigen Streifen von 400 m an Sambia. Eiine Fähre 
(Freihe itsfähre) ist die einzige direkte Verbindung zu Schwarz­
afrika. Dieser Grenzübergang lag abseits der vom Ko lonia­
lismus organisierten Güterströme. Schon 1966 kamt:n Sambia 
und Botswana überein, eine gepnasterte Allwelter-Straße 
zwischen beiden Ländern einzurichten. Der Bau wurde 1972 
begonne n. Diese Straße, die Bot-Sam, wird die wl~ iße Um­
klammerung einen we iteren Spalt öffnen. Besonders die neu­
en Bergwerke machten das Problem der Energieversorgung 
akut. Strom aus Südafrika zu importieren. wäre nm halb so 
teuer gewesen wie die Eigenerzeugung von Energie. BOL~­
wana entschied sich für den Aufbau eigener Kraftwe rke. 
Die bisher wichtigste Maßnahme gegen die südahikanische 
Vorhe rrschaft ergriff Botswana im September 1974, als es die 
Währungsunion mit der RSA aufkündigte . Seit 1976 ver­
fügt es über eine eigene Währung, den Pula, und ei,ne e igene 
Zentralbank, damit über die Instrumente e iner unabhängigen 
Währungspolitik . 1976 wurden schließlich die übernahme 
de r Bahnlinie und die Auflösung der Zollunion mit der RSA 
als Ziele der Regierungspolitik benannt . 

Parallel mit dem schrittweisen Herausarbeiten aus der öko­
nomischen Umklammerung ging ein Erweitern des politi­
schen Spie lraumes. Die scharfe öffentliche Verurte~ ilung der 
Apanhe id bildet bereits eine traditionelle Konstante. Die 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen zur Sowjett:mion und 
zur VR China 1971 gegen d,en erklänen Willen Pretorias 
dokumentie rten den Willen zu einer unabhängigen Außen­
politik. Die Unterschrift Khamas SChließlich unter die erste 
gemeinsame Erklärung der Frontslaaten im September 1976, 
dann die Resolutio n des Luanda-Gipfels 1977 zei.gten . daß 
auch Bo tswana entschlossen war, sein außenpolitisches Ge­
wicht für die Befreiungsbewegungen in die Waagschale zu 
werfen. 
Es überrascht nicht, daß sich die Einstellung der anderen 
Staaten Schwanafrikas, die Bo tswllna zunächst mit erheb­
licher Skepsis begegneten, wandelte. Tansanias Präsident 
Nyere re : .,Wir haben mit Bewunderung die EO"Iwicklung 
Botswanas in den letzten Jahren verfolgt:' 7 

Herauswinden aus der RSA-Umklammel1l1lg 

Bo tswana ist auf dem· Weg zur Unabhängigkeit e:in großes 
Stück. vorangekommen. Aber am Ziel ist es noch ni,:ht. ·Fort­
schritte trugen oft Ko mpromißcharakter. So mußtc Bots­
wana bei Erschließung der Be rgwerke den Zustl:"Om süd­
afrikanischen KapitalS akzeptieren. Der De Beers-Konzem 
ist an der Diamantenproduktio n beteiligt, die Angk>-Ameri­
can an der Kupfe r-Nickel-Grube in Selebi-Pikwe. 
Es isa wahr, nach wie vor betreibt Botswana mit d,en Rassi­
sten-Staaten eine umfangreiche winschaftliche Zusammen­
arbeit. Vorschläge in RiclHung auf einen hundenpnnentigen 
Bruch sind jedoch wenig praktikabel. Nach wie vor ver­
fügt Pretoria über eine Klaviatur von DruckffiÖglichkeiten . 
Gelegentlich z. B. stockt der Tmnsport botswanischer Güter 
zu den südaCrikanischen Häfen aufgrund "technischer Schwie­
rigkeiten". Seit einigen Jahren setzen Pretoria und Salis­
bury zusätzlich nackte militärische Gewalt ein . Allein 1976 
überschritten die Truppen des Smith-Regimes 12 mal die 
Grenze.' Botswanas bewaffnete Kräfte, eine Polizei ~·on 

9.000 Mann, kann da wenig ausrichten. Auch der 1977 be-
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schlossene Aufbau einer Annec. wird an der militärischen 
Verwundbarkeit kurzfristig wenig ändern . 
Der äußere Druck zwingt Botswami Zurückhaltung bei der 
materiellen Unterstützung der Befreiungsbewegungen auf. 
Militärisches Hinterland ist es kaum. Die Ausbildung der 
Guerilla muß andernorts o rganisien werden, Versorgung in 
großem Stil kann über Botswana nicbt erfolgen, und auch 
gegen den zeitweiligen Rückzug yon Truppen der Befrei­
ungsbewegungen auf ihr Territorium nimmt die Regierung 
in Gaborone zumindest offiziell Stellung. 
Bo tswana ist bingegen seit hIngern wertvoll als Zunuchts· 
oder zumindest ÜbergangsstHtion für polit isch Verfolgte. 
Die Zuflucht iSI jedoch unsicher, denn Pretoria oder Salis­
bury cmfinden gegenüber Botswanas Souveränität wenig 
Skrupel. Rbodesische Truppen entführten vier botswanische 
Staatsangehörige, um sie vor Gericht zu stellen, und der süd­
afrikanische Studentenfiihrer Ongkopotse Abraham Tiro 
wurde in Gaborone dureh eine Paketbombe ermordet. Büros 
der Berre.iungsbewegungen in Francistown flogen in d ie Luft . 

Innenpolitisch macht 80tswana im "A uge des Zyklons" einen 
fast idyllisch ruhigen Eindruck . G rößere Auseinandersetzun­
gcn finden nicht Slatt, die Opposition hat Bewegungsfrei­
heit, die parlamentarische Demokratie funktioniert . Schein ~ 
bar ei nes der wenigen Beispie le. wo der Export britischer 
Institutio nen gelungen ist. 
Gelungen ist der Expon der Hülle. Politisch dominieren nach 
wie vor die Häuptlinge. Khama hat ihr Vertrauen, die Tswana 
ve rtrauen den Häuptlingen, und so erhiell Khama bei jeder 
Wahl seine 95 %. Die Bevölkerung sah bisher wenig Anlaß, 
gegen die polit ischen Strukturen anzugehen. Mit wenigen 
Ausnahmen wird sie als unpolit isch geschildert. Die Wahl­
betei ligung sank von 70 % auf 35 % 1974. Es sind aller­
dings Kräfte am Werk, die auf eine Erschütterung des tradi­
tionellen Gleichgewichtes hinarbeiten . Die Landwirtschaft 
kann die wachsende Bevölkc rung nicht ernähren. Ersatz­
arbeitsplätze gibt es zum Te il in den Städten oder nach wie 
vor in Südafrika. Familienstrukturen und alle Bindungen 
werden zerrissen. Traditionell ist die Kleinfamilie. aber in 
dem Großdorf Manyana beispie lsweise waren 1972 70 % 
alle r Mütte r unler 30 Jahren nicht verheirate t. I) 
Die Bauern mit privatem Landbcsi tz breiten sich außer halb 
und auf Kosten der Stammesgebielc aus, und innerhalb der 
Smmmesgebiete sch re itet die Konzentration des Viehbesitzes 
voran (Khama selbst ist einer der größten Viehbesitzer). Neue 
Klassen entstehen. In den Städten entwickelte sich eine, wcnn 
auch noch kleine, Händlerschicht. Lohnarbeit breitet sich 
aus, gegenwärtig sind es 10 %. Dabei verdienen lohnab­
hängige im Agrarbereich etwa 1/6 von dem, was in der In­
dustrie und im Dienstleistungssektor gezahl t wird. Hoch­
doticne weiße Experten fü hren e inen Lebensstil vor, der in 
krassem Gegensatz stehl zur Armut vieler schwarzer Arbei­
te r, insbesondere der Arbeitslosen. Das Pro letariat ist noch 



schwach . Gegenwärtig sind es kaum 50.000, davon etwa 
11 .000 o rganisiert. Noch kein gewichtiger Machtfalittor, aber 
es f;:ingt an, sich bemerkbar zu machen . Im Sommer 1975 
lr:lten d ie Grubenarbeiter von Selebi· Pikwe in eime n Streik 
mr bessere Arbeitsbedingungen und hö he re Löhn e. Regie· 
rung und Konzerne, die gemeinsam die G rube betreiben, 
macluen gegen die Arbeiter Front. '2.800 Arbeite r wurden 
entlassen. der Slreik brach zusammen . 10 

Die Führung Botswanas sucht die Zusammenarbeit mit aus· 
ländischem Kapital. nur eben nicht mit südafrikanischem. 
Von "Sozialismus" oder .,nichtkapi talistischem Entwick· 
lungsweg" finde t sich in den Plänen de r Regierung kein 
Wo rt . Die Ziele des laufenden Planes lauten: Ökonomisches 
Wachstum, soziale Gerechtigkeit, wirtschaftliche Unabhän· 
gigkeit, stetige Entwicklung. Neben der gezielter.l Ermun· 
terung ausländischer Investoren setzt die Regierunlg auf die 
Entwick lung eines e igenständigen privaten Unte rnehmer· 
turns. In ihm sehen die traditio nellen Eliten ihre FClrtse12Ung 
in einem modernisie rten Botswana. 

H o ffnungen des Weslens 

WeSIJiche Afrika-Politik ~tzt mit Grund in Botswana als 
.. gemäßigtem" Staat einige Hoffnung. Die Bundesrepublik 
ist übrige ns wirtschaftlich wie politisch mit von di!r Partie. 
Die Metallgesellschaft ist der größte Vermarkter de;s Kupfers 
von Selebi-Pikwe. Botswana erhält Entwicklungshilfe ( 1977 
waren es 19 Mio DM Finanzspritzen und 4 Mio t.eehnische 
UnIerstützung), und im März 1977 war die damalige Ent· 
wicklungsministerin Schlei zu Besuch in Gaborone. 
BOlswana is t der schwächste der Front.staaten. Seine Bevöl· 
kerung ist am kleinsten, und e r ist ökonomisch wie militä­
risch am verwundbarsten. Selbst elementar am Sturz der 
Rassistenregime interessie rt , le istete und leistet t:r seinen 
Beitrag zum Befreiungskampf. Auf dem Weg der He raus· 
lösung aus kolonialen Herrschaftsstruktu ren konnle er be· 
acht liche Fortschritte erlangen. Sein Präsident stebt in einer 

langen Tradition des Kampfes gegen den Rassismus. Aber 
es ist eine andere Tradition antikolonialistischen Kampfes, 
a ls sie de r PoslangestelIte Pati'ice Lumumba oder der Kran· 
kenpfleger Samora Machel verkörpern. Obwohl in aktiver 
Auseinandersetzung mit dem rassistischen Teil des imperia­
listische n HerTSChaftssystems. arbeitet Botswana mit anderen 
imperialistischen Staaten zusammen und ist mit ihnen ver· 
kette!. Das Erkennen der wirklichen Bündnispanner und 
Gegner wird dadurch erschwert . Traditionelle Eliten haben 
einen Einfluß wie selten, deren Positionen wiederum gerade 
durch die von ihnen gefOrderte kapi talistische Entwiek.lung 
gefahrdet wird . Man sicht schwer, wie unter diesen Vor­
zeichen die innere Stabilität langfristig erhalten bleiben kann. 

Anmf:!r:kungen: 
I Eine systematische E infü hrung in die Lebensweise der 

Tswana existiert nicht. Die AusfUhrungen hier beruhen 
auf einigen Artikeln der Informationsblätter aus BoIS· 
wana, insbesondere NT. 5 I 1975 

2 Ebenda, 3 1 1975 
3 Eine Biographie Khamas findet sich z. B. in Horizont. 

Berlin, Nr. 24 1 1973 
4 VgL H. Tschakert, Verkehrssträme. Infrastruktur und 

Kooperatio n in der Konfliktregion südliches Afrika -
unter besonde rer Berücksichtigung von Sambia und Bou· 
wana, Hamburg 1977, S. 39 fr. 

5 Ausführliche Darstellung des Bergbaus z. B. in A. Hal­
bach, Botsuana - Wirtschaftss truktur, herausgegeben 
von der Bundess telle für Außenhandelsinformatio n 

6 Hande lsblatt. I. 6. 1978 
7 Z itiert bei H. Tschakert, Ve rkehrsstfÖme, a. a. 0 .• S. 49 
8 ErkJärung von Vizepräsidenl Masire, zit. in Horizont, 

NT. 3 I 1977 
9 Report on Village StudM:s (1972), zitiert bei F. Kürschner, 

Botswana, in : D.NohJen 1 F. Nusche ler (Hrsg.), Hand· 
buch der Dritten Welt , Bd. 2 Afrika , Hamburg 1976. 
S. 119 

JO Info rmationsblätter auS' Botswana. 5 1 1975 
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ätsbewegung 

Johannes Kluthe Addis Abeba-Konferenz 

Fidel Ca~t1o und Hol/e MClfillm Mengi$lu In Add;, Abebo 

"Castro trägt Hornbrille - die kubanische RevolUlion jetzt 
völlig vcrbürokratisicn.'" So oder ähnlich hälle es sich wohl 
angehört, wenn der Spiegel über die Solidaritätskonferenz zu 
berichten gehabt hälle, die am 14. September 1978 von Fi­
del Caslro und dem äthiopischen Staa tschef MI:ngislu in 
Addis Abeba e röffnet wurde. In der Tat trug der Kubaner 
eine Bri lle. Doch wem die politischen Inhalte wichtiger sind 
als Äußerl ichkeiten, für den erbrachte die Konferenz. die die 
Organisation für Afro-Asiatische Völkersolidarität (AAPSO) 
initiiert haue, wichtige und z. T. neue Ergebnisse. 
Schon die Thematik (offizieller Titel: Internationale Konfe­
renz der Solidarität mit dem Kampf der afrikanischen und 
arabische n Völker gegen Imperialismus und Rcakt iion) ziehe 
auf eine wichtige politische Aussage: die Verzabnung der 
Proble me Afrikas mit denen des arabischen Raumes. Und 
SO war de nn aueh in den Disk ussionsbeiträgen ein wesent­
licher Gedanke, daß der Imperialismus derleit eine abge­
stimmte Offensive in diesen beiden Weltregionen gestartet 
hat. Vom Eingreifen Ägyptens und Marokkos in Zaire (Hand 
in Hand mit Frankreich und Belgien) über die Ro lle-dcr 
arabischen Reaktion, insbesonde re der Saudis. in Eri trea und 
im Ogadcn, bis zu den NATO-Plänen einer "pa natrikani­
schen" Streitmacht und den Destabilisicrungs- und Putsch­
versuchen gegen fortsch rittliche Regimes reicht die Kette der 
Be ispiele an denen die imperialis tische Strategie in der afro ­
arabischen Resion de utlich wird. Offensichtlich geht es dabei 
u. 3. darum, den stark unter Druck geratenen Rassistenre­
gimes im Süden Afrikas etwas Entlastung zu verschaffen, in­
dem man neue Frontabschnitte eröffnet und neue Konnikt­
herde vor allem in Schwarzafrika schafft. 
Ihr pol itisches Gewicht bezog die Konferenz von Addis 
Abcba zu einem großen Teil aus der breiten und in vie len 
Fällen sehr prominenten Teilnehmerschaft. Die Bdreiungs· 
bewegungen waren durchweg mit führenden Vertretern ge­
kommen, so Nkomo und Mugabc für die PatriOlisde Front 
und Alfred Nw fü r den ANC-Südafrika, Mansur O mar für 
d ie POLISARIO und Abdu llah Hourani fü r die PLO. Die 
PFLO. die Befreiungsbewegung des Oman, die in den ver­
gangenen Jahren einige Rückschläge hanceinstecken müssen, 
war zum e rsten Mal seit langem wieder auf einer interna­
tionalen Konferenz vertreten. Als bewußte Demonst rat ion 
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der we ltweiten Einheit des Iln tiimperialistischen Kampies 
muß auch d ie Teilnahme des chilenischen KP-Generalsekre­
tärs Luis Corvalan. der Frente Sandinista aus Nikaragua und 
der Monloneros aus Argentinien vcrstanden werden . 
Insgesamt waren über 70 Länder mit Solidaritätsorganisatio· 
nen, Parteien und - vor allem aus Schwarzafrika - Regie­
rungsvertretern präsent. Aus der Bundesrepublik nahm das 
An liimperialistische Solidaritätskom itee (ASK) teil. 

Erstmals Verurteilung Chinas 

Neben der Analyse neuerer Tendenzen der imperialistischen 
Po litik in Afrika und im arabische n Raum versuchte die Kon­
fere nz auch einige verallgemeinernde Schlußfolgerungen für 
den Kampf der antiimperialistischen Kräfte zu ziehen (siehe 
Wortlaut der Abschlußcrklärung). So wurde Addis Abeba 
vor allem auch zu e inem eindringlichen Plädoyer fü r die Ein­
heit aller progressiven Kräfte. Als strategische Kernfrage 
wurde das Biindnis der nationalen Befreiungsbewegunge.n 
mit den sozialistischen Ländern bet rachtet, wobei die Rolle der 
Sowjetunion und Kubas nicht nur als wichtiger Faktor sondern 
auch als politisch und moralisch völl ig legitim bewertet wurde. 
Zum ersten Mal wurde auf einer Konfe renz dieser Art die 
chinesische Außenpolitik verurteilt. Daß mit Ausnahme de.r 
rumänischen Delegation alle Teilnehmer der entsprechenden 
Passage in der Abschlußcrklärung zustimmten. wurde als 
kleine Sensation empfunden . Offenbar hatten die chinesi­
schen Provokatione n gegen Vietnam auch bei denen. die noch 
einige Illusionen über den Charak ter der maoistischen Polit ik 
halfen, die letzten Zweifel beseitigt. 
Um ein kurzes Fazit zu ziehen: Die Ko nferenz von Addis 
Abeba war ein wichtiger Schrin nach vorn in der Analyse der· 
derzeitigen Lage in Afrika und in der arabischen Region: es 
wurden wichtige Schlußfolgeru ngen für die Praxis der anti­
imperialistischen Bewegung gezogen. Koordiniertes Handeln 
der nationalen Befreiungsbewegungen, der sozittlistischen 
Länder, der fortsc hri ttl ichen Regimes in Afrika und im Nahen 
Osten und der antiimperialistischen Solidaritätsbewt:gung ist 
dabei e ine entscheidende Voraussetzung für ein erfolgreiches 
Handeln. Addis Abeba war ein wichtiger Beilragdazu. 



Abschlußerklärung 
I. Die Teilnehmer der Il\lemalionalen Konferenz. die vorn 14. bis 
17. September 1978 in Addis Abeba stattfand, Vertreter yon Re· 
gierungen. Parteien, nationalen, internationalen und regionalen 
Organisationen und Nationalen Be freiungsbewegungen. erklären 
ihre feste Solidaritä t mit dem Kampf der afrikanischen und arabi­
schen Nationen gegen Imperialismus. Kolonialismus, Neukolonial is­
mus, Zionismus ' und Rassismus, für Freiheit. Unabhängigkeit, 
sozialen, ökonomischen und kulturellen Fortschritt. ( . .. ) 
7. Die Aktionseinhei t zwischen den Kräften des Sozialismus und 
der nationalen Befreiungsbewegungen, die im Kampf gegen den 
Kolonialismus für Freiheit und Unabhängigkeit entstand, ist heute 
zu einem überragenden Faktor für Entwicklung und Fort:;c;hrin in 
der Welt geworden. Der Kampf für Frieden und AbrüslUng ge­
höne immer zu den wichtigsten Zielen der fortschrittliche'n Kräfte 
und der sozialistischen Länder, denn der Kampf um wirkl iche Un­
abhängigkeit und ö konomische Entwicklung ist eng mit dem Kampf 
für Frieden und AbTÜSlUng verknüpft. Der richtige Wei: ist Zu­
sammenarbeit auf der Grundlage von Gleichberechtigung und ins­
besondere die Zusammenarbeit mit den sozialistisc~n Ländern. 
Es ist unbedingt notwendig, die starke antiimperialistisdhe Front 
aus den sozialistischen Ländern, den nationalen Befreiwlgsbewe­
gungen, den fortschrittlichen Schichten in den Entwicklune;Sländern 
und der Arbeiterklasse und Oen demokratischen Kräften in der 
kapitalistischen Welt zu festigen. 
8. Die Konferenz von Addis Abcba stellt fest, daß der Imperialis­
mus, der mit den lokalen Reaktionären Hand in Hand arbei tet, 
versucht, die arabischen und afrikanischen Nationen auf ihlrcm Weg 
Z1J nationa ler Unabhängigkeit, sozialem Fonschrill und internatio­
naler Solidarität aufzuhalten. Er versucht, mit allen MitleJrl die Ab­
SChaffung der rassistischen Regimes im südlichen Afrika zu hintcr­
treiben und die Verwirkl ichung eines dauerhaften und g,erechten 
Friedens im Nahen Osten Z1J blockieren. 
9. Diese Schlußfolgerung beruht auf Tatsachen wie 
- der Einmischung der NATO in Zaire, 
- der zunehmenden Anzahl von Intrigen des lmperialh;mus und 

der Reaktion im Gebiet des Roten Meeres, des Horn!. und an­
derer Teile von Afrika, 

- dem Aufbau der sog. PanafrikanIschen Strei tmacht unter der 
Kontrolle von NATO-Regierungen. 

_ den Anstrengungen. einen SüdatlantiSchen Mil itärpakt zu schaf­
fen. 

- dem Einsatz von Söldnern, 
- den Versuchen. den mut igen Kampf des palästinensischen Vol-

kes für seine nationalen Rechte zu unterdrücken und dem Nahen 
Osten Vereinbarungen aufzuzwingen. die den legitimen Inter­
essen und Bestrebungen der arabischen Nationen schaden, und 

- den Versuchen. im Libanon und im Süden der arabisch:en Halb­
insel Spannungen zu schaffen, die sich insbesondere negen die 
Demokratische Republik Jemen richten. 

10. Die Konferenz hat die Haltung der chinesischen Fülhrer ana· 
Iysie n und mit Entrüstung und Befremden deren Koll:lboration 
mit reaktio nären, imperial istischen und faschistischen Regi.mes fest · 
gestellt, wie Otile, der Regierung Süd afrikas und Israel. 
11. Die Teilnehmer der Konferenz klagen darüber hinaus die chi­
nesischen Führer der Komplizenschaft mit der Aggression gegen 
Angola und Äthiopien und chauvinistischer. expansioo nist ischer 
Politik gegen das sozialistische Vietnam an. Die antiso·wjetische 
Haltung der chinesischen Führer dient nicht der Sache der nationa­
len Befreiungsbewegung. 
12. Die Teilnehmer erklären ihren festen Willen, den Hassismus 
im südlichen Afrika auszurollen und fordern mit Entschiedenheit 
die Liquidierung des Rassistenregimes in Rhodesien und die über­
gabe der vollen Macht an das Volk von Zimbabwe ; sie fordern den 

vollständigen Rückzug Südafrikas aus Namibia. die Eliminierung 
des Systems der Apanheid und der Bantustans in der rassistischen 
und faschistischen Republik von Südafrika. 
13. Die Teilnehmer verurteilen die Verhängung des K.riegs~chlS 
und die daraufhin erfolgte Verhaftung von Hunderten von Mit­
gliedern der Patriotischen Front du~h das faschistische Smith­
Regime. Die Konferenz erklärt ihr, feste Unterstützung rur die 
Patriotische Front Zimbabwes, die SWAPO Namibias und den 
ANC Südafrikas, die einzigen authentischen Venre ter ihrer Völker. 
14. Die Konferenz veruneilt die gemeinsamen Anstrengungen der 
westlichen imperialist ischen Mächte in Zusammenarbeit mit ihren 
rassistischen Stellvtnretern, den kämpfenden Völkern von Zim­
babwe und Namibia neokolonialistische Lösungen aufzuzwingen. 
15. Die Konferenz begrüßt die feste Haltung der Frontstaalen -
Angola, BOIswana. Sambia, M~mbique und Tansania - bei ihrer 
umfassenden Unterstützung des nationalen Befreiungskampfes der 
Völker im südlichen Afrika. 
16. Die Ko nferenz erklärte ihre Unterstützung für die Unabhängig­
keit und Selbstbestimmung des heroischen Volkes der Westsahara, 
das unter der F.ührung der POLISARJO kämpft . 
17. Der Sieg des sozialistischen Äthiopien über die Kräfte des 
Feudalismus, imperialismus, innerer und äußerer Reaktion, ist eine 
lebendige Bestätigung der uncrschöpnichen und unbezwingbaren 
Kraft derjenigen Nationen, die den Weg der Freiheit und des 
Fon.schritts gewählt haben. Die Teilnehmer der internationalen 
Konferenz bringen ihre kämpferische und brüderliche Solidarität 
mit dem Volk Äthiopiens zum Ausdruck und wünschen den Bür­
gern dieses alten afrikanischen Landes kraftvolle Einigkeit, Frie­
den und Wohlergehen. 
18. Die Teilnehmer der Konferenz übennittein brüderliche Soli­
daritätsgrtiße den palästinensischen Arabern, die unerschütterlich 
und kühn den Verschwörun"gen von Imperialismus, Zionismus und 
arabischer Reaklion widerstehen und einen mutigen Kampf ruhren 
für ihre unveräußerlichen nationalen Rechte. für die Rück.lcehr in 
ihre Heimat. rur Selbstbestimmung und die Schaffung eines eigenen 
unabhängigen Staates. Die Konferenz erkJän ihre fesll~ Unterstüt­
zung für die PLO. die einzige legitime Vertretung des palästinen­
sischen Volkes. Die Konferenz veruneih die Politik der Separatlö­
sungen für den arabisch-israelischen Konflikt . Die Konferenz 
erkläne ihre Unterstützung für die vollständige Befreiung aller 
besel2.ten arabischen Territorien. 
19. Die Teilnehmer der Konferenz unter.;treichen den großen Bei­
trag der Bewegung der Nichtpaktgebundenen für den Kampf der 
Nationen gegen den Imperialismus und die letzten Bastionen von 
Ko lonialismus und Rassismus. Sie drücken ihre Zuver.;icht aus, daß 
die Gipfelkonferenz der Nichtpaktgebundenen im nächsten Jahr in 
Havanna, der Hauptstadt Kubas, ein Erfolg wird. 
20. Die Internationale Konferenz in Addis Abeba erklän ihre hohe 
Wertschälning und Hochachtung vor der SowjelUnion, vor Kuba 
und den anderen sozialistischen Ländern, ebenso wie vor den fon­
schrittlichen Kräften der Welt für ihre selbstlose internationale 
Hilfe und Unterstützung für die afrikanischen und arabischen Na­
tionen in ihrem gerechten Kampf. Die praktische und wirksame 
Solidarität Kubas ist zu einem überaus bedeutenden Faktor für die 
Befreiung Afrikas und die Festigung der Unabhängigkeit gewor­
den. 
21. Die Konferenz erklän mit Entschiedenhei t, daß die Völker der 
Welt unvermeidbar über die Kräfte des Imperialismus und der 
Reaktion siegen we rden. 
22. Es we rdcn Freiheit und Demokratie, Frieden und Fonschrin 
für die afrikanischen und arabischen Nationen und für die ganze 
Welt herrschen. 

(Quelle : ASK-Miueilung, Frankfurt1M .. 28. 9. 1978) 

RichtigsteUung 
In A.TB 10/ 1978 ist uns ein technisches Versehen un terlaufen: In der Moncada-Redc Fidel 
Castros mufl es auf S. 22, rechte Spalte. 11. Zeile von unten natürlich heißen, daß die Nicht­
paktgebund,: nen-Bewegung .. eine .n!iimperialistische. ant ikQlonialistische und fortschritt­
liche Kraft !:ein sollte". 
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Naher Osten 

Wolfram Brönner 

Das Diktat von Camp David 

Das Gipfeltreffen Cartcr-Begin-Sadat von Camp David en­
dete 3m 17. September d. J, mit Vereinbarungen, die die Sze­
nerie pes Nahostkonflikts und de r Paläslinafrage I~ i nschnci ­

dend verändern. Sie schreiben einen Separathandel unter 
amerikanischer Federführung fes t. den der ägyptis.::hc Präsi­
dent Anwar al Sadat mit seiner Jcrusalcm-Reise im Novem­
ber 1977 auslöste. 
Die zwei in Camp David unterzeichneten Rahmenabkommen 
zum Frieden im Nahen Osten bzw. für den Abschluß eines 
Friedensvertrages Ägyptcn-Israel bekunden freilich nur die 
halbe Wahrheit. Denn erst un ter Hinzuziehung dl!T zusätz­
lichen bi lateralen Geheimabsprachen der Untcr-lcichncr­
mächte wird d ie ganze Tragweite eines Komplolls sichtbar, 
welches das Exek utivkomitee der Palästinensischen Bcfr.c i­
ungsorganisation (PLO) als "ernsteste Verschwörung seit 
1948" anklagte. 
Im Gegensatz dazu gaben die westeuropäischen EG-Neun 
einschl ießlich der BRD am 19.9. 1978 eine zustimmende Er~ 
klärung ab ; Bundeskanz[er Helmut Schmidt bezeichnete die 
Camp David-Resultate gar als geeignet, den Friedensprozi!ß 
entscheidend zu fördern . Bonn bestätigt sich damit einmal 
mehr als verläßlicher Assistent der neokolonialistis-chcn US­
Anpassungsstrategie im Nahen und Mitlleren Osten, die seit 
dem Oklobcrkrieg 1973 hannäckig einen .. Ausgleich" zwi­
schen Israel und den .,gemäßigten" Arabern ansteuert. 
Die Abkommen von Camp David sind zu allererst das Werk 
dieser .,Ausglcichs"polilik Washingtons. die [974 von dcr 
Nixon-A ministration eingefädelt und unter der Regie der 
Carter- Regierung zur Blüte gebracht wurde. 
Die Anstöße zu einer gewandelten neokolonialistischen Stra­
tegie und Nahostdiplomatie bezogen die Architekten de r 
US-Außenpoli tik Henry Kissinger und Zbigniew BrLe:dnski 
vornehmlich aus den Rüc1;schlägen des VietnamkriC'.ges, dem 
Ringen der Ent wicklungsländer um eine Neue Wcltwirt­
schaftsordnung, aus der Kräfteverschiebung des Oktohcr-
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krieges (1973) und als Reaktion auf !1cuc Bedingungen in der 
arabisch-persischen Region: so auf ihren außergewöhnlichen 
wi rtschaftlichen Attraktivitätszuwachs infolge der "Olmilliar­
den". die Bedeutung der Sicherung des arabischen Olzu­
nusses in die westlichen Metropolen und der Vermeidung 
eines erneuten Einsatzes der Ölwaffe in Kombination mit dem 
Nahostkonnikt. Um den Nahostkonnikt in den Griff zu be­
kommen und die Profitinteressen der US-Monopolc zu wah­
ren. wurde e in nexibles Ausei nanderdividieren der arabischen 
Front und Verschleppen einer politischen Gesamtlösung. d. h. 
der Genfer Nahostfriedenskonferenz ot>enangestcllt. Das war 
die Quintessenz des von Außcnminister Henry Kissinger ge­
fertigten Drehbuchs der sog. "Schritt für Schritt- Polit ik" bzw. 
de r Teillösungen ebenso wie der von der Cartcr-Administra­
tion zunächst in sdtillemdcn Farhen offerierten vorgeblichen 
Nahost-.,Altemative·' . Beide ziel ten auf einen prowesllichen 
Interessenausglcich zwischen Ägypten/Saudi Arabien (m. E. 
auch Syriens) und Israel. Je mehr im Zeitraum 1973-78 die 
PLO und die Paläslinafrage (in den Vereinten Nationen!) an 
Gewicht gewannen, desto verschlagener gericlcn die US­
Me thoden zu ihrer Eliminierung. 

Kisslngers Separalhandel 1975 

Erste Früchte trug die Washingtoner "Ausg[eichs" polhik mit 
der Ratifizierung des israeliSCh-ägyptischen Sinai-Separaillb­
kommens am 4. September 1975, als dessen Initialor und 
Vermittler US-Außenminister H. Kissil1ger agierte. Die 1974 
vertagte Genfer Konferenz und die Beschlüsse der Vereinten 
Nationen wurden damit unterlaufen. Hauptkonniktpartl'ien 
wie Syrien. die PLO und die Sowjelunion uusgebootet . Das 
Abkommen aber bea nspruchte groteskerweise. eine Tc illö­
sllng im Rah men der Genfer Konferenz zu sein. Es formu­
lierte eine defin itive Verpflichtung zum Oewaltverlieht (Ar-



tikel l und 11) und einen israelischen Teilriickzug an der Sinai­
front. 
In drei Zusatulokumenten vereinbane man damals u. a. die 
Stationierung \'on 200 US-"T«hnikern" bzw. ejm~r ameri ­
kanischen übelWtlchungsstation auf dem Sina;. eine US-Win­
schaftshilfe rur Ägypten von 750 Mio Dollar, zuzüglich zweier 
AtomreaklOr- und diverser Wa ffe n lieferungen. Is:rael aber 
honorierten die USA mit einer 2 Mrd.-Dollar-Entschädi­
gung und weitreichendsten Garantien. darunter dieser: .,Die 
USA werden auf lange Sieht . .. Israels Bedürfnisse an Rü­
stungs... und Wirtschaftshilfe sowie Ener~ieversorgl.lng erfül· 
len ... Oie USA werden im UN-Siche rheitsrat gegen jeden 
Resolutionsentwurf. der das Abkommen beeinträchtigen 
würde. ihr Veto einlegen . .. Die USA werden einer Einbe­
rufung der Genrer Friedenskonferenz nur nach Koosultat io­
nen mit Israe l zustimmen. ihre Haltung auf dieser Konferenz 
mit Israel abstimmen und die PLO nicht anerkennen und 
nicht mit ihr verhandeln, solange diese das ExistenZ.recht des 
Staates Israel nicht anerkennt: ' 1 

Die ägyptiSChe Kapi tulationshaltung eröffnete den USA und 
Israel die Blockierung der Genfer Nahostkonferenz:. Sie war 
die faktische Aufkündigung der Verpnichlung Ägyptens ge­
genüber der Solidarität mit den anderen arabische n Fro nt­
staaten und der PLO . Das Sinai-Scparatabkommen erlaubte 
Israe l, seinen militärischen Eskalationskurs vor alkm gegen 
den palästinensischen Widerstand im Libano n zu konzentrie­
ren. In de r Tat ste ille die Stillegung der ägyptischen Front 
Israel einen Freibrief rur das ,. ungehinderte Losschlagen im 
Norden" aus~. wie Israels Interyentionismus im libanesi­
schen Bürgerkrieg 1975n6 und sein SüdliballOnkrieg im 
Män 1978 (siehe AlB 511978) dokumentierten. 
Im Kern waren alle diese Operationen auf die entscheidende 
Schwächung bzw. Zerschlagung der palästinensischen Wider­
standsbewegung ge richtet, die nach dem Sinai-Abkommen 
zum Haupthindernis rur die Verwirklichung de'5 .• Aus­
gleichs" plans erwuchs - und eben hier trafen sich die Inter· 
essen der USA, Israels und des proimperialislisc:hl~n arabi­
schen Lagers. 

Carters "neuer Ansatz" 

Die im Ergebnis des Libanonkrieges erwachsene n':ue Aus­
gangslage barg für die im Januor 1977 installierte Carter­
Administration durchaus zwiespältige Mo mente in sich. Die 
Positionsgewinne der saudisch-ägyptischen Promotoren einer 
"amerikanischen Lösung" standen dem ungebroch(men Ge­
wicht der Palästinafrage in der UNO, einer relativ raschen 
politischen Rekonsolidierung der PLO wie ihres Bündnisses 
mit Syrien gegenüber. Diese Ausgangssituation wurde zusätz­
lich im Mai 1977 durch die israelische Machtübernahme des 
unflexiblen Begin-Regimes komplizien . 

Die seither zutagegetretenen Differenzen zwischen Wasbing­
ton und Tel Aviv aber reduzieren sich im Kern auf R.eibungs­
verluste zwischen dem eigendynamischen zionistisc:hen Ex­
pansio nsdrang und dem US-Drängen auf großzügige re Zuge­
ständnisse an die "gemäßigten" Araber. Docb die· Carter­
Administration bewahrt einen feinen Unterschied: Sie ver­
stärkt einerseits ihren Druck auf die arabischen Regiimes. wn 
sie zu weiteren - in Wirklichkeit einseitigen - kapitulaüorii­
stische n Zugeständnissen gegenüber israel zu drängen. An­
dererseits greift sie nicht zu einer realen Druckmaßnahme 
gegenüber Israel; und dies obgleich es aufgrund seiner nach 
wie vor extremen ökonomisch-militärischen Abh:ingigkeit 
von den USA in diesem Fall unbedingt Wirkung zeigen 
müßte. 
Was sich insofern an Washingtons Grundposition im Nahost­
konflikt geänden hat, ist also das - verglichen mit der Ära 
Nixon - deutliche re Abrücken von einer wenig urabische 
Hoffnungen nährende n eindimensionalen zu e iner' zweidi· 

mensionalen Nahostpolitik. Freilich geschah dies bei einer 
weilcren übervorteilung ~srael s: Das illustrierte die Fortset­
zung der US-Velopolitik im UN-Sieherheitsrat. wo man -
wie im Januar 1976 - gegen e ine überwältigende Mehrheit 
beispielsweise im Fe bruar 1977 eine Resolution blockierte, 
welche Israe l fü r scinen vollständigen Abzug aus den okku­
pierten Gebieten eine Frist bis zum 1. Juni 1977 setzte und 
die .. unveräußerlichen Rechte des palästinensischen Volkes 
aur Selbstbestimmung, einschließlich des Rechtes apf Rück­
kehr und des Rechtes auf nationale Unabhängigkeit und 
Souveränität in Palästina" fo rderte. 3 

Im Widerspruch dazu hatte die Carter-Administratio n bei 
ihrem Amtsantritt den arabischen Völkern einen "neuen An­
satz" im Nahen Osten verheißen, der einen .. Gesamtrahmen" 
bzw. eine baldige Gcsamtlösung dcs Nahostkonflikts favori­
sie re. Neben der Gewährleistung "gesicherter Grenzen" 
solle e r auch eine "gerechte Lösung für das Problem der Pa­
lästinenser" als die " wichtigsten Elemente" beinhalten . Ende 
Juni 1977 ging sie noch einen Schrill weitcr, als sie von der 
Notwendigkeit "einer palästinensischen Heimställe" sprach, 
welche man sich eigenständig oder "in einer Vereinigung mit 
Jordanien " vorstellen könnc. We iter war von Gesprächen in 
" Genf noch 1977" die Rede. ( 

"Ersatz" für Genf 

Nachdem Washington so in der arabischen Weh Hoffnungen 
geweckt haue. brachte die diplomatische Mission von US­
Außenminister Vance im August 1977 durch sechs Haupt­
städte des Nahen und Mittleren Ostens eine erste DesiUusKJ-. 
nierung. Die Vance-Vorschläge beinhalteten: den stufenwei­
sen Abzug Israels aus besetzten Gebieten mit einigen Grenz­
korrekturen. die Anerkennung des Existenzrechts Israels 
und die Aufhebungdes gegen ihn bestehenden al1l.bischen wirt­
schaftlich-diplomatischen Boykotts, die Gewährung einer pa­
lästinensischen Heimstätte im Rahmen des jordan ischen Staa­
tes, schließlich eine - von Ägypten lautstark bemrwortete­
Genf \'o rgeschalte te Ko nferenz mit .,einer An palästinensi. 
scher Beteiligung" . Nämliche unter amerikanischer Ägide ge­
plante " Arbeitsgruppe" der Außcnministe r wurde nicht nur 
von der PLO. sonde rn auch von Syriens Präsident Assad als 
" Ersatz fü r Genf' zurückgewiesen. 
In der Tat war dieses Projekt eher zur Ersetzung denn zur 
'Vorbereitung der Genrer Konferenz geeignet. sah die .,At­
beitsgruppc" doch gerade den Ausschluß der PLO und der 
Sowjetunion aus dem Verhandlungsprozeß vor. 

Aufgrund des Niehtzustandekommens dieser ,.Arbeits· 
gruppe" brachte die Carter-Administration im SeptemberJ 
Oktober 1977 e ine weitere gezinkte Karte ins Spiel: Unter der 
Voraussetzung, daß die PLO d ie UN-Sicherbeitsratsresolu­
tion 242 aus dem Jahre 1967 akzeptiere (in ihr ist bekannt­
lich nur von oiner "Aüchtlingsfrage", nicht aber V~)ß " Pa­
lästinenserrechten" die Rede) und mit ihr das Exislenzreeht 
Israels anerkenne, könne eine Beteiligung der PLO auch aus 
Washingto ner Sicht hingenommen .... erden. Als indessen die 
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PLO· Führung Carter beim Wort nahm und eine Verhand­
lungsformel zur Verbesserung de r Resolution 242 ~lnbot , zog 
er zurück , Sicherheitsbcratcr Z, Brl.ezinski scheute sich den­
noch nicht, der PLO die Schuld am Scheitern der Wiederauf­
nahme der Genfe r Konferenz zuzuschieben. um mit den 
Worten " Oye, bye PLO" (Lebe Wohl PLO) sclbOSlherrlich 
ihren Ausschluß von allen künftige n Verhandlungen zu ver­
künden . 
Dasse lbe Schicks31 ließ die Ca rtc r-Administraüon einer 
sowjetisch-amerikanischen Nahostcrkliirung \'om 2. Oktober 
1977 folgen, in der man sich e rstmals zur Anerkennung der 
.. legitimen Rechte des paliistiucnsischen Volkes" und zur 
Wiederaufnahme de r Genfer Konfere nz noch 1977 be­
kannte. ~ 

Verhütung eines " radikalen" Palästinensersla.lllies 

Die mit dem spektakulären Jerusalcrnbesueh des äg,yplischen 
Präsidenten Sadal am 19. November 1977 eröffneten Sc· 
parutverhandlungen mil dem Begin-Regime brachten die er­
neute Aufspaltung der arabischen Front und die Torpedic­
rung der Genfer Nahostkonfc rCIiZ mi t sich. Sadm:5 Mission 
verhalf jener separaten Vance-.. Arbeitsgruppc·· na,:hträglieh 
auf der sog. Genre r Vorkonfe renz Mille Dezember 1977 in 
Kairo, bei der Ägypten. Isr3el, die USA und ein UN-Beob­
achter un lCr sich blieben. zur Geburt. 
Die US· Unterstützung dieser Sep3 ratiniliarivc bedeutete den 
offenen Bruch der sowjctisch· ;,merikanischen E.rkliirung. 
Mehr noch gingen Vanee und C:lTIer zur Jah resv.'endc 1977/ 
78 auf Re iscn. um die ägyptisch-isT:lclischen Separatabspra­
ehen zu ~onso l idiercn . Spcziell suchten sie einem Anschluß 
Jordaniens und möglicherweise auch Syriens naeh,zuhclfcn. 
buhlten sie um die - n3ch außen hin zurückhaltende - Unter­
stützung "'ur al lem sc itensS3udi A rahicn~ und des Iran . 
Anfang Dezember 1977 befand Vunce die Wiedcraufnuhme 
der Genrer Konferenz für .,jetzt nicht so wichtig". Und kurz 
darau f vcrblürftc Brzezinski mit einem Pliidoyer fü r eine 
.. V1e lfah" separater .. Verhandlungen" , die man sieb als .,Be­
wegungen in Richtung einer Regelung". und zv.'alr als drei 
konzentrische Kreise vorzustellen habe - ein Neuallfguß "on 
Kissingers Diplomatie der ,.kle inen Schriue". Nach Brl.e­
zinski beinhalte der innere erste Kreis. also die er.;;tc .. Frie­
J ens·' phase. einen iigyptisch-isfilc lisdlen Scparatfrkden. Der 
zweite, mi ttlere Kreis. könne dann eine übe reinkunft I.sr3cls 
mit .,gemäßigten" Palästinen~rn und l ord:tnien hringen. Der 
dri lle und iiußc.n! Kreis sähe ein Separal3bko!f1men Isr3el­
Syrien vor. "onach einer Genfer Konfere nz die Aufg3be der 
Bestätigung dieser SeRamtprodukte zufallen könnte . 
Washington votierte damit zugun~ten der Kern(orde runlien 
des Olm 28. Dezember 1977 der Knesset vorgelegten israeli­
schen sog. ß egin-Friedcnsplans. Die darin offcrierte .. Selbst­
verwaltung" beanspruchte - neben der uncingcsc'hränkten 
FortselztJllg der israelischen Bc~ iedelullg ("J udaisie:nmg") ­
e in fo rtdauerndes ismelisches .. Sou\'erlinitiitsrecht· · auf die 
bcselztell Gebiete und stell te lediglich ei ne .. ü berprüfung" 
dieser Prinzipien nach fünf Jahren in Aussicht. Er relkhtmierte 
fe rner die Aufrechterh'lhung der ismeli<;chen Okkupation 
Ostjcrusalems SQwie \'on israelischen Mili tärstürzpunkten 
und Siedlungen auf der zu räumcndl'n Sinai ·Halhinscl. 
D:ls Beharren auf ...-ine r ismdischell Mili tiirpräscnz auf d ... m 
Sinai und die Verweigerung "iner ZU'iage zur wen igs ten~ 

perspekti viSChen irg...-ndwie gell rt et ... ., Autonomie WestJm­
duniens und Gllzas wurden denn ,luch Stulperstein für di ...­
ägyptisch-iHadischen Scr;ml\gc~rriiche End ... Januar 197/01. 
Dabei halle Cl> Sadat gewiß niehl :t!l Berei tscha ft zu neut rli · 
ehen Zuge,tändniss ... n k hlen lalo~cn : Er rfl ichtete ei ner - die 
PLO ausbom ... nden - Einbcziehung .. ~cmiißigtc r" Palä~ l inen­
ser ...-bcn~ bei "ie earten. Komprnmißforme l für c:in .. au to­
nl Im ... !> paliist incnsbehö Heimatland". da .. u. U . .. patroul· 
liercndc." israelische Trupp ... n beibehalten und zunä:chst ein-
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mal .. an Jord:mien gebunden" .sein könnte. 6 In$Ufern 
herrschte Einigkeit zwischen Ägypten und dem US-Außcn­
minislCrium. das in einer Studie das Grundanliegen verriet. 
bci der Entwicklung eines nationalen .. palästinensischen I'lei­
matlandes" müsse unter aktuellen Bedingungen unbedingt 
"die Installie rung einer konsc r\':,u iwn oder bürgerlichen P:l­
läst inensischen Regierung (ahgesichert <;ein: d . Verf.). ),() drlß 
die Palästinenser sich nicht in die Kllb,ll1cr des N,lhl!n OMen~ 
vern'unde ln'·.7 

Camp David: ein abgeschwächte r Begin-Plan 

Washingtons Vermittlungstätigkcit zur Wiederaufn ahme der 
scit Janullr 1978 stockenden israelisch-ägyptischen Se'p:lra t. 
\'e rhundlung,en wurde schließlich im September \1}7t\ Erfolg 
beschieden. Das T rdfen Carters. Sudats und Begins \'om 
5.-17. September in Camp David legte das Fundament rur 
einen SepaT3tfrieden. 
Die Kernpunkte der Rahnu!n\'ercinb:mmg 'turn .-rieden im 
Nuhcn Oslen . des ersten Dokumen ts \'on C3 mp D;, \'id . stim­
men weitgehend mit dem ß egi n-l' lan vorn Dezember 1 ~77 

Übcrei n. In c iner Übergangspcriock' \'I)n fün f Jahren wird den 
Bewohne rn des okk upierten Wesljordan. und Gazagebietes 
e ine ,.Selbstverw3 It ung" und .. Au illnomic·· eingeräumt. De­
ren MOO31itäten alierdinb'S sollen :wsgehandelt \\'erd\'11 \'on 
I ~rue l. Ägypten und Jordanit:n . .. P3Iiistinenser" sind ledi.l! lich 
als Bestandte il der beiden letzteren Delegationcn vorgesehen. 
Von einem arabischen Volk Palä .. tinas, d .... r PLO. ihrem Rl'eht 
auf nationale Selbstbestimmung un(] einen unabhimgigen 
Sta:lt ist übcrh3upl nicht die Rede. wohl aber wird h mel 
eine bleibende - ohzwur TellUlierte - Milit ii rjlräscnz und wic 
ihm auch Jordanicn eine .. SicherhcilsroJlc" zugebilligt. Für 
die Verhandlungsphase Sl111rl'n ferner die Sicdlun~sC:< l)a n \ioll 

I.sraels in dcn besetzten Gebieten eingestellt werden. 
Begin unterstrich Olllerding~. daß diescr SlCIpp narh Sl'iner 
Auffassung nur dre i Mon;,te (his zur Unterzeichnung eines 
ägyptisch-israelischen Sepafillfr;"'til'nsven rags) gelte: im übri· 
gen beha rre Israel auf seinem Anspruch aufSoU\'cräni tät und 
Truppcnstat ionienmg während und nach der rtinljährigen 
Obc rgungszcit. Als bcsnnderen zi(ll1isti!"chen Erfolg bei d...-r 
Aushandlung des Dokuments wertete cr ferner. d3ß die .. le­
gitimen Rechte des p;llä."tinensischen Volkes" nicht definiert 
und keine Volksabstimmung iibcr die Zukunft der ok kupier· 
ten palästinensischen Territorien veran kert worden sei . 
Doch weist dieser Rahmcll \'l'r trag zum Frieden im Nah...-n 
Osten noch weitere eklalantl' En tgleisungen auf: Ägypten 
e rneue rt Sl' inen Gewalt\'cnicht. Niehtbchandeh wird der 
Status de~ okkupiertcn palliqincnsischcn Qstjcrusalem wie 
Israels O .... setzung des syrischen G • .)lan. 



Die zweite Rahmen\'ereinbarung \'on Camp DavKI sieht die 
Unterzeichnung eincs ägyptiSi;:h-israclischen Separ.ufriedcns­
vertrages innerhalb von drei Monaten vor. Er beinhaltet 
Ägyptens volle diplo matische Anerkennung Israels, die Ent­
faltung von wirtschaftlichen. kulturellen LLSW. Bczjchungen. 
Inne rhalb von zwei bis drei Jahren verpflichtel sich Israe l zum 
Abzug seiner Besatzungstruppen \'om Sinai. währe'nd Ägyp­
ten einschränkende Truppen- und Rüstungspräse nz öst lich 
tles Suezkanals zusicherte. 
Die Knesset billigte um 28. September mit ciner 2 /3-Mchr­
he il die israelische Räumung auch der Siedlungen auf der 
Sinai-Halbinsel. 8 

Sadats geheime V.enichle 

Die einhe llige Zurückweisung des Camp David-Kuhhandels 
seitens der arabischen We lt, die Gegen'lktion d:er Arabi­
sche n Standhaftigkeitsfront (siehe ihre nnchstehenden Do ku­
mente vom 3. Gipfel in Dämaskus) und die vorskhtige Di­
stanzicrung selbst Jordaniens und Saudi Arabien!;, verweist 
auf den Charakter der Abko mmen als einscitiger arabischer 
Verzichtcrklärung. Dcnn.,mit den Rahmenvereinbarungen wie 
in den ergänzcnde:n Geheimabkommen von Camp David hat 
Sadat de faeto akzeptiert : 
I. Den Verzicht auf das Prinzip des vollständigen Rückzugs 
der israelischen Besa tze r (Abzug aus allen 1967 okkupierten 
Gebieten). 
2. Verzicht auf den nationalen Befreiungskampf .. so durch 
e in Nichtangriffsversprcchen und den Verzicht auf eine ver­
tiefte diplomatische Isolierung Israels. 
3. Die Hinnahme de r zionistischen ·Forderung. S'tatl multi­
lateraler Gesamtverhandlungen di rek te bilaterale Verhund­
lungen Israels mit jedem arabischen Staat einzeln Zlll führen. 
4 . Die Verhinderung einer Einschaltung der Sowjetunion in 
jeden arabisch-israelischen Verhandlungsprozeß. 

5. Die Gehcimabsprache USA- Israel von Carnp DavKt 
o rientiert auf dk "liquidatiol) der .radikalen· Elemen te der 
PLO, um sie in eine ,paziflStisch$=' Organ isation zu verwan­
deln". Im ägyptisch-israelischen Geheimprolokoll verpflich­
tet sich Kairo, anste lle der PLO "den Aufbau einer ,dritten 
Kraft', bestehend aus paläJ:itine,nsischen Elementen. die mit 
den Haschemiten liiert und zur Akzeptierung der Vereinba­
rungen von Camp David bereit sind, zu ermutigen:' 
6. Den Versuch, auch Syrien durch massiven Dru,:k, darun­
le r amerikanisch-saudische Miuelstreichungcn und israeli­
sche Aggressionsakte, zum kapitulationistiSi;:hen Nachgeben 
zu zwingen. Dahine in gehört auch die israelisch-:ägyptische 
übereinkunft von Camp David, durch gemeinsame " Anstren­
gungen .. Syrien innerhalb der nächsten 12 Monate zum 
Verlassen des libanesisch.en Territoriums zu zwingen", sowie 
e in gemeinsames politisch-militärisches Konsultat ionssystem 
e inzurichten . " um allen von der From der Standhaftigkeit 
oder einem seiner Mitglieder unternommenen Operationen 
entgegenzutreten". Um das Maß voll zu machen, vereinbarten 
Sadat und Begin gegenseilige Hilfe bei der Zerschlagung der 
" Basen der ,Terro risten'" (d. h. des palästinensi!iChen Wi­
Clerstands) und die Etablierung .. eines Systems der Koopera­
tio n der Geheimdienste". 
Eine faktische gegenrevolutionäre Kumpanei USA- Is rael.' 
Ägypten bezeugen die Geheimabsprachen von Ca:mp David 
ferner in dem Ansinnen, zur gemeinsamen Drud;ausübung 
auf .,gemäßigte" arabische RegimeS und zur Forderung der 
internationalen Rehabilitierung Israels sowie zur l1S-Aufrü­
stung beider Regimes, um ihne n den Interventionismus in 
arro-arabischen Ländern zu ermöglichen, welche "bedroht 
sind von der ,innere n Subversion' oder dem ,intemationalen 
Kommunismus" '. Während Israel von WashingtOin die Zu­
sage von 5 Mrd Dollar Kapitalhilfe für die nächsten fünf 
Jahre und einer Luftbrücke zur Waffenversorgung im Kriegs-

fall erhielt. wurde Ägypten •. eine Art Marshall-Plan" - meh­
rere Mrd Dollar west licher Wirtschaftshilre in den nächsten 
fünf Jahren - sowie "eine: militärische ,Protektion' Ameri· 
kas", d . h. ca. 5000 amerikanische Mililärberater und die 
Lieferung moderner Waffen quittiert. ' 
Camp David reicht insofern we it über das Sinai-Separatge­
schält von 1975 hinaus. Es weist auf die Installierung eines 
neokolonialistischen, aggressiven ßündnissystems im arabi­
schen Raum unter US-Vormll;ndschaft . das Israel. Ägypten. 
Saudi Arabien und Jordanien vereinen soll - auf der Grund­
lage einer .,amerikanischen Lösung" der Palästinafrage. 

Anmerkungen: 
t) Nach: Europa-Archiv. HamburJ!. Nr. 1311 975. S. D 6 11 -614 und 

D 635-640; Cum:nt History. Ne .... York. Januar 1976. S. 32-42 
2) Newsweek, New York, 22. 9. 1975 und 15. 9. 1977 
3) Vereinte Nationen. Infonnaltonsdienst, Oie Vereinlen Naljonen 

1977. Genf. 24. 10. 1978 
4) U. a. nach: Europa.Archiv, NI. 18/ 1977, S. D 5{)9 und 0515; 

Events, Beimi. 15.7. 1977 
5) Frankfurte r Rundschau, 6.10. 1977 
6) Events, 27. I. 1978; Süddeutsche Zeitung, München. 30. 1. 1978 
7) Evcnls, 13. I. 1978 
8) Voller Wortlaut in: Guardian Weckly. l"Qndon, 24. 9. 1978 
9) Wortlaut der Zusatzvereinbafungcn von Camp Dam in ; Afrique 
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AbschlußerkUirung des 3. Gipfels 
der Standhaftigkeitsfront 

Aur Einladung von Präsident Hal tz aJ-Assad, des Priisi.denten der 
Syrischen Arabischen Republik , wurde vom 20.-23. Sep{(:mber 1978 
in Damaskus die 3. Sitzung der Gipfelkonferenz der panarabischen 
Staaten-Front der Standhaftigkeit und Konfronlalion abgehalten. Es 
nahmen daran teil die Präsidenten Houari Boumc:dienm:., Prüidenl 
der Demokratischen Vollurepublik Algcrien. Oberst Muammcr aI­
Ghadda6, Gcnera1sek.retM des Allgemeinen Vo1kskonlvesses dos 
Lybisch-Arabisc:hen Sozialistischen Vollww.tes. Prisidcr..t Ali Nas­
ser -Mohammed, Vorsitzender des Prbidialralcs und Ministerpräsi­
dent der Volksdemokratischen Republik Jemen und Bmdcr Yassir 
Ama!, Vorsitzender des Exekutivkomitl:eS der PLO und Ober­
kommandierender der SIreilkrähe der Pa1ästinensischen RcYOlutiotl . 

Sdllußfolgerungen aus Camp Dllvid 

Die Konferenzteilnchmer unlerwgen die Entwicklungen. ~Je nach 
der Konferenz von AlgieT (2. Gipfel der Slandhafligke:i15front im 
Februar 1978, Wortlaut seiner Deklaration in AlB 3/ 1978; d. Red.) 
auf arabischer und internationaler Ebene eingetreten sind. einer PrO­
fung. einschließlich der Fortsetzung der kapilulationisliscllen Politik 
durch Prisident Sadat. Sie untenogen auch die Albeit der Konferenz 
yon Camp David und ihre Folgen einer Prüfung. Die KOl!lferenzteil­
nehmer unternahmen eine ausführliche und umfas5ende Anal)'5e der 
gegenwärtigen Entwicklungen der Lage und kamen zu folgenden 
Schlußfolgerungen: 
1. Die Politik Prii!ident Sadal$ und die Ergebnisse der Konferenz von 
c..., Daovid sind eine A--'tnc der ~-I""HIOe. 
Vft'ldlWÖ....., gegon die arabische Nation. die Palistinafrage und die 
Rechte ~ palästinensischen Volkes. Sie "emachlissigen aucb die 
objektiven Tal5achen des armisch-israeLiscben Konflikts. .Dies wird 
IlUI zu einer Venc:hi.rfung der Spannung iD der Re~ Iftihren und 
dazu, daß der Weltfrieden und die internationale Sictuerbeit den 
größten Gefahren ausgesetzt wird. 
1. Durcb sein geheimes betrügerisches Einventändnis mit dem ziooi­
stischen Feind u.od dem Imperialismus in Camp DavKi hat sich Präsi­
dent Sadat gegea die Einheit der IlflIIbiscben Saebe UM jC'gen die 
böcltsten Interessen der anbi5c:ben Nation "erxhworen. IEbenso hat 
er die Charta der Arabischen liga, den gemeinsamen arabiscben 
Verteidigungsvertng und die ResoIutiooen der Arabisd:teD Gipfel­
konferenzen mit dem Versuc:h "erletzt, die Palästinaln!:e zu tiqui ­
dieren und die, politischen Leistungen des palistinensdchen. Volkes 
luszuböhlcn, die durch diesen Kampf und mh dem Blut dc:r Märtyrer 
vollbrw;hi wurden. 
J. Präsident Sadat hat durch !leiDe l>olitik der ara~ Solidaritit 
einen neuen Sch1as venetzt, indem er Ägypten vom arabiscb-iscaeli­
tcbcn Kampfplatz wegtUbrte und es zu einem Verbündelel~ des Fein­
da macbtc. Für die arabi5c:he Nltion kommt dies einer !BedrobuI)a; 
und dem Venuch Jkich, Ihre Zukunft und Sichcrbeit!:u bc.bcmcbcn, 

• 

4. Präsident Sadat hat das internationale KOllZcpt da gcredttcn 
FriedePli in der R~ lufgqdlcn, eines Friedens, der auf dem voll­
ständigen israelischen Rückzug aus dem gesamten besetzten palästi­
nensischen und arabischen Land beruht und auf der Anerkennung der 
unveräußerlichen nationalen Rechte des palistinensisdten Volkes, 
insbesondere seines Rechl$ auf Rückkehr in die Heimat. auf Selbst­
bestimmung und auf Gründung eines unabhängigen Staates auf sei­
nem nationalen Grund und Boden untcr der Führung der PLO, seiner 
einzigen legitimen Vemetung. 
5, Die Abkommen, die in Camp David erzielt wurden. sind Teil 
eines allgemeinen Planes, den Einfluß und die Herrschaft des US­
Imperialismus und des Zioni5mus in Ägypten, dem arabischen Hei­
matland und Afrika 'tu begründen und das ägyptische Regime als 
Werkzeug lU benuuen, um den nationalen Befreiungsbewegungen 
Schläge 'tu venct7.en. 
6. Die Abkommen vo n Camp David stellen die Zusaimmu"l V(NI 

Prtiident Saut 'lUm lioNsmdlen Plan dar, den paJästinensischen 
nationalen Boden weiterhin widerrechtlich an sich zu reißen, das 
Westufer (Wcstjordangebiet. d. Red.) und Gaza unter der He"­
schaft der rionistisehen -Besatzungstruppen als Kolonie zu halten und 
Je rusalem als die Hauptstadt Israels zu annektie~n. Auf diese Weise 
hat Präsident Sadat die Opfer des palästinensischen Volkes UM der 
arabischen Nation für ihren Boden und ihre heiligen Verpflich­
tungen ebenso verworfen wie die Charta der Islamischen Konferell2., 
der Organisation für Afrikanische Einheit (OAU), die Resolutionen 
<ler Nichtpaktgebundenen Staaten und den Wunsch der internatio­
nalen Gemeinschaft, die besetzten palästinensischen und arabischen 
Gebiete, einschließlich Jerusalems, lU befreien. 
7. Präsident Sadat. der die Abkomme. '" Camp o.,-kl unteruich­
net hat. hatte keine Vollmacht. das palistinensische Volk und die 
arabische Nation 'lU vertre ten. Folglich bindet das, worüber man 
sich mit den zionistischen Feinden guin!lt hat, die arabische Nation 
nicht und wird deshalb für auJIllltd nkhtia u.nd WepI erklärt. 
8. Die Abkommen von Camp David. hAben die Grundsätze der UN­
Charta und des Völkerrechl$ ebenso vcrtcb;t wie die Raoludoatll der 
Verdatta Nltionca, in denen eindeutig festgcstellt wird, daß die An­
erkelUlung der Rechte des palästinensischen Volkes und der RUck­
zug aus allen besetzttn paläslinensischen und arabischen Cemeten 
zwei Grundvoraussetzungen für die Herslellung eine$ gerechten Frie­
dens in der Regjon sind. 
Die arabische Nltion hat ihre Ablehnung der Abkommen von Camp 
David bekanntgegcben, deren Ziel es ist, die f'.aIästinafrage und die 
Rechte· des palästinensischen Volkes zu beseitigen und den arabi­
schen Charakter Jerusalems aufzugeben. Dies beweist wieder einmal 
die Isolation des Sadat-Regimes und seine Abweichung von den ein­
mütigen Wiinschen der arabiscbcn Nation. 

Maßaahmen legen die Vel"SdtwörunK 

Nachdem die Konferenx diese Tatsachen und deren schwerwiegende 
Folgen für die arabische und internationale Lage ebenso wie filr die 
Zukunft des Kampfes gegen den Feind hergeleitet halle, nahm dc 
eine Reihe von Entschließungen an, um die Front der Standhaftigkeit 
und Konfrontation zu unteTStüIZeD, um sie: instand zu setzen, der Ver­
schwörung Widentand zu leisten, in die Präsident Sadal verwickclt 
ist. 
Diese Entachlilsie und Maßoahmen sind folgende : 
.) Die Abkommen und Ergebnisse von Camp David abzulehnen und 
'ZU "erurteilen und die Entsd:tJossenheit 'ZU betonen, ihnen Wklcntand 
zu leisteD und sie zu vereiteln und den Kampf ge~ den zioniltiJc:ben 
Feind und den Imperialismus mit allen Mitteln fortzuJC:tza1. 

11) rnese ltapilullriooistiscben AbkoPUnell ab illegal und ab nuß und 
nidttia: zu betnc:hten, weü sie arabische und ~ RcdIU: 
aufgeben, und beJooden weil sie unter 8cdingunaen abgesdtloaen 



und unterzeichnet wurden. in dene:n durd1 die ziOnistISChe Besetzung 
und ihre Fortse tzung Gewalt angewendet wird. 
e) Die Dd;laration der Gnllldsittc. der Ziele und Inst itut ionen der 
nationalen Front der Standhaftigkei t und Konfrontation anzune hmen. 
d) Die Sln tqie der nitdtSlett Phase. auf den folgenden Grundlagen 
festzulegen: 
I) Die I..c:gali tii t der Abkommen \'on Camp David nicht an~uer­

kennen und alles abzulehnen, was sieh aus den Abkommen ergibt: 
11) die PLO in ihrer Eigenschaft als der einzig legi timen Vemctung 
des p.1lästincnsischen Volkes 7.1.1 ulllcrstüo:en ; 
111) die arabischen Miuel zu!Ulmmenzulegen und arabische Solidari­
tät auf der Grundlage des Kampfes gegen den zionisti!dlen Feind 
und gegen die Ergebnisse von Camp Da"jd lU e rreichen ~Ind sieh die­
ser Phase und der ernsten Gefahren und dem schweren Sehaden enl­
gegen zu stellen, die sie für die Hauplziele der arahische l1l Nation mit 
sich bringt ; 
IV) die Wel törfentlichkeit "or de r Gefahr tkr Abkommel~ von Cumr 
David für den Frieden und die Sieherheit in der Region und in der 
Welt zu \!o'arnen ; 
V) die arabischen Staaten aufzurufen. ihre nationale VerantwQr1uI"Ig 
zu iibernehmen. eine enlschlosSene Haltung gegen die Er!;ebnißc: \'Oll 

Camp David einzunehmen, sich der be\"Qrstehenden krit~iChen Phase 
zu ste lle!}, sich der Front der Standhaftigkeit an7.uschlieBen und mit 
ihr zusammenzuarbeiten, damit sie die Folgen der Verschwörung 
zwischen den USA. Sadal und den Zioni.~te n "ereiteln kann. und 
auch die Linie der Standhaftigkeit zu ulllenliitzen, um d.ie arabische 
na tionale Existenz zu schütZen. 
e) Abbl1lch der winschaftlichen und politischen !kl iehungen zur 
ägyptischen Regierung. einschließlich der ägyptischen Eil~richtungen 
und Firnten. und Anwendung der Beschlüsse des arabisch.!n Boykolts 
gegen Israel gegenüber allen Personen. die mit dem Feind zUlklmmen· 
arbeiten. Handel Ireiben. 
fJ Ergreifung praktischer Maßnahmen zur Unler.ltützung. der Kräfte 
der Standhaftigkeit, von denen Syrien die wichligste B~.si5 ist. und 
Schaffung aller Voraussetzungen. die für die Wiederherslellung des 
strategischen Gleichgewichts in der Region notwendig sind, nachdem 
das ägyplische Regime den Schauplao: des Kampfes mit dem zionisti­
schen Feind verlassen hat. 
e) Vel1lneilung der imperialistischen Politik der Vereinigten Staatt:n, 
ihres Bündnisses mit dem oonis tlschen Feind und dem, Sadat-Re­
gime und ihrer Fonführung einer feindlichen Politik gegenüber den 
Rechten unf.l Zielen der arabischen Nation. Die Vereinig,ten Staaten 
sind dadureh unscr Feind geworden, und sie können bei den Be­
mühungen zur Herbeifiihrung eines gerechten Friedens in der arabi · 
schen Region nieht als Verminler ang~.hcn werden. Die Vereinig­
ten Staaten haben die schwerwiegenden KQnsequenzcn zu tragen, 
die sich aus der Konferenz von Camp David ergeben oder ergeben 
werden. 
h) Erlangung größtmöglicher internationaler Unterstützung fü r den 
gerechten Kampf des palästinensischen Volk« und der arabischen 
Nation und Festigung der Zusammenarbeit mit den SOlcialislisdlen 
Ländern. von denen die Sowjctunion an erster Stelle Sieht, zum SchUll 
der Unabhängigkeit der arabischen Länder und lur Sicherung ihrer 
Freiheit und ihres Fortschrius und der ErrungenSChaften. der arabi­
schen Be freiunsbewegung. 

D e n panalllhischen 8drt'iungskampf stärken 

Bei der Erönerunl!. der laKe im arabischen Heimatland bclmndccen 
die Ko nferenztcilnehmer ihre tiefe Sorge darUh<.!r. daß eine kleine 
Gruppe im Llbllßon wei terhin mit dem israelischen Feind Geschäfte 
macht, Recht und Ordnung in der Stadt ßeirut untergriibl und rur 
einen neuerlichen Brudermord. die Teilung des Libanon und die Zer­
schlagung der Zentralregierung arbeitet . Die Konferenz ,~rl: lä tl ihre 
Unterstützung der Einheit , des arabischen Charakters und de r natio­
nalen Sou~eränitä t des Libanon. Die Konferenzu .. ilnehmer haben 
außerdem ihre Befriedigung über und ihre Unter~ t üO:ung rur die 
Sicherheirsmaßnahmen der arabischen Fricdcnsst rei tkTäftt: bekundei. 
Ferner bekundete die Konferenz ihre UnterStüu;ung für die Haltung 
der Syrischen Arabischen Republik im Libanon. denn das Ziel dieser 
Polit ik ist die Vereitelung von Aufliliegelungsversuehen twecks 
Venuschung des Komplotts. das die Liquidierung des Palästina­
problems, die Tei lung des Libanon und die Schaffung il;olationisti­
scher Kleinstaaten auf sdnem Boden, die die Allianz der USA. Sa­
dat$ und Israels unterslützen. vonoieh t. 
Die Konferenztcilnehmer grüßen voller SIOIt die ilrnbisdl.c:n Palästi­
nenser. die angesicht!! der Okkupation in den besetzten p.alistlnensi­
Khen Gebieten standhafl ausharren, l1ic~ Menl'Chcn. die für tlic 

Sache der Befreiung kimplen. Die Konfere02. bestäligt die weitere 
gesamtarabische Verpflichtung gegeniiber der PLO, der Palästina­
Frage und gegenüber der weiteren Unterstüo:ung für den Kampf des 
palästinensischen Volkes zur Erlangung seiner nationalen Rech te un­
ter der Führung der PLO. 
Die Konferenz grüßt das arabische Volk 0'00 Ä eplCII und lobl das 
Heldentum und die Anstrengungen dC$ Volkes und der SIreilkräfte 
von ÄSypten rlir das nationale Wohl. Die Konferenz ist zuversicht­
lich. daß das ägyptische arabische Volk dank seines- Nationalbewu&­
seins und seines Patriotismus die richtige und entschlossene Haltung 
gegenüber dem Sadat- Regime einnehmen wird. Dieses Regime will 
die!'iCS Volk uoo seine Streitkräfte in die US-Kneehtschaft lreiben und 
Äg)l'ten aus seiner natürlichen Stellung innerhalb des ar.abischen 
Kampfes gegen den Imperialismus uoo gegen den zionislischen Feind 
herausnehmen. 
Die Konferenz bekundet ihre liefe Sorge darüber, daß dem arabi­
schen Volk in der WestsIha ... :;eine nat ionalen Rechte , insbesondere 
sein Recht auf SeIhsibestimmung, vorenthalten werden. Die Konfe­
renz verurteilt entschieden alle Maßnahmen. die mit die.sem Rechl 
nicht in Ein klang steben. Die Konfercßl. bekräftigt die NOlwendig­
keit, dem weStSaharaonisehen Brudervolk die Wahrnehmung seines 
Selbstbestimmun~rechl$ gcmäß den Ent5thließungen der UNO und 
der OAU zu ennÖgliehen. 
Die Konferenz erörterte die Entwicklungen. die den Jemen betref­
fen, den Ernst der Fondauer der gespannten Lage zwischen den bei­
den Teilen des Jemen und die liefgreifende Auswirkung dieser Lage 
auf die Brüder im Jemen und in der Region. Die Konferen"l betont 
deshalb die Notwendigkei t. die Meinungsverschiedenheiten auf dem 
Wege des Dialogs und mit friedlichen Milleln und Methoden auf 
der Grundlage der gegenseitigen Anerkennung der nationalen Souve­
ränität , der Unabhängigkeit , der gemeinsamen Interessen beidcr 
Tei le des Jemen und der Nichteinmischung in die inneren Angelegen­
heiten zu lösen. Die Konferenz \·eruneitl alle militärischen und 
aggressi \'en Akte. die die beiden Teile de5 Jemen in eine bewaffnete 
Auseinandersetzung "lichen könnten. was allein den Z:elen des 
Imperialismus und Zionismus dienlich ·wäre. 

Die Konferenz ist der AuffDSMIIlg. da~ die Beschlüsse des Rales Ucr 
Arabischen Liga hinsichllich der Vo~oknl~ Republik 
Jemen unvereinbar mit der Chana der Arabischen Liga. und deshalb 
illegal sind. Die Konferenz anerkennt die YerantwOrtungsbewußle 
Haltung der Volksdemokratischen Republik Jemen, wie sie in ihren 
offizie llen Erklärungen und Stellungnahmen, in denen rur eine Bei­
legung der Meinungsverschiedenheiten zwischen den Brudervölkern 
mit fried lichen Mitteln plädiert wird, zum Ausdruck .kommt. Die 
Konfcrcnztei lnehmer bekunden ihre tiefe Sorge über die auSländi­
sche Militärpräsenz in O""'D. Die Konferenz bekräft igte ihre Unte,­
~tützung für das omanische Volk in seinem Kampf für Befreiung und 
nationale Unubhängikeil . 
Die Konferenz erörterte die Lage auf dem a fri kan~n k llnl iO('nt. 
Sie veru rtei lt die imperiaUstisdJe Eirunisdtuna in die inneren Ange­
legenheiten des Kontinents. Die Konfe.renz bekräftigt ihre Opposi_ 
tion gegen die rassistischen Regimes. die ein natü.rlieher Verbün­
deter des rassistischen zionistischen Gebildes sind. Die Konferenz er­
klärt ihre uneingeschränkte Unterstützung rur die afrikßnischcn na­
tionalen Befreiungsbewegungen. Die Konferenzleilnchmer bekriiftig­
ten ihren Wun~, den Rahmen des afrikanisch-arabisdlcn Dialogs 
zu e rweitern. seine Grundlage zu festigen und ihn auf verschiedene 
Gebie te aU$"ludchnt'n. 
Die Konferenz ist der Auffassung, daß es ein Gebot de r panarabi­
sche r Verpflich tung ist, den \lorsit . .:encSen der Paliistinensbchen Be­
freiunprgflnisation und die PLO entschlo!..'len l U unterstützen, da 
sie die solide Grundlage sind für den Kampf zur Wahrung der Rechte 
der arabischen Nation in Palästina und der Ressounrn und Reich­
tüme r des arabischen Heimatlandes und für die Vereitelung dcr \·er­
schiedenen Formen kllphulationistischer und defätistischer Regelun­
gen, die allein den ehrgeizigen Bestrebungen des Komplotts des 
US-Imperi:llismus und des zionist ischen Feindes im ganzen arabi­
schen f-Ieimatland dienen. 
Die Konferenztei1nehmer bekunden ihre Zuversich t. daß die Kräfte. 
die rur Frieden, Freiheit und GerechtIgkei t auf der Welt s imJ, ihre 
Unterstützung für Syrien, das paläslinensi§the Volk und die arabi­
sche Nation in ihrem gerechten und legitimen Kampf verstärken 
werden. Die Konf~renz verpflichtet die arabische Nation. den Marsch 
des Kamrfes, der Standhaftikeit und des Widerstands bis l.ur Ver­
wirklichung der panarabbchen Ziele der IlF"bischen Natilln forO:u­
ruhren, 
Damaskus. 23. 9. 1978 

(Quelle: P:lliiMina Bull!' tin, Bonn. Nr. 3 1/05 , 10. 1978) 
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Grundsi~tze und Ziele 
Aus der Posilion der Standhaftigkeit und EnlSChloMcnneit heraus, 

(.>ich den die arabische Nation in ihrem gereduen Kamp'f gegen die 
se i u~ns der Krähe des Zionismus. des Imperialismus, der Reaklion 
und der Spaltung drohenden Gefahren zu stellen: 
in Verteidigung der Exuttn%. Sicherheil. des Schicksals. der Rechte. 
de r Unabhängigkeit und des wirtSChaftlichen und sozialen Fo nschril ll 
der Nation; 
aus der Entschlossenheit heraus. den Bestrebungen der arabisc~n 
Nation :zu entsprechen und militärische Kräfte aufzubauenr, die in der 
Lage sind. sieh a llen Gefahren zu 51ellen, die besetzten arabischen 
Terriloricn zu beTreien, die unveräußerlichen nationalen Rechte des 
paläslinensischen Volkes zUf'ÜCkzugewinnen und die paJäMinensische 
Frage vor den VCf1IChwörungcn zu schützen, die darauf abzielen, sie 
zu liquidieren und die zionistische EJtistenz zu festigen : 
ausgehend von dem panarabischen Konzept des Kampft:s, den die 
arabische Natinn unternimmt, um die arabische Einheit Zl:l erreichen. 
das arabische Heimatland zu befreien, Fortschritte zu erzielen und 
eine arabische Gesellschaft aufzubauen. die in der La.!:e ist. ihre 
Existenz und Würde tu verteidigen, ihren Boden zu schützen und 
zum Aufbau einer me nsch liehen Zivilisa tion beizutragen, die frei von 
allen Forme n der Aggression, des Imperialismus und der Beherr­
schung ist; 
in Durchführ.Jng von Paragraph 9 der Erklärung von Tlipotis vom 
5_ Dezember 1977, die die Errichtung einer nationalen Fronl zur 
Vereinigung der RessouT'("Cn und Anstrengungen ,·orsiehl. um die 
Ziele der arabischen Nation zu erreichen, wurde ein J~bkommen 
über die folgende Erklärung enielt: 
Artikel I: Eine nationale Front ~II gebildet werden. die als die 
panarabiscne Front der Standhaftikeit und Konfron tation be'lcichnet 
werden ~II . Die- Front soll sein: 
I . die Basis rur den nationale.n Kampf und die Mobili!:krung der 
a rabischen Massen und ihrer Ressourcen. um die obemen nationalen 
Ziele zu erreichen; 
2. das Werlu:eug der arabischen Natiun in ihrer Schlacht gegen 
Zionismus und Imperialismus ~"':ie rur Standhaftigkeit und Be­
freiung: 
3. J:ine arabische Kraft , die gegenüber allen a'rabischen Kräften offen 
ist, die sich an der übernahme ihrer nationalen Ver.llltwortung be­
teiligen wollen. 
Artikel 2: Die Front hat sich lur Erreichung (ler folgen,jen grund­
legenden nationalen Ziele verpflichtet: 
I . Für die arabische Einheit zu arbeiten, d!.1\ Kampf für Einhe.it zu 
un tcr.>tützen. lU versuchen. jedes dcr arabischen Einheit im Wege 
stehende Hindernis 1U beseitigen und Beziehungen der E.inheit zwi­
schen den Mitglied~staaten der Front 7.11 entwickeln unt! fU r ih ren 
wirtschaft lichen und sozialen Fortschritt 7.U arbeiten, 
2. In der palästinensischen Frage die hauptSächliche arabische Sache 
zu sehen. Folglich ist es für jede arabiscbe Seite unzulässi,g. in dieser 
Verpflichwng Zugeständnisse 7.U machen oder sie zu becinträ_ehti,gen 
oder irgendwelche Aktionen zu unternehmen, die der palästinensi­
schen Saehe und den historischen na tionalen Rechten des paJästi­
nensischen arabischen Volkes schaden k60ntcn. 
3. Alle besetzten palästinensischen und arabischen Territorien voll­
ständig zu befreien und bei keinem dieler Rechte Zugest~indn issc: zu 
machen oder es aufzugeben oder die nationale Som'Criinität über 
diese Territorien %U unterminieren. 
4. Die konstanten nationalen Rechte des pilläst inensi5:Cho~n Volkes, 
einschließlich seines Rechtes auf Rückkehr in seine Heimat und auf 
Selbstbestimmung sowie auf die Errichwng seines unabhängigen na­
tionalen Staates in Palästina. zuriickzugewi~nen und die Ijlalästinen­
sische Frage weder aufzugeben noch damit zu feibchen. 
5. Den ger«hlC~n Kllmpf des palästinensischen .Volkes unter der 
Führung der PLO - der einzig legitimen Vemetung des palästinen­
sischen Volkes - zu unters tützen. 
6 . Die arabischen militäriSChen, wirtschaft lichen. politische-n und kul­
turellen Ressounx:n zu mt)bilisiert:tl und sie im Kampf gegen den 
Hauptfeind, dargestellt durch die zio l)ist ische E~istcnz, ilmperialis­
mus und Kolonialismus, einzusctzen. 
7. Die Beziehungen l U den befreundeten und Bruderstaat(~n und den 
Staaten des sozialistischen Logers, insbesondere zur Sowjctl~nion. und 
zu den den Befrdungsk"ampf der arabischen Nation geg,~n Zionis­
rr:us und Imperialismus unTersTütZe nden Kräften. zu konsolidieren 
und atl~ubuuen . 
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8. Die nationalen Befreiungsbewegungen auf dem affikanischcn 
Kontinent ZII un tentütun W1d den rassistischen Regimes Widentand 
zu leisten. die na türliche Verbündete ~ zionistischen Staatswesens 
darstellen. 
A rtikel 3: Zur Erreicbung ihre r Ziele wird die Froot die folgenden 
Aufgaben e rfüllen: 
1. Billigung polit ischer Aktionspli ne im arabis-,.-ilen und in ternationa­
len Beuich auf eine Art und Weise. die zur Konsolidierung der pan­
arabischen Posi tion führt. ihren grundlegenden Zielen dient und die 
kapitula tionistische Politik zum Seheitern bringt. 
2. Genehmigung ,'On miT Krieg und Frieden zusammenhängenden 
Fragen. 
3. Organisation und Leitung der Verteidigungsfragcn und Zustim­
mung zu damit verknüpften Plänen. 
4. Fällen von EAlSCheidungen im Zusammenhang mit der Bereit· 
stellung der Mittel für die finlUizielle, wirtschaftl iche und militäri· 
sche Unterstützung der Konfrontation. 
5. Genehmigung der Infotmulionspolilik. 
6. Unterstützung jede r Seile im Falle c i ~er Aggression mit verschie­
denen Miueln. darunter auch mi t StreiTkräften. da irgendein An­
griff auf irgendcin Mitglied der Front einen Angriff gegen alle Mit­
glieder dars tell t. 
7. Bildung der ~wendigen Organe und Insti tutionen. um die Ziele 
zu erreichen und die Aufgaben durchzuführe n. die in dieser Prokla­
mlltion erwähnt ~nd . 

Artlkf l 4: Folgende Organisa tionen und Institutionen \\'Crden gebil­
det: 

A. Du Oberkommando 
I. Das Oberkommando besteht au~ den Führern der Mitglieds­
staaten. 
2. Das Kommando der Front trill einmal alle sechs Monate ab­
wechselnd in einer der Hauptstädte der MitgliedsstaaTen zusammen. 
Das Kommando trill außerdem zusammen, wann immer eine Not­
wendigkeit dafUr besteht oder eines seiner Mitglieder dies beantragt. 
3. Das Kommando entscheidet mehrheitlich und sein~ Beschlüsse 
sind für alle Mitgl ieder verbindlich. 

8. Das politl'll'he Komitff 
I. Dlls politiSChe Kllmitee besteht aus den Außcnministem der Mit­
gliedsstaaten. 
2. Das politiilChe Komitee hat folgcnde Aufgaben: 
a) Kontrolle der J)urehHihrung dcr ßesch lü~se des Oberkommandos: 
b) Empfehlung eines I'lanes für die politische Arbeit: 
e) Koordinierung der pol it ischen Arhcit der Mitgliedsstaaten: 
d) Durchführung der "om Oberkommando übertragenen Aufgaben. 
3. Das pol it ische Komitee lagt einmal alle drei Monate abwechselnd 
in einem dei Mitgliedss taaten. Es tagt außerdem wann immer die 
Notwendigkeit dafür besteht oder eines seiner Mitglieder dies bean­
tragt. 

C Das Inform. donskomit rt' 
I. Das Inrormationskomitee. besteht aus den Information.~minist ern 

der Mitgliedsstaaten. 
2. Das Informalionskomitee haI folgende Aufgaben: 
a) Vorlegung der Informationspläne: 
b) Kontrolle der Durehführung dcr Beschlüsse fUr den Bereich der 
Information; 
c) Koordinierung der Angelegenhei ten &er Information zwischen den 
Mitgliedsstaaten. 
J : Das Komitee tri tt einmal alle sechs MOIlate abwechselnd in einem 
der Mitgl iedss taaten zusammen. Es tritt außerdem zusammen. wann 
immer eine N'otwendigkeit dafül bc.~te ht oder eines sciner Mitglieder 
dies beantragt. 

D. 0 "" Militärkonlmando 
a) Entsprechend einem Aeschluß des Oberkommandos tie r Front 
wird ein gcmeinsnmes Militärkommando gebildet. Dieser ßeschlull 
definiert die Befugnisse. die Zuständigkeit. die Aufgaben und die ße­
ziehungen zwischen den Strei tkräften der Mitglieder der Front. 

Artikel S: Jeder arabische SIlIat. der die Grundsätze und Ziele der 
Front lInerkennt und der FlOm beitreH.'n möchte. hat das Recht. Mit­
glied der Front zu werden. 

(Quelle: I'alästina Bulletin. Bonn, Nr. 3115. 10. 1978) 



"A"gypten 

Interview mit Ahmed EI Masry 

Die "Denkmi~ler" der Ära Sadat 

Dieses A IB-Ilften ·jew mir dem Vertreter der Agyplischen 
Kommunistischen Partei, Ahmed EI Masry, entstand um Vor­
abend von Camp DUl'id. Dennoch erhellt es wesentliche 
Aspekte der umerikanisch -israelisch-ägyptischen Separulver­
einbanmgell . D ie /{KP wirkt bekanm/icll seit ihN." Rek()l1 -
stiwierung im Jahre /975 in der Illegalität. ein Schicksal, das 
gegenwärtig QlIch der 1976 als linker Flügel der "rabischen 
Sozialistischen Union (ASV) konstilllierten Nalwna.fprogressi­
I'ell Sammlullgsbewegung b1,l\I. Partei (PN I', Vorsitz. Klwled 
flfoheddiell) droht. Mit der Oberjiihnmg des z.emristischen 
ASU-Fliigds in die jorlon allein regierende Nationafdemokra­
tische Partei im $eptemlH!r d. J. I't!rbond Präsident Suda, -
neben dem Verbot der gerade erst rekonstilllierter.1 bürgerli­
chen Neuel/ Wa/d-Partt.i - die Fordenmg nach S.~/bstallf1ö· 

sUllg der PNP. Für sie, die Nasseristen Imd Marxis.ten vereint 
(lind VOll der AKP wlfersn·;'tzt wird), isl - so Sadat - "kein 
Platz mehr /lfller IIIIS", da sie seille Sepura/politik entschieden 
vemrteilt und all den Primipien der nationaldemokratischen 
Rel'olution festhält. Mit der ~rscbiirften Verfolglmg und der 
llIegalisierlmg der gesamten Linksoppositioll führt Sadat seine 
/976 ,'erhiefkne "demokratische Of/mlllg" ail absllrdllm. 

AlB: Wie schätzen Sie die Von Sadat/Begin im November 
1977 eingeläutete Separatinitiative und die Aussichten auf 
die Möglichkeit eines ägyptisch-israeliSChen Sepa1f3tfricdens 
in der gegenwärtigen Situation ein? 
A. !=-. MASRY: Seit der Initiative Sadats haben in Ägypten 
die Kommun istische Partei und auch die Nationalprogressive 
Partei wiederholt gegen sie Stellung bezogen. Die ÄKP hat in 
einer Erklärung vom November 1977 aufgezeigtt. daß ein 
Separatgespräch mit Israel keinen gerechten Frieden erbrin­
gen kann. Ein gerechter Frieden beinhaltet unsen:r Ansicht 
nach e ine Lösung des palästinensischen Problems, ei ne lö­
sung im Sinne der Gewährung des Selbstbestimmungsrechts 
des palästincnsischen Volkes einschließlich der Bildung eines 
souveränen Staates. natürlich auch die Zurückz;c:,hung aller 
israelischen Truppen von siimtlichen 1967 besctzlen arabi­
schen Gebiclen. 
Das kann man nich1 erreichen durch einen Scpalralfrieden, 
denn der belriffl nichl nur Ägypten, SOndern auch die Pa­
lästinenser und die Syrer. Und man kann Israel. eine pro­
imperialistische Krafl im Nahen OSlen. nicht dun:h Verroilt­
lung der Imperialislen überzeugen. Man kann Israel nichl zum 
Frieden bewegen, wenn man auf eine klare anl iimperialis ti­
sehe, antizionistische Haltung verzichte!. Die Prophezciun,le 
der ägyplischcn Kommunislcn und der Nationalpmgressiven 
Panei hat sich voll beslätigt. Was die Initialive $adalS erreicht 
haI. war e ine weitere Schwächung der arabischen anliimperia­
lislischen Fronl, der Front gegen die Aggression, gegcn die 
ungercchle Besetzung der arabischen Gebiete. 
Sadal e rreichte mil seiner initiative die Stärkung der Posi· 
tionen Israels und auch eine gewisse Lockerung der durch 
Beschlüsse der UNO erfolgten Isolierung Israels. 

Am: In der gegcnwän igen Diskussion ist der VOTI Begin im 

Dezember 19',1 vorgelegte Plan noch immer nicht aos der 
Welt und Sadat hat in der letzten Zeil laul " infonnierten 
Kreisen" neue Zugesländnisse gemacht. 
A. E. MASRY: Man kann in der Tat sagen, daß die letzten 
ägyplischen Vorschläge an Israel nichts anderes als eine Zu­
sammenfassung älterer israelischer Vorschläge sind. Das zeigt 
sehon wie weit die Kapitulation gegangen iSI. die Kapilula­
tion gegenüber der Aggressivität und dem Expansionismus 
Israels. 
Aber Israel hat sie auch abgelehnl, weil sich die Kräftever­
hältnisse durch SadalS lnitialive und durch vorherige Schritte 
Sadats - wie das Sinai-Abkommen 1975 - zugunsten Israels 
verändert haben, Sadat hat praktisch die Palästinenser aufge­
geben. Sadal sehlägl vor. daß Gau, ein paläslinensisches Ge­
biet , an Ägyplen zurückgegeben wird und Westjordanien B.II 

Jordanien. Er lehnt eine ständige israelische Verwaltung in 
diesen Gebieten nicht ab. 

Eine überganpzeit arbeitet für Israel 

Er :Ikzepliert eine fünf jährige übergangszeit, die von Israel 
vorgeschlagen wurde. Ohne in die Details zu gehen, kann 
man sagen, daß praktisch die ägyptischen Vorschläge die 
israelische Expansionspolitik unterstützen, denn Israel steht 
nicht still in dieser Zeit, denn Israel veränden die Verhält+ 
nisse in den okkupierten Gebieten. israelische Behörden wer­
fen die arabischen Bauern hinaus aus ihren Ländereien, die 
dann durch extremistische Zionisten besetzt werden. Die 
Existenzbasis wird den arabisch-palästinensischen Bauern 
entzogen. Damit schafft Israel die Voraussetzungen Wr wei­
te re Vertreibungen von Palästinensern, sowie die fü r die 
weitere jüdische Emigration nach Israd. Diese fünf jährige 
übergangszeit is t natürlich eine ausgezeichnele Chance, egal 
was die Israelis jelzt versprechen oder was Sadat verspricht, 
die Durchsetzung dieser Ziele israelischerseits voranzutreiben. 
treiben . 

AlB: Und die Sinaifrage? 
A. E. MASRY: Was den Sinai betrifft, so hat Sadat auch 
hier Konzessionen gemacht. Er akzeptierlc jüngst, daß Israel 
auch die Pässe besetzt. was zu Widersprüchen in der Annee 
geführt haI. Die Pässe sind strategisch wichtig. Die ägypti­
schen Mi litärs waren sich einig, daß technisch gesehen die 
Sicherhei l des Landes nicht geWährleistet werden kann. wenn 
diese Pässe nicht unter der Kontrolle der äyptischen Armee 
bleiben. Wir dürfen nicht vergessen. daß unminelbar in die+ 
sem Gebiet amerikanische militärische Rasen gebaut worden 
sind. Diese sog. Frühwarnstationen sind nichts anderes als 
eine neue Fonn von amerikanischen Kontrollpunkten. Ge­
warnt wird nicht Ägypten vor einer israelischen Aggression, 
gewarnt wird Israel für den Fall . daß versucht wird . die be­
setzten Gebiete zu befreien. 

AlB: Das Sinai-Abkommen enthielt doch bereits einen Ge­
wallverzichl, oder'! 
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A. E. MASRY: Ja, es beinhaltele auch einen Gewahverzicht. 
Wir wollen , daß friedliche Verhältnisse auch im Nahen Osten 
entstehen, aber das kann nur auf der Basis eines gerechlen 
Friedens geschehen und auf dem heiligen Recht eines Volkes 
sein Territo rium zu befreien und seine Souveränitäl zu ver­
teidigen - darauf kann man nicht verlichten. 

AIB: Wie sehen Sie die Tatsach.e. daß der Südlibanonkrieg 
inmitten der Separatgespräche ausgebrochen ist? Heißt das. 
daß Israel damil im Verein mit den USA und Ägyplen. quasi 
im Tauschgeschäft für den Sinai , neue ungeahnte Möglich­
keiten der Expansion an der Fron l im Norden und Osten er­
halten wird? 
A. E. MASRY: Natürlich hat Israel diese Lage ausgenulZl. 
Das israelische Ziel bestand darin, die arabische an lijmperia­
listische Front zu spalten. Das hat Israe l auch erreicht mit der 
Initiative Sadats. 
Vor der Initiative Sadals, unmittelbar nach dem Sinai-Ab­
kommen von 1975 begann der Bürgerkrieg im Liba non . Be­
kannt ist auch die Rolle Israels in diesem Bürgerkri eg. denn 
heute ist es klar, daß Israel die Phalangisten und die An­
hänger von Chamoun (Nationalliberale) auch militä:risch un­
terstülZle. Genauso prompt nach der Initiative Sadat s begann 
auch die israelische Aggression gegen den Libanon im MarI. 
1978. Und diese Initiative erfolgte unmillelbar nac:h einem 
verbrecherischen Akt der israelischen Luflwaffe. wobei viele 
palästinensische und libanesische Kinder umgekomm,~n sind. 

AlB: Sadat hat seit de n Januarunruhen 1977 einige Ve rsuche 
unternomme n, um eine ökonomische Krisenbewä ltigung und 
Befriedung in Ägypten einzuleiten. Wie ist die ökonomisch­
soziale Situation in Ägypten gegenwärtig einzuschät;~en? 
A. E. MASRY: Seit Beginn de r "Poli tik de r offenen Tür" haI 
d ie ÄKP die ägyptische Arbeiterklasse und die gesamte Be­
vö' kerung gewarnt und betont: Kein soziales. ökonumisches 
und politiSChes Problem unseres Landes kann auf Ba.sis einer 
kapitalistischen Entwicklung gelöst werden. Der eim:ige Weg 
aus de r Krise ist der Weg der konsequenten VcrfoJgumg einer 
sozialisti sch orientierten Polit ik. 
Die Arbeite rklasse Ägyptens hat a ls crsle die Ergebnisse der 
Öffnungspolitik gespürt, natürlich auch andere Teile der Be­
völke rung. Die Wirtschaftspolitik Sadats zielte von Anfang an 
auf die Lockerung aller Restriktionen und aller Hindernisse, 
die das patriotische Regime von Nasser geschaffen hatt, um die 
ökonomische Unabhiingigkeit des Landes zu konso lidieren. 
Der Inhalt der Pol itik der offe nen Tür besteht e:igent lich 
darin. die kapitalistischen Verhältnisse zu restaurieren. Ägyp­
ten zu öffn e n für das Auslandskapital. das Land beh ,~ rrschen 

zu lassen von einer Koa lition von Auslandskapital und ein­
heimischem parasitärem Kapital. 

Auch arabiS(hes Kapital wirkt neokolonialistisch 

Ich meine mit Auslandskapilai ilUch das Kapital. das BlUS Saudi 
Arabien komm!. Denn das Wort arabisches Kapital ist nur 
ei ne Ver~h leierung eines bestimmten Sachverhalts: Dieses 
Kapital wirkt in der gleichen neokolonialistisehen Richlung. 
Die Ergebnisse de r Wirtschaflspolitik Sadats bestätigen voll 
die Voraussage der ÄKP und ande rer fortschrittlicher Kräfte. 
denn tatsächlich wurde kein einziges Problem gelöst. Auf 
allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens begegnet man 
krisenhaftcn Ersche inungen. Ganz gleich ob man das Bil­
dungssystem, Gesundheitswesen. das Verkehrswesen .. die Ka­
nalisat ion, das Nachrichtenwesen bctrachle!. nichts fun ktio­
niert in Ägypten . 

AlB: Ist damil nicht auch die Demontage des ägyptischen 
Wirtschaftspolent ials ve rbunden ? 
A. E. MASRY: Das. is t die logische Folge ei nes parasitären 
Kapitalismus. Seine ungezügelte AusbreilUng bedingl., daß die 
Grundlagen des Reproduktionsprozesscs. die Grundlagen der 
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nationalen Produktion von diesem Regime zerstÖrt werden. 
In Ägypte n ist das Verhältnis von Konsumption und Akku­
mulation im Nationaleinkommen dermaßen verände rt wor­
den , daR der Pmzeß der Erneuerung und der Produk tion 
praktisch stagniert. Viele Betriebe können nieht mit vo ller 
Kapazität arbeiten, nicht einmal mehr mit einer Kapazität 
von 70 % oder 60 %. Dafür werden Waren importiert auf der 
Grundlage von kurzfristigen Krediten mit 18 % Zinsen und 
mehr. 
Anstalt eine auf die e igenen Mögliehkeiten gestützte Lösung 
zu suchen. hat Sadat eine Po litik verfolgt. die den USA. der 
BRD; 'Frankreich und England die neokolonialistische Vor­
herrschaft in Ägypten bescheren wi rd. 
Sadat kann nichr zeigen, wieviele Betriebe er gebaut hat , seit· 
dem er an die Macht gekommen ist. Und tatsächlich. wenn 
die Zeh von Nasser e in Denkmal hinterlassen hat , so ist es der 
staatliche Sektor und besonders der Assuan-Staudamm -
gleichze itig e in Denkmal der äyplisch-sowjetischen Freund­
schaft , ein Symbol für das neue Ägypten. fü r die Absicht zu 
industrialisieren. die Verhältnisse auf dem Land zu ent­
wickeln. So gesehe n hat d ie Sadatleit die Zersetzung des 
staatlichen Sektors betrieben. aber nichts als Kneipen. Bars 
und Touristikhotels hervorgebracht : Meh r hat diese Zeit an 
., Denk mälern·· nieht geschaffen. abgesehen von den Verän­
derungen auf polit ischem Gebiet. 

Die Slandhaftigkeitsfront - eine ",ichtige Gegenkraft 

AlB: WelChe Bedeutung messen Sie der Arabischen Front 
der Standhaft ikeit zu? 
A. E. MASRY ; Wir meinen. daß die Bildung dcr Front der 
Standhaftigke il ein sehr wichtiges Ereignis ist. Wir sehen die 
Ergebnisse der Konfere nzen von Tripoli und Algier als posiliv 
an. Wir glauben, das wichtigste dabei ist, daß sich einige arabi­
sche Staaten finden . die bereit sind, gege n die imperialisti­
sche Offensive zusammenzuarbeiten. Es sind einige Staaten 
bereit. konsequent die PLO zu unterstützen. Das wurde auch 
in den Konferenzdokumen ten verkündet. 
Natürlich übersehen wir nicht bestimmte Schwächen dieser 
Front der Standhaftigkeit. Damil der Front der Standhaftig­
keit größere Erfo lge möglich würden. müßle sie natürlich 
auch den Irak e inschließen. Das war Gegenstand vie ler Be­
mühungen der Präsidenten Ghaddafi . Boumedienne und der 
PLO. Leider hat sich der Irak der Front nicht angeschlossen. 
Wir meinen, daß eine praktische Unterstützung Syriens im 
Falle einer israelischen Aggression oder die militärische. 
ökonomische und politische Unterstützung bei der Befreiung 
der besetzten Gebiete am besten \'on Seiten des Irak kom ­
men könnte. denn der Irak hat gemeinsa me Grenzen mit 
Syrien. 
Wir me inen. daß die FrOn! der Standhaftigkeit zu einer WIrk­
samen Kraft werde n kann , wenn diese Front der Slandhatlig­
keit die veröffentlich ten Prinzipien konsequent verwirklich!. 
Natürlich wurde das teilweise schon getan. Aber die Unter­
stützung de r PLO bedeu!Ct auch die Untcrstützung der natio~ 
nalprogressiven Bewegung im Libanon . Die Unterstützung 
der PLO bedeute t auch die Unterstützung der national · 
demokratischen Bewegung Ägyptens. denn das ist die Be­
wegung. die direkt mit Sadat konfrontiert ist. Sie ist die Be­
wegung, die letzlen Endes die Verhä ltnisse en tscheiden kann. 
Wir meinen. daß die Auffassung der Bildu ng der Front im 
Sin ne eine r breiten Arbei t auf vielen Ebenen. um diese impe­
riil listische Offe nsive zum Seheitem zu bringen. verstanden 
werden muß. Es gill, die Einheit nicht nur der \l ier Staa ­
ten, sondern aller progressiven ant iimperiilli st i~hen Kräfte in 
diesem Gebie t zu schaffen und das einhei tl iche Hilndeln in 
den wich listen Problemen zu e inem Leit prinzip werden zu 
lassen. Denn bishe r nu lzen unsere Feinde. die Jmpcrialislcn. 
die israelischen Expa nsionisten und die ilTal>ischen Rea kt io­
näre. unsere Spaltungserschcinungen. 



Iran 

WOlfgang Ritter IMassenerhebung 
!gegen den Schah 

Im Iran ist in den letzten Wochen und fI.'lonaten ein Auf­
schwung des anlidikt3torischcn Masscnkampfes zu verzeich­
nen, der in jüngster Geschichte dc.~ Landes e inmalig ist. So­
wohl \/on der Breite der Bewegung als auch von den Kampf. 
fomlcn her haben die Protestaktionen gegen das Schah-Re­
gime eine neue Qualität erreicht. Millionen l.ramer wollen 
nicht mehr leben wie bisher und bringen ihren UnmUl öffent­
lich zum Ausdruck . 
Während der Schah gegenüber dem Ausland weiterhin ein 
.. Liberalisierungsprogramm" anpreist. versucht er im Lande 
selbst die Opposition mit den brutalsten Mitteln _. wie z. 8. 
der Ausrufung des Kriegsrechts - zum Schweigen .~u bringen. 
Das dokumentieren die blutigen Ereignisse 3m 9.1 10. Januar 
1978 im Kum, wo die Anzahl der erschossenen D(:mo nstrnn­
tc n auf über 100 stieg, in Täbriz am 18.1 19, Febnlar. wo die 
Anzahl der Toten nach Augenzeugenbcrichten 600 betrug, in 
dcr heiligen Stadt Mesched, wo es 250 Tote gab .. Ebenfalls 
von Schah-Truppen umgebracht wurden mehrere hunden 
Persone n bei Aufständen in Isfahan. Schiraz und Abadan. 
Allein am .. blutigen Freitag" im September starben 3000 
fried liche Demonstrantcn in Teheran. darunter vi,~e Frauen 
und Kinder. im Kuge lhagel der Soldaten. 

Einig in der Losung ,,sturz d~ Seitab" 

Tatsächlich hat dicse Massenerhebung, die sich spontan auf 
der Straße zusammengeschlossen hat, ohne daß es bereits eine 
politisch-organisatorische Einheitsfront der Sch:ah -Gegner 
gäbe, das Regime an den Rand seiner Existenz gebrucht. 
Außenpolitisch bedeutet das zugleich, daß der Iran nicht mehr 
in e inem Maße wie zuvor als stabiler Baustein in der Global· 
strategie des Imperialismus angesehen we rden kan.n, 
In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, wer die Millio­
nen Iraner sind, die selbst unter akuter Lebensgefah r öffent­
lich protestieren, und welche politischen Ziele sie vl~rfo lgen . 

Dazu erk lärt die Tudeh-Partei des ' ran, "daß unter den ge­
genwänigen Bedingungen die Frage des Entwicklungsweges, 
obwohl sie sehr wichtig ist, keineswegs im Vordergrund steht. 
Die iranische Opposition besteht aus Kräflen, di:e aus fast 
allen Klassen und Schichten der Gesellschaft kommen. Sie 
vel1reten die verschiedensten politischen Strömungen, Aber 
in einem Punkt sind sie einig, Sie sind nicht mehr bereit, die 
persönliche Diktatur des Schah und seiner Familie zu ertra· 
gen. Sie sind nicht me hr bereit , sich vom SAVAK.dem fu rcht: 
baren Geheimdienst des Regimes, unterdrücken zu lassen, 
Im Kampf gegen das Schah-Regime geht es ent:gegen den 
Lügen und Verleumdungen des offizie llen iranischen Pro· 
pagandaapparat.es weder um de]1 Sozialismus noch darum, 
die Reformen rückgängig zu machen. Es geht hauptsächlich 
um die Herstellung der demokratischen Rechte unld Freihei­
ten. E~ geht um die Einhaltung der Prinzipien der Charta 
der Me nschenrechte, die von den gesetzgebenden Organen 
des gegenwänigen Regimes ratifiziel1 worden ist. Am Kampf 
um Freiheit und Menschenrechte beteil igen sich große Teile 
der Werktätigen, eine große Anzahl \'On Angehörigen der 

ManlfrJrallan In Trhrran 

Minelschichten, von Beamten, Schriftstellern, Künst.lem. 
Studenten, Professoren, Geistlichen und sogar cin Teil der 
Bourgeoisie." , 

In vo rde rster Front im Kampf gegen die Diktatur steht di~ 
Arbeite rbewegung, deren Akt ionen wie bei dem General­
streik in Te heran am 6. 9. 1978 in zunehmenden Maße auch 
d ie Filialen der ausländischen Konzerne betreffen. Da das 
Auslandskapital eine der wichtigsten Stützen des Schah ist. 
reagie rt er in d iesem Bereich mit besonderer Härte, Streiks 
sind generell verboten, die Bildung von Gewerkschaften, die 
die Inte ressen der Arbeiter venreten, ist strikt untersagt, 
Andernfalls greifen vielfach werkseigene "Ordnungstruppen" 
des SAVAK cin, so daß es fast täglich zu blutigen Auseinan­
dersetzungen kommt. 

Dennoch fa nden in letzter Zeit eine Reihe von Streiks staU, 
wie 1975 im Textilwerk Nr. 20 der Provinz Schahi, bei dem 
16 Arbeite r getötet wurden, oder im Män 1976 bei Goodyear 
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in Teheran. Anfang Oktober 1977 traten die Arbeiter der 
Druclce rei .,25. Schahriwar" in den Ausstand und fiihrten zu­
gleich einen Hungentreik durch. Im Augenblick ist fast der 
gesamte ö ffentl iche Dienst im Iran lahmgelegt, weil die Ange­
steUten t um Ausgleich gegen die Inflation mehr Lo hn for­
dern, als in den staatlichen Leitlinien festgelegt ist. 
Damit wird immer deullicher, daß es dem Regime auch mit 
Hilfe ihm höriger .. gelbe,r" Gewerkschaften nicht gelungen 
ist, die Arbeiterbewegung zu kOnlrollieren und auszuschalten. 
Das ist vor allem ein Verdienst der Partei der Arbeiterk,lasse 
des Iran, de r Tudeh-Partei. Die Tudeh-Partei ist heute der 
Hauptgegner des Regimes. In der Geschichte des Landes 
wurde keine andere politische Kraft einem solchen Terror 
und solcher Verfolgung unterworfen wie sie. So hervorra­
gende Führer der Partei wie die Volkshelden Khosro Rousbeh 
und Parviz. Hclun<l tdju wurden ermordet. Der Schah identi­
faie rt alles, was er für schlecht und .,subversiv" hält, mi t der 
Tudeh-Partci . 

Spitze des W'-rst.nds: die Arbellerbewegunl: 

Die Tudeh-Partei wendet sich in der gegenwärtigen histori­
sehen Situation gegen den vom Regime eingeschlagenen kapi­
talist ischen Entwicklungsweg. Sie setzt sich für den Weg 
einer sozialistischen Orientierung ein, der reale Grundlagen 
für den übergang zum Sozialismus schafft und definiert die 
gegenwärtige Phase als Etappe der nationaldemokratischen 
Revolution, d. h. der Befreiung vom imperialistischen Ein­
fluß. de r Sicherung der demokratischen Rechte und Freihei­
ten sowie der Durchführung grund legender Reforml!n. 
In dcr aktuellen Situation. wo sich das Ende der Schah-Dikta­
tur deutlich abzeichnet, selZ1 die Tudeh-P>lrtei die Schaffung 
einer natio nal-freiheitlichen Republik und die Abschaffung 
der Monarchie auf die Tagesordnung. Die Republik sollte 
nach ihren Vorstellungen eine Regierung besitzen. die aus 
einer nationalen Koalition der antidiktatorischen Kräfte be­
steht ; ein solches programm der nationalen Koalition legte 
die Tudeh-Partei am 4 . September d. J. vor (voller Wortlaut 
in AlB 10/1978). Die Tudeh-Partci ist damit die einzige 
oppositionelle Kraft . die ein wissenschaftlich begründetes 
und präzises Programm vorzuweisen haI. Insbesondere Ihre 
seit Jahren wichtigstc programmatische Losung von der Er: 
rich tung e iner Einhei tsfront a ller national-demok.ratischen 
Kräfte im Kampf gegen Reaktion und Impcriali:.mus hat 
aktuelle Brisanz erlangt. 
Obwohl de r Schah unter dem Druck der Mas.senhewegung 
einige Zugeständnisse machen mußte und nicht "e rhindern 
"onnte, daß sich in den letzten Wochen über 17 Pan eien kon­
stituie rten und an die OffeOllichkeit traten, kann die Tudeh­
Panei ihre Tätigkeit weiterhin nur illegal ausführen . 
Zu den Pa rteien, die sich in der leUten Zeit zu WOrt melde­
ten, gchören neben einigen fasch istischen und ultran~aktionä­

ren Kräften auch Parteien, die seit Mossadeghs Sturz bis 
he ute das Vertrauen von großen Teilen de r Be\'Ölkl:.rung ge­
nießen. Zu diesen Parteien zählen: Die Nationale I 'TOnt. die 
Partei des Iran, die Bewegung fü r die Freiheit des Iran und 
die Unabhängige Partei. Sie unterstützten schon dEe Regie­
rung Mossadtghs und die VerstaatlK:hung der Erdölindustrie 
oder gehö rten der von ihm gegründeten Nationalen Front an. 
Sie machen besonden durd1 das Auftreten einiger Persön­
lichkeiten von sich reden. zu denen auch der ehemalige Ge-
5undbeitsminister unter Mossadegh. Karirn Sanjabi, 7.ähll. Die 
Nationale Front legte inzwischen ein 12-Punkte. Programm 
vor, in dem dre Freilassung der politischen Gefangl~nen , die 
Abschaffung der Militärgerichte. ein unabhängiges ,Justizwe~ 

sen und die Zulassung alle r politi\chen Parteien und Gruppen 
verlangt wird. Sie spricht sich damit auch für eine Legalisie­
rung der Tudeh- P3l1ei aus. 
Eine t.ragende RoUe irn Kampf gegen die Diktatur SJ:~elen die 
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,------Streiks Im Iran-- ----, 
Der lran wird scpmwir1ig mit einer Welle von Stmb überwgen, 
die sktI gegen die Ausrufung des Kricped\ls. gegen die Konup­
tioo und gegen die durch die Inflation beding1e materieJle Verelen­
dun.J der Werktitigen ridl ten. Ober den Generalstreik, der Anfang 
Oktober aus Protest &elen das brutale VotFhen der Atmet und die 
Enc:hießuni von über JOOO Demonstranten in Tebenn ausgerufen 
wurde, berichtete die l 'Humaniit am 2. 10. 1978: ,.Der Sl.teik. der 
gestern in Teberan und aUen Großstidten des lran ausgenlfen 
wurde, WII machtvoll und man könnte behaupten total. Am Vor­
abend halle der General ,Minister des Krie~hlS' diese Bewe­
gung. wie alle anderen Kundgebungen alKb. als ilkpl erklir1. Noch 
nichlli ist entschieden. Ge'" in der Hauptstadt waren die luren 
des BIUI'5 gesdOOs.sen. ebenso wie IIdu von zehn der kteinen 
Unternehmen ge:schlolsen blieben. So demonstrierte die Bevölke~ 

N"I sctc-n die Unteßuc:hunphaft von AJatoUab Khomeini im 
Irak. aber auch für du Ende der Schah· Diktatur und für die Er­
richtung einer wirklichen DemokTlltie. So 5treiluen die An&e~ 
stellten der Zentn11bank und der NationaJbank für ihre berechtig­
ten Fordenlngen vor den Banken. Die Gymnasiasten von 'tWei 
Schulen in der Nähe Avenue Chanu haben eine Kundgebung vor 
ihrem Gymnasium abgehalten. Die Polizei gab daraulhin Wam· 
schüsse in die luh ab." 
Durch du Kriegsrecht bedingt wurde auch :turn eßten Mal offtZiell 
leMur ausgeübt. indem bewaffnete Sotdaten die Redalttionsriume 
der Verlage kontroUienen. Danufhin wurde ein landesweiter Zci­
tunpstreik ausgerufen. in den deh aud! so renommierte Btäller wie 
.. Kayhan" (Welt) und "EIleiat" (Information) einreihten und der 
erfolgreich abgc::sdUos5en wurde. In eineT Drei.Punkte-Erk.l.inln, 
des Kabinetl5 wurtSe neben der Prewfreiheit zugesagt. daß lieh 
keine Behörde mehr in die Belange der Presse einmisdlen werde. 
Außerdem mÜSKn sieh louma.listen künftig nur nodI vor ordent­
liehen Gerichten und nicht mehr VOf den Mili tärgerichten verant­
worten. 
Ein urnrlWCnder Streik findet augenblic:klidl auch im öHentlkhen 
OieMt statt: Don befanden sich Mitte Oktober d. J . weit übet 
60 000 Menschen im A\JMtand. 

Inte llektuellen. Die " Vorlesungsabendc der Schriftsteller und 
Dichter" in Tehernn, an denen tausende von Zuhörern teil­
nahmen. erzwangen Ende 1977 Zusammenkünfte demokrati­
scher Kräfte. die in den Jahren zuVOf' vom SAVAK brutal 
ve rhinde rt worden waren. Hier 7.eigte skh auch die trott des 
Analphabetentums rur hiesige Verhältnisse kaum faßbare 
Popularität der fort schritt lichen Schriftsteller im Iran. die fas t 
alle aufgrund der Veneidigung freiheitlicher und patrioti­
scher Ideen einige Zeit in den Gefängnissen zugebracht ha­
ben. De r iranische Schriftstellerverband haue bereits im Juni 
1977 durch ein mutiges Schre iben an den damaligen Mini­
sterpräsidenten Howe ida und durch die Anprangerung der 
MenschenrechlSverlctzungcn auf sich aufmerksam gemacht. 
In einer anderen Publikation ruft der Verband .. alle nationa­
len und fortschrittlichen Kräft e dazu auf, sich in einer anti­
diktatorischen Einheitsfront zusammenzuschließen." 
Manchmal gelingt es den Schriftstellern. mit einer eigens da­
rur konzipierten metamorpharischen Sprache die Zensur rur 
einige Tage zu überlisten, oftmals wird sie illegal vertrieben. 
Aufgrund des hohe n Wirkungsgrades dieser Literatur fällt die 
Reaktio n des Regimes entsprechend aus: Wegen ,.der Ver­
teilung von subversiver Literatur" sollen jeut sechs Perso­
nen vor ein Militärgericht geste ll t werden. das für .. Verge­
hen gegen die Staatssicherheit" zuständig ist. Der wichtigste 
Literat des Landes, M. A. Bch-Azin, wurde eingekerkert, 
mußte jedoch nach Protestdel'tlonstrat1onen im Iran und dank 
internationaler Solidarität freigelassen werden . 
1m Jahre 1978 verbreiterte sich der Bntidiktatorische Wider­
stand unter der lntelligenz und den Mittelschichtcn ganz er­
heblich. So verlangte beispielsweise die iranische Anwalts­
Vereinigung von der Regierung. d ie Gesetze zu beachten. die 
Respc ktierung der Menschenrechte und insbesondere der 
Rede- und Versammlungsfreiheit sowie eine unabhängige 
Rcchtssprechung und die Abhaltung korrekt durchgefühner 
freier Wahlen. Rund 30 Anwälte, SchriflSte ller. Politiker und 
andere Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens bildeten An-



fang 1978 die Iranische Gesellschaft zur Verteidiigung von 
Freiheit und Menschenr«hten, die sich mit mehren:n Briefen 
an die Verei nten Nationen zu Wort meldete und eine Unter­
suchung der Menschenrcchtsverletzungen im Iran durch­
fü hrte. In einem Brief an UN-Generalsekretär KIUl Wald­
heim fordert sie eine Untersuchung der "erbarmungslosen 
Massaker an einer Zahl von gebildeten jungen Leut,en:' 2 

Zu einer geschlossenen Front gegen den Schah kam es unter 
den Händlern des Teheraner Ihsars, der seit dem blut igen 
Freitag des 8. September 1978 vOn bewaffneten Posten kon­
trolliert wird. Die Vereinigung von Basa rkauf1eutten setzte 
mehrfach die Schließung des Basars aus Protest litegen die 
Ermordung von Demonstranten durch. 

Welche Rolle spielt die Geistlidakeit? 

Eine wesentliche Rolle bei den jüngsten Demonscrationen 
und im gesamten Leben des Iran spie lten Fragen der Reli­
gion. Rund 98 % der Bevölkerung des Iran sind Mu sclmanen. 
davon etwa 90 % schiitische Moslems. Die schiilische Geist­
lichkeit te ilt sich in ver<ehiedene Kategorien, obgleich eine 
formale Hierarcltie unter ihnen nicht existiert. Die a:m meisten 
anerkannten und geachteten unte r ihnen nennt man "Aya­
tollah" (Zeicl;len Allahs); sie können die Fetwa herausgeben, 
die religiösen Verordnungen zu aktuellen Fragen des gesell­
schaftlichen Lebens. die fü r alle Schiiten bindend sind. Die 
Mehrhe it der schiitischen Geistlichkeit bilden die M ullahs. Sie 
betreiben die alltägliche religiöse Propaganda unte:r de r Be­
völkerung. Die Geistlichkeit des Iran ist nach der Tradition 
unabhängig von der Macht des Schahs, sie erhält von ihm 
keine finanzie lle UnIerstützung. Nur einem kleinen Teil ihm 
nahestehenden höheren Geistlichen gewährt er Hilfe und 
Pensionen. 
Um ihren Einfluß zu vergrößern, nutzt die Geisllic:hkeit den 
alten Brauch, von Behörden verfolgten Personen oder den­
jenigen, die gegen die Tätigkeit der Behörden protestieren, 
unantastbare Zuflucht in den Moscheen. Grabstätten oder 
Häusern ihrer bekannlcn Persönlichkeiten zu gewähren. Aus 
diesem Grund sind auch heute nGeh die Moschee:n vielfach 
der Ausgangspunkt von Protestaktiooen, weil sie wenigstens 
ein Minimum an Schutz vor den Angriffen des SAVAK und 
der Armee bieten. Tatsächlich verfügte die Geistlichkeit bis 
vor kur.:er Zeit über wichtige Minel des EinfluSS(:5 auf das 
gesellschartspolitische und wirtschaftliche Leben des Landes: 
Ober die re ligiöse Macht, die VOlksbildung, den Einfluß auf 
die Gerichte und die geistlichen Besitztümer. "Wagfs" ge­
nannt. 
In den Ergänzungen zum Grundgesetz, die im Oktober 1907 

angenommen wurden, ist die Errichtung einer Kommission 
von filnf höheren Geistlichen vorgesehen, welche kontro llie­
ren sollten, ob die vom Medschlis (Unte rhaus) verabschie­
deten Gesetze mit dem Geist des Islam übereinstimmen. Weil 
die gesellschaftlichen Bedingungen mit diesem seinem We­
sen nach mittelalterl ichen Beschluß nicht mehr übereinslimm­
ten und weil die demokratische Bewegung angewachsen 
war, wurde nach 1907 eine solche Kommission nie wieder 
eingerichtet. 
In sozialer Hinsicht unterscheidet sich die Lage der höheren 
Geistlichkeit bedeutend von der Situalion der einfachen 
Mul1ahs, welche enger mit den breiten Volksma.ssen verbun­
den sind und in größerem Umfarfg deren Interesse vertreten. 
Deshalb beteiligen sich einige Vertreter der Mullahs aktiv an 
der demokratischen, nationalen und antiimperialistischen 
Bewegung. 
Die hÖhere Geistlichkeit besteht hauptsächlich aus Vertre­
tern der Feudalaristokratie und der Großgrundbesitzer. Sie 
war tange Zeit eine feste Stütze der Monarchie im Iran. Aller­
dings waren die Juni-Ereignisse des Jahres 1963, als der 
Schah die ersten sechs Punkte seiner .. Weißen Revolution" 
(siehe dazu AlB-Sonderbroschüre zum Iran, Juli 1975) mit 
Waffengewalt gegen die Proteste der Geistlichen durchsetzte, 
e in schwerer Schlag fü r die traditionelle Übereinstimmung 
zwischen dem Hof des Schah und der Geistlichkeit. Ein be­
sonderer Streitpunkt war beispielsweise die Enteignung von 
Bodenbesitz der Wagfs ohne Einwilligung der Geistlicbkeit 
und der Verkauf der Wagfs an Staatsbeamte. Sie waren auch 
gegen die Einberufung der Frauen zum Wehrdienst, gegen 
die Vorführung amoralischer ausländischer Kinofilme und 
vor allem den wachsenden Einfluß der Amerikaner im Iran. 

Der führende Ayatollah Cbomeini verurteilte den Schah als 
Handlanger der USA. die sich auf Kosten der nationalen in­
teressen des Iran in die im'leren Angelegenheiten des Landes 
einmischten. Wie e r in einem an den früheren Minister­
präsidenten Howeida gerichte ten Brief begründet, wurde 
e r wegen seiner Kritik an der diplomatiscben Unantastbar­
keit aller amerikanischen Militärexperten aus dem Lande ge­
jagt. Der Ayatollah e hornemi lebt heute im Exil im Irak, von 
wo aus er den Kampf gegen den Schah fortführt . Dort hai 
sich seine Position weiter radikalisiert . Sie gebt damit über 
die Vorste llungen des Ayatollah Schariat Madari, der im Iran 
lebt. hinaus. Schariat Madari fordert die Rückkehr zu den 
Verfassungsbestimmungen von 1907, schließt also ein weite­
res Verbleiben des Schah im Amt des Monarchen nicht aus. 
Dagegen sagt Chomeini: .,Die Prinzipien von Demokratie 
und Freiheit slehen im grundsätzlichen Gegensatz zu diesem 
Regime, schon zur bloßen Existenz dieses Scbahs." l Auf der 
anderen Seite sind seine eigenen Vorstellungen von der Zu-
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kunft dcs Landes re lativ unpräzise und laufen auf die For· 
de rung nach Schaffung eines islamischen Staates hinaus. 
Der Kri tik der Geistl ichkeit \lcrsucht der Schah ZlJ. entgehen. 
indem er sich einerseits als das .. Werkzeug Allah!>" bezclch­
nel und sich sehr religiös gibt, sich ande rerseits aber auch 
nicht scheut. hunderte \Ion Mullahs zu ,'erhanen oder zu 
\lerbarulen, 

Unruhe a uch in der Annee 

Die Welle der Unruhen und Aufstände hat auch VI:>r den Ta-. 
ren der Kasernen nicht halt gemacht , Die Spanmmgen zwi­
schen den 3 Befehlshabern und den unteren Di'~nstg raden 
nehmen zu. In den Kasernen wird eine bcispieUose Herz­
kampagne aufgezogen. die Demonstranten werden als krimi­
nelle Fe inde des Landes hingestellt. Bei den Soldaten, die aus 
überwiegend ländlichen Gebie ten stammen und am entfern­
ten landesteilen nach Tehr ran geschafft wurden, wird der 
Haß gegen die Städte r geschürt. 
Sehr bald zerbricht aber dieses eingeimpft e Feindbild. "weil 
d it, Oppositionellen niemals \Ion sich aus angreiferl ... Aber 
was da·an ihnen \lorbeizieht, ist sichtlich nicht der böse Feind, 
kein sub\le rsi\ler Haufen. sondern das Volk. dem sie selber 
entstammen." Die Soldaten erkennen. daß die Proteste gegen 
d ie Teue rung, Wohnungsknappheit und Korruption sehr be· 
rechtigt sind. Niemand kann es daher überraschen, daß allein 
aus der Spezialeinheit der iranischen Armee. die Z1L1r Nieder· 
schlagung der Volksbewegung e ingesetzt wurde, 400 Perso· 
nen desert iert sind.· In der Kaserne Hesmatieh '\\''Urde der 
Hauptmann Bigdali \Ion einem Untergebenen erschossen. 
In den letzten Tagen wurden sogar Flugblätter de: r Opposi· 
tion \Ion A rmeeangehörigen unte r der Be\lö lkerung verteilI. 
In Täbriz wurde von einem Regiment de r Schie!Sbefehl in 
Frage gestell t. DarauOtin wurden in großer Eile Einheiten 
aus dem Kurdengebiet zum Einsatz nach T äbriz gebracht. 
Wiederholt richteten auch Untergebene ihre Waff,cn auf die 
ranghöhe ren Befehlshaber und wurden dafür stan.dreehtl ich 
erschossen. 
Obwohl sie als Instrument zur Unterdrückung des Volkes 
geschaffen \\'Urde, besteht eine langjährige Traditiolrl des ami­
imperialistischen Kampfes auch in der Armee. Hier ist es \Ion 
besonderer Bedeutung, daß die Tudeh· Partei \lor allem auf 
das untere Offlzierskorps eine große Anziehungskraft aus· 
übt. Vor dem Putsch gegen Mossadegh im Jahre 1953 hatte 
die Tudeh·Partei allein 640 Angehörige in diesem Bereich 
de r Annce. Zwar wurde die G ruppe späte r unter Hinzuzie­
hung der Amerikaner entdeckt und zerschlagen. es muß aber 
trotz allem damit gerechnet we rden , daß sich Tendenzen einer 
Fortführung dieser Tradi tion entwickeln. Welche A ngst das 
Regime da\lo r hat. geht schon daraus hel'\lo r, daß meh rere 
Offizie re. die Mitglieder der Tudeh· Partei waren, und seit 
über 20 Jahren gefangen gehalten werden. \lor kurzem aus 
dem Gefängnis G hasr bei Teheran auf eine kleine Insel im 
Persischen Golf \lerlegt wurden, wo df15 Kl ima so lTlörderisch 
ist, daß es für die Gefangenen den langsamen abe,r sicheren 
TQd bedeutet. 

Angesichts der heutigen Situation, in der der SAV AI< die 
Protestdemonstrationen gegen das Regime nicht me hr ve rhin­
dem kann und die Annee mit UnterslÜtzung der 40 000 US· 
Berate r de r letzte Stützpfeiler des Schah ist, ori(:ntiert die 
Tudeh· Partei darauf, daß sich die Aktionen der Bevölkerung 
zunehmend an die Angehörigen der Armee wenden. "Brüder. 
Soldaten, tötet nicht eure Brüde r!" riefen die Teiln,~hmer der 
großen Demonstrationen in Teheran. an denen bis zu I Mio 
Menschen beteiligt waren. Am Freitag, dem 8. September 
1978, gab der Schah dennoch den Schießbefehl und es kam zu 
einem großen Blutbad. Selbst nach Ansicht der FI<ankfurter 
Allgemeinen Zeitung vom 9. 9. 1978 bringt .. dieses Gemetzel 
den tragenden Pf~iler seiner Macht in Gefahr," .... 'eil es die 
Solilaten an ihrem Auftrag zweifeln macht . 
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Auf der Grundlage e iner festen Aktionseinheit der anlid ik· 
tatorischen Kräfte wurden sogar in den Gefängnissen welt­
weit beachtete Hungersu ciks politischer Gefangener zur Ver­
besserung ihrer Lage durchgeführt. In vie len Fällen konnten 
dabei Erfolge vel7.cichnCl werden. 
Auch was die genere lle Frage der Kampfforrr,en anbetrifft. 
konnten gerade hier wesentliche Fortschritte erlielt werden. 
Von große r Bedeutung ist es, daß sich die richtigen Methoden 
des politiSChen Kam pfes. die Aufklärung. Mobilisierung und 
O rganisierung der ß c'/ölkerung. im wesentlichen durchge­
setZt haben. 
Das gilt auch für einen Teil der Gruppen. die bislang ein ­
seitig den bewaffne ten Kampf als einzige Lösungsmöglichkd t 
de r Probleme im I Tan propagierten. Während die "'on Ver­
trete rn des linken fl ügelS der Geistl ichkeit organisierten 
" Modjahcdine Khalg", d. h. Volk~kämpfer. ihre bislang isla­
mi.;ch·maoistisch geprägten Ansichten einer Prüfung unter· 
ziehen und auf die Lektüre der revolutionären Klassiker so· 
wie ihre Verarbeitung durch die Tudeh·Partei \le rv.'cisen, 
hat sich von den Fedayin des Volkes eine Gruppe abgespal. 
ten, die die Losung \'on der untidiktatorischen Front aufge­
griffen haI. Die DurchsclZung des politischen Massenkampfes 
ist aber auch unter dem Aspekt wichtig, daß abenteuerliche 
Aktionen einiger ultralinke r Elemente nur der Armee den 
Vorwand zum Eingreife n unte r der Losung der "Ven cidj· 
gung de r Ordnung" liefern. Das wiederum könnte aber nur 
das Überleben der bankrotten Pahlewj· Dynastie \le rlängern. 

Anmerkungen: 
I) InformationsbuUetin des ZK der Tudeh Panei Irans. o. 0 .. Nr. 15/ 

1978. S. 3 
2) Zit. nach Süddeutsche Zeitung, 26. L 1978 
3) Zit. nach: Berliner Extra Dienst, 8. 9. 1978 
4) Nach ; Süddeutsche Zeitung, 29. 8. 1978 

0 .. SKAAL unterstützt den K.mpf der Völker des Trikorrt i· 
",nU!J8VBn AU5beutung und Unterdrückung. 0., SKAAL lei,tet m.terie\le Hllfa für diejenigen, welche die 
IJnache der Armut und des Elends beseitigen. 
Du SKAA L informiert übet du GlIKhanen im Trikontinent. 
'Solidl<ritit' ist diS 0llli n des SKAA L und informiert über; , 
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Vietnam - China 
Wir setzen in diesem fiel' (fie ill d,m A 1814 ul/d 1011978 begollm'IIe ausfiihrliche Berirhterslmnmg lind Dokumentier/mg über den 
KO/lflikt z,wisclum der SR Vietnam eineru;/S und du VR China und Kumpllchea onderuuils lori. /11 drei Artikeln wird weiteres 
Hilllergnmdmuft'rial :'111 chinesischen V jt'lIltlmpoliliJ'c einschließlich des vietnamesisch-chinesischen Notenwechsels \'om Sommer 
/978. zum Problem der Ausla/ldschinesen (HOU!iJ;1I ViemQm und 1,UI Entwicklung in Kampllchea gene/ufo Ein IlIIerview, dtu Prof, 
Giilller Giesenfelll Ende Augits, d. J . .... ährend seiner Vietnam-Reise ill HallO; mit XIIUII Thuy. Sekrerär dl'$ ZentrllJkomüees der KP 
Vietnam s IIl1d I'ormaliger Aufknl1lillister der Demok.ratischen Rep/lblik Viemam, Jiihrte. ,wlllel das Bild ab. Unsere dokumelllari­
schen Malerialien und Analysen mögen (Iem Leser das aktllelle KQIIJ1iktgeschehen ;11 fmlQl.:hina tlurchsclumbarer machen lind ihn 
z.ur Ptlfteinahme tm! Seilen (Je.~ wirklicheIl Opfers der Spill/rllmgen. I/ämlicll Vietnams. bel\'egen. Das lIiemamesische Volk bedarf 
dieser Solidarität dringel/d: Mit dem Erbe IlI1ermeßlicher Kriegssdriidell belastet, muß sich das umd mil Nacllbam auscillamlerSl!tzell, 
die eigell/lich seine Frewule seill sollfell . Stattdesst'll leImeIl ehifltllllld Kampllcllea die komfrllktil't!n Lösrmgn'orsch/äge Viemams ab. 
Am 24. September (1. J. 11m die VR Chilla mm die Gl'Spräche iiber das Hoa-Problem einseiti8ftir abgebrochen erklärt. Pekillg legle 
(I01nil offeIl . d(Jß es ihm gar nicht tim Lösl/llg der stl"it1igell Fragen. SOlidem lf'diglich 11111 eil/I! Aufr«hferllallllllg der Spw/IIulIgen 
gell l. 

Hoang Nguyen 

Von Phnom Penh nach Peking 
Am 31. Dezember 197/ erklärten von einem "ekin ger KOO­
nerpult aus Führe r des Demokratischen Kampucihea. daß 
Vietnam in ihr Land eingefallen sei und daß diese ... Aggres­
sion" Vietnams bezwecke . .. Kampuchea einer Ind·ochinesi­
schen FOderntion ein7.Uverieiben". Die Wahrheit is t. daß in­
folge der Befreiung von Phnom Penh ( 17. April 1975) und 
besonders seit April 1977 die kampuchen nischen Streitkräfte 
wiederholt auf vietnarnesisches Gebiet eingedrungen waren. 
sowohl zu Land als auch zu Wasse r. Sie massakrier1en viet· 
namesische Zivi listen und zerstörten ihr Eigentum. Die viet­
namesische Seite war gezwungen. sich in Notwehr zu ven ei­
dien, während sie Verhandlungen vorschlug. um den Konflikt 
friedlich zu lösen und die Bande der Freundschaft :zwischen 
bciden Ländern wiederherLustellen . Aber dieser Vorschlag 
wurde nicht angenommen. Phnom Penh erklärte. daß es nur 
in Verhandlungen cintreten würde. nachdem Vietnam seine 
.,aggressiven und expansiven Anschläge" aufgegebe.n habe­
d. h. wenn es aufgehön habe etwas zu tun. das es überhaupt 
nie getan hatte. Ä hnlich war es am 24 . Mai 1978 inl Peking. 
als der Sprecher des Amtes für Angelegenheiten d.:r Ober­
secchinesen der VR China. der in einer Erklärung an die 
Nachrichtenagentur Hsinhua Vietnam wegen "Veliemuns. 
Verfolgung und Vert reibung von HOlls nach China" verur­
teilte. 
Nach Beendigung eines dreißigjährigen antiimpcria listischcn 
Krieges müßte das siegreiche Vietnnm jetzt völlig friedliche 
Tage genießen können. damit sein Volk das verWÜSIl!te Land 
wieder aufbauen kann . Aber gcge nleilige Entwicklungen ha­
ben sich nach und nach eingeste llt . und dieser legitime Traum 
hat sich nicht e rfüllt . Was sogar noch schlimmer ist: der Ur­
sache dieser Tragik sind Länder. die unse re Freunde und Ge­
nossen se in sollten. 
Vor fast e inem halben Jahr brachen sog. Grenl;konnilkte zwi· 
schen der Sozial istischen Republik Vietnam und dem Demo· 
kratischen Kampuchea ilUS. Jetzt steht der sogcnanmtc Kon­
flikt um das Hon-Volk in Vietnam an. der die SR Vietnam 
und die Volksrepublik China zu Gegnern macht . Beobachter 
huben e ine bemerkenswerte Sache herausgefunden: Die bei­
den Ereignisse weisen 7.U viele ähn liche Ziige auf! 

Dem ging eine Serie von chinesischen Mußnahmen voraus. 
die Anrang d. J_ begonnen hallen. Zuerst mllchte Peking seme 
Politik gegenüber den Ausl:mdschinc.\>Cn bekannt: deren 

ObetHlrungulr llr drl HoflS In Mong Ccd. Am andelrn Ufrl Ifrgl dl. 
minr.lIehr Stadl Dang X/ng. 

Kernstück es war. die Angelegenheit allen Chinesen 7.U ver· 
künden, die im Ausland wohnten. ganz gleich ob sie die Nu· 
tionalität des Gast l:tndes angenommen hallen oder nicht, und 
sie alle zu verpflichten, an einer wehl>.'citen .. ant ihegemoni­
stischen" Front teilzunehmen . Nachdem diese Linie durch die 
chinesischen Medien breit publizierl worden war. brachen 
viele Hoas .. plötzlich und spontan" mich Chi"u auf_ Tatsäch· 
lich liefen sie c infaeh nach China über. ohne die Grenzübcr· 
gänge zu passieren, die vorher von bcidcn Seiten fiir den 
Grenzübcrtrin vereinbart worden wuren. 

Der Hoa- Exodus hat Vortäufer 

Diejenigen. die 1954/55 in Nordvictmlm waren. werden sieh 
an die erzwungene Masscncvakuierung e rinnern. die von den 
französ ischen Koloni "listen und amerikanischen Imperialisten 
ausgelöst wurde. nachdem das Genfer Abkommen fcstge· 
legt hatte. daß Vietnam vorübergehend zweigetei h werden 
sollte und daß das Volk wählen konnte. in welcher Zone es 
leben wollte. wobei diese Wahl innerhalb von 300 Tagen gc· 
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troffen sein mußte. Unter dem Einfluß einer intensiven Ge­
rüchtekampagne - wie in den Pentagon-Papieren zugegeben ­
verließen abertausende von Katholiken des NO.rdens aus 
Furcht, " ihren Glauben zu ve rlieren" und vor de:n " Atom­
bomben, die die USA auf den Norden werfen würden" ihre 
Häuser, Reisfe lde r und Obstgärten - die schwenlerdienten 
Früchte vieler J ahre Arbeit -, um nach Südvietnllm zu ge­
hen. Dort wurden sie in " katholischen Verteidigungsgürteln" 
um die " Haupts tadt" der Saigoner Marioneuenregiierung an­
gesiedelt, während ihre jungen Männer sich zu den ersten 
Einheiten der " Republikanischen Armee" der M;arioneucn 
auf de r US-Soldliste meldeten. 
Ein zweite r erzwungener Exodus aus Vietnam begann im 
Frühjahr 1975, in Folge der allgemeinen Offensivl! der süd­
vietnamesischen Vo lksbefreiungsarmee. Durch di f: US-Pro­
paganda mit einem " Blutbad" verschreckt. floben zehn­
lausende von Vietnamesen in Panik aus dem Land, und nicht 
wenige sollten von den Vereinigten Staaten in dunklen Ma­
chenschaften gegen ihr Vaterland mißbraucht werd.en. 

Sdüdigung des wirtsdaaftlichen Wiederaufb.II:1S 

Z ie lscheiben der gegenwärtigen drinen Wanderbewegung 
sind die Hoas und d ie vietnamesischen Bürger. die Minori­
tätenvölkern angehö ren , welche längs der vietnamesisch­
chinesischen Grenze wo hnen. Die Furcht vor einem nahenden 
Krieg und die Verlockung, dem Rur des chinesischen Muller­
landes zu folgen, haben zehntausende von Hoas \'eranlaßt, 
ein Vietnam zu verlassen, das sie sehr li ebgewonn,~n hallen, 
und über Waldpfade nach China zurückzugehen. Verzweif­
lung quälte die Herzen vieler .. ,Mein Land, ob richtig oder 
falsch", diese Aussage eines Amerikaners mag il~ren Ent­
schluß letztlich beeinflußt haben. T ragödien zerstÖJ1er Fami­
lie n, d ie wegen des Konfl iktes geteilt wurden: ei nige Mit­
glieder woll ten ble iben, während andere sich zum Gehen ent­
schieden. 
Die ersten Heimkehrer wurden in den Dienst einer landes­
weiten Propagandakampagne gegen Vietnam von noch nicht 
dagewesenem Ausmaß gestell t. Ihre Bilder und Stimmen wur­
den von den chinesischen Medien und bei öffentlichen Zusam­
menkünfte n benutzt, um folgende Vorwürfe zu illustrieren: 
" Vie lnam ist Chinas Fe ind Nr. 1; ein Günstling des ,SC!zialimpe' 
ria lismus'; eine Nation, d ie Freundlichkeit mit Unda nkbarkeit 
entlohnt;'; usw. usf. Diese " Indokt rinierung" der Chinesen 
wurde systematisch durchgefüh rt mit dem Ziel, das Ansehen 

Von ChinCl hoJbf~r/Jg hinl"r/QMene BrücKe Iib.r den Ro/en Fluß 
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Vietnams beim chinesischen Volk zu beschmutzen und die lang­
jährige Freundschaft der beiden LänderZ\l zerstören. Die ange­
wandten Methoden erinnern an die Intrigen der kampucheani­
schen Behörden: Rassenhaß gegendie Vietnamesen zusäen und 
psycho logische Vorbereitungen für weitergehende Schriue zu 
treffen. 
In Vietnam bewirkte die Massenflucht der Roas E rgebnisse, 
d ie China erwartet hatte: ein durcheinander, schädlich fü r 
Ordnung und Siche rheit in einigen Gebieten, wo diese plötz­
liche Knapphei t an Arbeitskräft en auch einige Schwierigkei­
ten in der Produktio n verursachte (siehe detailliert den Bei­
trag Vu Cans in AlB 1011978; d. Red.). Dies bereitete den 
Weg fü r einen noch schlimmeren Schri ll gegen den sozialisti­
schen Aufbau in Vie tnam: am 12. Mai 1978 sandte daschine­
sische Außenministerium eine Nachricht an das victnamesi­
sche Außenministerium mit der Ankündigung, daß China die 
Unte rstützung fü r Vietnam kürzen würde. " Durch d ie plötz­
liche massenhafte Vertreibung chinesischer Bewohner haI 
d ie vietnamesische Seite China eine Menge Schwierigkeiten 
be reitet und d ie fi na nzie lle und materielle Belastung der 
chinesischen Regierung enonn erhöht ." lautete die Nachricht, 
"weshalb sich die chinesische Regierung gezwungen sieht . 
e ine Anzahl von Projekten, für die China die komplette Aus-' 
stallung liefern sollte, zu streichen, und das Geld, das China 
fü r diese Projekte als Hilfe an Vietnam zahlen sollte, einzube­
halten_ damit d ie Gelder und Materialien umfunktioniert wer­
de n kö nnen zur Ven' .. endung für den Lebensuntcrhalt und 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen fü r die zurückgekehrten 
Chinesen." 
Zuerst wurden 21 Hi lfsvorhaben geslrichen, dann noch ein­
mal 5 1, was fa st die gesamte chinesische Hilfe fü r Vietnam 
ausmachte; d ie meisten chincsischen Expertcn wurden auch 
zurückgezogen, Am 24. Mai 1978 machte Peking die Hoa­
Frage mit der obenenannten E rklärung des Sprechers des 
Amtes fü r Angelegenheiten der Oberscechinesen pubklik. 

Wortbrüchigkeit der chinesischen Regierung 

Die Faktcn müssen offen benannt werden: die chinesischen 
Be hö rden haben vollkomme n unrechtmäßig gehandelt. Sie 
haben Tatsachen ve rdreht und Abkommen verletzt, die zwi­
schen beiden Parteien und Regierungen getroffen worden 
wa ren. 
Denn nach der Befreiung Nordvietnams 1955 kamen das 
Zentralkomitee de r Partei d"r Werktätigen Vietnams und 
de r Kommunistischen Partei Chinas überein, daß die Chine­
sen in Nordvictnam unter die Verantworlung der vietname­
sischcn Partei fielen und schri ttweise viet namesische Staats­
bürger werden sollten . 1956 bestätigte der verstorbene chine­
sische Premiennin ister Tschou En Lai wäh rend eines Viet­
nam-Besuches dieses Abkomnlen. 
Vietnam und China sind zwei Nachbarländer mit vergleich­
bare r Stufe der ö konomischcn Entwicklung. Ihre Kulturen 
haben viele ähn liche Züge. Da sie nun beide dem Weg sozia'­
listischen Aufbaus folgen, nachdem sie Seite an Seite gegen 
ihren gemeinsamen Feind, den Imperialismus, gekämpft ha­
ben, is t die schri ttweise A nnahme der vietnamesischen 
Staatsangehörigkeit durch die in Vietnam lebenden Chinesen, 
wie es von heiden Seiten vereinbart wurde, nur natürlich. 
Indem sie d ie Linie vertra ten. die von den Zentralkomitees 
der beide n Parteien gemeinsam beschlossen wurde, ergriffen 
d ie vietnamesische Regie rung und die chinesische Verwal­
tung Maßnahmen auf Staatscbene mit dem Ziel, die Hoas 
zu mündigen victnamesischen Bürgern zu machen. Die Hoas 
genießen nun alle sozialen, kul turellen, ökonomischen und 
polit ischen Rechte, und zusammen mit anderen Teilen der 
vietnamesischen Gemeinschaft leisteten sie 'einen wertvollen 
Be itrag zur Verteidigung und zum Aufba u Vietnams. 
Im J anuar 1961 gab das vietnamesische Außenministerium 
seine Zustimmung zu fo lgendem Vorschlag der chinesischen 



Botschaft in Hanoi: Hoas, die in Chinu Verwandte besuchen 
wollten, sollten bei den vietnamesiscben Behördenl eine Ge­
nehmigung beantragen, welche eine Liste diese r Hoas an die 
chinesi~he Botschaft schicken würden , die ihl1en dann 
"Touristenbeschcinigungen" und Einreisevisu na_ch China 
ausste llen würden. Während der letzten 15 Jahrc wurde die­
ses Verfahren dauernd praktiziert . Aber parallel zu ihrer 
Maßnahme. die Hoas zurückzuholen. haben die chinesischen 
Behörden die Abkommen einseitig gebrochen, die· in dieser 
Frage bestanden . Sie sandien eine Erklärung an dlls Außen­
ministerium der SR Vietnam, in der sie festste llten , daß vom 
5. Mai 1978 an alle Chinesen, die wünschtcn, na.ch Hause 
zurückzukehren, zuerst einc Bescheinigung von d~: r chinesi­
schen Bo tschaft erhallen müßten, bevor sie Ausrciscvisa bei 
den zuständigen vietnamcsisehen Stellen beanlTaglen. In 
einer Erklärung vom 8, Mai an die chinesische Botschaft in 
Hanoi setzte das vietnamesische Außenministerium die chine­
sischen Behörden da\'on in Kenntnis, daß es sich air! das Ab­
komme n, das zwischen den Zentralkomitees der beiden Par­
teien erzielt worden wa r, hallen würde, und desh:l lb miissc 
das Verfahren für Reisen von Hous zwischen den be iden Län­
dern unverändert ble iben. 

O bstruktion einer bourgeoisen Hoa-Minderheit 

In Südvietnam nahmen schon 1956 die meisten Chinescn die 
victnamesische Staatsbü rgerschaft ,In und wurden von da an 
Vietnamesen chinesischer Abstammung genannt. Von dem 
Saigoner Marionenen·Regime war einiger Druck. a'uf sie aus­
geübt worden, aber außerdem spielte der Reiz ökonomischer 
und politischer Reehte . die die vietnamesisehe StaatSbü rger. 
schaft bringen würde . eine bedeutende Ro lle. Auf jeden Fall 
war das ein politiSChes Ereignis. das sich vor über 20 Jahren 
abgespiel t hane. Als 1976 allgemeine Wahlen zur Wiederver­
einigung des Landes abgehalten wurden. genossen die Viet­
namesen chinesischer Abstammung in Südvictnam ihre vollen 
Rechte und erftilllen ihre Pflichten als vietnamesi:sche Bür­
ger. Sie wählten und stellten sich zur Wahl für die National­
ve rsammlung des wiedervereinigten Vietnam, In der gegen­
wärtigen Nationalve rsammlung der SR Vietnam gibt es meh­
rere Abgeordnete chinesische r Abstammung. überseechine­
scn im strengen Si nn des Won es sind relativ selten: Es sind 
Mensehen mit Beschein igungen. die von Macao, I-Iongkong 
oder Taiwan ausgestellt wurde n: andere sind diejenigen, die 
aus Kampuchca nach dem Staatsstreich von l..on Nol (1970) 
und nach de r Befreiung \'on Phnom Pcnh (17. 4_ 1975) ge· 
flohen sind. 
Im sozialistischen Umwälzungsprozcß. der in den Groß­
städten und Städten Südvictnams stattfindet. huhen die Ar­
bei tet chinesischer Abstamm ung zusammen mit imderen 
Vietnamesen eine aktive Rolle gespie lt . Eine An1.ahl \ '0 '1 

Mitgliede rn der südvietnamcsischen Bourgeo isie si nd viet­
narnesische Bürger chinesische r Abstammung: die meisten le­
ben in Cho Lon, Vo r der Befreiung wurden den Bourgeois 
besondere Vorteile von den Imperialisten im Rahm"n ihrer 
Politik des "Teile und Herrsche" gewährt . und sie- konnten 

du rch grausame A usheuwng der a rbeilcnden Bevöl kClTung, e in· 
seh ließlich derjen igcn ch i nesisehe r Abstamm ung.große Vermö· 
en anhäufen. Währe nd der Widcrstandskriege standen sie in 
he imliche m Eim'erlotändnis mit den Imperialisten. U'nterstütz­
ten ihre Kriegsmaschinerie und halfen ihnen, Südvic tnamcsen 
zu massa krieren. Nach de r Wicderherstellung des Friedens 
leiteten sie illegale Aktl\'itälCn wie Spek ulation. Horlung. 
Marktkontrolte uml WiflM:haftsSabotage. Bei dcr so1. i al i~ t i­

schen Umgestaltung Vietnams ist. wie auch in anderen soziali· 
stischcn Ländern e inschließlich Chinas vor einigen Jahren, 
die Besei tigung der Bourgeoisie als Klasse unumgänglich. In 
Vietnam wurde die Umwälzung auf eine gerechte und va- ' 
nünftige Wei~ durchgcfiih rl. Obwohl die meisten vietnamol· 
schen Bourgeois chinesischer Abstammung die:.c b(' reitwilt ig 

Vor der QudrJololenen dllneslJmen GrtlUe .... orlende Hoos 

akzeptierten, widersetzte sich verständlicherweise eine kleine 
Minderhei t aufgrund ihres klassenmäßigen Ch3raktc rs. Die 
werktätige Hoa-Bevölkerung spielte eine posil ive Rolle, in­
dem sie .half. den Bourgeois die Vorgänge durch Diskussion 
mit ihr und Kampf gegen sie im Verlauf des Veränderungs­
prozesses zu verdeutlichen, wobei ihnen diese Aufgabe die 
Kenntnis der chinesischen Sprache e rleichterte. Nach dem er­
wähnten gesellschaftlichen Umgcstaltungsprozeß wurden 
nicht we nige jener arbeitenden Menschen auf ' .... ichtige Po~ten 
in verschiedenen staatlichen Unternehmen und Fabriken 
oder gemischtwirtschaft lichen Betrieben berufen. 

Warum das Schweigen zu den Hoas Kampucheas? 

Dies spricht Bände für die \'o llkommen gleiche Behandlung, 
die a llen Mitgliedern der vielnamesischen Gesellschaft ohne 
Rücksicht iHlf ih re et hnische Herkunft zugutekommt. Kein 
Ausländer kann solch einc Behandlung genießen. überall 
auf der We h. in jedem Land , kommen Fremde nicht an Be­
schränkungen im sozialen, kulture llen ...... irtschaftlichen und 
politischen Leben \'orbci . Dies gilt auch für die Viotnamesen 
in China. Dahe r gehen die Sclbst- Reehtfcrtigungsversuche 
de r Pekinger Propagandamaschincrie ..... eit am Kern der Sache 
vorbei. 

Pcking sagt, daß es verpOichtet sei. seine nation'llen Interes­
sen zu schütze n, Es ist einleucht end, dllß jede Regierung. die 
wi rklich ihre Bürger venritl . in diescm Sinne handeln muß. 
Aber das Problem hier betrifft nicht Bürger der Volksre­
publik China, sondern vietnamesische Bürger. die der Recht­
sprechung der SRV unterliegen. Noch viel weniger is t es eine 
Angelegen he it von "verfo lgten Chinesen", oder von "Ein· 
woh nern. die hereinge legt, verfolgt und vertrieben werden" . 
Wiihrend Peking von " mißhilllddtcn Chinesen" redet. hat es 
noch nie eine Frage beantwortet, die \'on so vielen Menschen 
gestellt wi rd : Warum hat sich die VR China gegenüber dem 
Terror. de r Plünderung und der grausamen Behandlung. die 
über 1/2 Mi!) ChineS<.' n in Kampuchea (lurch die Behörden in 
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Phnom Pe nh erl itten haben, bl ind und taub gestcllt? Viele 
dieser " mißhandelten Chinesen" sind nach Südvietnam ge­
flüchtet , wo sie durch die vietnamesischen Behörden und die 
Bevö lkerung in Schutz genommen und versorgt werden. 

Eine andere Unverschämtheit ist es. zu sagen, daß Vietnam 
Freundschaft mit Undank beantwortet hätte. Die KP Viet­
nams. die vietnamesische Regierung und das Volk Vietnams 
haben die we rtvolle Unterstützung und Hilfe. die ihnen von 
der KP Chinas der chinesischen Regierung und dem chinesi­
schen Volk gewährt wurden in ihrem Widerstand gegen die 
USA, für die Rettung der Nation, niemals vergf:ssen. Sie 
haben hierfür öffentlich ihre Dankbarkeit ausgedrückt. Sie 
haben immer wieder bekräftigt, daß diese Hilfe eim!n wichti­
gen Beitrag ZUI!I Sieg des vietnamesischen Volkes geleistet 
hat. 
Auf de r anderen Se ite hat die ganze fortschrittliche Mensch­
heit ane rkannt, daß der ausdauernde und siegreiche Kampf 
eies vietnamesischen Volkes in großem Maße zur revolutionä­
ren Sache der Arbei terklasse und unterdrückten Völker der 
ganzen Welt beigetragen hat. 

Es ist allgemein bekannt, daß China nun dabei ist. seine 
Bande zu den USA und anderen westlichen Ländern zu ver­
stä..rken, seine Unterstützung für die Gründung eint:r NATO 
im Femen Osten zugesagt hat und sich mit reaktior.lii ren und 
imperialistischen Kräften in der ganzen Welt vt!rbünde\. 
Vietnam dagegen belreibt eine Politik der Unabhiingigkeit, 
der Souveränität und der internationalen Solidarität. Hierbei 
hält Vietnam das Banner der nationalen Unabhängi,gkeil und 
des Sozialismus hoch und unterstützt tatk räftig den anti­
imperialistischen revolutionären Kampf der Menschhei t, be· 
sonders der Entwicklungsländer. für ihre nationale Befreiung 
und sozia le Emanzipation. 
Da es den chinesischen Behörden mißlungen iS t, Vietnam 
auf ihren Kurs zu zwingen. haben sie ihm alle möglichen 
schlechten Etikette n angeheftet und nichts unversucht ge­
lassen, es unter Druck zu setzen: es zu schwächen und daran 
zu hindern, die Wunden des Krieges zu heilen und den sozia­
lisliKhen Aufbau voranzutrciben. 
Selbst viele chinesische Führer haben immer wieder e rklärt , 
daß es an China läge. sich bei Vietnam für seinen Kampf zu 
bedanken. und daß die Hilfe auf Gegenseit igkeit beruht habe. 
Zu sagen, daß Victnam undankbar sei, bedeutet zum einen, 
die Unwahrheit auszusprechen . zum anderen, den B<:teuenin-. 
gen der chinesischen Behörden über den gegenseitigen Bei~ 
stand in der internationalen Arena zu wü.lersprcch~:n . 

Die Ähnlichkeit zwischen den Methooen. die von Kampu­
ehea gebraucht. und jenen. die von China angewand1 werden. 
beschränk t sich nicht hierauf. Es wurde gezeigt. daß 5,ieh beide 
auf reine E rfindu ngen stützen. um die Spannungen mit .Vi.;:t-

An der l!ampumean/5chen G,enze verwundet/er ViemamelP 
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nam anzuheizen. und daß beide ihre Völker psvchologisch 
manipulieren und den Rasscnhaß gegen die Vietnamesen unter 
ihnen aufstacheln. Aber es geht um mehr. Beide, China und 
Kampuchea, haben stur alle vict namesischen Vorschläge zur 
Bcilegung der Probleme. die sie absicht lich provozie rt haben, 
abgelehnt. 

Laut der Erklärung des Sprechers des Amtes fü r Angelegen­
heiten der Oberscechinesen beim Staatsrat der VR China I'om 
24. 5. 1978 gaben die chinesischen Behörden einseitig be­
kannt , daß sie Schiffe zu den Häfen von Haiphong und Ho­
Chi-Minh-Stadt schicken würde n, um Auslandschinesen zu 
evak uieren. Am 28. Mai 1978 schlug das vietnamesische 
Außenministerium vor, daß Venreter beider Parteien und 
Regierungen so schnell wie möglich zusammentreffen sollten 
- konkret gesagt, Anfang Juni in Peking - . um im Geiste der 
Freundschaft und im Sinne der Interessen beider Nationen 
ihre MeinungsverschiedenheilCn über das Hoa- Problem, ein­
schließlich des. Vorschlages der chinesischen Regierung, 
Schiffe zu r Evakuierung nach Vietnam zu entsenden, zu dis­
kutieren und zu lösen. Auf diesen Treffen könnten die beiden 
Sei ten auch andere Probleme von gemeinsamem Interesse 
diskutieren. 

Vorwände zur Ablehnung "on Verhandlungen 

Wir erkennen an, was zwischen Vietnam und China verein· 
bart worden ist; und Wif respektieren die historische Tats.1che. 
die schOll seit übe r 20 Jahren existiert. daß die Hoas in unse­
rem Lande victnamesische Bürger geworden sind. Dies hat 
ihnen offensichtliche Vortcile gebracht. Ist cs dagegen ge­
recht, daß diese Hoas. während sie allc Rechte eines vietna· 
mesischen Staatsbürgers genießen. gleichzeitig als Ausländcr 
ange~ehen werden sollen, ohnc Verpflicht ungen diesem 
Lande gegenüber und in vielen Fällen außcrhalb seiner 
Rechtsprechung stehend? Sollten die chinesischen Behörden 
Veränderungen des bestehenden StatuS der Hoasjn Vietnam 
wünschen, würde dies Verhandlungen zwischen den beiden 
Ländern gemäß internationaler Gepflogenheitcn erfordem. 
Folglich ist der oben elWähnle Vorschlag bezüglich eines 
T reffens zwischen den Vert retern heider Parteien und Regie­
rungen a ngemessen und vernünftig. 
Es ist bedauerlich , daß die chinesische Seite. die wiederholt 
e in Geschrei und Jammern über das Prinzip der Gleichbe­
rechtigung zwischen den Nationen und gegen die großmacht­
chauvi nist ische Arroganz angehoben hat. solch eincn Vor­
schlag nicht für gerecht und vernünftig gehalten hat. Eine 
Note des chinesischen Außenministeriums vom 2. 6. 1978 
(Wortlaut siehe weiter unten: d. Red.) und eine Erklärung 
des gleichen Ministeriums vom 9 . 6. 1978 lehnten den vietna­
mesischen Vorsch lag mit der Begründung ab. daßcr ,.heuchle­
risch" sei und ... daß er unter dcn gegenwärtigen Bedingungen 
aus Gründen der Propaganda gemacht worden sei". Wäh­
rend sie Nein zu Verhandlungen sagte, gab die chinesische 
Sei te einsei tig der vietnamesischen Seite ihre .,Entscheidung. 
Schiffe zu den Häfen von Haiphong und Ho-Chi-Minh-Stadt 
zu senden, um die mißhandelten Chinesen heimzuholen'· be­
kannt. Die chinesische Seite bel.rachtete diesen Vorstoß als 
die ,.Ausübung ihrer legitimen Rechtc" und .,erwartete von 
der victnamesische n Seite. sich gemäß internationa l aner­
kannten Prinzipien d'lmit zufricden zu geben. 
Beim Vergleich mit jenem VOlWand, der von Kampuchea be­
nutzt wird. um Verhandlungen abzulehnen ("Kampuchea 
wird erst in Verhandlungen eintreten, wenn Victnam seine 
bösen Pläne der Aggression und des Anschlusses Kampucheas 
an eine sog. lndochinesische Födcration 1wfgegebcn hat" 
usw.). sicht man, daß während Kampuchea bei verdrehten 
Argumenten zunucht sucht. China einfach unverschämt ist. 
China wie Kampuchea haben Angst vor Verhandlungen und 
,.e rs llc~en. Bemühungen zu eine r Reg~llJng zu umgehen. da 
sie beide im Unrecht sind. Sie verwenden ei nfach Erfindun-



gcn und Ve rleumdungen als Vorwand, um gegen Vietnam 
vorgehen zu können. Der Unterschied zwischen China und 
Kampuchea lieg! in der Tatsache begründe!, daß letz!eres als 
Werkzeug vom ersteren benutzt wird. 

Wie hat die vietnamesische Seite angesichts der großmacht. 
chauvinistischen Haltung Chinas, das Vietnam seine:n Stand­
punkt aufzuzwingen sucht, reagiert? Wir rufen die Hoas. die 
sich in Vietnam niedergelassen haben, auf, im Lande zu blei­
ben und mit dem übrigen Teil der vietnamesischen Gemein­
schaft zusammenzuarbeiten. Wir haben sie niemals "vertrie· 
ben " , wie die chinesische Seite fä lschlicherweisc behauptet. 
lloch haben wir sie jemals " geächte t" · oder " verfo lgt"'. 
Anderersei ts haben wir niemals irgendeinen Ausländer dazu 
gezwungen, die vietnamesische Staatsbürgerschaft anzuneh­
men, wie dies die C hinesen behaupteten ; auch habCn wir kei· 
nen Hoa daran gehindert, Vietnam ·in Richtung Chillla zu ver­
lassen, Die Hoas besitzen hier eine große Bandbreite von 
Entscheidungsmöglichkeiten: Sie können die Aus:reise aus 
Vietnam bean tragen. In diesem Falle werden ihnen alle not­
wendigen Vorkehrungen zugutekommen, und sie kc.nnen die 
chinesische Staatsbürgerschaft annehmen, wenn sie es WÜn· 
schen. Wenn sie sich allerdings dafür entscheiden, in Vietnam 
zu bleibcn, wie wir es begrüßen würden, bedeutet ,dies, daß 
sie den Status qua gewählt haben ; mit anderen Worten, sie 
haben ihren Wunsch zum Ausdruck gebracht, den Status 
eines vietnamesischen Staalsbürgers zu genießen. 
Während sie die Entsendung von chinesischen Schiffen nach 
Vietnam hinausposaunen, bestehen die chinesischen Behör­
den zur Zeit hartnäckig darauf, daß diese Schiffe nur " miß­
handelte ~hines ische Einwohner" , nicht aber Hoas, Vietna­
mesen chinesischer Abstammung oder einfach Auslandschi­
nesen, aufnehmen sollen. Die Welto1fentlichkeit, ei nschließ­
lich der Hoas. beginnt zu verstehen, was tatsächlich hinter 
dem proklamierten Eifer der chinesischen Behörden, die 
Haas aus der "Unterdrückung" durch Vietnam zu reiten, 
steckt. E inige der Hoas, die sich von der hinterhäliigen Pro· 
paganda Chinas hatten beeinflussen lassen und klammheim­
lich nach China ausgewandert waren, schafften.es später, wie­
de r nach Vietnam zurückzukehre n, nachdem sie einen Teil 

d er traurigen Wahrheit herausgefunden hallen. Andere. de­
nen dieses nicht gel ungen ist, haben mit allen . Mitteln -
schrift licher oder mündllcher Benachrichtigung - versucht, 
ihre Verwandten und Freunde, die sich noch in Vietnam be­
finden, zu warnen, sich nicht dazl. verleiten zu lassen, das 
Land zu verlassen. 

Androhung nodl schärferer Maßnahmen 

[n ihren Machenschaften gegen Vietnam haben die chinesi­
sehen Behörden das Hoa-Problem als Vorwand benutzt, um 
die Hilfe an Vietnam einstellen: alle Fachleute aus Vietnam 
zurückziehen und drei vietnamesische Generalkonsulate in 
Südchina schließen zu können. G leichzeitig haben sie ihre 
Unterstützung für Kampuchea bei den jüngsten Grenzkon· 
flikt e'n mit Vietnam verstärkt . Was wird als nächstes gesche­
hen? Der chinesische Ministerpräsident Teng Hsiao-ping 
drohte damit, sogar noch schärfere Maßnahmen gegen Viet­
nam einzuleitcn. 
Aber werden das chinesische Volk wie auch das Volk von 
Kampuchea eine solche Politik der Erpressung durch ihre 
Führung dulden? Die Iradit ione lle Freundschaft zwischen 
dem vietnamesischen und dem chinesischen, wie auch zwi­
schen dem vietnamesischen und kampucheanischen Vol~ be­
sitzt e ine starke Lebenskraft. Die leuchte nde Gerechtigkeit 
der Sache des vietnamesischen Volkes und der SRV hat die 
Unterstützung aller freiheits- und fri edensliebenden Men· 
schen der ganzen Welt gewonnen. 
Die Weltöffentlichkeit ist besorgt über die tiefgründigen U r­
sachen dieser traurigen Lage. Beobachtern, die sich nicht !\O 
leicht von lauter Anschuldigungen bceinflu~n lassen, er­
scheint das Wesen des Problems jedoch schon z~ml ich klar 
vor Augen. Wir glauben unsererseits fes t daran, daß sich die 
Freundschaft zwischen dem vietnamesischen Volk auf der 
e inen Seite und dem chinesischen und kampucheanischen 
Volk auf der anderen Seite als unerschütterlich erweisen 
wi rd. 

(Quelle: The Hoa in Vietnam. Dossier, Hanoi 1978, S. 7-18) 

DOKUIMENTATION 
Notenwechsel Vietnam-China 

Vietnamesische RI~gierungsnote vom 18. 5. 1978 
Die Regierung der Sozialistischen Repubtik Vietnam entbietet der 
Regierung der Volksrepublik Oaina ihre Grüße und hat die Ehre. ihr 
folgendes zur Kenntnis zu geben: 
Am 12, Mai 1978 sandte das chinesisd1e Au8enminisll:rium der 
vietnamesischen Botschaft in Peldog eine Note, in der sie siie von der 
'Entscheidung der chinesischen Regierung infonnierte, die JinanzieUe 
Unterstützung und die vollständige Ausrüstung für 21 Projekte zu­
rückzuziehen. Der von der chinesischen Seite angegebene Grund 
war, daß die betreffenden Mittel und Materialien benötigt Wl'iirden, um 
Vorkehrungen für die Lebenshaltung und die produktive Tätigkeit 
der heimgekehrten Chinesen zu ueffen. 
Die Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam hat von dieser 
Entscheidung mit groBer t)berraschung und mit Bedauern Kenntnis 
genommen, durch eine bloße' Note ihres Außenministeriutns hat die 
chinesische Seite einseitig Vereinbarungen aufgekündigt, die zwi­
schen den Führern der beiden Parteien und Regierungen getroHen 
worden waren. Die vietnamesische Regierung hält es für notwendig, 
folgendes auszudrücken: 
1. Bis jetzt haben die Völker von Vietnam und China einander stets 

unterstützt und geholfen im Kampf gegen den Imperialismus UDd 
beim Aufbau des SozialisD)us. Die g:ro&, wertvolle und wirksame 
Unterstützung, die Partei, Regierung und Volk Ctinas dem vietna· 
mesischen Volk gewährt haben, war Cin wichtiger Beitrag für den 
großartigen Sieg im Kampf det vietnamesischen Volkes gegen die 
US-Aggression, für die nationale Rettung. Dieser Sieg war ein ge­
meinsamer Sieg für beide Völker, von Nuucn für die nationale Ver­
teidigung und für den sozialistischen Aufbau von Vietnam und QUna. 
Nach der Unterzeichnung des Pariser Abkommens über VietDal 
wurden im Juni 1973 zwischen einer Partei- und Regierunpdde­
gation Vietnams und einer Delegation von Partei- und Regienmp­
delegation Ch.inas Gespräche geführt, während derer Genosse TICbou 
En Lai im Namen der Partei und Regierung Chinas feierlich VCT­

sprach, daß die nicht zurückzuzahlende Hilfe für Vietnam wei~ 
fünr Jahre in der Höhe des Jahres 1973 fortgesetzt würde. 
Nach dem vOUstäodigCll Sieg der vietnamesischen Revolution be­
suchte eine hohe Delegation ~r vietnamesiscllen Partri und R.ep­
rung, das Testament von PrüiQeDt Ho OU Mioh erfiillend China, -.n 
illre tiefe Dankbarlteit fifr -die U~lIentützung gegenüber Panct, Re· 
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gieNng und Volk Chinru allimdriieken und zugleich dlM: langfristi~ 
Zusammenarbeit mit China aurvielen Gebieten für den nun beginnen­
den Zei tabschnitt von:uschlagen. Die vjetnamcsische Seite bat die 
chinesische Seite ernstlich. wie versprochen. ihre Uilfe einige weitere 
Jahre fo rtzusetzen. um dem vietnamesischen Volk zu helfen. seine 
Krlegswunden zu heilen, die Wirtschaft wiederhcn:uste llen und wei· 
terzuentwickeln und das Und wiedel'1lufzubauen. Abe r bedauerli· 
cherweise ging China auf die Bitte Vietnams nieht ein. 
Ende 1975 kürzte Olina seine nicht zuriiekzuuhlende Hilfe für Viet· 
nam Und kündigte 1977 auch $Cine Darlehen auf. Ungefiihr um die!iC 
Zei t wurden viele Schwierigkeiten der chinesischen Seite bei der Ver· 
wirklichung der Hilfe, auf die man sich einige Jahre zuvor geeinigt 
hatte, offensichtlich. Im Hinblick auf die nun im Aurbau 'befindliehen 
Projekte sagten die chinesischen Führer 7.11, sie ak tiv durcluurlih· 
n:n, und betrachteten es als ihre internationale Verpßichtllng, sie zu 
realisieren. Aber die Entwürfe trafen spät ein. Maschim~n und Aus· 
rilstung wurden entweder spät geliefert oder sie entspl'IChen nicht 
den Erfordernissen: chinesische Experten hatten oftmah nichts zu 
tun; der Fonschrin beim Aufbau vieler Projekte war dem;gemä.8lang. 
sam und beeinträchtigte dadurch ernsthaft die Planllngerl $OWohl ftir 
den Aufbau als auch die Inbetriebnahme dieser Projc:ku~ , Die vie t· 
namesische Seite ersuchte die chinesischen Gen(lS5en wiederholt , 
Maßnahmen zu ergreifen, um den Aufbau der Projekte zu beschleuni· 
gen, aber die Situation Desser1e sich nicht. 
Unterdessen schuf die chinesische Seite unflÖtlge BehindeNngen fiiT 
die normalen Tätigkeiten der in VietnM'! arbeitenden dlincsischen 
Experten. Am 4. Mai 1978 erklärten die chinesischen Go!OOSSCn. die 
Vie tnamesen hänen sich unfreundlich verhalten, indem SM: im ZlIsam· 
menhan,: mi t dem Selbstmord des ehinesischen Experten )Ge Wei­
\llfIg, der in der Textilfabrik von Vinh Pbll arbeitete. "einSl:itige Hand­
lungen" vorgenommen hällen. Unter diescm völlig fallschen Vor· 
wand hat China all seine Experten. die i1l diese r Fabrik arDeitcten, 
von:.ei tig zurik:kgerogen. 
Es hat eine Reihe derartiger Vorfille gegeDen. was anzeigt. daß die 
Entscheidung der chinesischen Regierung. eine Anzahl ... on vollstän· 
dig eingeridtteten Fabrik·Projekte n einZUSlelien. mit ihrer Absicht 
einhergeht, ihre Hilfe für Vietnam zu reduzieren. 

2. Wir haben sorgfaltig die Be5chuldigungen in der ehUlC:!aschen Note 
unte~ucht. daß Vietnam die Hoo-Bevölke rung .. ächte, verfolge und 
vertreibe", Sie sind beide völlig falscll und weisen aur ein.:. der Politik 
von Par1ci und Regierung Vietnams zuwiderlaufende Haltllng: sie 
werden von Otina als ,Vorwand benutzt, um $Cine Absicht. die Hilfe· 
le islUng für Vietnam einzustellen. zu realisieren. 
Wie Ihr wißt, sind das ~ntl'1llkomitee der chinesischen Panei und das 
Zentralkomitee der victnamesischen Partei 1955 übereillgekommen. 
daß die chinesischen Einwohner in Vietnam der Führung der ... ietna· 
mesischen Arbeiterpartei unterstellt und allmählieh 7.IJ vietnaml!Si· 
schen Staatsbürgern gemlleht würden, In den vergangeß<~n mehr als 
20 Jahren haben die viemamesisc:he Panei und Regierung diese Ver· 
einbarung stets respektiert und korrekt erfüllt . Die Hoa.Ek\'ölkeNng 
in V.etnam hat die gleichen Rechte und pflichten gehabt wie ... iet lUl· 
mesische Staatsbürger. In keinem anderen Land der Welt sind die 
Hoas so gefördert und SO gut behandelt wOfden wie in Vietnam. Die: 
Mehrheit der HOl-Bevölkerung Iß Vietnam sind Arbeiter. die in 
vietnamesischen kollektiven Pmduktlonsorgani~ t ionen wie in land· 
wir1schaftlichen oder handwerklichen Kooperativen oder in Staats· 
betrieben angestellt sind. Tau.'<!nde Hoas ~i nd Kader und Mitglieder 
der Kornmunistisch~n Partei Vietnams geworden; viele von ihrKll 
haben führende Posilionen 'ilur ~enchledenen Ebenen in !Partei, Ver· 
waltung. Front und Museoarpmsationen innegehabt. Ihre IUndct 
studieren an victn.arnesiscben Schillen und Universitäten ";e vielDa­
mesischc Kinder. eine große Zahl ... on ihnen sind I ngeniC~ure. Äme, 
hochqualifizierte Techniker geworden. die in verschiedenen Wirt­
schaftszweigen Vietnam. arbeiten. 1m Rahmen der Wett bewerbsbe· 
wcgung in der Produktion wurden Hunder1e von Kade;m und AT· 
beilem aus dem Hoa· Vo lke zu " Kämpfern des Wettbc:werb$" er. 
wählt; einigen wurde sogar derTitd " HeliJ det Arbeit" vClrlieben. 
Hoas haben teilgenommen Im Kampf gegen die US'Aggression: für 
die nationale Renung und den soualislischen Aufbau ulKl h.abe.n 
einen wertVollen Beitng zur Fffieinsamen Sache geleistet.. Pane.i und 
Regierung VielDams haben diesen Beill'1lg des HOII·Voli:cs hochge. 
schätzt; sie ha!'!en siets im vie tnamf'!i.ischen Vo lke den Geist der 
Solidari tät, des Respekts und der gegenseitigen Zuneigung .lInd Unter. 
stütZung zwischen dem Viet- und deI\' Hoa-Volke, die in Harmonie in 
der großen Familie des soliafu;tischen Vietnam zusamme:ngelebt ha· 
ben, gepflegt. 

Die "'reundsc:bah zwischen Vietnam und OWI. iullefst !IdlitzeDl1 und 
erlüJJt YOO der TracI]tron der Hllmarutal. hat du vietrwncsi!Che 
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Volk den Tausenden ehio~ischen Mitburgern Hilfe und UIltCl'!'lüt· 
zung gewähr1. die von den kampucheanischen Behörden verlolgt und 
vertrieben wurden und im südlichen Vietnam Zußuehl ~uctu hlillen. 
uod mit ihnen jedweden lebensunterhalt geteilt . 
Seitdem sich die vie t namesisch - k~mpuehcanisehen Zwischen ralle 
ereigneten, $ind un ter dem Hoa· Volke Gerüchte ... erbreitel worden. 
daß Olina Kampuchea gegen Vietnam untenitützc und ein großer 
Krieg ausbrechen werde, daß das Hoa-Volk in Vielnam Veriliste er· 
leiden werde. daß es daher Möglichkeiten finden miissc. Vietnam 
schleunigst zu verlassen. die chinesische Regjerung rufe die Allslanck· 
chinesen aur zurückzukehren. die dies nichl täten. seic.n Verräter an 
ihrem Land usw. Das ist genau das , was viele Hoas. die in Frieden in 
Vie tnam lebten, veranlaßI hai, plöl7.lich in Massen auf illegalem Wege 
nach China zurückzukehren . obwohl die örtlic:hen vietnamesischcn 
Behörden und das Volk ihnen rie tcII. ~k:h nicht zu änptigen und 
nicht aof die von schlechten Elementen verbreiteten Geruchte 1.U 

hören. 

Wir haben &enug 8ev.'Cisc für die Handlungen schlechter Elemente 
unter der Hna·BeVÖlkerung. die die Hoa·8evÖlkerullg getäusclll , 
aufgehetzt , bedroht und gerwungen haben in einem Versuch. die 
Produktion zu sabot ieren. Schwierigkeiten in der Wiruehaft und über­
haupt im Leben der Vietnamesen zu veru~ehen und Zwietracht 
zwischen dem Viel ' und dem Hoa-Volke zu säen. die der FteuQd· 
schafl zwischen Vietnam und Otina schädüch ist. Nach der R!ic-k· 
kehr nach China Jind viele Hoas nun wieder nach Vietnam wMkge· 
kehrt , Dies uigt dtutlich, daß sie nicht von Vietnam venrieben wur· 
deo, sondern durch T"auschung zum Weggang veranlaßt .... -urlden. 
Nach vielen Jahren der Verwüstung dun.:h den Krieg beginnt das 
vietnamesische Vo lk jetzt das Stadium des Wiederaufbaus de$ Landes 
und muß dabei zahllose Schwierigkeiten tiberwinden. so daß es keinen 
G rund hai. die Hoa- Bevölkerung zu "vcr1teiben", um sich $0 noch 
mehr wirtschaftliche lind soziale Schwierigkeiten aufzuladen. Vielnam 
hat auch keinen Grund und kein Interesse daran. Komplika tionen in 
seinen 8eziehungell zum benachbarten sozialistischen OtinD '7.IJ 

schaffen. du Schulter an Schul tcr mil Vietnam in dem langwierigen 
revolutionären Kampf beider Länder ge6l1fMkn hat. Wir bedauern 
zutiefst, daß die ehinesischen Genossen :.tu einer ernsten einseItigen 
Entscheidung gdangt sind, die in den Beziehungen der beiden Län· 
der ohne Beispiel ist. und dies auf der GNndlage falscher Berichte 
und un te r dem Vorwand, daß Vietnam .• das Hoa·Volk geächtet" 
habe. Diese Entscheidung hat Vietnam sofort l.ahlreiche gro8c 
Schwierigkei ten bereitet. aber IIQCh emster ist. daß sie der uralten 
Freundschaft zwbchen den beiden Völkern Schaden zugefügt hat. 

J. Es liegt im grundlegenden Interesse ul'I5C-rer heider Völker. unsere 
Solidari tät und Freundl>Chaft zu bewahren und :rusammcn unserem 
gemeinsamen Ziel zuzustreben - dem Aufbau des Sozialismus und 
des Komnwnilimus. In den vergangenen Jahrzehnten haben die Kom· 
munistische Partei, die RegieNng und das Volk Vietnam~ das 
Äußerste getan. um die kämpferische Solidarität zwischen den beiden 
Völkern zu bewahren und zu festigen. Selbst als die victnamesisch· 
chinesischen Beziehungen durdl schlechte Elemente .... ·ährend der 
Periode der chinesischen KultulTevolulion geschädigt und durch die 
"Viererbande" behindert wurden, hat da5 v\etnamesische Volk be· 
hatTlich und unentwegt die Solidarität und Freundschaft mit China be· 
wahrt . 
Die Entscheidung der chinesischen Regierung 21 vollständige Fabrik­
Projekte zur Unterstützung Vietnams abrubrccl!en. einschließlich von 
Projekten, d ie ror Un!iCre nationale Verteidigung und die Wirtschaft 
unerJäßlich sind, hat uns gezwungen, unsere Pfäne wiede.r in Ord· 
nung zu bringen. um den wiruehaftlk:hen Aufbau und die kulturellen 
Enl\!.icklungsaufgabcn, die unsere Panei zum Ziel gtselZ1 ha t. ZUß\. 
Erfolg zu bringen. 
Was auch immer rot Schwierigkei ten und Verwieklungen in den Be· 
ziehungen zwischen den beiden lindem bestehen mögen. das viet­
namesiscbe Volk wird niemals die Unlerntützung vergessen, die die 
chinesische Par1ei uod Regierung seiner revolutionäre.n Sache ge· 
währt haben. So wie sie immer an ihre r Linie der Unabhängigkei t, 
Souveränität und unbeimen Solidaritit fe.stgehalten h.aben, 50 sind 
die Kommunistische Par1ei, die Regieruni und das Volk Vietnams 
auch entschlossen, Solidarität und Freundschaft zwischen unseren 
be.iden Völkern, "die sowohl Genos.sc:n wie: Bruder" sind, zu bew-.th­
ren und zu festigen. eine Solidarität und Freundschaft. die die Kom­
munistisc:he Panei Vietnams, Prüident Ho Chi Minh. die Kommll­
nistische Partei Chinas und der Vorsitzende Mao Tse. tung sorltfiltig 
gepDegt haben. 
Die Regie rung der Sozialistischen Republik Vietnam ergreih die Ge. 
legenheit, die Regierung der Volk.uepublik China erneut ihrer bohcn 
Wertsdtätzurtg ZU ve.mchem. 



Note des chinesischen Außenministeriums vom 2. 6. 1978 
Das Außenministerium der votbrepublik alna entbietet dem 
Außenministerium der Sozialistischen Republik V;etn,am seioe 
Grüße und möchte seine Hal1ung zu der NOIe des Außenmil~istc:riums 
der SRV vom 28. Mai 1978 wie folgt darkgen: 
Die chinesische Regierung hal beharrlich die Regelung von Mei­
nungsverschiedenhei ten zwilschen Nationen dun:h Verhandlungen be­
fürwortet. Aber derteil schlägt die vie tnamesische Seile:. wiihrend sie 
in wahnsinniger Weise chinesische Bürger diskriminiert. ächtet , ver­
rolgt und vertreibt, ein Trdfen vor, um Differen:ten übel!" das $OS. 
Problem der Hoas in Vietnam l:U regeln. während sie die Anwesen­
heit von chinesischen Bürgern in Vietnam grundlegend v.erweigett . 
InfolgedtMe.n ist ein derartiger Vorxhb.. äußerst heuchk:risch und 
kann V01l der chinesischen Seite nicht akzeptiert werden. 
Die chinesische Seite möchte noch einmal fesISteIlen. daß, da die 
chinesischen Bürger in Vietnam VQn der vic:tnal'l1eSischen Seite wei­
terhin diskriminien. geächtt t. verfolgt und venrieben werden. der 
Beschluß der chinesischen Regierung. Schiffe nach Haip'oong und 
Ho-Chi-Minh-Stadt zu senden. um die dranpaliencn chinesischen 
Bürger heimzuholen. die Ausübung eines verbrichen Rechts darstellt . 
die legitimen Interessen chinesischer Bürger zu vcneidi.gcn. und 

außerdem eine Verpflichtung. der die chinesische Regierung nachzu­
kommen hat. Die vietnarnesische Seite hat Il"Iumcntien. daß das 
Problem der Entsendung VQn Schiffen durch China zur Repatriierung 
seiner Staatsangehörigen zuriicl:zustehen habe, bis beide Seiten zu­
sammenträfen, um diese Frage zu erönem : dies ist eine absichtllche 
Behinderung Chinas bei der Ausübung seines verbrieften Rechtes, 
chinesische Staatsbürger zu repatriieren und ist vollkommcn unver­
nünftig. Die chinesische Seite wünscht. daß Vietnam den intema­
tional anerkannten Prinzipien folgen, die ootwendigen VOrausstWln· 
gen sowie die Zusammenarbeit mit China gewährleisten mäge, da­
mit Olina Schiffe zur Repatriierung chinesischer Staatsbürger ent· 
senden kann. 

Unsere Regierung hai beschlossen, daß die ersten Schiffe nIl Re­
patriierung chinesischer Bürger hier am 8. Juni 1978 auslaufen wer­
den. 

Das Außenministerium der Volksrepublik China ergreih diese Ge­
legenheit. dem Außenministerium der Sozialistischen Republik Vie t­
nam erneut Versicherungen seiner hohen WenschäWlng zu über­
milte ln. 

Erklärung des vietnamesis(:hen Außenministeriums vom 5. 6. 1978 
In der Erklärung des Sprechers des Außenministeriums tkr Soziali­
st ischen Republik Vielßam vom 27. Mai 1978 uod in der Note des 
Außenminist~riums der Sozialistischen Republik Vielflam an das 
Außenministerium der Volksrepublik China vom 28. Mai 1978 schlug 
die vie tnamesische Seite vor, Propaganda, die mil den Gefühlen der 
Menschen spiele und der Freundschaft zwischen den beiden Völkern 
schade, einzustellen und ein Treffen von Venretern der bc,iden Par­
teien und Regierungen so bald wie möglich abzuhalten. Wenn mög­
lich , SOllte dies Anfang Juni 1978 geschehen, um die Dilfferenzen 
über die Frage der Hoa- Bevölkerung in Vietnam. einschlic!Blich des 
Vorschlags d~r chinesischen Regierung. Schiffe nach den Häfen von 
Haipnoog uod Ho-Chi-Millh-Stadt zu schicken. um die H')3-Bevöl· 
kerung nach China zurückzuholen, zu diskuticren und bdzukgen. 
Der vielßamesiKhe Vorschlag. der der Freundschah zwiso:hen dem 
vic tnamesischen und dem chinesischen Volk entSpringt, stelht in Ein­
klang mit den Interessen der beiden Völker und mit der üblichen 
in ternationalen Praxis. 
Die vietnamesische Stite war sehr erstaunt Ober die Note vc'm 2. Juni 
1978, die das Außenministerium der Volksrepublik Chin.a an dllli 
Außenministerium der Sozialistischen Republik Vietnam gerichtet 
ha t. in der die chinesische R~gierung den fairen und vernünftigen 
Vorschlag der vlclnamesischen Seite 1.urikkwies. In dieser wieder­
holte sie un"'ahre Beschuldigungen uod erhob Forderungen, die 
intemationalem Recht und der ilblk hen Praxis widersprech!!ß. 
Die vietnamesische Seite hat wiederholt betont. daß sie in tkn letzten 
mehr als 20 Jahren in Übereinstimmung mi t der Vereinbarung l'o\i ­
schen dem Zentralkomitee der vic: tn. mesischen Panei und dem Zen­
tralkomitee der chinesischen Panei von 1955 der Hoa+Be.rölkerung 
in Nordvietnam die gleichen Rechte gewähn und die gleichen Pflich­
ten übtnragen hat. wie sie die vietnal'l1eSi!\Chen Bürger Ina~n, de 
faclo sind sie vietnamesische Bürgcr geworden. 
In Südvietnam haben fast alle chinesischen Einwohner die vietname­
sische StaatSbürgerschaft angenommen und sind Vietnamesen chine­
sischer H~rkunft geworden. Wenn die chinesische Stite jetzt die V~r­
einbaruns zwischen den beiden Parteien hinsichtl ich der Frage der 
Hoa-Ikvölkerung im Norden von 1955 ändern möchte und die von 
der Geschichte noch offengelasscne FTlIgc der Vietnarne5l:n chine­
sischer Herkunft im Süden neu betrachten möchte, dann .ist jedem 
klur, daß die chinesische Seite mil der vie tnamcsischt:n S.eite ver­
hand/!In sollte. Wenn die chinesische Seile Schirfe nach Vietnam 
1.1,1 schicken wünscht, um die Hoo- Bevölkerung nach China lluiickzu­
holen. dann muß sie ebenfalls zuvor mit der vietnamesischen Seite 
verhandeln . Dies ist die richtige Art, Differenzen rNischen den bei· 
den Uindem beizulegen. in Obereins timmung mil den Inler.:ssen der 
beiden Völker und mil dcn Prinzipien von Gleichheit und gegen­
sei tigem Respe kt in internationalen Beziehunen. 
Die Differenz in der Frage der HOlI-Bevölkerung ist leicl~t beizu­
legen. aber die chinesische Seite verweigen auf der einen Seile Ver­
handlungen und hai auf der anderen Stite die Mirerfunden, daß Viet­
nam die Hoa-Be\'ölkcrung .. ächle, verfolgl: und vert~ibc-, und eine 

PTOpIIgandakampagne großen AusmalSe5 angehein, die nationalen 
HaB anstacheln und antivietnamesische GefUhle im chinesischen 
Volke eneugen soll . Die Handlungen der chinesisdIen Seite sind 
offt:nsichtlich wohlüberlegt uod zielen auf die Erschwerung des sozia­
listischen Aufbaus in Vietnam und auf die Unterminierung der jahr. 
hundenealten FreundsChaft "ZWischen den Völkt:m Chinas und Viet­
nams. 
Die Politik von Panei und Regierung Vietnams gegenüber der Hoa­
Bevölkerung in Vietnam ist korrek t und einheitlk h. Sie basien auf 
dem Man:ismus-l..cninismus und dem proletarischen Intemationalis­
mus. in Übereinstimmung mit der Vereinbarung zwischen den beiden 
Parteien und mit den grundlegenden und langfristi8en rnlernsen der 
Hoa-Bcvö!kerung in Vietnam. Keine Lüge, kein provokatorisdles 
Manöycr kann aus We iB Schwarz machen. 
Ausgehend von der Freundschah zwischen dem \'ietnamesischen uDd 
dem chinesischen Volk im Interesse der bciden Völker und in der 
Absicht, günstige Bedingungen fü r die Beilegung der Differenzen in 
der Frage der Hoa-Bevölken.Jng zu scharfen. erklän die Regierung 
der Sozialistischen Republik Vietnam: 
I . Die Hoa-Bevölkerung, die nunmehr seit Jahrzehnten mit dem viet­
namesischen Volke in der nationalen Gemeinschaft Vietnams in 
Harmonie gelebt und mit ihm Wohl und Weh geteilt hat, soll te in 
Vietnam ohne Angst bleiben, ein normales Leben fUhren und sich 
dem Volke im ganzen Lande beim Aufbau des Sozialismll5 in Vietnam 
und eines glücklichen und blühe oden Lebell5 fiir sich selbst an· 
schließen. 
2, Die Hoa-Be\'Ölkerung in Nordvietnam. die die gleichen Rechte 
gellOSSCn und die gleichen Pnichten erfüllt ha t wie die vie tnamesi­
schen Staatsbürger. sowie die Vietnamesen chinesischer Herkunft in 
Sildvielnam. die Vietnam zu verlassen wünschen. werden die Erlaub­
nis hienu von den vietnamesischen Behörden erhalten. nachdem sie 
sich sämtlichen Ausreiscfornmlil:i ten unterlOgen haben. Diejenigen, 
dic Vie tnam ver la!>SCn, werden die ErlBubnis erhalten, ihr persön­
liches Eigentum mit sich zu nehmen in Übereins timmung mit den 
dCl"leiligen Gesetzen und Regelungen der Regierung der Sozialisli. 
schen Republik Vietnam -
J . Diejenigen chinesischen Einwohner in Südvietnam. die jeUt Vkt­
nam zu verlassen wünschen. miis.sc.n sich an die AusreiseformalitiitC!l 
halten in übereinstimmung mit den ~tzcn und Regelungen der 
Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam. Diejenigen. die 
weiterhin in Vielnam bleiben wol len, werden behandelt wie alle 
anderen ausländischen Einwohner. 
4. Die Regierung der Sozialist ischen Republik Vie tnam wi rd chinesi­
schen Schiffen erlauben, die von Vietnam bezeichneten Häfen anzu­
laufen, um diejenigen Hoas 3ufzunehmen. die Vietnam in RiChtung 
China vcrlassen wollen. naclldcm sie alle Formali täten erfüll t hBben. 
in übereinstimmung mit den geltenden viclnamesischcn Gesetzen 
und Regelungen betreffend das Einlaufen ausländi5C:her Schiffe in 
"ietnamesische Häfen. Die ersten chinesischen Schiffe werden die 
E rlaubnis zum Anlaufen vie tnamesiscller Häfen für den 20. Juni 1978 
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erhalten. 
Das vietnamesische Volk und die Regierung der Sozialistischen Re­
publik Vietnam haben eindeutig ihren guten WiUen gezeiigt und die 
große 8edeutu/lg betont, die sie de r Freundschaft zwisc~:n den bei· 
den Völkern beimessen, indem sie alle Voraussetzungen fiir die Bei· 
legung der Differenzen zwischen Olina und Vietnam in der Frage 

der Hoa-Bevölkerung in Vietnam geschaffen haben. Das vietnamesi­
sehe Volk ist fest davon überzeugt, daß trotz aller Schwierigkeiten 
und VelWicklungen, die durch die chinesillche Seite verursacht wur­
den, die Gerechtigkeit siegen und heimtückische Manöver fehl ­
schlagen werden, und daß die kostbare Freundschaft 1;Wischen den 
Völkern von Vietnam Und Olina sicherlich erhalten ble.iben wird. 

Chinesische Reigierungsnote vom 3. 7. 1978 
Die Regierung der Volksrepublik China übennitteh der Regierung 
der Sozialistischen Republik Vietnam illre Grüße und inÖC:hte sie von 
folgende m in Kenntnis setzen: 

VOn Anfang an, seil Vietnam seine aktive Opposition g(:gen Olina 
begann und sieb an antichinesischen Akriviläten beteili~~e , hat die 
chinesiscbe Seite Ihr Möglichstes gelan, durch Verhandlungen zwi­
schen hohen Stellen der beiden Parteien und auf andel'en Wegen 
Vietnam anroraten, die FreWldschaft zwischen den Völk,ern beider 
Länder und ihre grundlegenden Interessen hochzuschäw:n und sei­
nen vollständig migen Kun; aufzugeben. Aber die vietnamesisclle 
Seite hat für diese geduldigen Ennahnungen nur taube Ohren ge­
habt und an ihren Anschauungen festgehalIen, um unablässig ihre 
Opposition gegen Olina zu steigern und antichinesiSche Handlungen 
zu bqehen . Diese Politik und dieses Verhalten der victnameslschen 
Seite haben den freundschaftlichen Beriehunen zwischen China und 
Viernam ernsthaft geschadet, die brüderliche Freundschaft zwi· 
schen den Völkern beider Länder zutiefst verletzt, eine sehr 
schlechte Atmosphäre, ein schlecllles Ansehen und einen Haß gegen· 
über Qtina erzeujtt und die chinesischen Techniker der wrnindest 

notwenCjÜgen Bedingungen beraubt, die zur Fortsetzung ihrer Arbeit 
in Vietnam im Rahmen des Hilfsproramms erforderlich wären. Aus 
diesem Grund sieht sich dic chinesische Regierung g«wungen. alle 
ökonomische und technische Hilfe an Vietnam einzustellen und 
alle chinesischen Experten, die noch in Vietnam arbeiten, abzuziehen. 
Die chinesische Regierung und das chinesische Volk schäu:en die 
revolutionäre Freundschaft und die kämpferische Solidarität zwi· 
sehen den Völkern beider Länder unbeirrt hoch und haben alles ge· 
tan, um diese Freundschaft aufrechtzuerhalten und zu stärken. Die 
ernste Verschlechterung der Beriehungen zwischen China und Viet· 
nam ist ausschließlich von Vie tnam verursacht worden, das die volle 
Verantwortung hierfür zu tragen hat. Die chinesische Regierung be­
dauert diese Situation zutiefst, Wir haben jedoch die Hoffnung nicht 
aufgegeben, daß die vietnamesische Regierung schließlich die große 
Bedeutung der Aufrechterhaltung der Freundschaft ~hen China 
und Vietnam erkennen und ihre ernste Opposition gegen China s0-

wie ihre antichinesischen Handlungen aufgeben wird. 
Die chinesische Regierung ergreift diese Gelegentlei t, um der vietna­
mesischen Regierung erneut Versicherungen ihrer hohen Wert­
schätzung zu übermitteln. 

Vietnamesische IRegierungsnote vom 6. 7. 1978 
Die Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam entbietet der 
Regierung der Volksrepublik Olina ihre GrüBe und möchte die fol­
gende Haltung zur Note der Regierung der Volksrepub lik Olina 
vom 3. J uli 1978 einnehmen: 

1. Am 12. und am 30. Mai 1978 beschloß die chinesische Regierung, 
c6e meisten der vollständig ausgerüsteten Fabrik-Projekte zur Unter­
stützung Vietnams ZUl'Ück.zuliChen, angeblich, um das Gc:Jd und die 
Materialien zur Finanzic:nmg von Vorkellrungen für die Lebenshal· 
tung und die produktive Titigkeit der von Vietnam "vertriebenen" 
Hoas zu verwenden. 
Je tzt bat die chinesische Regierung beschlossen, jede wirt:schaftliche 
und teclmische Hilfe an Vietnam einzustellen und aUe dlinesbchen 
Tcc:hnik.er, die ooch in Vietnam arbeiten, ab%uziehen. Der Grund, den 
c6e chinesische Seite für diese ernste Enbeheidung angibt, ist, daß 
"VlCrnam in wahnsinnigerweise eine antichinesische Politik verfolgt 
und die HolS ächtet". Dies ist reine Erfindung. Tatsat::hen haben 
diese verleumderischen Beschuldigungen als Lügen offenbart . 

Wie die vietnamesische Seite wiederholt betont hat, beruht die 
Freundschaft des vietnamC!ischen Volkes gegenüber dem chine~­
tcben Volk unbeirrbar auf dem Marxismus-Leninismus und dem 
prolewischen Internationalismus, Selbst als die Beziehungen zwi ­
JCben den beKien Völkern von schlechten Elementen Ul1lelgraben 
WUJ'dcn, hat das vietnamesische Volk dieses treue und reine revolu­
Iiooire Gefühl bewahrt. Dies ist offensichtlich nicht nur fiitr die Völ· 
ker unserer beiden Länder, sondern auch für die Völker der Welt . 
Auf der anderen Seite hat die chine9isdte Seite, seit c;Ia$ vietnamesi· 
lebe Volk den voUständigen Sieg errungen hat , eine R.eihe anti· 
\'ietrwnesiscber Handlungen unternommen: Sie hat dem Aggressions­
triea der tampuchea.oiscben Behörden entlang der ganzen Vielname­
siIcb.tampuchtanisc:hen Grentt und ihren barbarischen Verbrechen 
gegen vietnamesiscbe Menschen (angesetzt umfassende Unlen;tüt­
zung gewiilu1; sie hat eine große,Zahl von Angehörigen des Hoa­
Volkes, die in Vietnam lebten, aufgehetzt oder gezwungen, nach 
Olina zu flieben und hat sodann die sog. "Vertreibung chinC5ischer 
BÜ1Jer durch Vietnam" erfunden; sie hat provokatorisc'be Propa· 
pnda im chinesiscben Volk verbreitet, in dem Versuch, HaJhwischen 
den bciden Völkern zu entfac:ben; sie hat den vietnamesisochen V.or­
lChIas zu Verhandlungen %WÜCk~wiesen: sie bat einseiti,l!: alle Ver­
eiDbuungen über wirt5chaftlicbe i\nd tedmische HiHe für Vietnam, 
4ie von beiden Regierungen unteruiclmet wuen, aulgekiindigt; sie 
bat drei vietnameslsche GeoenJkOOSWlte in OIina gesch.lossen und 

hat Vietnam fortgeettt vor de r in ternationalen öffentlichen Meinung 
offen und verdeckt angegriffen und verleumdet. 
Diese Aktionen entsprangen eindeutig und untrennbar einem ausge­
tüftelten Plan. Die chinesische Seite ven;uchte, Vietnam zur Aufgabe 
seiner korrekten Linie der Unabhängigkeit, Souveränität und iOler· 
na tionalen Solidarität zu zwingen; und als dieser Versuch fehlschlug, 
hat sie Schrill für Schrill ih re feindselige Politik gegen Vietnam in­
tensiviert . Dieses Verhalten der chinesischen Behörden hat bei vielen 
Ländern in der Welt Betroffenheit erzeugt und ist von der Öffentli· 
chen Meinung der Weil ernsthaft kritisiert worden. 

2. In den Beziehungen. zwischen Ländern isl Unierstützung immer 
wecltseJseitig. Dies haben auch die chiÖesischen Führer selbst in 
früheren Erklärungen gesagt. In Treue zu seinen Freunden wird das 
vietnamesische Volk. niemals die wertvolle Hilfe und Unterstützung 
vergessen, die das chinesische Volk seiner revolutionären Sache ge-­
währt hat. 
In seinem tangen Kampf gegen den Imperialismus hat das vietnamesi· 
sehe Volk, geführt von einer richtigen Linie. erfü llt vom Geist der 
Selbstsicherheit und gestärkt durch die Syrnpathie und die groBe Un­
ten;tützung von Brüdern und Freunden in der ganzen Welt, hart ­
näckig gekämpft und gloneiche Siege errungen. Gegenwärtig wird das 
vietnamesische Volk bei der Verteidigung und beim Aufbau seines 
Landes, bestärkl durch diese äußent wichtigen Faktoren, gewiß alle 
Schwierigkeiten und Hindernisse überwinÖen und seine historische 
Aufgabe im neuen Abschnitt der Revolution erfolgreich erfüllen. 
Keine Macht, kein Plan und kein Manöver können sich dieser eiser· 
nen Entschlossenheit dC5 vietnamesisehen Volkes in den Weg stelle~ . 
Die Freundschaft zwischen dem vietnamesischen und dem chinesi· 
schen Volk geht durch Prüfungen ohne Beispiel. Die TalSache, daß 
die 8eriehungen zwischen den beiden Ländern sich ernstlich ver­
schlechtert haben, isl eindeutig auf das Fehlverhalten der chinesischen 
Führung zurückzuführen. Die chinesische Seite l'Ial die volle Ver­
antwortung hierfür zu lragen . Das Volk und die Regierung VlCtrtam'l 
wünschen aufrichtig, daß die chinesische Seite der Freundschaft 
zwischen den Völkern heider Länder groBes Gewieht beimessen. ihre 
antivietnamesische Politik aufgeben und alle Handlungen eiMteliq1 
wird, die der traditionellen Freundschaft zwisehen den Völkern 
beider Länder zuwiderlaufen. 
Die Regierung der Sozialistischen R.epublik Vietnam ergreift diese 
Gelegenheit , der Regierung der Volksrepublik Olina erneul Versi­
cherungen ihrer hohen Wertschätzung zu übermitteln. 

(Quelle: The HOl! m Vietnam. Dossier, Hanoi 1978, S. 113-118, 126-129, 14.5-147, 167- 168 und 180-181) 



Ky Son Welr sind die Hoas? 

·tfoa.M~elJng %t/l Unlrtllllltrung der vJelnllllle, l,dtt'n RevolWlc'n In HanoJ 

Vie tnam ist cin multinationaler Staat. Die Volksgruppe chine­
sischer Abstammung (die Hoas) stellt mit I 200 000 Men­
schen etwa 5 % der Gesamtbcvölkerung Vietnams. Oie 
Mehrheil de r Ha as (fast I Mio) lebt in den südlichen Pro­
vinzen, hauptsächlich in Ho-Chi-Minh-Stadt und im den an­
deren Städten des Mckong Deltas. Ocr 5 .. 6., 10. und 11. 
Distrikt von Ho-Chi-Minh-Sladl weiSt eine starke Ha a-Be­
völkerung auf - 80 % im 5. Distrikt. In Nordvicmam kon­
zentrieren sich die Hons in der Provi",,: Ouang Ninh ; mit 
160 000 Menschen stellen sie 1 2 % der dort ansässigen Be­
völkerung. Quang Nioh hat eine über 1200 km lange ge­
me insame Grenze mit China und außerdem viele KÜSlc nstrci· 
fe n und Inseln , wo chinesische Einwanderer ols Ba~lem oder 
Fischer sicde hen. Hoas leben auch in Hanoi (13 000 Men­
schen). Haipho ng (33 (00). Nam Dinh und in dcn F'rovinzcn 
von Ha Bac. Cao Lang. Bat Thai . Hai Hung. Hoang Lien Son , 
Ha Tuycn usw. 

Die Hoa-Einwanderung nach Vielnam 

Mehr als 2000 Jahre langsuchlen Chinesen Asyl in Vielnam ­
nach einem BauernuufSland. einem DynaSlcnwccillsel oder 
einer Naturkatastrophe. entweder weil sie ins Elend getrie­
ben worden waren ode r den Verfolgungen entnichcn mußten. 
E robcrungeu Viet nams durch chinesische Feudalherren 
brachten für die Chinesen auch die Möglichkeit. in Vietnam 
zu siedeln . Die 1200 km lange ehinesiseh-vietna mc. .. ische 
Grenze, die durch gebirgige Gebiete führt. bietet vie le über­
gangsmö glichkeiten. do die Gebirgsketten und flü~;c alle in 
nordwestlich-südöstlicher Richtung ve rlaufen; vie le Men­
schen kamen auch auf dem Seeweg. besonders die Einwoh­
ner der Küslenprovinzcn Kwang Tung und Fu Kien .. 
Die bedeulendslen We llen der Hoa-EinwanderungeT1l sind die 
fo lgenden: 
Unler der Tsin-Dynastie (2 14 v. Chr.) crobc nen chiinesische 
Fe udallruppen in e ine r Slärke von II2 MioNam Viet.<das Tei le 
des heu tigen No rdviet nam umfaßle. und teilten es in chi ncsischc 
Provinzen und Distrikte auf. Chinesische Einwande rer wur­
den mit der Ve n.lIaltung und Ausbeutung des Landes betraut . 
Im Jahre 50 v. Chr. schickte die westliche Han-Dynast ie Bau­
ernsotdaten, um Gebiete urbar zu machen. die weite r südlich 
lagen und hauplSächlich zu de n Provinzen Giao Chi. Cuu 
Chan und Nhat Nam (dem heuligen Nordvictnum) ge hö rten. 

Unle r de r östlft;he n Han-Dynaslie (2.5-200 n. Ou.) wurden 
in großer Zahl chinesische Gefangene in die Provinz Giao 
Chi deponie rt . 
Während der tausendjährigen chinesischen Herrschaft . die 
mit dem Beginn der christlichen Zeitrech nung begann. ka· 
men chinesische Einwanderer als Besatzungstruppen , Ver­
waltungsbcamte, Landbesitzer oder Händler nach Vietnam. 
Im 9. J ahrhunden unterdruckten Tang-Truppen einen von 
Hwang Tsao geführten Bauernaufstand. Viele der ehinc·si­
sehen Aufständischen und Baue rn . die nach Vielnam fliehen 
mußlen . um Verfo lgungen zu entgehen . siedelten sich schließ­
lich dort an . 
Seit de m 10. Jahrhundert wurden Angriffskriege gegen Vicl­
nam geführt \'on den Sung (10. und 11 . Jahrhundcrt). den 
Yuan ( 13. Jahrhundert). den Ming ( 14. und 15. Jahrhundert) 
und den Ching (18. Jahrhundert). und neue Strome chinesi­
scher Einwanderer kamen ins Land. Besonders im 13. Jahr­
hundert. als die Sung-Dynastie von der Auslöschung durch 
die Yuang (Mongolen. 1279) hcd roht war, flohen viele zivile 
und mililärische Beamte des chinesischen Ho fes vor der Mon­
go lenherrschaft und zogen zusammen mit ihren Familien. 
Ve rwandte n und Untergebene n nach Viet nam. 
Gegen Ende des 17. Jahrhundens kam eine Gruppe voo 
Chinesen nach Vietnam. unter ihnen Mo Jiu aus Lei Zhou 
(Kwang Tung). der sich geweige rt hatte, dem Ching-Hof scine 
Ehre rbietung zu zeigen. Diese Chinesen slelhcn sich in den 
Dienst der Nguyen-Feudalherren i(l Südvielnam. 
Im 19. Jahrhundert , nach der Niederlage des Taipcng-Auf· 
slandes, der VOn Hung Hsiu-chuan ( 1864) angefühn worden 
war. flohe n die res tlichen Teile der aufständischen Armee 
ebenfalls nach Vietnam. 
Als die frnnzö$ischen Kolonialis ten Nord\'ietnam angriffen 
(1873). kämpft e der chinl!sische General Liu Yong Fu an der 
Spitze seine r Soldaten Seite an Sei te mit den Vietnamesen 
gegen die fran7.ö!lischen Truppen. Naeh der Niederlage zer­
streuten sie sich in viele Gege nden No rdvietnams. um in­
mitten der yietnamesischen Be\'ö lke rung zu leben, und all­
mählich mischten sie sich unter sie . 
Die Hoas (dieser Name bezeichnet Menschen chinesischen 
Ursprungs) ließen sich einst in Vielnum nieder; zuerst lebten 
sie in verschiedenen Gruppen und behielten ihre eigenen 
Sitten und Gebriiuche bei. während sie ihre siimtlichen Pflieh· 
ten ebenso e rfüllt en wie sie ihre Rechle als vietnamesische 
Bürger genossen. [m 13. Jahrhundert . als mongolische T rup­
pen in Vietnam e infielen. schlossen sich die Hoas den Viet­
namesen an und boten den Mongolen Widersland. Dies war 
auch im 18. Jahrhundert der Fall. als sie mil der vietnames;­
schen Armee ZU5..1mmen gegen die siamesischen Truppen 
kämpften. Eine Generation nach der anderen. die Frcud und 
Leid mit de r lo kalen Bevölkerung tei lte. wurde slärker in die 
nationale Gemeinschaft der Vietname~en e ingegliedert und 
übernabm die regio nalen Sitten und Gebräuche in einem 
Maße. daß man sie nur noch schwer wm dem Rest der vietna­
IIlcsische n Be\'ö lkerung unterscheiden konnte. 
Unter fram:ösische r Herrschafl wurde die chinesische Ein­
wanderung nach Vietnam in bcslimmten Pe rioden verstärkt: 
Zwische n 1925 und 1933 kamen ca. 60000 Mensche n. um 
SIch in Vietnam nicderLulasse n. Wiihrend des chinesisch-ja­
panischen Krieges verließen wiederum Yiele Chinesen ihre 
He imat mit dem Ziel Vietnam. um de r Zwangsarbeit oder 
Einberufung zur Armee zu entgehen. was ihnen vom Tschiang 
Kai Schc k- Regime. den japanischeIl Faschisten oder durch 
das UOIerdTÜek ungssystem der önlichen chinesischen Kriegs-
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herren aufgezwungen wurde. In jüngster Zeit, vlJ'r de r Be­
fre iung Südvietnams, als die US-Marionettenregierung noch 
an der Macht war, kamen Chinesen aus Macao, Hongkong. 
Taiwan usw. aus geschäftlichen Interesscn nach Vil!tnam und 
ließen sich dort nieder. 
Erst kürzlich überquerten Zehntausende Chinesen, die von 
den Regierenden in Phnom Penh verfolgt und ausgebeutet 
wurden, die Grenze von Kampuchea nach Vietnam und wur­
den vorn vietnamesischen Volk willkommen geheif\cn. 
Nachdem sie sich in Vietnam niedergelassen haue:n, vollzog 
sich unter den Hoas ein Prozeß sozialer Diffen~nzierung. 
Unter der französischen Kolonialherrschaft gelangte eine 
Minderheit von Geschäftsleuten , vor allem Händler, als 
Kapitalisten zu großem Reichtum, während die große Mehr­
beit der chinesischen Siedler aJs Arbei ter ein Leben in Armut 
und mit Entbehrungen führte. Die Reisernte im Mekong­
Delta lag zu dieser Zeit in den Händen chinesischer Händ­
ler, die den Reis zu Exportzwecken an französische Gesell­
schaften weiterverkauften, wobei jede Seite ihren Gewinnan­
teil erhie lt . Gebrauchsgüter französischer Produ!kti" :J. die 
durch französische Firmen naeh Vietnam importiert wu rden, 
verkauften chinesische Händler mit Alleinverkaufsrechten an 
die Landbevölkerung im Süden. 

Klassenunterschiede bei den Hoas 

Die französischen Kolonialisten erlaubten es den in den 
Städten lebenden Hoas, sich in sog. " Versammlungen" zu 
o rganisieren, die sich jeweils aus Leuten derselben chinesi­
schen Provinz zusammensetzten. Diese Ve rsammlungen ver­
fügten über eine gewisse Autonomie und ihre Abgeordneten 
besaßen e inen direkten Zugang zur oberen Kolonialve rwal­
tung. Diese Maßnahme zielte darauf, die Unterstützung der 
Chinesen für die Kolonialisten zu gewinnen und gleichzeitig 
die Chinesen von der vietnamesischen Gemeinschaft abzu­
spalten und auch untereinander zu zersplittern. 
In Südvietnam, unter der US-Marioncuen herrsch8lft , beute­
ten Kapitalisten chinesischer Herkunft die arbeitende Be­
völkerung, einschließlich der aus China stammenden Arbei­
ter, hart aus. Begünstigt durch die Machthaber nutzten die­
jenigen unter ihnen , die ihre Geschäfte auf den Agrarbercich 
verlegt hatten, jede kleinste Schwierigkeit ihrer b~iue r lichen 

Schuldner aus, um ihnen ihr Land, ihre landwinschaftlichcn 
Geräte, Tiere und die Ernte zu rauben. Sie erhö:hten will­
kürlich die Gebühren für landwirtschaftliche Maschinen, die 
Preise fü r Dünger und Insektizide, Landpacht und lPachtzins. 
indem sie den Pachtbauern jederzeit mit dem Entzug des Lan­
des drohten. 
Kluge Kriegsgewinnler, viele Kapitalisten chinesiS(:hcr Her­
kunft , wurden Kompradoren-Kapitalisten , handelten im Ein­
verständnis mit den US-Mario netten und dienten ihren ag­
gressiven Zielen. Mit Unterstützung der Regierung konnten 
sie sich selbst ungeheure Vermögen verschaffen . Einigen 
wurde der Titel "König" verliehen. So war Ma Hy d~ "Reis­
könig", Ly Lang Than und Lam Hue Ho die " E:isen- und 
Stahlkönige", Dao Mau der " Glutamat-König" . Ly Hoa der 
"Benzinkönig" usw. Die Ma-, Ong- und Truong·-Familien 
rühmten sich ebenfalls, wohlbekannte Magnaten zu sein. 
Nachdem Vietnam befreit und dort ein sozialistischl!S System 
errichtet wlJrden war, arbeitete eine Anzahl von Kapitalisten 
chinesischer Abstammung gegen die Revolution u.nd sabo­
tierte die sozialistische Umwandlung der kapitalisti.schen in­
dustrie und des; Handels. Mit unehrlichen Methoderl - indem 
sie Privatbesitz verteilten und den Vermögensstand. geheim­
hielten, durch Steuerhinterzieh~ng, Spekulation, Hamster­
käufe, Preissteigerungen für GebraUChsgüter u. a. ITI. - ver­
ursachten sie ernste wirtschaftliche Probleme und beein­
träChtigten die Lebensbedingungen der Menschen auf ver­
heerende Weise. 
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Die Politik der vietnamesischen Partei und Regierung 

A : Vor 1955 

Als Vietnam noch französische Kolonie war, führten die Ar­
beiter unter den Hoas, ebenso lVie der Rest der vietnamesi­
schcn Bevölkerung. cin trostloses Leben , denn sie wurden 
ökonomisch ausgebeutet. politisch unterdrüclu und mo ralisch 
gedemütigt. 
Als Führe r;n der RevolUlion erkannte die Kommunistische 
Parte i Indochinas (heUle Kommunistische Partei Vietnams) 
schnell die Hoas als revolutionäre Kraft. Das politische Pro­
gramm de r Panel. das im Oktober 1930 verabschiedet wurde, 
betonte : ., Die Arbeiter und unge lerntcn Arbeiter chinesi­
scher Nationalität sind Verbündete der vietnarnesischen Re­
volution." Die Resolution des Parte iplenums, das 1939 St:ltt ­
fand , ste llte ebenfalls fe st: .,Sie (die chinesischen Nationa­
litäten) we rden . o bwohl sie auch Ausländer sind . :mders be­
handelt als die übrigen Ausländer . ..... eil sie aus einem halb­
kolonialen Lande stammen; sie werden im Gegensatz dazu 
in jeder Hinsicht von den Imperialisten unterdruckt. Die 
chinesischen Arbeiter haben die von den Imperialisten ge-

Der Hoo TOll" Dao Billh I" Transportarbeiter /11 Ha/phonQ. (! 5clner 8 K/n­
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schürten Rassenvorurteile überwunden und bei vielen An· 
lässen an det Seite der vietnamesischen Arbeiter gekämpft. 
In den letzten Jahren hat sich - als ein Erfolg der Bewegung 
zur Unte rstützung des Widerstandes des chinesischen Volkes 
- das Gefühl gegenseitiger Zune igung und eine enge Be­
ziehung zwischen den beiden Völkern entwickelt. .. Um die 
Hoas zu ennutigen, die Revolution für die nationale Be­
frei ung zu unte rstützen, gründete die Partei die Vere inigung 
de r chinesischen Nationalitäten für die nationale Rettung. 
1941. parallel zu r Gründung des Viet Minh-Bundes. gab das 
Zentralkomitee der Partei die folgende Devise an alle Grund­
o rganisationen der Partei und die Massenorganisationen her­
aus : " Die Arbeiter und ungele rnten Arbeiter unter de r aus 
China stammenden Bevölkerung bilden eine Reserveannee 
für die Revo lution in Indochina. Daher ist es dringend not­
wendig, die Agitation und Propagandaarbeit unter ihnen zu 
erhöhen.;' Auf diese Weise, noch vor dem Triumph der Re­
volution, übernahm die vietnamesische Parte i die Führung der 
Haas und zeigte ihne n den richtigen revo lutionären Weg. 

B: Nach 1955 im Nurden 

Das Zentralkomitee der Parlei der Werktätigen Vietnams und 
das Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Chinas tra­
fen 1955 eine offizielle übereinkunft, nach der die Hoas in 
Nordvietnam der Führung der Partei der Werktätigen Viet­
nams unterstellt wurden und allmählieh vietnamesische 
Staatsbürger werden sollten. 1956 bestätigte der Pre miermi · 
nister der Volksrepublik China, Tschou En-lai, anläßlich 
eines Besuches in Hanoi. daß die Chinesen sich an dieses Ab­
kommen halten würden . Er sagte den Hoas: .,Ihr als Hoa-



Bevölkerung und Hoa·Studenten in Vietnam solltet jeden 
Ruß, jeden Grashalm in Vietnam lieben, ihr solltet das vict· 
namesische Vaterland als euer Vaterland betrachten ." 
1m Februar 1957 schloß die chinesische Botschaft in Hanoi 
auf Anordnung der Regierung der VR China folgendes Ab· 
kommen mit der vietnamesischen Seite: 

• Die Ngai (eine Volksgruppe chinesischen Ursprungs) in 
Quang Ninh werden als vietnamesische Bürger bet rachtet, 
und die Regierung Vietnams gestcht ihnen zu, dieselben 
Rechte wahrzunehmen und dieselben Pflichten zu erfüllen 
wie andere vietnamesische Bürger. 
• In Bezug auf die Hoas, die in anderen Gegenden il:1 Nord· 
vietnam leben, wird das neue Gesetz dazu dienen, sie alle 
zu vietnamesischen Bürgern zu machen. 

• Ab sofort wird die politische und soziale Arbeit bei den 
Hoas ausschließlich von vietnamesischen Behörden geleistet 
werden. 
Nach dieser übereinkunft aus dem Jahre 1957 gab es nur 
noch in den großen Städten wie Hanoi , Haiphong und Nam 
Dinh Hoas, die die vietnamesische Staatsbürgersch~l ft noch 

Ein vif1lnome,i, mer Simerheirsbeomier hilf/ einer 'vcrfo/g/en {1be"ee' 
minesin ' beim Glenlübel /liI! in Ho /(jeu 

nicht angenommen hatten. Der Allgemeine Verband chine­
sischer Nationali täten (eine Massenorganisation für Chinesen 
in Nordvictnam) war nur noch in diesen Städten aktiv und 
wurde der Leitung der vietnamesischen Partei unterstellt. 
Die chinesische Botschaft ihrerseits gab auch kein e Pässe 
mchr an sie aus, und die vietnamesischcn Behörden ste llten 
auch keine Aufenthaltsgenehmigungen mehr aus, wic es für 
Ausländer üblich wäre. StaUdessen erhielten die Hc.as den­
se lben Personalausweis, dcr an alle vietnamesischen Bürger 
ausgegeben wurde. 
Unter diesen Bedingungen schloß die chinesische Botschaft 
in Hanoi im Januar 196 1 ein neues Abkommen mit dem 
Außenministerium der Demokratischen Republik Vietnam: 
Hoas, die zu Besuch nach China fahren wollten, sollten sich 
zuerst an die vietnamesischen Behörden wenden. Namens­
listen sollten dann an die chinesische Botschaft übe:rmiuelt 
werdcn, die " Besuchsgenehmigungen"' ausstellen würde, mit 
denen chinesisches Gebiet belreten werden dürfte. 

C: Südv;elnam 

Während des Widcrstandes gegen die USA in Süd'vietnam 
betrachtete die Nationale Befreiungsfront und später die 
provisorische Rcvolutionsregierung die Hoas übeTl~instim­
mend als "Ausländer einer besonde ren Kategoric" . Die revo­
lutionären Behörden waren daran interessiert, die Inl:eressen 
der Hoas zu schützen und ve rurteilten die Marione ttenre­
gierung, weil sie die Hoas zu Kanonenfutter macht.~, wcnn 
sie die vietnamesische Staatsbürgerschaft erwarben; gleichzei­
tig forde rten sie die Hoas auf, an der Seite der Victrlamescn 
am Widerstand gegen die US-Marioneuen teilzunehmen. 

Hoos Jn Ho·Chl·Mlnh·Sladl 

Seil 1956 hatten beinahe aUe Hoas, die in den von US-Mario· 
netten kontrollierten Gebieten wohnten, die vietnamesische 
Staatsbürgerschaft angenommen. Dies war zuallererst das Er­
gebnis einer Zwangsmaßnahme von Ngo Dinh Diem, dann 
aber auch eine Folge ökonomischer Maßnahmen Nguyen Van 
Thieus, der ihnen die Freiheit, Geschäfte zu machen, Import-, 
Export- und Baugeschäfte. nur dann einräumte, wenn sie die 
vietnamesische Staatsbürgerschaft erwarben. Deshalb besa­
ßen die Hoas am Tag der Befreiung Südvietnams bereits seit 
20 Jahren die vietnamesische Staatsbürgerschaft. Den Status 
quo in dieser Frage beizubehalten, heißt nicht nur, das Ver­
mächtnis der Geschichte anzuerkennen, sondern auch einen 
wirklich revolutionären Standpunkt einzunehmen. Denn es 
sind zwei ganz und gar verschiedene Dinge, ob man vor der 
Befreiung die vietnamesische Staatsangehörikeit besaß oder 
nicht. Vor der Befreiung in den von den Marionetten kon­
trollierten Gebieten mit vietnamesischer Staatsbürgerschaft 
zu leben bedeutete, zu konterrevolutionären Taten gezwun­
gen werden zu können, einschließlich dcr Einberufung in die 
Marionettenarmee. 

Dcshalb vertraten die südvietnamesische Nationale BetTei­
ungsfront und Provisorische Revolutionäre Regierung die Po­
sition, die Hoas als " Ausländer einer besonderen Kategorie" 
einzuswfen. Aber nach der Befreiung bedeutet der Besitz der 
vietnamesischen StaatsbürgerschafI, daß man die Rechte 
eines Staatsbürgers in einem sozialistischen Land wahrnimmt. 
Dies befand sich darüber hinaus in vollem Einklang mit dem 
Abkommen zwischen der vietnamesischen und der chinesi­
schen Partei die Hoas in Nordvietnam betreffend. 

Die gesellsthaftliehe RoHe der Hoas 

Noch vor ihrem Machtantritt hatte die vietnamesische Partei 
die Hoas (damals noch unter dem Begriff Nationalchinesen) 
als Teil de r revolutionären Kräfte des Landes betrachtet. In 
der Tat spielten die Hoas zu jener Zeit eine aktive Rolle in 
der antiimperialistischen Bewegung für die nationale Befrei· 
ung Vietnams, ebenso wie ihre Vorfahren gegen die Mongo­
len und Siamesen gekämpft hatten, die Jahrhunderte zuvor 
nach Vietnam eingedrungen waren. 
Im Jahre 1930 und den darauffolgenden Jahren wurden in 
vielen Städten und Bergbauzentren GewerkschaftsgrupIWn 
unter den chinesischcn Arbeitern gegTÜndet. Ab 1935 ent­
standen viele rcvolutionäre Orp:anisationcn der Hoas, z. B. 
T,cn Duc Xa, Hai Yen Ua. Lien Quan. Basen der Hoas in Luc 
Ngan (Provinz Ha Bac), Dong Trieu (Provinz Quang Ninh) 
usw. p:cwähnen Mitgliedern der Kommunistischen Partei, die 
in Haiphong und in dcr Bergbaugcgcnd von Hongay in den 
Jahren 1935-36 aktiv waren, Untcrschlupf und Unterstüt-
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,-------Hilfsaktion für Vietnam-.----. 
Medikamente und Nahrungsmittel filr die Opfer drr tJ_tterb· 
..... opIte bI ViemuI hat die Regierung der Sozialislischen Repu­
blik Vietnam von der Hilfsaktion Vietnam t: . V. in Dihsseldorf er+ 
beten. 
Schwere Unwetter haben in diesem Jahr wiederum Vietnam heim­
gesucht. Neun Provinzen Südvietnams waren bereits ühe:rxhwemml. 
als Ende September die stiirkstenMonsun-Regenfallesc:iit 40 Jahren 
einsetzten und Wirbelstürme Wlübersehbare Verwüstungen im gan­
zen Lande anrichteten. 
Bei den katastrophalen Oberschwemmungen kamen zahlreiche 
Menschen ums Leben - 2 Mio Vietnamesen verloren ihr garu:es 
Hab und Gut. Die Wassermassen des über die Dämme gestiegenen 
Mekong und a1J seiner Nebenflüsse überschwemmten fast I Mio 
ba Reisfelder. vernichteten Saaten und Ernten, rissen Vieh und 
Häuser mit fon. Noch ist ein Absinken des Wasserstandes nicht ab­
zusehen und es besteht die große Gefahr, daß weile Teille des lan­
des den ganzen Monat Oktober noch überschwemmt Slein werden, 
daß Seuchen und Epidemien ausbrechen, wenn nicht rechtzei tig 
Hilfe komm!. 
Um diese schlimmen Folgen der Unwenerk3t3slrophe zu verhin­
dern hat die Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam um 
schneUe Lieferung von Medikamenten und hochwertig,en konzen­
trierten Nahrungsmitteln gebeten. 
Die Hilhaktion Vietnam e. V. ruft die Bürger der Bundesrepublik 
auf, das Soforthilfe-Prog.ramm "Unweuerkatastrophe" durch Spea­
deD zu unter.;lützen. 
Postscheckamt Essen Konto-Nr. 900 40-430, 
BIUlk für Gemeinwirtschaft Düsseldorf Konto-Nr. 1016250300 

zung. Viele Hoa-Arbeiler schlossen sich 1936 ihren vietna­
mesischen Genossen an und initiierten Streiks in Cam Pha, 
Hongay, Uong Bi usw. 
Die Hoas nahmen an der August-Revolution 1945 teil. Wäh­
rend des Widerstandes gegen den französischen IKolonialis­
mus (1946-1954) schrieben sich junge Hoas begei:stert in die 
Listen der Volksarmee ein, und viele Hoa-Freiwlllige dienten 
an der Front oder im Hinterland in den versc:hiedensten 
Tätigkeitsbereichen. Guerilla-Zonen wurden in VOll Hoas be­
wohnlen Gebieten eingerichtet. Bedeutende Siege, besonders 
der im Grenzgebiel ( 1950), gingen teilweise auf das Konto 
der beteiligten Hoas. 
In Nordvietnam spielten die Hoas sofort nach der Wiederher­
stellung des Friedens im Jahre 1954 eine aktive Holle beim 
Aufbau der neuen revolutionären Macht und bei der Suche 
nach Spionen, Banditen und Piraten, die der Feind in den 
neubefre iten Gebieten zurückgelassen hatte. Soweit ihre 
Rechte betroffen waren, wurde ihnen in der Agrauefonn 
Land zugeteilt, sie wurden Mitglieder der lokale:n Verwal­
tungen und Massenorganisationen und genossen s<oziaie und 
kulturelle Vorteile wie den Besuch vietnamesischl:r Schulen 
usw. 

Abgeordnete lIDd "Helden der Arbeit" 

In der Periode des Widerstandes gegen die USA und des 
sozialistischen Aufbaus in Nordvietnam traten viele junge 
Hoas der Armee oder Selbstverteidigungseinheiten bei. Eine 
landwirtschaftliche Kooperative der Hoas wurde mi t der Mili­
tärischen Heldentaten-Medaille 3. Klasse ausgezeichnet, weil 
sie ein US-.F1uzeug abgeschossen hanen. Soldaten der Hoas 
kämpften im Frühjahr 1975 in der Ho-Chi-Minh-Kampagne. 
Gegen Ende des Jahres 1960 waren beinahe alle in ländlichen 
Gebieten, in Gebirgs- und Küstenregionen wohnenden Hoas 
Nordvietnams Mitglieder von Landwirtschafts- oder Fi­
scherei-Kooperaliven. Zur Zeit erstrecken sich beinahe alle 
Hoa-Kooperativen über ganze G,meinden. Einige Fischerei­
Kooperativen der Hoas, die praktisch mit nichts angefangen 
ha'?cn, besitzen heute die stanlicbe Zahl von 70 Booten Ge­
des ~120 PS stark). Die Hoas haben ebenfalls H;mdwerks­
K~rativen' gegründet, die Textilien, Keramik usw. her-

51 

stellen. Jede Textilkooperative der Haas in der Provinz 
Quang Ninb besitzt 1500 Webrahmen mit einer Jahrespro­
duktion von 300 000 m Sloff. Keramik-Kooperativen der 
Hoas, e benfalls in Quang Ninh, produzieren jährlich über 
25 Mio Einzelteile, insesamt 50 % der Produktion im nörd­
lichen Landestei l. 
Viele Hoas sind politische, wissenschaftliche oder tcchnische 
Kader, andere Facharbeiter. In Ho-Chi-Minh-Sladl sind drei 
Mitglieder des Nat ionalrates (Nghi Doan, Ngo Licn und Du 
Hue Lien), fünf Mitglieder des Volksrates der Stadt und 30 
Mitglieder der Stadt- oder Bezirksräte chinesischer Nationa­
lität. 
Die Belegschaften von Untcrnchmen und Fabriken wie z. B. 
Viet Thang (VIMYTEX), Thang Lai (VINATEXCO), 
Phuong Long, Chan A in Ho-Chi-Minh-Stadt bestehen fast 
völlig aus Hoas. Im Norden liegt der Anteil der Hoa-Berg­
leute zwischen 15 und 20 %. 
Viele Hoas in Vietnam arbeiten m staatlichen Büros, Kran­
ke nhäusem, Schulen und Forschungsinstituten. Von den 
13 000 in Hanoi le.benden Hoas sind 3000 Staatsbedienstete 
und 103 von ihnen haben eine abgeschlossene Oberschul­
oder Universitätsausbildung. In der Stadl Lao Cai leben 
1529 Hoas, von denen 2 15 im Staatsdienst oder in staatlichen 
Unternehmen beschäftigl sind. 
Die Partei und der Staal haben sich sehr darum bemüht, den 
LebenSSlandard dcr Hoas zu hcben. Im 5., 6., 10; und 11, Be­
zi rk von Ho-Chi-Minh-Stadt lebten die Hoas in Slums, sogar 
auf ehemaligen Friedhöfen. Nach der Befreiung wurden sie 
von den Behörden umgesiedelt. Ebenso wurden den Hoa­
Arbeitern wie auch ihren vietnamesischen Kollegen Wohn­
quartiere bei Thu Thiem (im Bezirk Thu Duc) zugeleilt. 
Mehr als 100000 Hoa-Schüler und -Studenten erhalten eine 
kostenlose Allgemeinbildung, Berufsausbildung und Univer­
sitätSBusbildung in Ho-Chi-Minh-Stadt . 
Viele Hoa-Arbeiter haben sich durch ihre Tätigkeit ausge­
zeichnet und erhielten den Titel "Wettkämpfer", einige sogar 
den Ehrentitel "Held der Arbeit " (wie z. B. Mai Tinh Kang in 
Hanoi) . 
Noch vor dem 23. März. 1978, als der kapitalistische Handel 
in Ho-Chi-Minh-Stadt und den anderen südvietnamcsischen 
Städten abgeschafft wurde, hatten sich einige der vietname­
sischen Kapi lalisten chinesischer Herkunft im Bewußtsein 
des kommenden Wandels der Produktion zugewandt und 
gründeten die Dong-Tien-Gemüsefarm, die Thong·Nhat­
Landmaschinenfabrik, das Gia-Lanh-Zentrum für Seidcnrau­
penzucht und Seidenweberei usw. Andere Kapitalisten fü gen 
sich seit dem 23. März der staatlichen Politik und den Anord­
nungen und gaben ihren Besitz ehrlich an. Viele Söhne und 
Töchter aus kapital istischen Hoa-Familien spie lien ebenso 
wie vie le Hoa-Kader und Arbeiter eine aktive Rolle bei der 
sozialistischen Umgestaltung der kapitalistischen Industrie 
und des Hande ls. In halbstaatlichen Betrieben sind 14 Ar­
beiter chinesischer Herkunft in das Direktorium berufen wor­
den. 
(Quelle: The Hoa in Vielnam. Dossier, Hanoi 1978, S. 19-
28) 

Vietnam 
bleibt 
unsere 
Sache! 
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Gespräch von Prof. Günter Giesenfeld mit Xuan Thuy 

Meinungsver~)chiedenheiten seit 
der "Kullturrevolution" 

G . G IESENFELD: Wie ist die augenblickliche Lage an der 
Grenze zwischen Vietnam und Ka mpuchca? 
X. TH UY: Zur Lösung des Grenzkonfli ktes zwische n Viet­
nam und Kampuchca haben wir vorgeschlagen, dUT(:h Vcr­
handluncn eine friedliche Lösung der Meinungsvcrsc:hiedcn­
heilen zu finden. Abe r d ie kampucheanische Seite ist bis jetzt 
immer noch nicht darauf eingegangen und setzt ih re Ver­
letzunge n der Grenze fort. Viet nam sieht sich gezwungen, 
diese ständigen Angriffe zurückzuschlagen. Dies ist der 
Grund dafür, daß der Grenzkrieg zwischen Vietnam und 
Kampuchea immer noch weite rgeht. ( . . . ) 

" Sowjetische Leichen" in Kampuchea? 

G. G tESENFELD: Welche wahren Grunde hat ihrt:r Mei­
nung nach die Po litik der kampucheanischen Führer? 
X. THUY : Die kampucheanische Führung übt eine diktatori­
sche Herrschaft in ihrem Lande aus, sie zwingt das kampu­
cheanische Volk, ein Regime zu akzeptieren, das es nicht 
haben wil l. So wurde die Bevölkerung z. B. gezwungen. unter 
unzumUlba rcn Bedingungen zusammenzuleben und zu arbei­
ten. Die Regierung hat den Handel (die Märkte) abgeschafft, 
das Geld abgeschafft und jegliche re ligiöse Aktivität verbo· 
ten. Diese Maßnahmen stießen auf den Protest der Bl~völke ­
rung. Um diesen Protest und die Empörung zu dämpfen und 
von ihr abzulenken, hat die Regierung feindliche Aktionen 
gegen Vietnam unternommen . Die Pekinger Regiemng hat 
dies benutzt, um durch Unterstützung dieser Politik: Kam­
puchea zu e inem Krieg gegen Vietnam aufzu hetzen. 

G. G1ESENFELD : Gibt es in Kampuchea eine Opposition, 
eine ,.Resistancc" gegen die Regierung Pol Pot/leng Sary? 
X. TH UY : Wie ich schon angedeutet habe, wurde in Kam­
puchea nach dem Sieg die städtische Bevölkerung aufs Land 
getrieben. Dort müssen die Leute in Gemeinschaft leben und 
arbeilen, Frauen und Männer streng getrennt. Das Essen 
wird ausgegeben, eingeteilt in Portionen pro Tag unld auch 
d ie Zahl der Mahlzeiten ist streng geregelt. Niemand darf 
irgendeinen privaten Besitz haben. Besuche in der Kirche 
oder Pagode sind verQoten. Wenn jemand einen ObstbalUD 
oder ein Huhn für sich behäll , wird er .schwer, oft Dlit dem 

Tod bestraft. Unter diesen Umständen ist das kampucheani­
sehe Volk natürlich gezwungen, W iderstand gegen die Regie­
rung zu leisten. Aber solche Widerstünde sind spontan und 
unorganisiert. werden vom militärischen Apparat der Re­
gierun.e unte rdrückt. Vor dieser Unlerdrückun~ und Verfol­
gung flohe n viele Kampucheaner nach Thailand, Laos oder 
Vietnam. Von ihnen hören wir die erschreckenden und trauri­
gen Berichte, die die Grausamkeit der kampucheanischen 
Regierung aufdecken. 

G. G IESENFELD : Gibt es auch bewaffneten oder o rgani­
sie rten Widerstand? 
X. THUY: Einige Einheiten der kampucheanischen Streit­
kräfte sind gegen die Regierung eingestellt und leisten be­
waffneten Widerstand. Die Bevölkerung.auf dem Lande be­
sitzt nur pri mitive Werkzeuge wie Beile, Messer usw. Sie 
wehrt sich mit den Waffen. die sie sich besorgen kann - darun­
ter auch solche, die sie den Regierungstruppen hat abneh­
men können. 

G . G IESENFELD: I eng Sary hat behauptet. kampucheani­
sehe Einheiten hätten auf kampucheanischem Gebiet "sowje­
tisehe Leichen" gefunden (le Monde. 30./31. 7. 1978). Was 
sagen Sie dazu? 
X. THUY : Das ist eine reine Lüge. Zuerst halten sie be­
hauptet. einer ihrer Gefangenen habe eine lange Nase, d . h. 
er sei Europäe r! Später sagten sie, dieser Europäer sei ein 
Sowjelbürger. Als sie gefragt wurden. wie denn ein Sowjet­
bürger a ussehe, wußten sie keine Antwo rt . Solche propa­
gandistischen Unterstellungen sollen dazu dienen, die Öffent­
lichkeit auf eine Teilnahme chinesischer Truppen auf kampu­
cheanischer Seite vorzubereiten. 

Chinas Greoz:pro\'obtioHa forderten Opfer 

G. GIESENFELD: Ich möchte jetzt einige Fragen stellen 'ZU 

den Konflikten zwischen Vietnam und der VR QUna. Gestern 
hat es an der G renze zwischen beiden Ländern wieder einen 
blutigen Zwischenfall gegeben. Können Sie mir etwas sagen 
zu seine m Verlauf und zu den Hinter.gründen solcher Vor­
faUe? 
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-OFf r den SdJulz de, Valer/elnde!, morgen ebeß60 wie ge,'em· 

x. TIlUV: Seit März 1978 haben die chinesischen Behörden 
damit begonnen, Agenten in die vietnamesische Hoa-Bevöl­
kerung einzuschleusen, die das Gerücht verbrei~en soillen , 
daß es bald einen großen Krieg zwischen China, der Sowjet­
union und Vietnam geben würde . Diese chinesischen Agen­
ten haben den Hoas betrügerischerweise eingeredet, nur wenn 
sie Vietnam verließen und nach China kämen, könnten sie 
dem sicheren Tod in diesem Krieg entgehen. Daraufhin ver­
ließen einige Hunderllausend Hoas Vietnam illegal, viele da­
von noch in der Zeit. während Verhandlungen zwischen den 
stellvertretenden Außenministem beider Länder stattfanden. 
Die Hoas begaben sich zu den Grenzübergängen zwischen 
China und Vietnam. Vor dem "Tor der Freundschaft". 
Grenzübergang in der Provinz Cao Lang, z, B, stauten sich 
tausende von Hoas, weil die chinesische Regieru.ng am 12, 
Juli alle Grenzübergänge geschlossen halle. 
Bei den Verhandlungen beider Seiten am 15. und 19.8. schlug 
die vietnamesische Seite vor, die übergänge wied er zu öff­
nen, wenn die chinesische Seite die dort befindli.chen Hoas 
aufnehmen wolle. Falls sie dies aber nicht wolle, so solle sie 
der vietnamesischen Seite erlauben, die Hoas wieder in ihre 
Wohnorte zurückzubringen. In diesem Falle sollten beide Sei­
ten gemeinsam einen Aufruf veröffentlichen, der diese Rück­
kehr empfehle. Die chinesische Seite ist auf diesen Vorschlag 
nicht eingegangen, erklärte zwar , sie hielte einl!n solchen 
Aufruf für gut. weigerte sich jedoch, das Dokumlmt zu ver­
wirkliche n. 
Am 25 , 8 . 1978 kamen von vietnamesischer Seite Polizisten 
und Gesundheitsbeamte zu den Hoas, die immer noch vor 
der geschlossenen Grenze warteten. Sie sollten den Hoas mit­
teilen, jeder der es wolle, könne an seinen Wohnort zurück­
kehren, und die vietnamesischen Behörden seien bereit . bei 
dieser Rückkehr jegliche Hilfe zu leisten. Von chinesischer 
Seite der Grenze her wurde dagegen mit Lautsprechern die 
Aufforderung an die Hoas überrniueh, sie sollte~ 'dableiben 
und nirgendwohin gehen. Trotzdem packte ein Teil der Hoas 
seine Sachen und wollte zur Rückkehr aufbrechen. Daraufhin 
überquerten etwa 200 chinesische Sicherheitsbea mtc - ge­
tarnt als Zivilisten - die Grenze und schlugen nni t Beilen. 
Dolchen und Buschmessern auf die vietnamesische:n Beamten 
ein. Es gab zahlreiche Tote und Verletzte unter den vietname­
sischen Beamten. (" ,) 

G . GIESENFELD: Nun einige Fragen zur Vorges.:hichte des 
aktuellen Konflikts mit der VR China. Gab es schon während 
des Krieges, während der US-Aggression gegen Vietnam, 
Meinoogsverschiedenheiten zwiiChen Vietnam und China? 
x. 1HUY: Wir können sagen, daß es zwischen Vietnam und 
OIina in dieser Zeit schon drei schwere Meinungsverschie­
denheiten gegeben hat . Die erste hängt zQsamml!n mit der 
"Kulturrevolution" in China in den Jahren 1966-1969. China 
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verlangte von Vietnam eine Unterstützung dieser "Kulturre­
volution", zu der wir nichl bereit waren. Was stellte denn 
eigentlich diese sog. " Kulturrevolution" dar? Dies ist schwer 
ZlI sagen , weil es eigentlich gar keine Kulturrevolution war, 
Was stattfand, war, daß eine Gruppe, mit Unterstülzung der 
Armee, jene Gruppen von Jugendlichen mobilisierte. die die 
Aufgabe hanen, eine andere Gruppe, die e ine andere Mei­
nung halle, zu Slürlen und zu vernichten. Es handelte sich 
um nichts anderes als um eine Abrechnung zwischen ver­
schiedenen rivalisierenden Gruppen, die einander verfolgten, 
diffamierten und umbrachten. Das kann man doch wohl nicht 
,. Kulturrevolution" nennen! 

G . G lESENFELD: Was hätte es für Vietnam konkret bedeu· 
tet, wenn es, nach dem Wunsch der Chinesen , diese Kultur­
revolution unterstützt hätte? 
X. THUY: Kurz gesagt, wir sollten es gutheißen, daß Mao 
Tse Tung Liu Tschao Tschi und Lin Piao slürl.le. um die Vie­
re rbande in den Sallel zu heben. Das konnten wir nicht unter­
stützen. Wir sagten den Chinesen. daß wir dies für eine innere 
Angelegen heit der Chinesen hielten und uns nicht einmi­
schen würden. Daraufhin riefen chinesische Funktionäre die 
Hoas in und um Hanoi zusammen, um mit ihnen eine .,Kul­
turrevolutioo" auf vietnamesischem Terriwrium zu machen. 
Wie hieß das konkret? Die Hoas verließen ihre Arbeits­
plätze, versammelten sich, um zu diskulieren. um gegen die 
vietnamesische Politik zu agi tieren. Sie kamen nicht mehr zu r 
Arbeit. Wir sagten ihnen, daß sie, wenn sie die "Kulturrevo­
lution" machen wollten, doch nach China gehen sollten. Wir 
duldeten solche Tätigke iten nicht, wir haben Verbote ausge­
sprochen und einige Chinesen ausgewiesen. 

G. GIESENFELD: Und nun die zweite MeinungsverSChie­
denheit? 
X. THUY: Sie betrifft das Ziel unseres Widerslandskampfes 
gegen die US-Aggressoren. Wir wollten in diesem Kampf be­
wirken , daß die USA Vietnam, Indochina und den südost­
asiatischen Raum räumen soll ten. Zu diesem Zeitpunkt hat 
Peking Nixon eingeladen und mit ihm Gespräche ge führt , 
die auch die Anwesenheit der Amerikaner in Vietnam be­
rührten. Die Chinesen sprachen sieh für diese Anwesenheit 
aus. Wir protestierten dagegen und erklärten. daß es Sache 
der Chinesen sei, Nixon einzuladen, daß dabei aber nicht die 
Interessen Vietnams berührt werden sollten, keine Gespräche 
über Vietnam geführt werden dürften. 

Absage an die "Drei-Welten-Theorie" 

G. GlESENFELD: Ist es richlig, daß die chinesische Regie· 
rung dagegen war, daß in Paris über einen Frieden in Vietnam 
mit den Amerikaner verhandelt wurde? 
X. 1l-IUY: Ja. Die chinesische Regierung wollte weder einen 
Erfolg der Pariser Verhandlungen noch einen vollständigen 
Abzug der US-Streitkräfte aus Vietnam. Als Vietnam voll­
ständig befre it wurde, fre ute sich das chinesische Volk auf­
richtig. Dagegen zeigte die chinesische Regierung ihre Freude 
nur zögernd. Wahrscheinlich deshalb, weil wir die Befreiung 
nach unseren Vorstellungen verwirklicht hallen und nicht 
nach denen der chinesischen Regie rung. 

G. GIESENFELD: Ist es richtig, daß am ersten Panellag 
nach dem Sieg, dem sog. "Vereinigungsparteitag", dem IV. 
Parteitag der KP Vietnams, keine Delegation der KP Chinas 
teilgenommen hat? 
X. THUY: Das ist richtig. Wir hatten sie eingeladen, aber sie 
kamen nicht. 
Nun die drille Meinungsverschiedenheit. Als die Pekinger 
Führung in den Jahren 1972-1974 die sog. "Drei-Welten­
Theorie" aufstellte. waren wir damit nicht einverstanden. 
Aber wir haben dies nicht öffe ntlich gesagt. Unse~e Meinung 
ist, daß es in der heutigen Welt zwei Systeme gibt, das soziali-



stische Lager, und das kapitalistische. Und auf dieser Weil 
gibt es drei revolutionäre Strömungen: das sozialistlsc::he La­
ger, die nationalen Befreiungsbewegungen und die kämp­
fende A rbeilerbewegung in den kapitalistischen Ländern -
alle drei richlen ihre Angriffe gemeinsam gegen den Imperia­
lismus. 
Heute geht die Pekinger Führung dazu über, ihre "Dn:i-Wel­
ten-Theorie" in die Tat umzusetzen. Dabei ist ihr die Tat­
sache hinderlich, daß Vietnam nicht damit einverstanden ist. 
Deshalb versucht sie, Druck auf Vietnam auszuüben. Wir 
sind aber der Meinung, daß solche Meinungsverschiedenhei­
ten zunächst zurückgestellt werden sollten, damit wir die ge­
meinsam vor uns liegenden Aufgaben verwirklichen können. 
Auf diese Weise kann die Freundschaft erhalten bleiben. 
Aber die Pekinger Führung hat nicht auf uns gehört lind be­
treibt ihre Politik weiter. 

G. G IESENFELD: Solche Meinun,e.werschiedenheite n und 
Konflikte waren bei uns in der BRD bis jetzt kaum bekannt 
geworden. Deshalb sind wir durch ihre plötzliche öffc·ntliche 
Austragung sehr überrascht worden. 
X. THUY: Als in den Jahren 1959/ 1960 die Meinungsver­
schiedenheiten zwischen der VR China und der Sowjt:tunion 
bekannt wurden, waren wir der Meinung, daß wir uns in diese 
Auseinandersetzung nicht einmischen sollten. Wir sprachen 
beiden Seiten gegenüber die Empfehlung aus, die freund­
schaftlichen Beziehungen nicht aufzugeben. Wir ware n und 
sind immer noch der Meinung, daß Meinungsverschieden­
heiten zwischen sozialistischen Ländern bzw. zwischen den 
kommunistischen Parteien intern beigelegt werden sol lten. 

Ge(onoengenommene kampumeaniwte Soldoien 

Deshalb haben wir uns zu diesem Konflikt niemals geättlßert. 

G. GIESENFELD: Welchen Inhalt und welches Ergebnis 
hallen die Gespräche, die bei einem Besuch hoher Regie­
rungsvertreter Vie tnams in Pcking im Juli und November 
1977 stanfanden? 
X. THUY: Diese Gespräche hallen die Aufgabe, die Freund­
schaft zwischen China und Vietnam zu verstärken und einen 
grundsätzlichen Meinungsaustausch zu ermöglichen, damit 
die aufgetretenen Differenzen nicht die Solidarität I~erah r­

deten. Ich war selber Mitglied der vietnamesischen hohen 
Partei- und Regierungsdelegation . Im Verlauf der Ges.präche 
predigte Hua Kuo Feng unablässig die " Drei-Welten-Theo­
rie'·, während Le Duan die Vorstf.:.llung von den zwei Syste­
men und den drei revolutionären Bewegungen vert;rat. Es 
war auf diese Weise nicht möglich, weiterzukommen . Darauf­
hin schlugen wir vor, diese Diskussion aufzuschiehc:n und 
über die chinesischen Hilfeleistungen zum Aufbau Vie tnams 
zu sprechen. Wir baten um eine beschleunigte Abwi.cklung 
älterer Projekte, deren Verwirklichung in der letzte.n Zeit 
stark verzögert worden war. Neue Hilfsprojekte könnt,en ver­
e inbart werden, falls dies möglich ist. Sollte dies abe r im 

Augenblick nicht möglich sein, so sollten wenigstens die 
5- I 0 % der laufenden Projekte schnellstens verwirklicht wer­
den, die am dringendsten waren und die am meisten verzö­
gert worden waren . Die Antwort der chinesischen Seite wa r, 
es könnten keine neuen "Hilfsprojekte in Angriff genommen 
werden , und auch die alten könnten nicht beschleunigt werden. 
Da wir eine solche Antwort erwartet hallen, waren wir nicht 
verärgert darüber. ( .. . ) 

Auf eine Aggression vorbereitet 

G. GIESENFELD: Zum Schluß möchte ich noch eine Frage 
stellen zu den Perspektiven der gegenwärtigen Si tuation. 
Korrespondenten westlicher Zeitungen berichten, Vietnam 
würde wieder den Anblick einer Nation bieten, die sich im 
Kriegszustand befindet. Bereitet sich das Land auf eine mili­
tärische Auseinandersetzung vor? 
X. THUY: Auf der einen Seite stiftet die Pekinger Führung 
Kampuchea dazu an, einen Krieg gegen Vietnam zu führen , 
nämlich durch massive Lieferung von Kriegsmaterial und die 
Entsendung von militärischen Beratern. Andererseits ver­
stärkt die VR China ihre Truppen an der nördlichen Grenze 
Vietnams. Ihre Art.illerie ist auf Ziele in Vietnam gerichtet, 
fast täglich finden Provokationen an der Grenze Stall, ähn­
lich derjenigen am "Tor der Freundschaft", die ich bereits er­
wähnt habe. Man kann sich vorstellen, wie siCh Vielnam un­
ter diesen Umständen fühlen muß. Wir müssen wachsam sein . 
Von uns aus wollen wir keinen Krieg. Nach 30 Jahren grau­
samsten Krieges, des leidvollsten und opferreichsten Wider­
standes, wollen wir jetzt nur Ruhe und Frieden, um das Land 
und ein neues Leben a\lfzubauen. 

G. GIESENFELD: In unseren Zeitungen wird von einer 
" Mobilisie rungskampagne" gesprochen, einer "Militarisie­
runs" des Lebens, und das wird als Zeichen dafür angesehen, 
daß Vietnam sich auf eine "Aggression" vorbereite. 
X. THUY: Nach unserem Gesetz muß jeder männliche Bür­
ger nach de r Vollendung seines 18. Lebensjahres einen Mili­
tärdienst leisten. Nach drei Jahren wird er aus der Armee ent­
lassen. Jedes Jahr werden neue Bürger eingezogen , um die 
aus dem Militärdienst entlassenen zu ersetzen . In diesem Jahr 
haben wir mehr Leute eingezogen. 

(Quelle: Vietnam Kurier. Organ der Freundschaftsgesell­
schaft BRD-SRV, Düsseldorf, Sonderdruck September 1978, 
s. J...<;) 
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Kampuchea 

Günter Ritter 

Die kampucheanische Tragödie 

Als am 11. April 1975 die letzten Amerikaner IUnd die von 
ihnen installierte Loo Nol-CUque Phnom Penh in wilder 
Aucht verließen, glaubte man allgemein, daß die im anti­
imperialistischen Kampf gegen die USA geeinten Völker von 
Vietnam, Laos und Kampuchea nun mit dem ebenso geeinten 
Aufbau einer revolutionären Gesellschaft in ihren Ländern 
beginnen würden. 
Heule kann man feststellen, daß diese Hoffnung sich nicht er­
füllt hat. Vietnam und Kampuchca stehen sich in einem offe­
nen Krieg gegenüber. und viele Menschen , die einst in der 
weltweite n Solidaritätsbewegung fü r die Völker Indochinas 
vereint waren, stellen sich die Frage: Wie kortntc es dazu 
kommen, daß Soldaten, die den US·lmperialismus in fester 
WaffcnbrudeßChaft bezwungen hatten, jetzt ihre Gewehre 
aufeinander richten? 

Will Vietnam die Indodain.-"Föderation"? 

Die Tatsachen sind weitgehe nd bekannt' : Bereits seil Mai 
1975 begehen kampucheanischc Truppen Grenzvt:rletzungen. 
Die wegen der häufigen Zwischenralle aur Initiative der Re­
gierung der SR Vietnam zustande geko mmene n Grenzge­
spräche mit dem Ziel einer endgültigen GrenrlestJegung wur­
den von kapucheanischer Seite abgebrochen. Stattdessen er­
kUii1e die Regierung in Phnom Penh plötzlich, Vietnam ver­
suche gewaltsam , Kampuehea in eine " lndochinesische Fö­
deration" einzugliedern. In der Tal hatte der Plan einer sol­
chen Föderation zwischen Vietnam, Laos und dem damaligen 
Kambodscha zu einer Zeit bestanden, als die 1930 gegrün­
dete KP Indochinas unte r Führung Ho Chi Minhs noch exi­
stiene. Als jedoch 1951 die KP Indochinas aufgelöst wurde 
und an ihre Stelle nationale revolutionärc Org.anisationen 
traten und a ls 1954 mit der Genrer Konfe renz das Ende des 
französischen Kolonialgebieies Indomina eDdgiiltig besiegelt 
war, da hatte sich die Frage einer " Indochinesischen Föde­
ration" historisch überlebt. Sie wurde von victnamesischer 
Seite nie wieder erwähnt l. 
Oberhaupt ist die Beschuldigung der kampu(:heanischen 
Führung, Vietnam wolle da5 Land annektieren und seiner 
nationale n Unabhängigkeit berauben, von vomhcl:ein äußerst 
unglaubwürdig. Zweifellos hälle Vietnam mit seil~er erdrük­
kenden militärischen überlegenheit dieses Ziel liingst errei­
chcn kö nnen , wenn es ge\\"Ollt hälle . Bis heute aber ist nach­
weislich nicht ein qm Kampucheas von vietnamesisehen Trup­
pen besetzt. Sollte die aggressive Haltung der R'cgierung in 
Phno m Penh, die weiterhin jegliche Verhandlungen ablehnt, 
vielleicht nur teilweise außenpolitisch mo tiviert sein? Und 
sollte sie vor allen Dingen dazu dienen, Schwier:igkeiten im 
eigencn Land durch eine nationalistische und chalJvinistische 
Politik gegenüber Vie tnam zu kaschieren? 
Um diese Frage beantworten zu können, muß man sich 
zwangsläufig mit der Entwicklung in Kampuch~1 seit April 
1975 beschäftigen, was jedoch mit einigen Schwierigkeiten 
verbunden ist. Denn während Laos und Vietnam die We lt­
öffentlichkeit in jeder Beziehung umfassend über ibre Bemü-
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hungen bei der sozialis tischen Umgestaltung informie rten. 
riegelte Kampuchea sein Territorium hennetisch von der 
Außenwelt ab. Nicht zuletzt diese Geheimniskrämerei führte 
zu ciner ausufernd spekulativen Bcrichterstattung seitens der 
bürgerlichen Pr~e. An objektiven, sachlichen Inrormationen 
sickcrte nur wenig nach außen . Aus ihnen läßt sich ein Bild­
mosaik ze ichnen, das an einem keinen Zweifel läßt: Die Füh· 
rung in Phno m Penh hat, staU eine Politik der nationalen Ver­
söhnung zu betreiben, Haß und Raehegefühle zu Triebfedern 
des gesellschaftlichen Lebens gemacht. 

In Vietnam wurden lediglich dic größten Kriegsverbrecher zu 
Haftstrafen verurteilt , dic einfachcn Gefolgsleute und Solda­
ten des Thieu-Regimes jedoch in die neue Gesellschaft eingc­
~Iiedert . Eine Vaterländische Front wurde gebildet, um alle 
Klassen und Schichten des Volkes (also auch die Bourgeoisie 
und das Kle inbürgert um in Südvietnam!) am Aufbau des 
Landes. zu beteiligen). 

Rache statt nationaler Versöhnung 

Anders dagegen in Kampuchea : Nach übereinstimmenden 
Zeugenaussagen wurden nicht nur hohe Offiziere und Re­
gierungsmitglieder des 1.on NOI-Regimes. sondern auch ein­
fache MiUäufer in großer Zahl hingerichtet. Viel schlimmer 
ist jedoch die Tatsache zu bewerten, daß mitten durch das 
kampucheanische Volk eine Trennungslinie gezogen wurde : 
Diejenigen, die in den befreiten Gebicten auf dem Land ge­
lebt hatten. gellen als " t..'Chle" (,.origina ls"), diejenigen, die 
zum Zeitpunkt der Einnahme von Phnom Penh im Ein nuß­
bereich Lan Nols (also in den Städten) wohnten, als " Neu· '­
Kampuche.aner (" new citizens"), Diese letztere Gruppe von 
Menschen, mit 3,5 Mio immerhin fast die Hälfte der Bevölke­
rung. Hjllte während des Befreiungskampfes keineswegs 
freiwillig die Städte , vielmehr waren hunderttausende von 
Menschen vor den Flächenbombardements der US-Luftwaffc 
vom Land in die Städte geflohen . 
Nach de r Eroberung Phnom Penhs durch die Roten Khmer 
glaubte man dem Problem Herr zu werden, indem man die 
Städte zwangsweise nahezu vollständig evakuierte . In Phnom 
Penh , einst von etwa 2 Mio Menschen bevölkert, sollen heute 
nur noch ungefähr 20000 Einwohner leben . Ein jugoslawi­
sches Journalistenteam, das einzige, ..... clches bisher Kampu­
ehea bereisen durfte, bezeichnete die kampucheanischen 
Städte als "Geisterstädte". Z ie l der Räumungsaktion war es, 
zum e inen das einseitig auf die Landwinschaft ausgerichh!te 
wirtschaftliche Ko nzept durchzusetzen, zum anderen aber 
auch, die Vorstellungen dcr kampucheanischen "Theoreti­
ker" von einer " neuen Gesellschaft" zu verwirklichen, Kei­
nen Platz in dieser Gesellschart haben offensichtlich die vielen 
hunderttausend Hoas (Auslandschinesen) und Vietnamesen , 
die seit Generationen in Kampuchea gelebt und aktiv am Be­
freiungskampf teilgenommen haben. Sie wurden ermordet 
oder venrieben und leben he ute in Flüchtlingslagern in Viet­
nam oder Thailand. 
Aber nicbt nur der Fremdenha6 rorderte seine Oprer. Auch 



die Angehörigen de r ohnehin nur schwach entwickeRten Ar­
beiterklasse und der Inlclligenz wurden größtenteils aus den 
" Horten dcr Konterrevolution", den Städten. auf das Land 
deport iert . Ihnen erging es ebenso wie den buddhistischen 
Mönchen , deren Tempel und Heiligenstatuen zerstö rt wur­
den. Für die Verantwortlichen in Phnom Penh existie:rt aller­
dings kein Problem wie das der Religiosität der Bevölke­
rung. Frau Yun Yat, Minister für Propaganda und En~ehung: 

,.Mit der Ausweitung des revoluttonären Bewußtseins hört 
das Vo lk zu glauben auf, und selbst die Bonzen verlassen die 
Tempel. Das Problem erlischt allmählich, und damit gibt es 
kein Problem mehr ... • So einrach ist das also. 
Auch de r Institution Familie begegnen die Verantwcrrtliehen 
in Phnom Penh mit Mißtrauen: Sie existiert in der bisherigen 
Fo rm nicht mehr u.nd mußte den neuen "G rundzellen" der 
kampucheanischc n Gesellschart , den landwirtschaftlichen Ko­
o perativen und den Arbeitsbrigaden. Platz machen. 

Reis übe, alles 

" Wir o rganisieren das Land um, wobei wir die Landw:irtschaft 
als Basis nehmen. Mit dem, was d ie Landwirtschaft erzielen 
kann, bauen wir eine Industrie aur, die wiederum der land­
wirtschaft zu dienen hat. Das Volk der Khmer hat jahrhun­
dertelang Erfahrung im Reisanbau. und vom Re:isanbau 
müssen wir deshalb ausgehen." S Mit diesen drei Sätzen be­
schrieb Kampucheas Vizepremier und Außenminisl er leng 
Sary die wirtschaftliche Konzeption der Führung in Phnom 
Penh. In der Umsetzung in die ö konomische Praxis sieht das 
so aus, daß die quasi-militärisch organisierten landwirtschaft­
lichen Kooperativen bis zu 14 Stunden täglich im Re:isanbau 
beschäftigt sind; die mobilen Arbeitsbrigaden werden nahezu 
ausschließlich beim Bau von Bewässerungsanlagen für die 
Reisfelde r eingesetzt. 
Ganz offensichliich we rden in Kampuchea keinerlei Anstren" 
gun gen unternommen, um eine nationale Ind.ustrie aufzu­
bauen . Besucher des Landes - so der schwedische Bolschaftc:r 
in Pe king - wundem sich darüber, daß selbst funk ttiunsbe­
reite Bctriebe nicht genutzt werden. Dafür warten clffizielle 
Stellen in Phnom Pcnh jedoch mit überraschenden IErfolgs­
meldungen auf. Kampuchea soll laut Premie r Pol Po t 1977 
bereits " tausende Tonnen Reis" exportiert haben . Wirt­
schaftsexperten haben allerdings errechnet, daß die Reiser­
zcugung Kampucheas e rst ~70 % des Vorkri.egsniv,eaus er­
reicht hat. Sie mutmaßen, daß de r Reisexport lediglich darauf 
zuriickzuführe n ist, daß die Reiszuteilung pro Jahr wld Kopf 
der Bevölkerung nicht 312 kg beträgt, wie offiz.iell behauptet 
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wird, sondern lediglich 1- 2 Schüsseln pro Tag, was wesent­
lich weniger ausmach!. 10 der Tat bestätigen Aüchtlinge 
immer wieder, daß de r Hunger keineswegs ausgerottet ist. 
Im übrigen scheint im wirtschaftlichen Ko nzept Kampucheas 
ein chronisches Außenhandelsdefizit einkalkuliert zu sein: 
E infuhren im Wert von 13 Mio Dollar standen 1977 Ausfuh­
rcn im We rt von nur 307791 Dollar gegenüber. Die Diffe­
renz wurde mit chinesischer Entwicklungshilfe ausgeglichen.' 
E ine weitere Konsequenz dieses winschaftlichen Kurses be­
steht darin, daß der gesamte Postverkehr eingestellt wurde. 
Es gibt keinen nennenswerten nationalen Handel mehr. Das 
Geld als Zahlungsmittel wurde abgeschafft. Allerdings erwägt 
die kampucheanische Führung nach neuesten Meldungen 
eine Rückkehr zur Geldwinschaft, was nicht zuletzt mit 
Schwierigkei ten beim Handel mit anderen Nationen zusam­
menhängen dürfte. 

Für bürgerliche Beobachter besteht kein Zweirel: Kampuchea 
ist ebenso e in sozialistisches Land wie Vietnam eines ist. 
Grundsätzlich, besonders aber in einer Situation, in der sich 
heide Länder kriegerisch gegenüberstehen, wird jedoch der 
Frage aus dem Wege gegangen, ob der Charakter des Re­
gimes in Phnom P"'nh wirk lich sozialistisch zu nennen isI. 
Konkret gefragt : Hält die realr. Entwicklung in Kampuchea 
den obje ktiven Kriterien, die ein Land zu einem sozialisti­
schen machen, stand? 

GeselJsdlaft obac "V OfbUd"? 

Sicherlich, das private Eigentum an Proouktionsmitteln 
wurde abgeschafft, und nicht nur das, sondern das Privat­
e igentum überhaupt. Aber reicht dieser Tatbestand alleine aus, 
um ZU konstatieren, daß in Kampuchea der Sozialismus auf­
gebaut wird? Eines läßt sich nicht leugnen : Der Korrespon­
dent der Zagreber Zeitschrift Vjesnik, der Kampuchea be­
sucht hat, stellt fest , ,.Kambodscha sei das einzige sozialisti­
sche Land, ( .. . ), in dem der Sozialismus ohne Rückgriff auf 
die Klassiker des Marxismus aufgebaut wird. ln den drei Jah­
re n nach der siegreichen Revolution wurde kein einziges 
marxistisches Buch gedruckt ." 1 Und O nistian Roll schrieb in 
der Süddeutschen Zeitung: " Es rällt auf, daß im Programm 
von Radio Phoom Penh 'die marXistische Tenninologje feh lt. 
Begriffe wie ,Klassenkampf'. ,sozialistische Gesellschaft ' und 
,Volksde mokratie' kommen nicht vor.'" 
In e inem Interview mit dem Spiegel erklärte leng Sary auf die 
Frage, was für eine Gesellschaft in Kampuchea deM aufge­
baut würde: .. Es gibt kein Vorbild für dü revolutionäre 
Experiment der Khmer. Wir wollen etwas verwirklichen, das 
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Pol POl 1/./ UIId t,,,o Sory 

er noch niemals in der Geschichte gegeben hat . Dafür gibt es 
keine Modelle .... 
In der Tat ist es richtig. daß die kampucheanische Führung 
d ie Erfahrungen, d ie in der Sowjetunion und dfm anderen 
sozialistischen Ländern beim Aufbau des Sozialismus gemacht 
wllrden, ausdrücklich negiert . Es gibt auch 50 gut wie keine 
Beziehungen zwischen den Ländern des 50zialislischen la­
gen und Kampuchea, obwohl diese dem Land nach der Be­
freiung ihre Unterstützung angebotcn haben. Nun hat aller­
dings auch der .. ko llektivistische Sozialismus" (Po l Pot), der 
in Kampuchea errichtet wird. gar nichts gemein mit dem von 
Man:. E ngels und Lcnin begründeten wissenschaftlichen 
Sozialismus, auf den sich beispielsweise Vietnam und Kuba 
bei der überwindung ihres Stat us als unterentwickelte Länder 
s tützen. Dabei sind die Leugnung der führenden Rolle der 
Arbeiterklasse in Plrtei und Gesellschaft sowie eine allge­
me in feSlstellbare Theorideindlichkeit, die sich in der Liqui­
dierung der (nieIligem als gesellschaftliche Schicht \'erbunden 
mit der Schließung sämthcher Hochschulen, niederschlägt, 
lediglich zwei, wenn auch schwerwiegende. Indizien fu r diese 
T atsache . 
So neu alle rdings. wie die herrschende ai~ue in Phnom Penh 
glauben machen möchte. ist ihr "Experimenl" in der Mensch­
heitsgeschichte nun auch wieder nicht. Es existiert nämlich 
e ine unübersehbare Ähn lichkeit der Methoden und Zielset­
zungen der kampueheanischen Führung mit der maoistischen 
Politik , und dies mit ihren extremsten Formen aus de r Zeit 
der .,Kulturrevolution" . 

Widerstand legen die Pol POl-Clique 

Die rigorose UnterdTÜckungspolitik der Machthaber in 
Phnom Penh im eigenen Lande sowie die extrem nationati ­
stische, chauvinistische Außenpolitik läßt sieh zumindest teil­
weise aus der Geschichte der Kommunistischen Partei Kam­
pucheas erklären . Hervorgegangen aus der KP Indochinas 
zählte die KPK 1954 an die 2500 Mitglieder. DUlrll Ve rfol­
gung und Tenor sank die MiTgliederzahl bis 1960 auf 200. 
Als 1963 Saloth Sar (heute als Pol Pot Premienninister Kam­
pucheas) SekreTär der KPK wurde. drängte er der Panei den 
falschen Kurs ~ bewaffneten Kampfes gegen die Regierung 
Prinz Sihanouks auf, die damals auf durchaus ant iimperialist.i­
schen Positionen stand. Erst als sic~ 1970 Lon Nol durch 
e inen von den USA inszenierte n Staatsstreich an die Macht 
geputscht hatte. ging die KPK unter dem Druek d.er objekti­
vcn Erfordernisse ein Bündnis mit den bürgerlich··nationalen 
Kräften um Sihanouk ein . um im Rahmen der Nat ionalen 
Einheitsfro nt (FUNK) und der Königlichen Regierung der 
Nationalen Einhcit Kampuchens (G RUNK) den Kampf g~' ­
gen den US-Im perinlismus und seine Lakaien in Phnom Penh 
auf'Lune hmen. 
Nach dem endgültigen oSicg der ßcfreiungsstreitkräftc glaub­
len bestimmte Kräfte in der KPK jedoch . das nationale Bünd­
nis sei nun überflüssig, du man sich auf die Macht der Ge-
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wehre stützen könne . Die Nationale Einheitsfront wurde 
auf$c!öst . Sihanouk unter ~ausar.r~t geste llt, ~ineAnhänger 
unnachsichtig verfo lgt. DIe politische Schwache der KPK 
manifestierte sieh abe r unübersehbar in der TalSaChe. daß 
sie bis zum September 1977, also noch 2 112 J ahre nach der 
Befreiung Kampucheas. anonym unter der Bezeichnung 
.. Angkar" (Organisation) tät ig war. Es gibt indes sichere Be­
lege dafür. daß sich der abenteuerl iche Kurs der jetzigen 
Führer Kampucheas nicht ohne Widerstand durchgesetzt haI. 
Erst Mille 1976 war die hculige Führungsclique erfOlgreich 
aus den Machtkämpfen hervorgegangen. Eine Oique ist die 
Regierung in Phnom Penh freilich im wahrsten Sinne des 
Wo rtes: Premier Po l Pot iSI mit Khieu Ponnary, der Schwe­
ster von leng Tirith (de r Fmu des Vizepremiers und Außen­
ministen leng Sary) verheirate!. die ..... iederum Minister rur 
So7.ialaufgabcn ist. Vun Vat, die für J ugend und Kultur zu­
ständig ist. is t nebenbei auch d ie Fmu des Verteidigungsmini­
sters Son Sen. 
Ocr Widerstand gegen das Regime hat sich offensichtl ich 
durch den Krieg gegen das vietnamesische Brudervolk gewal­
tig verstiirkt. Die in der Regel gut informierte Far Ea~ tem 
Economic Review bcriehtett! de tailliert über Pläne, die 
Machthaber in Phnom Penh zu stürzen . Danach soll sich be­
rei ts unter Führung des ehemaligen stellvertretenden Mini­
s te rpräsidenten So Phim eine Khmer Bcfreiungsfront gebildet 
haben, die einige Teile des Landes, besonders an der vietna­
mesischcn Grenze, unter Kontrolle hat. Die Inbetriebnahme 
eines Befrciungsscnaers Mehe unmitte lbar be'·or. IO Selbst 
Radio Phnom Pcnh berichtet immer häufiger über Aufstände 
und anschließende Säuberungsaktionen in Panei und Ar­
mee. 11 

Rückhalt China 

In dieser Si tuation scheint die VR qina der einzige Rückhalt 
Hir das Regime in Phnom Pcnh zu ;ein. Ob ..... ohl mittlerweile 
feststeht . daß Peking 6000 " Berater" nach Kampuchca ge­
schickt und die Armec des Landes derart aufgerüstet hat, 
daß sie heute besser bewarrnet ist als zur Zeit des Befreiungs­
kampfes, mchren sich die ßingänge flih render kampuchean i­
scher Politiker in die VR China. Die Far Eastern Eeonomic 
Review mucht das Schicksal dcr Regierung Pol Potlleng Sary 
unmittclbnr vom Wo hlwollen (sprich: massiver materieller 
und IXllitischer Un terstützung) Pekings abhängig. 12 

Die Luge, in die Kampuchca du rch eine solche Politik hinein­
manövriert worden ist . ist in jeder Beziehung tragisch: Tra­
gisch für das kampuchcanischc Volk . .... 'Clches um die Früchte 
seines erfo lgreichen Befreiungskampfes gebracht wird. Tra­
gisch rur die Sozialistische Republik Vietnam, die nach einem 
jahrzehntelangen Kampf gegen Kokmialismus und Imperial;';­
mus wiederum ihr Territorium vcrteidigen muß und ihre ge­
samten Anstrengurtgen nicht auf den Aufbau des Sozialismu!> 
kOll7.Cnlrieren kann. Tragisch nicht zuletzt auch rur jene 
Kräfte in der Welt. die den Völkern Imlochinas im Befrei­
ungskampf zur Seite gcstanden haben. 
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2) Siehe dazu: .. Tatsachen über die Frage der Indochlnc:sischcn 

Föderation", in: Kampuchea Dossier I. Hanoi 1978. S. 94-119 
3) Zur Vaterlan(lischen Front Vk tnilms siehe AlB 9/ 1977 
4) Zit. nach Frankfuner Rundschau (FR). 12. 4. 1918 
5) Interview mit leng Sary in: DeI Spiegel, 9. 5. 1911 
6) Angaben no.eh: Asia Yearbook 1918, Hongkong 1918. S. 15ä 
7) Vgl. FR. 12 . 4. 1978 
8) Süddr.utsche ZA:itung (SZ), 20. 1. 1977 
9) Der Spiegel, 9. 5. t911 

10) VgJ . Fir Ea~l cm Eennomic Review. HongkQng. 19 . .5 . ]978 und 
28. 7. 1978 

11) Sz. 18. 7. 1978 
12) Far Elstern Eoonomic Rel/iew. I J. 8. 1978 



Nikaragua 

Somozismus ohne Somoza? 
"Somo1.U schien bereit zu sein, das Land zu zerstören , um es 
für seine eigene Person zu reiten", charakterisierte treffend der 
Korrespondent der Newsweek am 25. 9. 1978 die Biirger­
kriegssituation in Nikaragua. In der Tal, nur die wahllose 
Massakrierung der Zivilbevölkerung, die Verwüstung ganzer 
Städte und die harte Verfolgung der Opposition ermöglichte 
es SamalU, sich noch an der Macht zu hallert . 
Die Nationalgarde sah sich mit einer Bevölkenmg konfron­
tiert, die sich spontan den Kämpfern der FSLN anschloß, als 
sie in einer großen Offensive u. a. fünf Städte besetzte. In Le6n 
wußte ein Anwalt zu berichten, daß es keine anständi"ge Per­
son gebe, die nicht gegen Sammo einges/ellt sei; jedermann 
kooperiere mit den Guerillas. Allein der Lage nicht gewachsen, 
da Hu.nderle Na/ionalgardisten zur SruJdinistischen Front 
(FSLN) überliefen "nd tlie- Mo ral der Gruppe gesunken war, 
wurden mehr als IUU(} Söldner allS den USA, Guatemala, EI 
Salvador, Chile usw, ins Land geholl. Ohne dafiir belangt zu 
werden, konme sogar der Mote/besitzer Guy Gabaldon aus 
A/buquerquJ! in den USA per ZeitungsUllzeige 100 Viemam­
veteranen als Söldner werben. Anscheinend war der Kampagne 
ein solcher Erfolg beschieden, daß er in Managua nachfragte, 
ob mall dort nichi, noch mehr gebrOllchen könne (vgl. Time, 
25.9. /978). 

Greuel der Somozabanden 

Die bisherige Bilanz des Bürgerkrieges ist erschreckend: die 
Städte Masaya, Matagalpa. Chinandega, Leim Imd die bis zu­
letzt heftig umkämpfte Stadt Esteli liegen nach Dallerb,ombar­
demel/ IS und ArlilIeriebeschuß in SchUl/und A,<che. Vo n dem 
wahllosen Töten tier Somozatruppen blieb besonders die Ju­
gend nicht ~'Cfschont. Viele von ihnen kamen beim Häuser­
kampf ums Leben, der weitaus größte Teil aber wurde wegen 
del' bloßen Verdachts, mit Guerillas zusammengearb,~itet zu 
haben, erschossen. Selbst vor den Verwundetentransporlen 
machten die Grellei der Nationalgarde und Söldnuhorden 
,Iielzt halt. 
Das Rote Kreuz schätl,l miulerweile die Opfer in der Bevöl­
kemng auf iiber 5000 Tote und 12 000 Verwundete. Mehr als 
35000 Menschen befinden sich allf der Flucht vor den maro­
dierenden Somozaballdel/. 10000 Flüchtlinge befinden sich im 
Ausland. 
Die zu Ende September unübersehbare Sitll(l/iorr in Nikaragu(/ 
brachte die Weltöffentlichkeit zunehmend in Harn isch. Wäh­
rend einer Solidarilätskonferenz für das nikaroguU/zische Volk 
I'om 30.9.-1. 10.1978 in Panama-Stadt forderten WO Teil­
nehmer aus 20 Ländern Lateinamerikas den Abbruch d,~, poli­
tischen und wirtschaftlichen Beziehungen mit Nik(lrag'~la uml 
die UnterstiitZllflg der Kämpfenden. Die Konferenz· billigte da­
mit die Entsendung von Intema/iOlzalen Brigaden i;ur Umer­
stützung der FSLN. Auf einer Nikaraglw-BeratUllg de,. Orga­
nisation Amerikallischer Staaten (DAS) verlas der Auße'nmini­
ster Venezuelas einen Appell des Volkes von Nikaragua, in 
dem die Weltöffemlichkeit um Beistand ersucht wird. Vene­
zuela will darüber hinaus die Frage von Sanktionen p rüfe lZ . 
Eine Resolutioll, die eine Beteiligung der OAS (m der LösulZg 
des politischen Konflikts in Nika raguQ vorsah. wurde "on de/l 
reaktionären Miliriirregimes verhilZdert. Diese Ländlu Imd 
allch Samaza scheinen /l ur an einer imernen Lösung ohne in­
lermuionale BeteiliglUlg interessiert. die alleh die Zustimmung 
der USA fände. 
Eine em sprechende Reisetätigkeit I'on US -Diplol/laten - zu­
erst Botschafter SolalUl und II/lil US-Sol/{lerbolSclzaJter Jor-

den -, die abwechselnd mit Somoza und gemäßigteren Oppo­
si/iol/sgmppen über einen " kontrollierten ·Wandel von der 
Diktatur zu relativen Demokratie" (Süddeutsche Zeitung, 3. 
Ja. 1978) oder einen "Somozismusohne Somoza verhandeln, 
unterstreichen dies. Besondere AIJSprechparmer für die USA 
sind Wirtschafts- und Fillanzexperten sowie Teile der Konser­
vativell Partei, die es allesamt ermöglichen sollen, daß Somoza 
unter Wahrung seines Gesichtes und der Wahrung der US­
Imeressell in absehbarer Zeit zurücktritt. Das lange Zögern 
der USA , sich zur Konf likt/ösung in Nikaragua zu engagieren , 
ist denn auch nur darauf zurückzuführen, daß man bisher 
glaubte, der obere Mittelstand sei /loch zu schwach, Somoza 
ersetzen und eine "kommunistische Machtiibernahme" ver­
hindern zu können. 

Demokratische Exilregierung fonniert 

Dagegen ist Somoza, der sich in einer Position der Stärke 
wähnt, nicht willens, sich in sein Schicksal zu fügen . Seine Zu­
geständnisse an die Forderungen der Opposition nach Dem()­
krarisierung - wie Freilassung einiger Gefangener, Lockerung 
der PresseUIISllr und Wiedenulassllng der oppositionellen 
Zeilllng La Prerzsa - erwiesen sich als Ablenkungsmanöver. 
Sein erklärter Wille, daß er die . Nationalgarde verdoppeln, 
erst nach Wahlen 198 1 zurücktreten und das Kriegsrecht wei­
ter ausdehnen wolle, delltet auf keine Entspannung hin. Viel­
mehr will er die USA durch eigene Verhand{ullgen mit Oppo­
sitionsgruppen vor vollendete Tatsachen stellen, um seine Herr­
schaft unbehindert fortsetzen zu können. 
Allerdings dürfte diese Basis auf tönernen Füßen stehen. Im 
Aus land hat sielt eine Exilregierung, gebildet at~ dem Präsi­
denten der Demokratischen Beweglmg NikaraguQS, Alfolzso 
Robelo Callejas, dem Mitglied der Gruppe der 12, Sergio 
Romirez Mercado, und dem Prüsidemen der Demokratischen 
Union der Befreiung (UDEL), Rafaet Cordovo Rivas, ent­
schieden gegen jegliche internen Lösungsversuche des Somo­
za-Regimes gewandl. Die Exilregierung wird darin von der 
FSLN unterstützt, die bereits im Juni d. J. ein detailliertes Pro­
gramm für eine demokratische Volksregierung vorgelegt hat 
(wir dokumerztieren den vollen Wortlaut). Eine eingehende 
Einschätzllng zur Somoza- Diktatur und A spekte der revolu­
tionärdemokrarischen Allemotive enthält das ferner dokumen­
tierte Kommurlique des Sandinisra-Kommando6, das im 
Augus t d. 1. den Nationalpalost stünnte und diese Erklärwlg 
im Rundfunk verlesen ließ. Ober die Slindinisra-lmerna und 
ihre Offensive vom September d. J. gibt schließlich das IlIIer­
view mit dem FSLN- Verantwortlichen Daniel Ortega Savecra 
näheren Aufschluß (sielle allch Analyse und FSLN-Dokumem 
in AlB 4/ 1978). 
Exilregierung wie FS L N drängen im Allgellblick al/f eine in ­
(erl/miol/a/e Vennittlung. Zu Grundbedingungen für die Teil­
nahme Oll solchen Gesprächeil machen sie den Rücktr;/( So­
mozas. die Einstellung der Rep ression /ll/d die Freilassung 
aller politischen Gefanenell . Für die Obergangsphase /lach 
Somoza stellt sich die Exilregierung als Garam einer Demo ­
kratisierullg dar. Sie sclzliigt unvenügliclte f reie Wahlen wlter 
Zulassllng aller politischen Parteien, die Auflösung der Na­
tiona/garde und die Enteigllung der Reidllijmer Somozas vor. 
Um eifle Anerkl'llllung der Exilregierung ersuchte der Ver­
treter der FSLN. E/lrique Schmidt, im Hessischen RUlllifunk 
am 10. 10. 1978 auch die Regierungl'll Westeuropas. Darüber 
hinaus kiindigte er ob tier starren Hlllwllg Somozas eine lieue 
Großoffelzsive der FSLN alt 
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D. Ortegal Savecra 

Der Kampf !~eht weiter 
Das 'lOchfolgcllde IlIIerview Fjlarle der Sonderbe, idllers/(Itler 
der Le Monde "irgendwo in NikaraguQ" mit dem Mi/glied der 
Fühnmg der $lmdi"isrischen Nm;o/wlerr Befrt~iungsf,olll. 

(PSLN), Daniel Ortega Savecra, D. Ortega, der tmgefähr 30 
lahre alt ist, verbrachte siebeIl Juhre in deli Gefängnissen 50-
nlO1.QS /ll/d wurde /974 mit ul/deren FSLN-Mit;,?/iedem im 
AIIS/lmsclr gegen Geiselll, die I'on deli Sandinisun gemacht 
wo rden II'lmm, !reigc/f/J'scn, 

FRAGE: Die Offensive, die Sie Anfang September auslö­
sten, brachte keinen Erfolg. Wie interpretieren Si(~ diese? 
ANTWORT: Wir haben unseren Aufstand nicht für 24 oder 
72 Stunden geplant. nicht einmal in Tagesfrislcn. Für uns hat 
der Aufstand im Oktober 1977 begonnen, als wir zum ersten 
Mal die Städte Oootal und San-Carlos und mehrere Vororte 
von Managua angriffen. 
Die gegenwärtige Offensive ist nur eine Etappe .. Die Dinge 
konnten sich in zwei verschiedene Richtungen entwickeln: 
Entweder würde Somoza niehen oder er beginnt einen Völ­
kermord . Wir waren uns unserer unzulänglichen materiellen 
l.age bewußt. insbesondere was die Bewaffnung und die Aus­
rüstung betrifft. Doch wir sind der Meinung, daß der revo­
lutionäre Krieg niclll mit einer perfektionistisehen Mentalität 
geführt werden kann. 
Im Gegenteil: Er muß seine Form und seinen Rhythmus im 
Kampf finden . Dazu befanden wir uns an der Seite eines ver­
zweifelten Volkes. das bereit war, sich ohne Waffl~n , ohne die 
Hilfe seiner Avantgarde in die Straßen zu werfen , wie es sich 
Ende August in Matagalpa ereignet hat. Wir mußten uns an 
die Spitze dieses Volkes stellen und mit ihm erfolgreich sem 
oder teilweise scheitern. 

An der Seile eines venweifellen Volkes 

Unsere militärische und politische Struktur blieb intakt. wir 
konnten uns zurückziehen. Unsere Kader sind nidlt ernstlich 
getroffen worden und unsere opcrationelle Fahtigkeit blieb 
ebenfalls erhalten. Was uns im wesentlichen zum Rückzug 
gezwungen hat, ist. daß der Feind seine Gegenoffensive ge­
gen das Volk richtete. Dieses ist unter den Kugt!ln gefallen. 
G le ichzeitig hat das Volk sein politisches Bev.'Ußtsein ge­
stärkt, es hat gelernt zu kämpfen. Unsere Offensive geht wei­
te r, die Unruhen werden nicht enden_ Kämpfer haGen wir. 
Was uns fehlt, sind Material. Waffen und Medikamente. 
FRAGE: Wie erklären Sie, daß in den meisten Städten 
"muchachos" , unorganisierte junge Leute die letzten waren, 
die dem Vorslaß der Nationalgarde Widerstafld leisteten, 
während die Kader der Front die Orte schon verlassen halten? 
ANTWORT: In jeder Stadt haben wir zu einem gewissen 
Zeitpunkt den Befehl zum Rückzug gegeben. Aber es gibt 
immer Kämpfer, die sich weigern, den Rückzug anzutreten. 

FRAGE: Sind Sie Marxist? 
ANTWORT: Ich bin Sandinist. Man muß wissen., daß in un­
serem Land der Prozeß, den der I(ampf von Sandino (Gene­
ra l C. A . Sandino, der 1934 von Somozas Nationalgarde er­
mordet wurde; d. Red.) eröffnete. durch die arnerikanische 
Intervention gestOppt wurde . Das war eine spezifisch natio· 
nale Bewegung, die wirkliche Reformen vorschlug wie z. B. 
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die Verteidigung de r natürlichen Bodenschätze. 
All das bewahren wir_ Was es im Herzen der Front zuallererst 
gibt. das sind Revolutionäre. se ien ~ie Ch risten. Marxisten 
oder andere. Wir gehen \'on einer grundlegenden Plaltform 
aus und von da aus marschieren wir nach dem Rhythmus, den 
das Volk bestimmt. Die Front ist bereit. das zu akzeptieren, 
was das Volk annehmen wird . eine sozialistische oder eine 
sozialdemokratische Lösung. Nach dem Sturz Somozas wird 
die Front eine Teilnahme an der provisorischen Regierung 
nicht fordern . Sie wird jedoch die Anwendung des Minimal­
programms und die Respektierung der Mitwirkung des Vol­
kes fordern . Im übrigen sind wir der Meinung, daß von den 
verschiedenen politischen Gruppen, die eine Veränderung in 
Nikaragua wollen. die Gruppe der 12 (Mine 1978 aus der 
Verbannung zurikkgekehne progressive Intellektuelle, Geist­
liche und Geschäftsleute; d. Red.) unser Vertrauen verdient. 

Mehrere Richlungen innerhalb der Sandidistas 

FRAG E: Sie sind einer der Verantwortlichen der sog. " ter­
ceristrschen" Richtung der Sandinist ischen Befreiungsfront , 
während Männer wie Henry Ruiz und Tomas Borra an der 
Spitze der sog. Gruppe des " fortgesetzten Volkskriegs" 
(GPP) stehen . Mit weichen Richtungen korrespondieren die 
verschiedenen G ruppen und weiche Rolle spielten sie bei den 
aktuellen Ereignissen? 
ANlVIORT: Dies sind die beiden anderen Gruppen (Sie ha­
ben die proletarische Richtung vergessen), die uns "Terceri­
sten" nennen . Wir definieren uns als die aufständische Rich· 
tung der Bewegung. 
Die Entwicklung und die Stärkung der Front haben Wider­
sprüche an den Tag gebracht, deren Wurzeln in diesen Mei­
nungsverschiedenhe iten liegen. Die Front als solche wurde 
1963 als eine Zusammenfassung von Guerilleros und politisch 
Aktiven gegründet. Es handelte sich zunächst um den Kampf 
im Gebirge, der städtische Kampf bestand im wesentljchen 
aus Propagandaarbcit und Gcidsammlungen mit dem Ziel . 
denen zu helfen. die in den Bergen waren. 
Die Krise innerhalb der Front trat 1974/75 zutage. In dem 
Maße wie die Bewegung an Breite gewann. verfochten die 
Mitglieder der GPP· Richtung die These der "Guerillaherde" 
und stell ten d!!n Kampf in den Städten_ der ihrer Meinung 
nach nur eine zusäl2liche Sache sein dürfe, an die zweite 
Stelle. Wir waren de r Meinung, daß es ein Im um der GPP 
war, die sog. Phase der "Sammlung der Kräfte" zu lange an­
dauern zu lassen. Man überließ jede Initiative der National­
garde, wenn man Kräfte sammelte, ohne zu kämpfen. Das 
Resultat : Die Nationalgarde vernichtete die GPP prakt isch 
zwischen 1974 und 1977. Man mußte die Strategie ändern. 
Wir waren nicht dagegen, daß die "Guerillaherde" weiterhin 
existierten, sofern sie nicht im Mittelpunkt des Kampfes stan­
den. Die Verantwortlichen der GPP haben diese Orientie­
rung nicht akzeptiert. und die Ahspaltung fand statt. 
Unsere Meinungsverschiedenheiten erstreckten sich auch fluf 
politische Fragen. Wir dachten, um das erste Ziel. den Sturz 
Somozas, zu verwirklichen, müsse die Mitwirkung aller poli­
tischen und ökonomischen Gruppen des Landes gesucht wer­
den. Wir waren und sind noch immer der Meinung. daß Nika-



ragua eine Etappe der " Volks" regierung durchlaufen muß, 
um danach zum Sozialismus zu gelangen. Diejenigen,. die man 
die Proletarischen nennt - die besonders im Arbei'lermilieu 
arbeiten - und ebenso die GPP betrachtete n dies als einen 
nicht akzeptablen Ko mprorniß. Sie schätzten ein, da8 man 
direkt zum Sozialismus gelangen könne. 
Ferner wollten wir schnell in die Offensive gehen, die ande ren 
waren dagegen . Unserer Meinung nach hielt sich Sornoza nur 
noch durch Gewalt und ihm fe hlte völlig die Unterstützung 
in der Bevölkerung: Auf diesen Widerspruch mußte man 
sich stützen und ihn auf die Spitze treiben . 
Die aufständische Richtung haI im Oktober 1977 mit dem 
Angriff auf Ocotal und San Carlos begonnen. ihre -flleorien 
in die Praxis umzusetzen . Die anderen Richtungen haben die 
Operation vorher und nachher verurteilt. Wir unt,~rhiclten 
auch eine Guerilla-Gruppe in der Gebirgszone des Nordens, 
aber nicht in Anwendung der Theo rie der " Guerill:aherde" . 
Für uns verwirklicht s ich die wahre Sammlung der Kräfle im 
Kampf. Nach dem Oktober 1977 kam Bewegung in die öko-

nomischen und politischen Krähe des Landes. Sie erslrebten 
einen nationalen D ia log, 2Unächst unter den oppositionellen 
Gruppen, danach mit Somoza . Wir waren mit dem zwei ten 
Punkt nicht einverstanden ebenso wie die Zwölf, die s ich ge­
rade konstituiert hallen. 
Während die Antisomozisten unter den ökonomi'iChen Kräf­
ten ihre n Gencralstreik vorbereite ten, bl ieben wir weiterhin 
in der Offens ive, im Norden in der Region von Nuevo Sego­
via, dann im Februar 1978 mit dem Angriff auf die Städte 
G renada und Rivas. Der Aufstand des Vororts Monimbo in 
der Stadt Masaya Ende Februar d. J .• war weitgehend eine 
spontane Sache, je mehr unsere Aktion jedoch an Breite ge­
wann. desto mehr stand die aufständische Richtung im Mittel­
punkt des Kampfes, in mehr oder weniger Zusammenarbeit 
mit den andere n Gruppen. Danach kam am 23. August der 
Angriff auf das Nationalpalais, dann die Septcmberoffen­
sive ... Der Kampf geht weiler. 

(Quelle: Le Monde, Paris, 28. 9 . 1978) 

FSLN-Kommunique zur Eroberung des Nationalpalastes 

An das Vollk von Nikaragua! 

Eroberer dei NaUonolpalrule" Sandinf.la·Kommondonl Cero (I.J I Svmpalhledemonalronlen In Mono"uo 

Es lebe das htWeahahe Voßt Sandinos! 
Es kbe die Sandinistbche NaticMWe Btfreilmpfronl! 
Eslebt ditOpmltion .. Toddtm Somorlsrnus!CarlosFOIISe(II A",ackM'!" 
Es lebe Rigoberto L6pel Pern! 

Nikaraguanische Brüder! 
Die Geschichte unseres Volkes wurde geschrieben mit dem Helden­
.Ium, der Kampfknlft und dem Widerstand des Indios. des Bauern 
und- des Arbeiter; von Nikaragua. Es war der 1ndio~ der von der 
Kolonialmacht einer unbarmhen:igen Ausbeutung unterworfen wurde 
und der sich gegen diese Herrscbaft erhob. 
Die Aufstände von 18 11 und 1812 in LeOO und Masaya, 1823 und 
1824 in Granada und Masaya, 1845 in Subitava. ~'o mcltr als 400 
Indios ermordet wurden, die erneuten Erhebungen von 1849 und 
1851 in Mllsaya. Rivas und Carazo und die entschlossene Teilnahme 
von Hundenen von Indios am Kampf gegen die von Walker geleitete 
Yankce-Imervcntion VOn 1856 legen Zeugnis ab von der großen 
Tapferkeit des Indios, der in vordcrster Front rur die Fre:iheit und 
gegen die Ausbeutung kämpfte. Ocr Krieg von 1881, al5 die Indios 
von Matagalpa in den Bergen und in den Dörfern monat<,lang der 
kreolischen Oligarchie heldenhaft Widerstand leistetcn : das Arbeiler· 
und Bauemheer, das sich im bewaffneten Kampf der Yankee-Inter­
vention widenetttc und die Artlciter und Bauern, die Sandino (Gene­
ral, 1934 ennoroct; d. Red.) im Heer zur Verleidigung dI;!r Natio­
nalen Sou'o!eränität NihragUllS organisien halle. das sich der Yankee-

Intervcntion von 1930 erfolgreich entgegenstell te _ alt das sind 
Zeugnisse dafür, welche Rolle die einfachen und am meisten ausge­
beuteten Menschen in unserem Lande bei der Veneidigung unserer 
nationalen Selbständigkeit und Souveränität gespiett haben. 
Auch die 44 Jahre Somoza-Tyrannei sind 44 Jahre kämpferischen 
Widerstands der Arbei ter und Bauern Nikaraguas. die der brutalsten, 
feigsten und unbarmherzigste" Repression ausgesetzt waren: 
- Hundene Familien verschwanden . 
- Tausende von Bauern wurden gdolten und ermordet. 
- HundeTie Bäuerinnen geschändet und vergewaltigt. 
- Tausende von Bauern wurden von ihrem Land venrieben. 
- Hundene von Bauern verschwanden in Konzentrationslagern. 
Bis vo r einigen Monaten traf die Repression diese unterdrückte und 
ausgebeutete Bauernschaft, die Helden hervorgebracht hat von der 
Größe eines Generat Pedro Ahamirano und eines Oberst Sanlos 
L6pez. Die Sandinis tische Front von Rio Coco und Bocay, von CarlO5 
Fo nscca und lorge Navarro, ehn die Bauern von Matagalpa. Jino­
tega, Nueva Scgovia und Zelaya, die standhaft der sandin is ti~hen 
Revolution gedient haben. lacinta Hemändcz und Bemardino OUtZ 

Ochoa. Helden und Märtyrer der Bauembewegung, sind Früchte 
dieser selbstlosen Arbeit, die unser Bruder Rigobeno C'nü, als Pablo 
Ubcda ·bekannt, in den 60er Jahren vorantrieb. 
Neben dem Bauern unseres Landes steht der Arbeiter. der in der Ge­
werkschaft und in der Guerilla seinen Posten be~en hat. Dureh die 
'heldenhaften Kämpfe der Bauarbeite r gegen die unbarmhen:ige Aus-
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beutung ist die Gewerkschaft der Zimmerleute. Maure,r und gleich­
artiger (SCAAS) an die Spitze der organisierten Arbeiterbewegung 
getreten. Die Bergarbeiter, die Textilarbeiterinnen. die, Arbeiter in 
den ölmühlen und in den Schuhfabriken. die Straßenarbeiter und 
die Hafen- und Transportarbeiter, die Werktät igen beim Rundfunk 
und anderen Presseorganen, die Beschäftigten des Nationaldistrikts 
und des Gesundheitswesens, die sich heute alle d.:r Diktatur entge­
genste llen. sie alle haben in den I~ttten Jahren den Kampf gegen die 
Ausbeutung verstärkt und ein deutlich gewachsenes Bewußtsein ge­
zeigt. 
- 300 000 We rktätige in Landwinschaf! und Fischerei. 
_ 40Q0 im Bergbau und in den Steinhrikhen, 
- mehr als 60 000 in der verarbeiten'den Industrie. 
.- rund 50 000 im Bauwesen. 
_ 4000 bei Elektrizitäts- und Wasserwerken und im Gesundheits-

wesen, 
- 23000 im Transport- und Nachrichtenwesen . 
_ 100000 bei Banken, Versicherungen und im Dienst1eistungsbe-

reich, usw. 
Eine gewaltige Masse von insgesamt über 850000 Werktätigen ist 
sich heute ihrer Stärke bewußt, organisiert sich und nimmt aktiv am 
Kampf für die revolutionäre Beseitigung der Somoza-Tyrannei tei l. 
Und sie erobert neue Positionen, um dllll Ziel de r Abschaffung der 
Ausbeutung zu erreichen. 
Die 300 000 Bauern und die 150000 Arbeiter müssen Vertrauen in 
die revolutionäre Organisation haben. Sie gewährleistt:t, daß ihre 
Beteiligung an einem volksdemokratischen Prozeß die eTllSCheidende 
Bedeutung erhält , die ihnen als führender Kraft bei der Produktion 
des Reichtums unseres Landes zukommt. 
Die Sandinistische Front von Pancasan und Zinica, von Enrique 
Lorente und J~ Benito Escobar bezeugt der Arbei tl:rklasse von 
Managua, Le6n, Chinandega, Granada. Masaya. Rivllll und Esteh, 
deren standhafteste und enlSChlossenste Vertreter sich dem bewaff­
neten sandinistischen Kampf angeschlossen haben, ihre AlAerkennung. 
Heute ist es an allen Werktä~igen, auf dem Land und in ,:!en Städten, 
an den Landarbeitern der Zuckennühlen und der Bawtlwollentkör­
nungsfabriken, an den Kaffeepflückern, sich immer fester um die 
Linie und das Projuamm der FSLN zusammenzuschließen. 
Die Studentenbewegung, deren heldenhafter Widerstand ein mit 
Blut geschriebenes Kapitel umerer Geschichte ist, hat immer an der 
Seite der Unterdrückten und Ausgebeuteten gestanden: 
- d'ie Obersehüler 
- die Universitätsstudenten 
- die Lehrer-Studenten 
- die Landwirtschaftsschüler 
- die Hauptschüler, 
sie alle zeugen von der Lebenskraft dieses Volkes, das eine Jugend 
hervorgebracht hat, welche sich Männer wIe Andres C35tro, Ben­
januin Zeled6n, Augusto cesar Sandino. Rigoberto Löpc,z ,Perez und 
Carlos Fonseca würdig erweist. In den 44 Jahren der SottmZil.Tyran­
nei und der Yankee-Einmischung war die Studentenschaft der An­
kläger, der dem Volk gezeigt hat, wo die Feinde stehen. Da, es dem 
Somoza-Regime weder mit Terror noch mit Schmeichele'i gelang, die 
Jugend zu gewinnen, schuf es mit dem Kollegium 1. FI~bruar seine 
eigene Schule. Aber auch aus ihr sollten tapfere und ehrlic:he Kämpfer 
hervorgehen, die wje ·Juliän Roque Cuadra ihr Leben für die Sache 
des Sandinismus gaben. 
Inzwischen hat das.Regime die Schule rur Grundausbildung geschaf­
fen , um einen Teil der Jugend unseres Landes zu vergift,!n. der sich, 
von Hunger und Arbeitslosigkeit getrieben, gezwungen sieht , :zur 

Nationalgarde zu gehen, um zu überleben. Die technische l'\usbildung 
und die Ideen, die man den 800 Jugendlichen in dieser Schule ein­
impft, sollen aus ihnen Wachhunde im Interesse Somozas, seiner An­
hänger und des Generalstabs der Nationalgarde machen .. In der Mi­
litärakademie hat der Somozi:unus das Bewußtsein H\lIldertt:r ni­
karaguanischer Jugendlicher defonniert und sie seinen In·tercssen Ul)­

terworfen. Aber auch aus ihr sind Helden hervorgegangen wie Leut· 
nant David Tejada uod sein Bruder Rene Tejada. 
Die Sandinistische Front, die General Perez Vega und Se':geant Gon­
zalo Lacayo hingerichtet und ihre Raketen auf die Schule für Grund­
ausbildung un<j den Bunker Somozas gelenkt hat, die Sandinistische 
Front von JuHo Buitrago, Casimiro Sotelo, Roberto Amaya und 
Pedro Artanz bekundet e rneut ihr Vertrauen in die R:volutioniire 
Studentenbewegung und ruh sie 1uf, den TCvolutionäwn Straßen­
kampf, den Protest und die revolutionäre Organisation um die stra­
tegische und programmatische Linie der FSLN zu verstärken. Sie 
ruft alle Jugendlichen, die heute in der Nationalgatde dienen, auf. sich 
gegen Somoza, gegen den Generalstab und gegen die Somoza-An­
hänger, deren Werkzeuge sie heute sind, zu erheben. 

1I 

Wir rufen diese jungen Menschen Huf, 
- sich nicht für die Nationalgarde zu verpnichten, 
- keine neuen Verträge einzugehen. 
_ mit den Waffen zu desertieren. 
_ die Offiziere. Unteroffiziere und Soldaten hinzurichten. die Men-

schen aus dem Volk foltern und ermorden. 
Die Nationale Leitung der FSLN hat im Oktober (1977: d. Red.) 
eine Kampflinie festgelegt. die uns zur .~meinen Erhebung führen 
muß, um das Somoza-Regime zu stürzen und eine demokratische 
Volksregierung einzusetzen. 
Als die Nationale Leitung zur sandinistischen Oktoberuffensive auf­
rief, setzte sie nur die kämpferische Linie von Diriangen, Andrts 
Castro, Benjamin Zeled6n, Augusto C6ar Sandioo, Rigobenu 
L6pez Perez, Carlos Fonseca, Oscar Turcios, Ricardo Morale!. Sil­
vio Mayorga, Carlos Agucro und Eduardo Contrerllll fort . Es ging 
vor allem darum, die Situation zu analysieren, als sich in unse rem 
Land der Sturz der Diktatur noch nicht abzeichnete . Wir gingen von 
der unbedingten Notwendigkeit aus, das VQlk miJitiirisdl zu organi­
sieren, denn hier lag in der Tal die Kraft die~s antisomozistischen 
und revolutionären Geistes, die die breiten werktätigen Massen in der 
Stadt und auf dem Land noch nicht etnsctzen konnten. Ocr Aufstand, 
der tägliche und landesweite Kampf iri de r. Stadt , auf dem Land und 
in den Bergen, der den sandinistischen Krieg zur Wirklichkeit wer­
den ließ, war die Antwort. Es ging nicht darum, den Krieg zu predi­
gen, sondern ihn zu machen. 
Wir können sagen, daß unsere Organisation im O ktober 1977 einen 
entscheidenden Schritt nach vom gemacht hat, als e.s ihr gelang, ihre 
zutiefst revolutionäre Linie fe.stzulegen. Die Sandinistische Front un­
terstrich erneut ihre Avantgarde-Rolle im Interesse der Unterdrück­
ten, der Ausgebeuteten, der Arbeiterklasse, der breiten werkta tigen 
Massen unseres Landes. 
Die Stunde der Einheit de r revolutionären Kräfte darf nicht zu spät 
schlagen. Wir stehen vor einem historischen Augenblick von gewal­
tiger Bedeutung, Jetzt hängt es von der sudiDistbdleJI Einheit, von 
der revolutionärm Einheit ab. welchen Weg der volksdemokrati­
sche Prozeß in unserem Vaterland in nächster Zukunft gehen wird. 
Wir dürfen uns nicht täuschen, und wir versuchen niemanden zu 
täuschen. Zur Klarheit sei gesagt, daß am ?rozeß des antisomomti­
:;ehen Kampfes alle ö konomischen Kräfte beteiligt sein werden. Auf 
der einen Seite und an erster Stelle steht das werktä tige Volk, die Ar­
beiter, die Bauern, die Ausgebeuteten zusammen mit den Studenten. 
Sie sind daran gegangen, unter Einsatz von Blut und Schweiß der 
Somoza-Tyrannei entgegenzutreten. Sie mußten ebenso gegen Hun­
gerlöhne und gegen den Großgrundbesitz kämpfen, der sie im Schutz 
des Somozismus zu seinem Kapital gemacht hat . 

Das Signal des Oktober 1977 

Die Frau spie lt eine hervorragende Rolle im revolutionären Kampf 
des Volkes. Seit den Jahren der Yankee-Interven tion haben sich 
Frauen hervorge tan wie Concepci6n Alday, Mana Altamirano und 
die Schwestern Villatoro und Blanea AntrIZ. Im Laufe des Kampfes 
der Sandinisten fielen unter den Kugeln der Tyrannei Luisa Amanda 
Espjnoza, Julia Herrera, Maria Cast il , ArIen Sin, Norma 'Ouezada, 
Mildred Abaunza, Claudia Chamorro, Luz Marina Silva. Marla Mer­
cedes Avendailo, Maria Campos, Angela Morales Avilez. Mercedes 
Reyes Pere-z, Martha Angelica Quezada. 
Die Teilnahme der Frauen am Kampf des Volkes gegen die Somoza­
Diktatur zeigte sich auch in der kämpferischen Solidarität der Müt­
ter der politischen Gefangem!ll, in der entschlossenen Hilfe von 
Marktfrauen und Hausangestellten. am Beispiel von Genossinnen, die 
sich aktiv an den Kampfaktionen beteiligten wie die sandinistische 
Genossin Maria Castil, die in der Guerilla gefallen ist. Die Sandini­
stische Front, die am 27. Dezember 1974 das Haus von Jost Maria 
Castillo einnahm und die überfalle von KuskawAs und EI Lisupo 
durchfühne, bezeugt allen nikaraguanischen Frauen, die sich heute in 
Gewerkschaften und Bündnisorganisationen vereinigen. um dem 
Kampf gegen die Tyrannei mehr Schlagkraft zu verleihen. ihre sandi­
nistische Anerkennung. Wir rufen die Mütter, Ehefrauen, Schwe­
stern und Töchter der Soldaten. Unteroffiziere und OffIZiere der 
Nationalgarde auf, von ihren AngehÖrigen zu verlangen, sich nicht 
die Hände mit Blut zu beflecken und an der Seite des Volkes zu 
kämpfen . 
Die echten Christen, diejenigen, die sich entschlossen haben. den 
Weg des Opfers und des Kampfe.s für eine gerechte Gesellschaft zu 
gehen, werden immer mehr. Heute gehören Hunderte von revolu­
tionären Christen und Rebellenpriester wie Ernesto Cardenal und 
Gaspar Garcia Leviana zur Sandinistischen Front. 



Eil'le neue Etappe im Kampf unseres Volkes begann im Oktober 
1977. Die ~ndinistische Offensive vom Oktober kündigte den An­
fang vom Ende der Tyrannei 1Ill. Seither schlosl;en sich dkm and­
somozistischen Kampf breite Kreise an. die über die wachsende 
Krise besorgt wartn. die Somoza eruugt hat. In jenen Tagen be­
stät igte sich erneut die Führungsrolle des Sandinismus im Kampf 
des Volkes gegen das Som01.l·Regime. Außerdem kam un$t'~re Orga· 
nisation mit de r siegreichen Offensive in San-Carlos, Ma~ya und 
Ocotal den Versuchen der US· Regierung zuvor, den Kampf. an 
dessen Spitze wir stehen, unter KOfllrolJe :tU bringen. 
Ebenfalls im Oktober erfolgte der Aufruf der Gruppe der 12 :tUr 
EinselZUng einer demokralisdlen Regierung unter Beteiligung der 
Sandinistischen Nationalen Befreiungslront. Mit diesem cloppelten 
Vorgehen, dem revolutionären Kampf der FSlN und de:r fortschritt· 
lichen Haltung der Gruppe der 12 wurde der einzige Ausweg für 
unser Land aufgezeigl. In der Folgezeit veßuchten einige. mit So­
moza über eine Lösung :tU vertlandeIn. die Verrat an der S.ache des 
Volkes bedeutet hätte. Diese Verhandlu~n wurden \"011 um; sofon 
\·ef\lneilt. Diejenigen. die im Namen des Friedens. der Ruhe: und der 
Ge ..... altlosigkeit mit dem Tyrannen verhandelten, suchten \'or allem 
ihre ei~ne Ruhe und nichl die des einfachen Volkes, da!! kC'inen 
Frieden finden wird, solange weiterbesteht. was es zerstört, nämlich 
Somoza, der Som07Jsmus und die Nationalgarde. 
Am 10. 1. 1978 ennordete das Regime den Deßlokfliten und alten 
Kämpfer gegen Somoza. Pcdro Joaquin Chamorro. In dl$1 Spalten 
seiner Zeitung erhob Chamorro zunehmend Anklage gegen die Ver­
brechen und Maehcnsehaften Somozas. Du trug ihm den HaB der 
reaktionärsten somozistischen Kreise und lks Großkapital!, ein, für 
das er mit seinen pluralistischen Thest;n den 50rialcn Frio:den ge­
fahrde te. Das Verbrechen an ChamorTO erregte das Bürget1Um von 
Nikaragua. das in einer Pmtcstwelle auf die Straße ging, wobei sich 
zeigte, ..... ie tief das sandinistiscl"le Be ..... ußtsein in unserem Volk ver­
wurzelt ist. Dabei riefen Teile des Kapital~ Händler und Industrielle 
einen nationalen Streik zur Unterstützung des Volkes aus.. Sie glaub­
ten, bei Protestaktionen so großen Ausmaßes sei der Sturz oder der 
RUcktriu des Tyrannen iiO gut wie sicher und ('.5 wirt' dann (In ihnen, 
den antisomozistischen Kampf zum Nathtdl der breiten sandinisti ­
schen Massen anzuftihren. 
Die be ..... affnete revolutionärt' Aktiun war die Ant .... un unserer Orga· 
nisation auf die Manöver 1111 dere r. die versuchten, die Amtscnt­
hebung Somozas in eine Umannung zu üherführen. Die Einnahme 
der Stadt Granada unter der Führung des SIIndinistischen Helden 
CamikJ Onega Saa ... eda. die Einnahme der Stadt Rivas und de:r 
Anti.(juerilla·Kascrne von EI Rusario durcn die Einheiten der Nord­
front .. Carlos Fonseca" in den Bergen von SeguvillS zeigten. welehen 
Charakter der a1JtisomO.listbclle Kampf. der Kampf de!5 V(.lkcs ha· 
bt"n mllß. 

Der bewaffnele Kllmpf des Volkes 

Die Einbcriehung des Volkes in den bewaffneten ~ndiliisti$Chcn 
Kampf hat zugenommen, und heute erheht sieh die gcre<:hte Ern­
pönllJg in den hekknhaften Onen MonimbO, Jinotepc:. Diriamba, 
San Maroos. Matagalpa. Estr.li. LeOn und Chinandcga und in dl.'n 
Vororten von Managua. Die Sandinistische Fmnt kiimpft nicht mehr 
allein. jetzt kämpft das sandinistische Volk an der Seite 5ein(~r A"'ant· 
garde. 
Die SF von Sclim Shible , Edmundo P~re7., F1lemOn Rivcra. Robcrto 
Huembcs und earles Reyna ruft das .... erktätige Volk auf. den tägli· 
ehen Kampf zu \"efStärken. alles in seiner Reic:hweite zu Waffen zu 
machen. die SpilZCl des Viertels zu IÖl l.'n. die National.gardisten 
hinzurichten. die in dem Vic:rtel ..... ohnen oder es aufsuchen und von 
denen bekannt ist. daß ~ie an übergriffen gegen das Volk beteiligt 
waren; Barrikaden zu errichten; Bomben auf Patrouillen d,:r Natio­
nalgarde zu ..... erfen - mit anderen Worten 5tiindig und i.n jedem 
Augenbliek die kriminellen Kräfte SoflKllWi zu bekämpfen. 
Die Losung lautet : Tod dem Somozism",,!!! 

Und der Somlnismus umfaßt einen ganzen militäri!iChcn Al:>parat in 
Gestalt der Nationalgarde und einen zivilen Apparat in Gestalt Y()fl 

Ministern. Senatoren. Abgeordneten. Richtern, Bürgenneisrcm, 
Beamten us ...... Von diesen Kräften. die den Sumozismu~ \·erkörpcrn. 
ist die bedeutendste die sog. Nationalgarde. und gegen sie muß das 
Volk seine bewaffneten Angriffe richten ebenso wk gegen jene 
Zivilisten. die die Nationalgarde unttn;tUt:.:cn. 
Wir alle müssen für die Aunösung der Nationalgarde und für die 
BikJung eines Volkshcere5 kämpfen: denn die Nationalgarde war und 
ist die HauplSlüue des SQmozismus. Wer die Nalionalganle erhal · 

ten ..... m, vcrgtßt die Verbrechen dieser Institu tion. Wer einen Wechsel 
mit der Nationalgarde beabsichtigt ...... ird in Wirldic:hkeit zum Kompli­
zen des Somozismus. Der erinnere sieh an die Hundcne von Bau­
emfamilien, die im Jahre: 1934 in Wiwili von dieser somozi5li!iChcn 
Garde ennordet wurden. Und er so ll die E.rmordung General Sandi­
nos und seiner Genossen nicht vergessen und sich an die ennordeten 
Märtyrer vom April 1954. voo 1959 und 1960 erinnern. Die Brüder 
Baez Bone. Pablu Lea!. luis Gabuardi , NapoleOn UbilJa Bata, AYM 
Delgado, Ertk Rarnirez., Jost Rubi. Ayu Saldaiia. Maurido Maninez., 
Edlth Castro, Comclio Silva. Ausbcno NaTVllcz; die Märtyrer von 
Zanj6n de Posohega; die Hunderte von Ermordeten vom 22. Januar 
1978; Re~ carri6n, Jost Luis Banera; die: in Yanosea im Jahre 1970 
ermordelen Bauern und Tausende namenloser Nikaraguancr, die der 
Folter oder den Kugeln der Nationalgarde: zum Opfer fielen - 5ie 
alle fordern Gerechtigkeit. 
Mil der Nationalgarde ilber eine Lösung :tU verhandeln ist Verrat an 
dl.'n Mänyrcm des Volkes. 
Oie Annen unseres Landes, die elnfaehen Menschen sind es, dil.' die 
ganze Last der wiruchaftJichcn Ausbeutung und der politisch.mili­
ririschen Repression der Somoza·Tyrannci tragen mußten. Und nur 
dieses Volk ..... ird. fest gestützt auf seine Arbeiter und Bauern. der 
Schmied einer Gesellschaft von freien Menschen §tin können, für 
die Sandino gekämpft hat. Es sind die in den Arbeite r-Zentra len. in 
der Sorialistischen Partei Nikaraguas. in den Gewerkschaften und 
Massenorganisationen organisierten Werktätigen. die mit der Sandi· 
nistischen Front die entscheidende Schlacht gegen die Tyrannei 
schlagen ..... erden. 

Nein zum Somozl .. mus ohne SomoZll 

Andererseits nahmen die Reichen von der Konservativen Partei. die 
sich ständig S0m07.a vtrkauft haben. jetzt 11m ProzeB ~ antisomo­
zjstischen Kampfes leil. Ebenso die Neureichen von der Cluistlich 
Sozialen Partei , die bei Somoza standig um ihre Legalisicrung gebet· 
teh haben und die alten Reichen von der Liberalen Konstitulionali · 
stischen Panel, die für einen Dialog mit Samma eintreten. Andere 
Geldleute \\;e Händler, Industrielle und das große Finanuapital 
waren bis vor einig!!n Monaten nicht weiter am Kampf gegen So­
moza betei ligt. Erst nach der Offensive vom Oktober 1977 sprachen 
sich all die~ Kräfte mit Ausnahme des Finanzkapitals für einen 
Dialog mit dem Tyrllnnen aus. 
In dem Maße wie skh die Kri5e des Regilm.-s "'erschärfte. st!!lIte sieh 
aueh das Finanzkapital gegen Somoza. Und so können .. ir identische 
Posi tionen bei diesen Kreisen beobachten. die. einen r;ewahJoMo. Aus­
weg suchen und den Rücktritt des T)'rannen fordern. Diese He"en 
wollen eine L&ung, bei der die Nationalgarde als Reller beteiligt ist . 
Sie venrauen in Wirklichkeit nicht dem Volk. sondern der National­
ganle. das geht aus ihren Erklärungen in Presse und Rundfunk her­
vor. So sorgen sich Alfredo Pellas und Eduardo Montalegre Callejas 
um ihre eigenen InlCIl'ßeD und sprechen nicht vom Volk, Sie sagen. 
sie Kien nicht mit Somolll ein\'erstanden und schlagen als Lösung 
Verhandlungen über den Rücktrill des T)T8nnen vor. Sie verlieren 
dabei kein Won über Somozas Nationalgarde. 
Um dl.'r Wahrheit ..... ilIen sagen ..... ir: Wir sind nk ht ~n, daß das 
Finanzkapital, das Handelskapitlll und ..... as es sonst für Anen von 
Kapital in unserem Land geben mag, am Kumpf gegen Som07.a tcil · 
nehmen. Wir sind I.'inverstanden mit ihrer Teilnahme. aner wir kön­
nen nicht hinnehmen. daß sie versuchen. die Bedingungen fü r das Ab­
treten Somozas au(ozustellen. Sie, die lange Zei t mit ihrem komplizen­
haften Schweigen Somoza unterstützt haben, wobei lie in ihrem 
Sektierertum sogar Pedro l oaquin Chamorro die Unterstützung ver­
sagten. können jent nicht Lösungen erzwingen. bei denen ihre eige­
nen Interessen ilbcr die Inu:rcsscn des Volkes gestell t werden sollen. 
Die Sandinistische Nationale Befrciungsfront, die heute ihre revolu­
tionäre Aktivität auf Rio San Juan , Chonlalcs, Boaoo und Snmoto 
ausdehnt; die Sandinistische Front ... on Juan Carlos Herrera. brsel 
le ..... ites. Carlos Armyo, Nonnan L6pcl. und Francisco Moreno. Ver­
teidigerin und Venrettrin der ..... erk tätigen und unterdrückten Klu­
sen unseres Landes. erneuert ihren Aufruf zur Einheit aller antisomo­
zistiscnen Kräfte und verurteilt alle Maenen:;charten und Versuche, 
einen Somozismus ohne Sornoza zu errichten , 
Die SF von Danilo Rosales. Leoncl Rugllmil. Fausto Garcia. Vittor 
Ttnoro und Anibal CastiJIo ist der AuffliSloung, daß jedes Minimalpro· 
gramm, das die \'erschiedencn politischen. religiösen lind linde ren 
Kräfte und Gruppierun~l.'n erfaßt. folgende z ..... ei Punkte al~ Grund· 
lage haben muß: 
I. die Enteignung der Familie Somma. 
2. die Bildung einer ncuen ~. 
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Was die zweite Forderung betrifft , so sagen wir, daß diejenigen Mit­
glieder der Nationalgarde, die sich von diesem historiso::hen Augen­
blick an gegen den Somozismus steUen und an der Seite des Volkes 
kämpfen, der !leuen Armee werden angehören können, 
Die Sandinistische Front von Monimbo, von Amoldo Quant, von 
Moists Rivera, von Ernesto Medrano und Franeisc:o Gutitrrez for­
den alle ökonomischen und politischen Kräfte auf, sich klar gegen 
Somoza zu wenden und die beiden Punkte zu unterstülZell . 

Ocr Kampf endet nicht mit einer Volksfl!gierung 

Wir sind uns darüber im Klaren, daß der Prozeß des Kampfes nicht 
mit einer demokratischen Volksregierung endet und (:5 Sache des 
Volkes ist, sein eigenes Schicksal zu bestimmen. Und dit:s unter Ver­
hältnissen, die garantieren, daß sein Wille respektien wird. 
Die Sandinislische Front spricht Ländern wie Venezuda, Panama, 
Meliko, Kostarika und Kuba, die sich mit dem Kampf unseres Vol· 
kes solidarisien haben, ihre Anerkennung aus. Erwlümt seien auch 
liberale Kräfte in der amerikanischen Regierung, die ihn: Stimme ge­
gen die Somoza.TynlOnei erhoben und gegen die Untel'stülZung der 
US-Regierung für Somoza und den Somozismu5 protestien haben. 
Am 5. Ju li 1978 fand sich das Volk von Nikaragua zu einer gewalti­
gen sandinistischen Demonsuation zusammen, um die G ruppe der 12 
zu empfangen. 
Weil wir für eine Regierung kämpfen, die die IntereSS(:n der einfa­
chen Menschen, der Arbeiter und Bauern zum Motor des Gesamt­
interesses werden läßt , deshalb ... d wir s-dIaiJIell! 
Weil wir für eine AgraTTefonn im Interesse der Bauern und der Ent­
wicklung des Landes kämpfen, ckdWb *!CI wir SaadiaillleII! 
Weil wir dafür kämpfen, daß es keine Arbeitslosigkeit Ipbt und daß 
die Arbeit unter Bedingungen der Achtung vor der MeDschenWÜfde 
des Arbeiters getan werden kann,"'" Md wk Salwllalilltell! 
Weil wir wollen, daß der Bergbau, der sich heute in den .Händen aus· 
ländischer Gesellschaften befindet, in die Hände des Volkes über­
geht, desbaHJ Ancl wir Saltdlailtea! 
Weil wir dafür kämpfen, daß sich die Arbeitsbedingungen in der 
Landwirtschaft zugunsten der Zuckerrohrschneider, der Kaffee· , 
Baumwoll- und Tabakpflücker usw. ändern, detlWb sind 1rir SaDdI­
..... ! 
Weil wir dafür kämpfen, daß die lehrer gerecht behandelt werden, 
daß die Bankangestellten, die Beamten, die Büroangc:stellten, die 
Angestell ten im Handel ein würdiges leben führen können, dnbaIb 
siItd 1Itir SoaadWIIta! 
Weil wir für die Gewerkschaftsfreiheit der Arbeiter kämpfen und 
dafür, daß die lebenshaltungskosten nicht ständig steillen, dnbaJb 
!BI "... s... ........ 1 
Weil wir dafür kämpfen, daß die öffentlichen Verke~iTßittel men· 
schenwürdig und effektiv sind und nicht eine Quelle Ikr Ausbeu· 
tung, destaaIb *-d wir ~! 
Weil wir dafür kämpfen, daß Gesundheit und Wohlstand ein Recht 
des Volkes sind und die Bildung für alle da ist, dakalb sind wir 
Sr!' !sle.1 
Weil Wlf dafür kämpfen, daß die Kinder und die Jugend zum ersten 
Mal glückliCh l'i'ld, ...... *'cl wir s. ......... , 
Weil wir dafür kämpfen, daß die Atlantikküste in die Entwicklung 
:ies Landes einbezogen wird und daß unsere natiirlK:hen Reich­
tümer veneidigt werden, .... Rad wir s. ...... w .. J 
Weil wir dafür kämpfen, daß die Banken der Entwicklwng im Inter­
~sse. des Volkes dienen und uns nieht bei ausländischen Regierungen 
~nd Banken verschulden, 6eIhIdb Aad wir s-dbtisc .. ! 
Weil wir dafür kämpften, daß das organisiene Verbrechen...für immer 
verschwindet und die Kriminali tät bekämpft wird, __ "alb !bad wir 

Su+"'ell! 
Weil wir dafür kämpfen, daß Fo lter und politischer Mord aufhören 
und wir demolcratische Freiheiten erlangen, 6HbaIb sind wir SudI­
lIiIIIal 
Weil wir dafür kämpfen. daß Schluß gemacht wird mit der Ausbeu­
tung.und Diskriminierung der Frau, deIbIIIb sind wb' s-d .... ta! 
Wei l wir dafür kämpfen, daß Beziehungen zu allen l.än<k:rn der Welt 
hergestellt werden und daß Schluß ist mit der ausländischen Ein­
mischung, .... lIiBd wir s-diakcea! 
Weil wir dafüt kämpfen, daß niemand wegen seiner Religion ver­
folgt wird, .... sbtcI wir .$-cMnhkll! 
Weil wir für ein Volksheer kämpfen ,~ sind wir SMClniscea! 
Weil wir dafür kämpfen, daß die Helden und Mänyrer im Herzen des 
Volkes bleiben, daIIaJb sind ....... ~! 

Die Sandinistische Nationale Befreiungsfront ruft in diesem bedeu· 
tenden AU2enbliek dazu luf, unseren Toten Treue zu SC:hwören und 
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bereit zu sein, eher im Kampf zu sterben als Lösungen hinzunehmen, 
die die Institution der feigen und verbre(:herischen somo7.istisd1en 
Nationalgarde nicht abschaffen. 
Die Sandinistische Front prangen vor dem Volk von Nikangua und 
der Weh die Komplizenschaft der reaktionären Kreise der amerikani· 
schen Reierung, des nikaraguanischen Großkapitals und des Gene· 
ralstabs der Nalionalgarde an, die im stillen Einvernehmen mil So-­
moza und nur zum Schein gegen ihn geriehtet, den heldenhaften 
Kampf des Volkes von Sandino mit einem Somozismus obne So­
moza Einhalt gebielen wollen. 
Die Sandinistische Front von Jorge Sinforoso Bravo, Ftlix Picado, 
Jacinto Baca. Alesio Bland6n, Modesto Duane und Edgardo Munguia 
veruneilt jeden Versuch des Dialogs mit Somoza oder seinen zivilen 
und militärischen Ve rtretern als Hochverrat. Der Rücktritt Somozas 
kann und darf nicht Gegenstand von Verhandlungen sein. Der Tyrann 
ist ein vom Volk zum Tode veruneilter Verbrecber. 
Die Sandinistische Front von Francisc:o Builrago, Juliän Corrales, 
Humberto Cruz Guevara, Ernesto Fernändez, Felipe Gaitän. Jona­
than GolU.Alez und Juan Jost Quezada ruft alle sandinistischen Ein­
heiten und das Volk Sandinos zu revolutionärer Wachsamkeit auf, 
um allen Machenschaften des Somozismus, des Großkapitals und der 
Yankee-Regierun$ entgegenzuueten. 
Die Sandinistische Front von Marvin Guerrero, Raul GollZlih~z Al­
mendArez, Roger Langran. Rufo Marin, Edwin Meltnckz und Juan 
de Dios·Muiioz Reyes stellt fest, daß es keinen Dialog mit denen ge­
ben kann und darf, die einfache Bürger durch ihre paramilitärischen 
Banden ermorden lassen. 
Die Sandinistische Front von Silvio Reiiasc:o, Walter Penttke, Maroo 
Antonio Rivera, Faviän Rodriguez, Santiago BaldovilKlS und Dennis 
Romero spricht sich gegen jede Obergangsregierung unter Beteili­
gung der Somozisten und der Nationalgarde IUS. Das wäre eine Re­
gierung, die sich aus dem Blut von Monimb6, Carazo, Matagalpa, 
Managua, le6n, O1inandega, Esteli. Rivas und Rio San Juan, IUS dem 
Blut des ganzen heldenhaften und opferbereit en Volkes. das heute 
brutal ermordet wird, näM. 
Die Sandinistische Front von ctsar Augusto Satinas Pinell, Ivan 
SAnchez, Boanerges Santamaria, htor Ubeda und Lucian Vilchez 
ruft alle ehrlichen Mitg.lieder der Nationalgarde, alle wahrhaft demo­
kratischen Kräfte der Opposition und die revolutionären demokrati· 
schen Kräfte auf, die Machenschaften aufzudecken und anzuprangern 
und sich auf den groBen Kampf vorzubereiten, der die Somoza­
Tyrannei brechen wird. 
Die Sandinistische Froot von Miguel Angel Ortez, Juan Pablo Uman· 
zar, Francisco Estrada, S6crates Sandino, Heribeno Reyes und Ra­
m6n Raudales ruft alle ehrlichen Nikaraguaner auf, sicb für die 
demokratische Volksregierung einzusetzen, an der sie sich olme 
sektiererische Ansprüche beteiligen wird. 

Die NltiolUllprde llIMI Somoat _d dietdbe Sadle! 
NeiD ZUIII Manöver, ja"ZtUII K.apf dtr antiolomodstisc:hen Kriiht.! 
Es lebe du \lera.te Volk! 
Es lebe die IkmokrIItisdle V~t.f1IftI! 
Es lebe der sand'aisdvfle Volbautstaad! 
Frdee Vlterland oder Tod! 

Für die Nationale leitung der Sandinistischen Nationalen Befrei­
ungsfront (FSLN) 
Daniel Qnega Saavedra, Vietor M. Tirado IApez, Hwnberto Onega 
Saavedra 
(Quelle: La Tribuna, Honduras, 31. 8. 1978) 

.----- Nikaragua-Solidarität -----, 
Das Aa~ SoBdarititIkoaaitee (ASK) hat eine l2sei­
tige Broschüre mit dem Titel ,,Nikaragua.Daten" herausgegeben, 
die Stichpunkte zur Geographie, Geschichte und Winscbaft des 
Landes enthält . Die Broschüre kann für 1,- DM beim ASK, Eich­
waldstr. 32, 6000 Frankfurt bestellt werocn. Bei Abnahme von 
10 und mehr Elemplaren kostet das Heft 0,80 DM. 
In einer Erklärung ruft das ASK zur Solidarilät mit dem Kampf 
des Volkes von Nikaragua auf und verurteili den von Somoz.a und 
seiner Nationalgarde veriibten Terror gegen die Bevölkerung des 
Landes. Die Bundesregierung wird aufgeforden, jegliche Unter· 
stützung für die Somoza-Diktatur sofon einzustellen. 
SpmckIt zur Unterstützung der demokratischen Bewegung in 
Nikaragua werden erbeten auf das 
Sooderk(NIIO Prof. Erleb WvJff 
PscIlA. Ffm., Konto-Nr. 527055-602 
Kemrtwort: NibnpI 



Chile 

Ivan Ljubetic NI inenarbeiter 
tr'otzen der Junta 

6, August ]978. Im Kupferbergwerk OlUquicamala finde t 
eine Versammlung stall. an der über 4000 Arbeiter teilneh­
men. Die Sitzung hat bereits begonnen, als Belarmino Castil-
10, der von Pinochct eingesetzte Vorsitzende der Kupferge­
werkschaft crc den Saal belriu~ Sofort setzt ein ohrenbe­
täubendes Pfeife n ein , das 20 Minuten lang fortgesetzt wird 
und crst dann aufhört. als Castillo den Gcwerksch81ftsraum 
wieder verläßt. Tags darauf erklärte Castillo selber einigen 
Reportern: " Ich kann Ihnen versichern, daß es in.nerhalb 
meiner zwanzigjährigen Laufbahn als Gewerkschafter das 
erste Mal ist, daß mir so etwas passiert ... Man hat mich aus­
gepfiffen, weil ich der Regierung den Rücken decke ... Im 
Grunde haben sie gegen die Regie rung gepfiffen, denn mich 
iden'tifizieren sie mit ihr". 1 

Ein Arbeiter aus Chuquicamata schrieb seinerseits an eine 
Zeitschrift in Santiago: " Wir haben ihm einfach ein 20 Minu· 
tcn lang dauerndes Pfeifkonzert geboten, ihm das Recht, uns 
zu vertre ten, entzogen und ihn zur persona no n grata: für die 
Arbei ter vo n Chuquicam3 t3 erklärt, weil er ein außerurdent­
lieh schlechter Gewerkschafsführer ist . Das haben wir wäh­
rend der Versammlung klar zum Ausdruck gebracht und so­
mit muß er, wenn e r Moral hat, einfach zurücktreten". 2 

Was ist Chuquitamata? 

Es ist das größte Kupferbergwe rk der Welt. das im Tagebau 
betrieben wird. Etwa 1500 km nördlich von S'lntiago gelegen, 
befindet es sich im Wüstengebiet Nordchiles auf 3QOO m 
Höhe . 
Zwischen 1913 und 1971 wurde es vom US-amerikanischen 
Unternehmen Chile Exploration Company ausgebeutf: t, einer 
Tochtergesellschaft der Anaconda. die dort einen außeror­
dentlich ho hen Gewinn machte. Wenn man davon 3lusgeht, 
daß die " normale Rentabilität " bei 12 % liegt, so war der 
Gewinn der Anaconda in Chuquieamat3 mit 21,5 % fast 
doppelt so hoch. A llein in den letzten 15 Jahren betrug der 
über die " normale Rentabilität" hinausgehende Extragewinn 
3 18 Mio Do llar. 
Chuquicamata wurde zusammen mit drei ..... eiteren großen 
Kupferminen (EI Teniente, EI Salvador und La Exotica) 

1971 von der von Salvador Allende angerührten Vo lksre­
gierung nationalisiert . Zu ihrer Verwaltung ..... urde die Kupfer­
kolrporation CO DELCO gegTÜndct. In Chuquicamat8 ar· 
bei len über 9000 Menschen 
B. Castillo ist der gegenwärt ige Vorsiuende der Cl C, die 
25 000 Arbeiter der großen Kupferuntemehmen vereinigt. 
Zum Zeitpunkt des Putsches, am 11. September 1973, wurde 
die crc "o n der Unidad Popular kontrolliert. Bereits im 
Dezember 1973 erseUte die J unta sieben der \3 Vorstands· 
mitglieder der crc durch ihr genehme Ge ..... erkschafter, 
alle Mitglieder oder Sympathisanten der Christdemokrati­
schen Partei (PDC), die anderthalb Jahre lang mit der Junta 
kollaborierte. Zum Vorsitzenden wurde der Christdemokrat 
G uillermo Santana ernannt. 
Die Wirtschaftspolitik der Junta , die ftirdie Mehrheit der Be­
völkerung äußerst negative Folgen balle, und die fonge. 
setzte Verletzung de r Menschenrechte fübrten dazu , daß sich 
mit der Zeit die PDC von der Junta distanzierte und Ende 
1975 in die Opposi tion ging. Damit entglill auch die crc der 
Kontro lle Pinochets. Daraufh in führte er im September 1976 
einen neuen Wechsel durch: die sieben im Dezember ernann­
ten Gewerkschaftsführe r wurden entfernt und an ihrer Stelle 
junlaergebene Funktionäre eingesetzt. Den Vorsitz de r crc 
übernahm Belarmino Castillo, ein O uisldemokrat, der sich 
dazu ben utzen ließ, seine eigenen Paneikameraden auszu ­
booten. E r entwickelte sich zu einem der bcdingungslosesten 
Lakaien des faschistischen Regimes. Seit dem Putsch ist die 
Junta ständig bemüht, die Gewerkschaftstx;.wegung unter ihre 
Kontrolle zu bringen, ..... obei der Kupferbergbau einen beson­
deren Stellenwert einnimmt, da er für die Wirtschaft des 
Landes von entscheidender Bedeutung ist. So wurde nicht 
nur in die crc eingegriffen, sondern auch alle Basisge ..... erk­
schaften der Kupferarbeiter wurden geköpft . In den zwei 
Gewerkschaften von Chuquicamata gibt es beispielsweise 
nur noch ein einziges Vorstandsmitglied, das vor dem Pu tsch 
gewählt wurde, alle anderen sind von den Faschisten ernannt 
worden. 
Aber d iese Machenschaften der Diktatur und der hernchende 
Terror haben die Kampfaklionen in den Kupferbergwerken 
nicht verhindern können. Der Druck, de r von der Basis 
kommt, ist so stark , daß die von außen eingesetzten Mario· 
nellen nich ts ausrichten können. Großes Aufsehen ern::gten 
die St re iks in EI Teniente im September und November 
1977 (vg1. Al B 5/1978), aucb in EI Salyador kam es letztes 
J ahr zu Protestbe ..... egungen . Und jetzt steht Chuquicamata im 
Mittelpunkt de r Unruhen. Warum wird in OlUquicamata 
protestiert? 

Im Juli 1978 setzte die Basis durch, daß die crc Pinochet 
cin Dokument vorlegte. in dem die ..... irtschaftl iehen Schwie­
rigkciten de r Kupferorbe iter erö rtert wurden. Unter anderem 
hieß es darin : "Gegenwärtig beträgt die wirtschaftl iche Ver· 
schlechterung der Kupferarbeiter für die letzten fünf Jahre 
zwischen 7S und 9S % . .. Im Durchschnitt liegen dk Löhne 
und Gehälter heute bei etwa 6000 Pcsos, wovon nacb den ge­
setzliche n Abzügen 3000 Pesos Netto bleiben" (etwa 200.-
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DM). ' 
Die ~irtschaftspolilik der J unta ist dahin ousgc:richtct, die 
Produk tionskoslen durch eine extreme Ausbeutung der Ar­
beiter zu senken. "Copper Studies. eine der zuverlässigsten 
Fachpublikationcn, gibt in ihrer letzten Ausgabe an, daß die 
Produktionskosten der Kupfergesellschaft CODELCO seit 
dem StUt7. von Allende bis 1976 um 55 % gestUnken sind. 
1m gleichen Zeitraum stiegen die Neuo-Produktionskosten 
in der sog. " freien Welt" um 59 %. . .. Copper Studies 
bringt noch eine weitere Angabe: Wenn man für die Löhne im 
Kupferbereieh im Jahr 1971 ein Grundindex v,on 100 an­
setzt. so waren sie 1975 auf 30 gesunken". 4 

Die Kupferarbeiler - darunte r auch die von Chuquicamato­
haben also Grund genug, um zu protestieren. Für viele ande­
ren chilenischen Arbeiter, deren Mindestlohn kaum 2376 Pe­
sos beträgt, oder d ie innerhalb von einem Arbeitsbeschaf­
fungsproramm der Regierung noch weniger als den Mindest­
lohn verdienen, sind die Probleme noch viel akU'ler, ganz zu 
schweigen von der 1/2 Mio Arbeitslosen. 

Der Streik der leeren Henkelmänner 

Am 31. Juli 1978 beschlossen die Bergleute von Chuqui­
camata, mittags nicht mehr die Eßräumc der Kupfergesell­
schart aufzusuchen. Sie nannlen diesen Protest den •. Druck 
der Henkelmänne r" oder "Stre ik der leeren Henkelmän­
ner". Mit ihrer Weigerung zu essen, wolhen sie darauf auf­
merksam machen . daß auch ihre Frauen und Kinder zu Hause 
nichts zu Essen hällen. 
Die Protestbewegung veranlaßte die fasch istisch,~n Autoritä­
ten und die GewerkschaftsfUhrer dazu, die Versammlung vom 
8. August einzuberufen. In ihrem Verlauf brachten die Ar­
beiter nicht nur ihre Ablehnung Castillo gegenüber zum Aus­
druck, sondern sie legten auch einen Forderungskatalog vor 
(was unter der Diktatur immer noch verboten ist), den sie 
dem anwesenden Arbeitsminister persönlich übergaben . Un­
ler anderem forde rten sie eine Gehallsaufbesscmng von 50 'Yo 
sowie die Wiedereinführung bestimmter Errungenschaften 
aus der Zeit der Volksregierung. die von der Junta II bge­
schafft worden sind. 
Aber. wie der bereits erwähnte Arbeiter von Q1uquicamata 
an die Zeitschrift Ho}' schrieb. forderte man nicht nur "bes­
sere wirlschaftliche und soziale Bedingunen, Mmdem man 
muß auch gewerkschaftliche Freiheit verlangE:n. und das 
wurde den anwesenden lokalen Gewerkschaftslfiihrern .. . 
deutlich erklärt. Das bedeutet, daß wir unsere Ve:rtrcter wäh­
Icn können. daß Versammlungsfreiheit herrscht, IUSW ." 1 

Mit anderen Worten geht es den Arbeitern in OJuquicamata 
nicht nur darum, ihre peoonlichen wirtschah lich,~n Probleme 
zu lösen, sondern sie machen sich die Forderungen des ge­
samte n chilenischen Volkes nach Freiheit, Beendigun~ der 
Diktatur und Demokratie zu eigen. 
Am 9. August 1978 kam der stellvenretende Exekutivsekre­
tär der Kupferkorporation CODELCO, General .. Orlando 
Urbina, nach Chuquicamata. Er rief die Gewerkschaftsftihrer 
zusamme n und d rohte ihnen sogar damit, die Mine an aus­
ländische Unterne hmen zu verkaufen, wenn die Arbeiter 
ihre Protesthaltung nicht aufgäben. Noch am gleichen Tag 
rief er die Frauen der Minenarbeiter dazu auf. ihre Ehemän­
ner von weiteren Protestaktionen abzuhalten. Doch stalI­
dessen trommelten die Frauen um 20.00 Uhr in allen Minen­
arbeitersiedlungen auf ihren Kochtöpfen . Es war ihre Ant­
wort: Sie standen zu ihren Männern und protestierten gegen 
die Regierung. 
Am 10. August wurde bekannt, daß man sechs Arbeiter enf­
lassen haUe. Als Grund wurde ungegeben. daß sie während 
der VeTliammlung am 8. August das Wort ergriffen hällen. 
Gleichzeitig bezeicbneten die faschistischen Madlthaber die 
Bewegung ~er Minenarbeiter als "politische" Aktion, für die 
ein Bündnis der Kommunistischen Partei und der Christ-
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demokratischen Partei verantwortlich sei. 
Die Repression weckte eine Welle der Solidarität von brei­
testen Kreisen der chilenischen Arbeiterschaft. Mit den Ent­
lassenen solidarisierten sich das Nationale Gewerkschaftliche 
Koordinationskomitee, das von Mitgliedern der Unidad Po­
pular und der PDC gebildet wird; die christdemokratische 
Gruppe der Zehn ; die Einheitsfront der Werktätigen (FUf). 
christiteher Tendenz; die Vereinigung der Werktätigen Chi­
les (UNTRACH). die juntatreu ist, doch langsam zu einer 
kritischen Haltung übergeht und sogar die Arbeitsrront, die 
der Diktatur bedingungslos ergeben ist. Diese Tatsache be­
weist, daß es möglich ist , die chilenischen Werktätigen zu 
vereinigen, wenn es um konkrete Probleme geht. Sie zeigt 
außerdem, wie sehr sich der Stand der Dinge seit September 
1973 gewandelt haI. 

WiedereinsteUungen erzwungen 

Am 18. August reisten die Gewerkschaftsführer von Chu­
quicamata nach Sanliago. Nachdem sie Unterredungen mit 
dem ATbeitsminister und mit Venretern von CODELCO ge­
führt hatten, kehrten sie nach Chuquicamata mit dem Vor­
schlag zurück , den "Streik der Henkelmänner" zu beenden 
als Vorbedingung für die WiedereinsteIlung der entlassenen 
Kumpel und zur Fortsetzung der Gespräche, um nach einer 
Lösung des Konflikts zu suchen. 
Am 30. A ugust gab es wieder eine Versammlung in Chu­
quieam3la, über d ie eine Zeitung in Santiago schrieb ... ln 
einer zweistündigen stünnischen Sitzung beschlossen 5000 
Minenarbeiter des Kupfervorkommens ihren Protest der 
,Henkelmänner' fortzusetzen; nachdem sie den Aufruf ihrer 
'Gewerkschaftsführer zur Eintracht zurückgewiesen hanen. 
Diese wurden, als sie zur Versammlung sprachen, Opfer lang 
fongesetzter Pfiffe.'" So brachten die Arbeiter einmal mehr 
ihre Ablehnung der von der Diktatur eingesetzten Gewerk­
schaftsfunktionäre zum Ausdruck und setzlt:n sie unter 
Druck, daß sie die Rechte der Werktätigen zu verteidigen hät­
ten . Vor und während der Versammlung wurden Flugblätter 
der Kommunistischen Partei verteih, in denen es hieß: " Dies­
mal haben die Arbeite r mit absoluter Offenheit und Klarheit 
ihre gerechtfenigten Forderungen aufgestellt, um bessere 



Löhne und Zulagen zu erhalten. Eine direkte Methode des 
Druckes, die Unsere Entschlossenheit und Kampfbereitschafl 
zum Ausdruck bringt, ist die nachdrückliche Weigerung, die 
Eßräume von CODElCO aufzusuchen", 1 Am 31. August 
wurde in der ganzen Provinz der Ausnahmezustand ausge­
rufen und die Mine in ein wahres Konzentrationslager ver­
wandelt, in dem sogar private Feste verboIen waren. 13 Ar­
beiter wurden ve rhaftet und zehn von ihnen verban nt. Man 
klagte sie an , Flugblätter der Kommunistischen Pa:rtei yer· 
teilt zu haben. 
Am 4. September e rreichte de r Druck der Arbeiter die Wie· 
dereinstellung ihrer Ko llegen. Daraufhin wurde dc·r Slreik 
der Henkelmänner abgebrochen . Aber der Ausnahml!zustand 
blieb besIehen . Die Zahl der Verhafteten stieg bis Ende 
September auf etwa 70 und die Diktatur gab keine positive 
Antwort auf die Forderungen der Minenarbeiter. 

Unruhe in den Streitkräften 

Die Aktionen der chilenischen Arbeiter begannen unmittel· 
bar nach dem Putsch vom I I . September 1973. Es gab meh· 
rere Streiks der Bauarbeiter, die grausam unterdrü<:kt wur· 
den. Wirklichen Massencharakter erreichten die Protc:s taktio-­
ncn aber erst ab Miu(. 1977 , nach dem ersten Hungerstreik 
der Angehörigen von verschleppten und verschwundenen 
Patrioten. Die Kämpfe der Arbeiter, der Angehörien von 
Verschwundenen, der Studenten und anderer Kreise dcr Be· 
völkerung haben Pinochet nach und nach in die Engl! getrie· 
ben . Hinzu kam der Druck der internationalen Sol idari tät, 
was zur Folge hatte, daß sich die Diktatur seit DI!zember 
1977 in einer tiefen Krise ~findet. 

Am 24. Juli 1978 erreichte diese Krise auch die Führungs· 
spitze der Diktatur, a ls General Leigh von seinen Ämtern als 

Mitglied der Junta und Oberkommandierender der l uftwaffe 
zurücktreten mußte . Die: Widerspruche zwischen Leigh und 
Pinochct entstanden als Felge der Kämpfe der Antifaschisten. 
Zwar ist Leigh nicht demokratischer als Pinochet, er ist aber 
realistischer und weiß, daß die Entwicklung in Chile zu einem 
Wechsel füh ren wird und den möchte er rechtzeitig kontrollie· 
ren . Er ist für eine n bürgerlich--demokratischen Ausweg: so 
bürgerlich und so wenig demokratisch wie möglich. Leigh 
fürchtet die Kraft der Arbeiterklasse. Deshalb versuchte er 
a ls Mitglied der Junta, einige formale Änderungen durchzu­
setzen, denen sich Pinochet widersetzte. 

Die Entfe rnung von Leigh bedeutet rur Pinochet eine kurz­
fristige Festigung seiner Position, da er jetzt innerhalb der 
Junta größere Handlungsfreiheit hat, minel- und langfristig 
gesehen ist es jedoch eine empfindliche Schwächung, da nicht 
nur Leigh sein Amt ws Oberbefehlshaber abgab, I50ndern mit 
ihm 19 der 2 1 Generäle dieser Waffengattung zurücktraten, 
was zu Unruhe und Unzufriedenheit innerhalb der gesamten 
Streitkrähe führte . 
Die Situatio n in Chile wird aber weder durch die Widersprü· 
ehe der Faschisten noch durch Eingriffe des Imperialismus 
(beispielsweise durch den Fall Letelie r) enlSChieden. Ent­
scheidend ist der Kampf des chilenischen Volkes, insbeson· 
dere seiner Arbeiterklasse, der - wie der Fall Chuquicamata 
zeigt - immer mehr an Einheit und Kraft gewinnt 

Anmedmngen: 

1) La Teroef'l, Santi.go, 10.8. 1978 
2) Hoy, Sand.go. NT. 66/30. 8.-5. 9. 1978, So" 82 
3) La Terccra, Sandage, 1 J. 8. 1978, S. 6 
4) Zil. nach: Hoy, NT. 66/30. 8.-5. 9. 1978, S. 9 
5) Ebenda, S. 82 
6) La Teroera. 31. 8. 1978 
7) Zit. nlCh: La Tcrccf'l, 1. 9. 1978 

Beatriz Brinkmann Die Malbrigadiers der 
Unidad Popular 

" Wir schreiten in den Reihen des Volkes. Und die, Völker 
haben denselben Feind. Deshalb schreite n wir jetzt um Viet · 
nam zu unterstützen,. Der Zug der Jugend brach "'on Val· 
paraiso auf. In drei Tagen wird er Santiago erreiche .... Mit 
uns marschie ren auch Mädchen - in jeder Stadt s~hließen 
sich immer mehr an. Doch es gibt eine, die wir nicht ver­
gessen können. Sie schloß sich uns bei unseren ersten Sehrit· 
len am Meeresstrand, im Sand von Valparaiso an . Sie ist 
eine He idin des Volkes, getötet im Kampf auf einelr Vo lks· 
demonstratton im Jahre 1946. Sie wurde wiedergehctren, um 
ihre Jugend noch einmal für das neue Morgen von Ohile hin­
zu'geben. Auf jeden Felsen in den Bergen, auf jedes EITÜcken· 
geländer, auf jede Wand in den Städten hatte sie milt großen 
Buchstaben "Vietnam wird siegenl- B. R. P." geschriebell. 
So kam Ramona Parra wieder und verwandelte sicb in eine 
Brigade. Sie marschierte und schrieb Losungen an dif: Wände 
zur Verteidigung von Vietnam, so beann sie zur Unterstüt· 
zung ihres Volkes, seiner Hoffnungen und Träume zu mar­
schieren und zu schreiben. So wurde die ,Brigade IRamona 
Perra' (8. R. P.) geboren." I 

Das war Anfang 1910. Bald wurde der Propagandatrupp 
Brigade Ramona Parra vom Kommunistischen JUI!:end~r­
band Chiles, dessen Entstehung Luis A1beno CorvulAn be· 

• -

schreibt, zu einem der wichtigsten Faktorm in der Wahl· 
kampane der l1nidad Popular zu den PräsKJenbChaftswahJen, 
die für September 1970 BflStanden. Allein in Santiago bilde· 
teD sich sieben Gruppen, die zwischen·300 und 7.00 morgens 
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auszogen, um Losungen an Mauem, Zäune und Wände zu 
malen. Nach ihrem Muster bildeten auch die alltderen Par­
teien der Unidad Popular ähnliche Propagandag:ruppen von 
Jugendlichen. 
Ihre Arbeit war nicht ungenthrJich. da sie ort von. reaktionä­
ren Trupps angegriffen wurden und sich auch vor der Polizei 
in acht nehmen mußten. Um diesen Angriffen zu entgehen. 
galt es, möglichst schnell zu arbeiten. Bald erreichten sie eine 
solche Perfektion,. daß es ihnen gelang, innerhalh von 2 1/2 
Minuten auf eine 2 m hohe und 30 m lange Wand die Losung 
"Con Allende venceremos" ("Mit Allende werd'.en wir sie­
gen") zu schreiben. 
Wichtig war die Arbeit der Propagandabrigadem besonders 
deshalb, weil die Reaktion die große Mehrheit der Massen­
medien kontrollierte und sich dank der finanzie.l1en Unter­
stützung durch die einheimische Bourgeoisie und imperiali­
stische Konzerne eine kostspielige Anzeigenkampagne leisten 
konnte. 
Die Millel de r linken waren gering, aber, wie Luis Alberto 
Corvalan in seinen Erinnerungen weiter schreibt, hatten ihre 
Brigaden "was die von der Bourgeoisie bezahlten Propa­
gandisten niemals besaßen - Wagemut, Jugend lind Furcht­
losigkeit ".1 

Die Erben Ramona Pamas 

Mit dem Sieg der Unidad Popular weitete sich die Bewe­
gung der Brigaden Ramona Parra aus: in allen Stadtteilen, 
in den Betrieben, in den Universitäten und in den Schulen 
entstanden neue Gruppen. Gleichzeitig erreichte ihre Arbeit 
eine neue Oualität. Während im Wahlkampf vor allem lo­
sungen gemalt wurden, entstanden nun Wandbilder, die aktu­
elle Probleme aufgriffen: die Steigerung der Produktion, 
die AJphabetisierung, die Nationalisierung der Bodenschätze, 
die Landrdorm und 1973 auch die immer bedrohlicher wer­
dende faschistische Gefahr. 
Der Stil dieser Wandmalereien steht in unmitlelbarem Zu­
sammenhang mit ihren Zielen, Die dargestellWn Themen 
werden in direkter, präziser und verständlicher Form ver­
mittelt. Alle Figuren befinden sich auf einer selben Ebene und 
sind rein und einfach, ohne Benutzung von Licht- und Schat­
teneffekten. Die Farben sind auch rein und meoistcns sehr 
kräftig. Die Ideen werden durch einfache, für jeden verständ­
liche Symbole wiedergegeben. 
Das großartiste Beispiel dieser Wandbilder war die 500 Me­
ter lange und 7 Meter hohe Bildersequenz am fluß Mapxho 
in Santiago, die zum 50. Jahrestag der Kommunistischen 
Partei Chiles (Januar 1972) angefertigt wurde und die wich­
tigsten Etappen des Befreiungskampfes des chilenischen 
Volkes und seiner Arbeiterklasse darstellte. 
Nach dem faschistischen Putsch vom 11. September 1973 
wurden nicht nur die Organisationen der Arbeiterklasse. 
ihre Parteien und Gewerkschaften verfolgt, sondern auch 
ihre kulturellen Ausdrucksfonnen zerstört. Bücher wurden 
verbrannt, die vom Volk als Ausdruck seiner Ziel t. und 
Ideale geschaffenen Wandbilder übennalt, die in der Volks­
musik benutzten Instrumente ve rboten. 
Doch Chile kämpfte und leistete Widerstand. Trotz des Ter­
rors nahmen die VOlksparteien im Untergrund .ihre Arbeit 
wieder auf. die Gewerkschaften ließen sich nicht ins faschi­
stische Joch einspannen und auch die Volkskunst begann 
langsam wieder an Boden zu gewin nen. Besonden im musi­
kalischen Bereich gelang es Gruppen junger Folkloristen, 
sich mit ihren Liedern durchzusetzen und ein imm,er breiteres 
Publikum zu erreichen, obgleich sie von den off1.Z;iÖsen Fern­
seh- und Radiosendern weiterhin totgeSChwiegen ..... erde n. 
Nicht nur in Chile selbst, sonde rn auch im Ausland haben 
sich chilenische Künst..!er die Aufgabe gestellt, die eigenen 
kulturellen Werte zu erhalten und zu entwicke ln . Gleichzeitig 
verstehen sie ihre Arbeit im Exil als einen Beitrag zur inter-
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nationalen Solidaritätskampagne mit dem kämpfenden chile­
nischen Volk. Mit dieser Zielsetzung entstand in der Bun­
desrepublik Deutschland die bekannte chilenische Sing- und 
Tanzgruppe "Victor Jara" aus Frankfurt. 

Über die einzige zur Zeit in der BRD bestehende chilenische 
Malgruppe berichtet ihr Mitbegründer Boris Eichin: .. Die 
Brigade Salvador Altende wurde Ende 1976 in der BRD von 
der chilenischen Jugend gegründet, um den Kampf unseres 
Volkes gegen den Faschismus zu unterstützen. Zu ihr gehören 
sieben Jugendliche im Alter von IS bis 25 Jahren: zwc i von 
ihnen sind Arbeiter, einer ist Student (Grafik) und vier sind 
noch Schüler. Man kann sagen, daß unsere Brigade die Arbeit 
der Brigaden Ramona Parra fortsetzt. Natürlich hat sich der 
Stil verändert und entwickelt. Jedes Bild ist ein Aufruf zum 
Kampf und zur Solidarität. Bevor die Brigade Salvador 
Allende gegründet wurde, nannten wir uns Brigade Victor 
Jara, in Erinnerung an den ermordeten Volkssänger. Unter 
diesem Namen haben wir 25 Wandmalereien in 12 verschie­
denen Städten der BRD gemalt. Dies war der Grundstein 
unserer zukünftigen Arbei t." 
Jedes von der Brigade Salvador Allende hergestellte Wand­
bild wurde von Sol idaritätsaktionen begleitet. Während einer 
Solidaritätswoche mit Lateinamerika fertigten sie im Dezem­
ber 1976 in der Bielefelder Universität ein großes Wandge­
mälde an (17 x 14 m), für dessen Erhaltung hunderte von 
Unterschriften gesammelt wurden. So erreichte man, daß der 
Senat der Universität dem Bild zustimmte und gleichzeitig 
eine Resolution gegen die faschistische Diktatur in Chile ver­
abschiedete. Im April 1977 malten sie in der Universität Kon­
stanz vier Wandbilder auf Stoff. von denen eines an das Soli­
daritätsrnuseum in Ho-Chi-Minh-Stadt geschickt und ein an­
deres an der Wand der Aula angebracht wurde. 

Wandbilder im Exil 

Das bisher größte Bild wurde von der Brigade Sa lvador 
Allende in Zusammenarbeit mit de.r in Frankreich lebenden 
Brigade Pablo Neruda (vormals Brigade Luis Corvallin. bis 
zu seiner Befreiung aus den faschistischen Kerkern) gemalt, 
zu der bekannte chilenische Künstler wie Jose Balmes, Graeia 
Barrios und Guillermo Nunez gehören. Es war 60 m lang und 
4 m hoch und wurde von Juli bis Oktober 1977 in der Docu­
menta 6 in Kassel ausgestellt. Gelegenheit zum Kontakt mit 
jungen ausländischen Künstlern bot der Brigade das interna­
tionale Kunstseminar der Naturfreundejugend-Intemational 
im Oktober 1977 im europäischen Jugendzentrum in Straß­
burg. Teilnehmer aus 13 verschiedenen Ländern stellten dort 
sieben Bilder in gemeinsamer Arbeit her. 
Nicht nur in Chile, sondern auch in der BRD haben die Wand­
bilder, die zum Kampf gegen den Faschismus aufrufen, zu­
weilen nur ein kurzes Leben. Ein am 11. September 1977 
zum 4. Jahrestag des faschistischen Putsches in Chile an der 
Hauptwache in Frankfurt/Main mit Unterstützung der Stadt 
gemaltes Wandbild. wurde bereits zwei Tage später zerstört. 
Doch das sind Rückschläge, die die jungen Künstler nicht ent­
mutigen können, sondern ihre Überzeugung von der Notwen­
digkeit und Bedeutung ihrer Arbeit nur festigen .. Entstand 
die Brigade Ramona Parra 1970 in Chile während einer 
Solidaritätskampagne für Vietnam, so unterstützt heute die 
Brigade Salvador Allende dieSolidaritätsaktionen für ChiJe in 
der BRD mit dem Ziel vor Augen. zum Sturz der Junta beizu­
tragen, um in die Heimat zurückkehren zltkönnen. Dort war­
ten die weißen Flächen der von den Faschisten übermalten 
Wandbilder auf junge Hände, die sie in einem freien Chi le zu 
neuem Leben erwecken werden . 

Anmerkungen: 
1) L. A. Corvalä!l: Schmen und Hoffnung meiner Brüder, Don­

mund 1977,S. 16 f. 
2) a. a. 0 .• 5. 17 



Es 11(11 sich mittlerweile herumgesprochen: Die Bllndl~srepublik Deutschland ist in den 70u Jahren lur zweitslärkslen neokolonia­
listischen Macht hili/er den USA aufgestiegen Imd reklamier/ neue weltmllchlpolitische Ansprüche. Die Geschichte und wirrschaft­
fiche Dimension dieser Dritte Weil-Expansion der BRD wurde in muerern dreiteiligen Einleitungsbeitrag in AlB 7-10/1978 nach­
gezeichnet. In diuem He/t eröffnen wir eint Reiht I'On ver/ie/enden Beiträgen zu EinztlaspeJaen neokolonialistischer Politik mit dem 
Fallbtispief der Drittt Welt-Expansion des Konztrns AEG-Ttle/unkm. Gen HalllScJl. der AII/or d(eses Beitrags, stütt.t die Ausfüh­
nmgen wesentlich (mJ seine BuchvefÖ/ftntfichlmg IInIer dem Titel Das Imperium AEG-Telefunken, Verlag Marxistische Stätter, 
FrankJurt/ M. Ende 1978. 

liert Hautsch 

Zum Beispil~1 AEG-Telefunken 
Mille 1977 zeigte sich der Vomandsvorsitzende der AEG­
Telefunken AG, Waller Cipa, gekränkt . In einem Interview 
mit dem manager magazin beklagte er sich über "gewisse 
Faktoren" in Entwicklungsländern, die früher Goldgruben 
für Konzerninvestitionen waren, heute nicht mehK: "Aus 
eigener nationaler Kraft können diese Under ihren Lebens­
standard nicht verbessern. Es ist zwar interessant, das Rad 
immer wieder zu erfinden, aber es wird immer wiede:r rund." 
Cipas Schlußfolgerung: "Wir werden don investie:reo, wo 
man uns .. . nicht morgen hinauswerfen kann." I 

Der Herr wußte, wovon er sprach. In den leuten sieben Jah­
re n hat sein Konzern 433 Mio DM in ausländischen Tochter­
unternehmen investien . Von fünf Beschäftigten arbeitet einer 
im Ausland. Der Umsatz der ausländischen Niederlassungen 
belief sich (ohne Mehrwensteuer) 1977 auf knapp 2 M,rd 
DM; er ist gegenüber 197J um 82%, gegenüber 1967 um 
347 % gestiegen. Von diesen 2 Mrd entfielen etwa 21[) % auf 
Tochtergesellschaften in Asien, Afrika und Lateinamerika. 
Das scheint auf den ersten Blick nicht viel zu sein. Die Be­
deutung wird aber klar, wenn man sich das Engagement in 
Entwicklungsländern genauer ansieht. AEG-Telcfunken ist 
em gutes Studienobjekl für die Expansionsstrategie multina­
tionaler Monopole in die " Dritte Weh·'. 

Ausländische Aktivitäten entfaltete die AEG schon wenige 
Jahre nach ihrer Gründung 1883. Um die Jahrhunde:nwende 
gab es auf der Erde vier elektrotechnische Riesenkonzeme, 
die die Weltmärkte unter sich aufteilten: AEG. General 
Electric (GEC), Siemens und Westinghouse . 1907 S(:hlossen 
AEG und GECeinen fOnnlichen Vertrag: die AEG "erhielt" 

fast ganz Europa ; für Asien, Afrika und Lateinamerika 
wurde "Zusammenarbeit" vereinbart. 1912 hatte die AEG 
überseeische Niederlassungen in Argenlinien (3), Chile (2), 
Brasilien, Uruguay. Südafrika und selbstverständlich in den 
deutschen Kolonien . 2 

Nach dem I . Weltkrieg waren diese Finnen enteignet worden. 
Das dadurch veränderte Kräfteverhältriis erfordene eine 
Neuaufteilung der Weltmärkte. Deshalb wurde 1923 der Ver­
trag zwischen AEG und GEC neu fonnulien ; Lateinamerika 
wurde zur vorzugswei$Cn Interessensphäre des- US-Mono­
pols erklän. 3 Infolgedessen verlagerte sich der Schwerpunkt 
des AEG-Engagements nach Asien und Afrika. 1937 haUe 
der Konzern zwar auch wieder Niederlassungen in Mexiko, 
Argentinien, Chile und Brasilien, aber auch in Persien, in­
dien. Ägypten und Südafrika . • 

Moo\'e du AEG-Expusioa 

Im 2. Weltkrieg waren die Auslandstöchter abcnnals enteig­
net worden. Für eine.Exponoffensive waren jedoch auslän­
dische Stützpunkte von großem Voneil, und die AEG be­
gann sehr schnell mit deren e rneutem Aufbau. Mitte der 
50er Jahre war sie schon wieder in 80 Ländern präsent, zu­
nächst meist noch über Venretungen durch andere Finnen. 
Ende der 50er Jahre wurde verstärkt der Erwerb eigener 
Niederlassungen angesteuen . 1964 erfolgte die Gründung 
einer Holdinggesellschaft für die ausländischen Finnen. Nach 
wie vor gab es aber - wie auch schon vor dem ersten und zwei­
ten Weltkrieg - nur we.nige ausländische Produktionsbetriebe 
(vor allem in Brasilien und Südafrih); die Auslandstöchter 
waren im allgemeinen Venriebs- und Serviceunternehmen. 
Der Aufbau eines Netzes von Fertigungsstätten in anderen 
Ländern begann erst nach der Krise 1966/67. 

Heu·te zeigt das AEG-Telefunken-Imperium folgende Struk­
tur: In der BRD und Westberlin bestehen 101 Produktions­
betriebe, 8 Forschungseinrichtungen, I Verwaltungszentrum 
und Vertriebsbüros in jeder größeren Stadt. In Europa sind 
22 Produktionsbetriebe und 18 Vertriebs- und Repataturbe­
triebe angesiedelt, in Nordamerika und Australien 6 Pr0-
duktions- und Niehtproduktionsbelriebe (viele davon haben 
wtedenun mehrere Werke im Land.) In der Regton der "Drit­
ten Welt" schließlich findet man AEG-Telefunken-Feni­
gungsstätten in Brasilien (5) , der Republik Südafrika (3), 
dem Iran ~2), Argentinien, Cbile, Indien, Indonesien, Kolum­
bien, MeXIko, den Philippinen, Pakistan und Venezuela. Ver­
triebs- und Reparaturbetriebe werden unterhalten in Ha ng­
kong, Indien, Mexiko, Phi~ppinen und der Republik Süd­
afrika. 
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Au~e'teuro.oäische Stützpunkte de~ Imperiums 

AtG -Te lefunken {ul\voll,I"l\d;~) 

Der Geschäftsbericht teilt mit, daß AEG-Telefunken 1977 in 
31 Staaten insgesamt 74 Fabrikations- und Vertriebsgesell­
schaften im Mehrheitsbesitz unterhalten hat; in weiteren 124 
Ländern bestehen Mindcrheitsbelciligungen oder VenrclUn­
gen durch fremde Firmen. 5 Im Reich des AEG-Telefunken­
Imperiums gehl die Sonne nicht unter. Die Fra.ge ist, wei­
che Politik der Konzern mit diesen Machtposition(~n treibt. 
Es sind im wesentlichen zwei Gründe, die Monopole dazu 
veranlassen, Profite im Ausland anzulegen. Ein.~rseits geht 
es darum, auf fremden Märkten Positionen aufzubauen. Das 
ist leic;hlcr, wenn man nicht Importeur, sondern .,einheimi­
sche ,Finna" ist. So können Subventionen kassiert, Importbe­
schränkungen unte rlaufen, TransportWege gespart werden 
usw. Bei Großprojektcn im Ausland können Konzernfinnen 
als "einheimische Zulieferer" auftreten. Das andere Motiv 
besteht darin , daß die Produktionskosten niedriger als in der 
BRD sind. Wenn sich Löhne durchselzcn lassen, dje nur einen 
Bruchte il von denen in der BRD ausmachen, wenn die rück­
sichtslose Ausplünderung nationaler Reichtümer erlaubt 
wird, dann ist das Engagement der Konzerne verständlich . 
Aus diesen beiden Interessenlagen ergeben sich zwangsläufig 
die Schwerpunkte der ausländischen InvestitionsJPOli tik. Die 
spezifischen Bedingungen der Elektroindustrie spielen dil~i 
eine verstärkende Rolle , denn dieser Wirlschaftsz.weig ist am 
unmittelbarsten mit der Höherentwicklun~ der Produktiv­
kräfte verbunden: modemste technologische Entwicklungs­
linien sind gekennzeichnet durch wachsende Bedeutung der 
Elektronischen Date nverarbeitung, der Ste uerungs- und Re­
geltechnik oder der Kernenergie - alles Sparten der Elek~ro­
technik. Schwerpunkte der Auslandsinvestit ionen von Mono­
polen wie AEG-Telefunken sind daher einerseits die hoch­
entwicke lten kapitalistischen Industriestaaten, be i denen es 
um die Durchdringung der Volkswirtschaften geht. In der 
"Dritten Welt" werden Länder bevorzugt. in denen eine ge­
wisse eigenständige kapitalistische Entwick[ung stattfindet . 
oder in denen relativ stabile autoritäre/ faschistische Dikta­
turen an der Macht sind; "idea[" sind Länder, in denen beide 
Merkmale zusammenfallen . 
Hauplstützpunkte von AEG-Telefunken in dieser Region 
sind deshalb: 
• Brasilien, das größte und am weitesten kapitalist isch ent­
wickelte Land LateinanJerikas mit einer 14 Jahre allen fa­
schist.ischen Diktatur. Hierexistieren die Unternehmen: 
- AEG-Telefunken do Brasil S. A., Sao Paulo 
- lndustria Electronica Stevenson S. A.. Sao Pau [0 
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_ Transformadores Uniao S. A., Sao Paulo 
Hartmann & Braun Brasil S. A., Sao Paulo 
Maquinas de Escritorio Olympia do Brasil Ltda., .Sao Paulo 
Vertretungen der AEG-Telefunken Kabelwerke AG 
Rheydt und der Teicfonbau und Nonnalzeit Lehnet & Co, 
Frankfurt/M. 

• Republik Südafrika, ein Land mit hochentwickelter kapi· 
talistischer Industrie und Infrastruktur, das aufgrund der Ras· 
sistenpolitik gleichzeitig die " Vorteile" eines Billiglohnlandes 
bietet. AEG-Bctriebe sind: 
- AEG-Telefunken (Pty) Ud .. Johannesburg 
_ $witchcraft Ltd., Johannesburg 
_ O lympia (South Africa) Pty. Lid .• Johannesburg 
_ Vertriebsgescllschaften anderer AEG-Telefunken-Kon· 

zemlöchter. 
• der Iran, dessen Schah-Regime seit mehr als 2u Jahren an 
der Macht ist und ebenfalls die kapitalistische Entwicklungs­
variarIte forciert. AEG-Telefunken kontrolliert hier die fir­
men : 
_ Sherkate Sahami Khass AEG-Telefunkcn Iran. Tehcran 
- Sherkate Sahami Khass Kontorsazi, Ghazvin . 

Diesen drei Ländern ist gemeinsam, daß das Engagement 
der AEG schon in die Zeit vor dem 2. oder gar dem I. Welt· 
krieg zurückreiehl. Sie spielen heute eine wichtige Rolle in 
der imperialistischen Globa[strategie: als ,. Regional-Imperia­
lisme n" und Bollwerke gegen fortschritt liche Entwicklungen 
in Südamerika, Afrika und Mittelasien. AEG-Telefunken 
le istet einen wichtigen Beitrag zur Auf- und Ausrüstung 
dieser Regimes für ihre kOnlerrevolutionären Aufgaben. 

In Südafrika, wo d ie Verankerung der AEG schon auf ein 
Sambesi-Staudammprojekt 1907/08 zurückgeht, ist AEG-Te­
lefunken einer der Hauptbeteiligten am atomaren und mili· 
tärischen Komplott BRO-RSA.6 Schon 1965 war der Kon ­
zern am Bau des ersten Forschungsreaktoß beteiligt. des­
gleichen am Kocberg-Reaklor und der Uran-Anreicherungs­
anlage Pelindaba. 
Inzwischen wurde die AEG von Siemens aus dem Atom­
kraflwerksgeschäft weitgehend ausgebootel. Dafür wäcbst 
die Bedeu tung des Rüstungsgeschäfts. Ein Exporlschlager in 
die RSA und nach Rhodesien ist die Panzerrakete MILAN, 
an deren Entwickl ung AEG-Telefunken beteiligt war. Als 
1973 vier Schnellboote über Port ugal nach Südafrika gin­
gen, stammte die Elektron ik von der AEG; die Exocel.·Ra­
keten waren von der Tochterfirma Eltro mitentwickelt wor-



den. Schaltgeräte für Panzer werden in der Tochte,· Switch­
crafT in Joharinesbur~ produziert . 

Haupllieferant war AEG-Telefunken beim Bau des Luft­
Boden-Oberwachungssystems ORUMPEL in Nord-Namibia 
(das de n Aggressionen gegen Angola dienen dürfte), und dem 
See- und Luftüberw8d1ungssyslem Advon8' bei Kapstadl. 
Letzteres (ein 65 Mio DM-Projekt) erfaßt eine Aiiche von 
15 000 km im Durchmesser; es reicht von WestaustraJien 
bis Südamerika, von Puerto Rico bis zur Türkei; es erlaubt 
die Kontro lle des Küstenvorfelds von 19 afrikaniscben 5tat!­
len. Das Adv~at-System ist mit Fernschreiber- und Re­
chencodes der NATO ausgestallet und schließt direkt an das 
Gebiet des NATO-Oberwachungssystems NADQE .an (das 
ebenfalls von AEG-Telefunken mitgebaut worden · ist) . Die 
RSA-Militärs erhahen Satell itenfotos aus den USA und 
Großbri tannien, die die Überwachuhg des Territoriiums der 
afrikaniscben Nachbarstaaten e rlauben . Mit Advoca:at ist das 
Rassistenregime de facto in den Oberv.'achungsverb und der 
NATO integriert. 

A ls das brasilianiscbe fllschistenregime 1975 einen 12 Mrd­
Auftra,& fÜ'r Atomkraftwerke in der BRD unterbulChte, da 
war AEG-Telefunken ~h zur Hälfte am Auftra.gnehmer 
Kraftwerk- Union beteiligt. Inzwischen ist das nicht mehr der 
Fall, aber Brasilien bleibt d~r wichtigste Stützpunkt in der 
"Dritten We lt". Am Beispiel dieses landes läßt sich zeigen, 
daS Investitionen multinationaler Konzerne auch den inter­
essen der Völker der Entwicklungsländer eQtgegenstehen. 
Von den bras.ilianischen- Niede rlassungen der AEG-Telefun­
ken werden jedes Jahr Verluste gemeldet. obwohl allein 
zwischen 1'971 und 1975 35 Mio Dollar investien. worden 
waren . Der Grund ist. daß mit Hilfe· dieser Firmen -einhei­
mische Industrien vernichtet wurden. 1 Mitte der 60er Jahre 
stammten 70. %der brasilianischen Radios und FernsClher aus 
heimischer Produktion . Der Angriff der AEG hiergegen be­
gann 1969 mit der Weigerung, Lizenzen für das Pßü.-Fa~ 
fe msehsystem zu vergeben. Später wurde eine Dumping~ 
Pre ispolitik betrieben, sowie mit anderen E; le kt~·o-Multis 
Lieferboykotte o rganisiert. Bis 1976 hatten 17 brasilianische 
Finnen aufgeben müssen. Die heiden letzten unablb.ängigen 
HersteUer, Semp und Colorado {Marktanteil 20 "'o} mußten 
zeitweise ihre Bauteile bei Einzelhändlern kaufen, ' .... eil Phi­
lips eine Liefersperre verhängte. Wichtigster Herstdler von 
Radios und Fernsebgeräten ist in Brasilien inzwischen Tele­
funken. 
Ähnlich war etwa um dieselbe Zeit durch P.hilips mit der 
brasilianischen Kühlschrankindustrie verfahren worden. Die 
Investitionen von AEG-Telefunken und anderer Multis be­
deuteten nicht die Schaffung, sondern die Vernichtung von 
Arbeitsplätzen - auch in Brasilien. Sie dienen der Durcb­
dringung der Volkswirtschaft, um den sich entwid:elnden 
Kapitalismus nicht in die Kontrolle der einheimisch!!n Bour­
geoisie geraten zU lassen. 

"Nadahilfea" für du F ..... icmas 

Es ist ke in Zufall, daß die Schwerpun1ctländer der AEG­
~ion in die "Dritte 'fielt" nicht nur .. Region:al-lmpe­
rialismen" sind, sondern atJch von faschistiscb/rassisliscben ' 
Regierungen beherrscht werden. Die genannten vo.lksfeind­
lichen Praktiken lassen nur Regimes zu, denen der Dienst an 
den Multis und 3m Imperialismus sogar wichtiger ist als die 
Interessen der einheimischen Bourgeoisie, und erst !recht die 
des arbeitenden Volkes. Je blutiger ein System ist, dt:sto bes­
ser pfu:gt das " Investitionsklima" zu sein, desto größer ist die 
Gewähr .dafür, daß die Monopole nkht ., hinausge~worfen" 

,weiden k.önnen. Ein spezifiscbes Interesse bei AEG-Telefun­
ken, einem der wichtigsten Rüstungsproduzenten dt: r BRD, 
besteht außerdem in der aggressiven. MilitäTpolitik. die ge­
rade die Länder Brasilien, Südafrika und der Iran bt:treiben. 

Z. B. sollen vier Fregatten F 122, von denen gerade AEG­
Telefunken als Generaluntcrnehmer zehn Stück für'die Bun­
deswebr bauen läßt, an den Iran geliefert werden. 
Das unmiuelbare ö konomische Interesse von AEG·Telefun­
ken an Investitionen in 5üdafrika zeigte 1973 eine Untersu­
chung von zwei Mitarbeitern de r Aktion Drille Welt. Sie 
ste llten fest, daß d ie Durchschnittslöhne schwarzer Arbeiter 
in westdeutschen Konzernbctrieben bei 180 DM lagen; das 
behörd lich angegebene Existenzminimum lag zwische ll 300 
und 400 DM , In der AEG-Telefunken Ltd , in Johannesburg 
wurden 68 % der Schwarzen unter dem E:tistenzminimum 
bezahlt. 8 

Angesichts derartiger "Vorzüge;' faschistischer Herrschaft 
ist AEG-Te lefunken offenbar auch bereit, " Nachhilfe" zur 
Aufrechterhahung oder Wiederherstellung solcher gesell­
schaftlicher Zustände zu leisten. Als im Herbst 1973 durch 
eine konzertierte Aktion des internationalen Monopolkapi­
tals in Chile die Volksregierung unter Salvador Allende ge­
stürzt wurde, da hatte man sicber auch bei AEG-Telefunken 
aufgeatmet . Schließlich stand - neben Vertriebsniederlassun· 
gen - die O lympia (Chile) L1da., Santiago, im Land. Es 
dauerte nicbt lange, bis der Vorstandsvorsitzcnde des Kon· 
zems nach Santiago flog, um ,den Massenmördern höchst­
persönlich seine Aufwartung zu machen. Im September 1974 , 
als Zehntausende ennordet, gefolten oder in KZs gesperrt 
waren, toastete Hans Groehe mit dem Junta-Minister Gene­
ral Toro: ,,Auf gute Zusanunenarbcit!".' 

Stärker als viele Eotwkkluapliinder 

Monopole wie AEG-Telefunken sind riesige intefTlationale 
Machtkörper. Das Potential, das dieser neuntgrößte In­
dustriekonzern der BRlf mobilisieren kann, übertrifft die 
Möglichkeiten zahlre icher Entwicklungsländer. Das Kapital, 
das dieses Monopol in der BRD und im Ausland akkumuliert 
hat, konnte 1976 auf 17 Mrd DM geschätzt werden . Demge­
genüber betrug das Volkseinkommen in lrland 16 Mrd, das 
Bruttosozialprodukt von Sri Lanka (14 Mio Einwohner) eilt­
sprach 7.5 Mrd [)M. 
Oie im Rahmen des AEG-Telefunken-Imperiwns 1976 um­
verteilten Finanzierungsmiuel beliefen sicb auf etwa 2,5 Mrd 
DM. Zum Vergleich die· Staatsailsgaben verschiedener Ent­
wicklungsländer im gleichen Jahr: 

Pakistan (73 Mio E inw.) 
Zaire (25 Mio Einw.) 
Senegal (4 Mio Einw.) 
Bangladesh (82 Mio Einw.) 
Uganda (11 Mio E inw.) 

3,5 Mrd DM· 
3,2 Mrd DM 
1,5 Mrd DM 
1,1 Mrd DM 
0,9 Mrd DM 

Mit dieser ökonomischen Macht wird Politik getrieben - im 
Interesse des Profits und ·gegen die Völker, im Rahmen der 
imperialistischen Globalstrategie, gegen die nationale und 
soziale Befreiung. Beispiele . wie AEG-Telefunken zeigen : 
der Kampf gegen die multinationalen Monopole ist eine ge­
meinsame Notwendigkeit für die arbei tenden Menschen aller 
Länder. 

AtuDerIr.: .... ea: 
1) VgJ. manager magazin. 1m , Nr. 6 
2) Val. K. Heini&. Der Weg des Ekktronusts, in: Die Neue Zeit, 
.~w~~m. . 

3) Val. K. R. Mirow, Die DikUltur der KarteUe, Reinbelr. 1978,S, 99 
4)' VsL Verlag Hoppemtedt &: Co, Du Spezialarcbiv der dcu~, 

Wirtscbaft. BetUn, Ausgabe 1938 
5) Die Angaben eJltstammen den AEG-Tekfunlr.m-Gacbifube.. 

richten, lO'Ioie eiaeocn Ermittlungen des AUIOß. 
'6) Val zum toJaenden: AIB, NI. 7-81l976 und 7/ 1977; Blätter für 

deutscbe und intcmationak: PoI.iti.lr., NI . ' / 1976, S. !i06. " 1977, 
S.'91 und2/ 1978,S. I69;Umc.n:Zeit,1. l O. 1'177 . 

7) VgJ. zum folaenden K. R. MUow, a .•. 0., S . .117 fl. 
8) VgJ. Konkret, HambwJ, 17. 5. )973, S.$8 ff. 
9) Val. UnacccZeit, 11. 11 . 1914 
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Rezensionen 

Lateinamerika-Analysen 

In jünplcr Ze:illind :tWci Bücher über l.Iteinamerika t rscrucoen, We 
bcide die Analyse der ötooomischcn und politischen Entwicklung 
auf dem Subkonlincnllum Gegenstand haben. Mit dem Buch 
.... I~ Aulysn IUMI Beridlle 2: hltHUtioaaIe Verfkdt-
..... ud .odale Kblpft, .... "0.: V. ~.~ T. 
Et''"' K. Mttdabt, c. r.t ..... PluImbnJ. U. MiJler..Pl:uleaba):, 
W. Olle .... W. SdtoeIfH, Vnla& OBe &: Woller, Watbmia 197&. 
315 s., 24,80 DM 
liegt nun der zweite Band des l.alcinamcrika-Jahrbud!es linboricn· 
tiertet WiMCmchafikr IUI der BRD vor. Der Natur eines Jahfbud!e5 
entspricht,es. aktuelle &t"'icklungcn in den Vordergrund der Un­
tersuchun! zu stellen. Den Ausgangspunkt der Obcrlegungen der 
Herausgc:bc.r bildet der im Jahre 1917 auf dem gatW~ Konlinent 
feslslcltbare Aubchwuna der K1as.scnkämpfe. Richtig wird betont: 
"Kennzeichen all ddr Wklerst'Qdsformen ·isl die Br'rite der sich 
mobilisierenden Ktäfll~. die in fast allen Fallen nicht nur die gewerk­
schaftlich organisierte Arbeitenchafl, sondem auch Landarbeiter uod 
Kleinbauern. städ tische Miuelklassen in ihren verschi,edenen Aus­
drocksformen (Parteien, Berufsverbände, Studenten, Kirchen, kul· 
tureller Sektor), die Bewohner städtischer Randsiedlungen sowie 
allgemein die du rch Unterbeschäftigung und Arbeitslosigkeit veraim­
ten städtischen Massen umfll5SCn." (S, 9) 
Dem Aufschwung der Klassenkämpfe werden in der Struktur des ab­
hängigen Kapita lismus LAteinamerikas begründete Enrw:icklungen ge­
genübergcsu:llt . die die Kampfbedingungen der fon!iChrittl)chen 
Kräfte des Kontinents wesentlich mitbestimmen. ~. Hein stellt Obc:r­
legungen an. wie sich die Bedingungen der weltweiten Kapitalakku­
rnulation auf die lierausbikiung nationalswtlicher Strukturen ws­
wirken. U. MUller-Piantenberg behandelt dJe Position der Bunda­
tep!Jblik und der Bundesregierung in der Auseinander5Ctntng über 
die SchaffWIJ einer fIIevcn Intcmationale:n Wiruc:haftsordnung 
(NIWO). EI gibt ... ·k:tllige Hinweist: zur Erklärung der Hiine, mit 
de r die 8undesregierung den Forderungen der Drillen Welt ml­
gegentritt (hoher Grad der Weltmuktverfiechtung und des daraus 
resulrierenden I.nteresses am Email des SUtu§ qua); diese Oberle­
gungt'1\ v.iden:prechen jedoch in sewissem Malk: der lnterpretation 
der NIWO, die in Anlehnq an Senghaas als "Stunn im Wasser­
glas" gescken wird. !ksooden hervorJChoben "''Crden muB der Bei­
trag von Würtele über dte Aktivi täten des VW-KOIl7.Cms in Brasil ien. 
Ocr analytiSChe Teil del JahrbuehCl wird abgeschlosse!l duren zwei 
Beiträge, in deren Miuelpunkl die ökonomischen Faktoren slehen, 
die rur die Zurückdringung fortschrin licher EntwickllUlgen mitver­
antwortlich semacht werden müssen. Einmal handelt es sich um eine 
von Fürst/Gebhllrd t/ KQl;Chüt1Jr;e vorgenommene Analyse der Rolle 
des Internat ionalen Währungsfonds bei der Ausschaltung fortschritt ­
licher Tenden1.en 1m Milit ll r; zum anderen analysiert C. Valenzuela 
die Bedingungen und das Modell der Kapitalakkumulation, die durch 
den faschisli5Chen Militärpul!ICh in Chile ermöglicht W\ll'den .. Daran 
schließen sich zwölf l..än~erberichte an, die Entwicklungen des len­
ten Jahres resümieren. 
Die durch das Jahrbuch 2 bereitgestellten Materialien sind größten-
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~ils hilfreich bPo'. diskussionsanregend. Einige kritische Hin'll-'Cix 
sollten jedoch beim l...aen beachtet werden. ProbIemati5ch ist VOJ 

alkm die politisdl-stfltegische Schlußfolgerung, die (im übrigen im 
Gegensatz zu der einleitend zitierten Erkenntnis über die reale 

Breite des Massc.n",ide.rstllnCb in den Lindern Lateinamerikas) 
durchgängig von tinem bereits erwiesenen Scheitern brei ter poUti­
scher Bündnisse auf antiimperialistischer Plaufonn all.'ij!.eht (L B. 
S. 33). Auch .... enn man von einigen unqualifizierten Bemerkungen 
(z. 8 .: " Illusionen der chilenischen UP-Führer im Exil") absieht, ist 
el wenig überzeugend, wenn in abstrakter Weise und an den Bewe­
gungen der Volkscinheit vorbei eine "Alternative" gefordert wird. 
die auf kontinentaler Ebene "eine autonome. sozialistische und pro­
le tllrische revolutioniire Perspektive" weist (S. 51). 
Mit denl Erscheinen von : 
ulelnamtrib im anl ilmperiaUstlschen Kampf. Probleme eine, Koo_ 
Ilnents, AulorenkoUektlv unter Leitung VOll A. De$sau. Abdemk­
Verlag Berlin 1978.591 S., JO,8O DM 

liegt nun seit Mitte d . J. der en:te regiooalspc:riflSChe Fortsetzungs­
band der Grundfragen des af\tiimperialistischen Kampfes (siehe Re­
zens.ion in ALB 1011917) vor. Aufbauend auf dem Buch von M. 
Uschner (siehe R.cr:ension in AlB 2/ 1978) sowie anderen wissen­
schaftlichen Veröffentlichungen zu diesem lbemenkomplex. theoreti -
5Chen Arbeiten der kommunistischen Weltbewegung und antiimperia • 
listischt"n Autoren aus den Ländern Lateinamerikas. versucht ein 
aus den bekannttsten uteinamerikaexpenen der DDR :wsammen. 
gesetztes AutOf"Cnkoilektiv eine Zll5ammtnl'aMunc seiner bisheri­
gen FOt:SdlunpelJCbnisK vorzunehmen. 
Die in I..ateinarnerika vorlindJicben Gc:sellschaftssystcme werden 
nidu als eine vom Kapitalivnus prinzipiell zu unten:cheidende " For­
mation der Unterentwicklung" (5. SO) begriffen, sondern als ab­
hängige und riick$tiodige kapitalistische Länder (S. 76). Zeillid! 
setzt das vorliegende Werk mit dem bürgerlichen Ra-oIutionszyklw;; 
einer kreolischen Variante der klass1schen bürgerlichen Revolution. 
von 1810-1825 ein. Analysien wird die historische Eingliederung 
der Länder Lateinamerikas in das System der internationalen kapi ­
talistischen Arbeitsteilung, die durch die Erlangung der politisctJen 
Unabhängigkeit keineswegs unterbrochen wurde. Die heiden an­
schließenden theoretischen Kapi lel widmen sich ebenfa lls grundle­
genden Begrifflichkeittn. wie z. B. den Begriffen Abhängigkeit und 
RückstiindiSkeit, M1wie dem Kampf de r kommunistischen Parteien 
bei der Schaffung breiter Bündnisse. 
Anhand von runf Ländern werden Eiru:eluntersuchungen unter je_ 
weiJ.~ ausgesuchten Aspekten vorgenommen. Bei Kuba steht die 
Analyse der Rolle kleinbilrgerlicher Krähe im revolutionären ~B 
im Vordergrund. Bei der Nachzeichnung des chilenischen WeF 
wird danach gefragt. wekhe Konsequenzen für die RevoIutioostheorie 
mit dem Scheitern des friedlichen WeJCS verbunden sind. Bei der 
Analyse des ~lbchaftlichen Proz.essts in Peru .... ird vor allem der 
Charakter und die Rolle des Militirs diskutien_ Die Auswirkunp 
einer imperialistischen Entwicklungskonttption werden vor allem am 
Beispiel BTUilien untersucht. Unter dem Mythos. die biirgerlieb­
demokratische Re\'Olution von 1910-1911 in Mexikn fonzufiihml. 
gibt dk mexikanische GroBbourzeoisk vor. einen Weg ul'ischen 
Kapitalismus und Sozialismus zu suchen, der Gegenstand eines weile­
ren Kapitels isc. Zu bedauern isl ts, daS Argentinien. das mil Mexiko 
und BTtiilien zu den 11m .... -eitClten entwickelten kapitalistischen 
Ländern uteinamerikas ge.hört. in den Eirw:lbetr~dltungen keine 
Berilcksiehtiltung tefunden ha t. 
Abgeschlossen wird das Buch mit drei Untersuchungen zu .,.1l1te· 
meinen Problemen des Kampfes um die ökonomische Unabhingig­
kei t sowie zur internationalen Politik der Länder Laleinamerikas und 
zur Stellung des antiimperial istischen Kampfes der Völker Latein· 
amerikas im revolut ionären Weltprozeß der Gegenwart ." (S. XXIII) 
Da das Uuch in der AuseinondeTSCtzung " mit den Auffassungen 
nicht nur de r offenen Gegner des IIntiimpcrialistischen Kampfes de r 
Völker Lllteinamerikas, sondern Ruch jener Kräfte ( .. . ), die _ suD­
jCkliv meis t ehrlich - VOll nicht-proletarischen Standpunkten IUS on 
seine Betrachtung herangehen" (S. XXI) geschrieben ist, stellt es rur 
jeden, der sich mit den Problemen dieses KOnIinents beschäftigt. ein 
wichriges Hllndbuch dar. B. POuelK. Weuel 



BRO-Weltbank 
Die diesjährige Jahreslagung des Internationalen Währu,ngsfonds 
(IWF) und der Wellbank Ende September in WashingIon nahm Em­
wicklungshilfeminislcr O ffergeId :turn Anlaß, einen wesldleut.5l'hen 
Schuldenerlaß für die 30 am wenigsu:n entwickelten En!wicklun~ ­
länder anzukündigen. Insgesamt sollen ab L I. 1979 beTCits ausge­
zahlte Kredite im Wert von 4,3 Mrd DM in Zuschüsse umgewandelt 
werden. Diese AnpaSllungsmaßnahml" erfolge aufgrond wachsender 
Kritik an der westdeutschen Vergabepruis in der Drillen Welt. Bis 
1977 waren die öffentl ichen finanziellen Leistungen der BRD auf 
ganze 0,27 % des Bruttosozialprodukts herabgesunken, ob'wohl der 
in ternational anerkannte Richtsatz bei 0,7 "0 liegt. Im Rahll.len ihrer 
Finanzplanung 1978--S2 will die Bundesregierung die Barrnitte1 ruf 
.,Entwicklungsh il fe" jährlich um I1 % steigern, Obwohl dies über de r 
durchschnittlichen Steigerungsrate des Haushaltsansatzes liegt 
~8,4 %), ist damit die Endlösung der IIIternationalen Verpfli':hlungen 
der BRD immer noch in weiter Ferne. Standessen gilt seit kurzem 
wieder das private Kapilalengagement VOll Großkonzernen· offIziell 
als " Entwicklungshilfe". Ein neu in den BMZ-Haushalt aufgenom­
mener Titel dient der ",Förderung von Niederlassungen Cleutscher 
Unternehmen in Enlwickl ungsländern" . 

l.ibanon 
Die im Scptemu..:r/Oktobcr d. J . in Beirut und dem Süden des lan­
des zwischen der arabischen Friedenstruppe (syrisch dominiert) und 
rechlSlibanesischen Mili7.en aufgenammten militärischen A.uscinan­
derselZungen waren die sch .... ersien seit dem LibanQf1kricg 1975176 
und der israeliscben Südlibanoninvasion im Män 1978 (siehe Am 
511978)_ Israel, das Mitte Juni d. J. angeblich scine 8esatl:ungstrup­
pen zurückgezogen und die Grenuegion der Kontrolle der Scpa­
ratistenarTllee von Major Saad Haddad übergeben hatte , griff mit 
Kriegsschiffen, Mil itärberatern und grolkn Waffenlieferung,en in d'je 
Kämpfe ein. Isntelische Truppen verei telten 1m Verein mit Haddad 
im Ju[i d. J. das Einrücken der rckonsti tuierten regulären libant!Si­
schen Armee - sie ist Präsident Sarkis unt~te lJt - im Südlibanon. 
Die 8egin-Regierung unterstützt die Anfang Oktober von Haddad 
proklamierte .. Freie Republik Ubanon" sowie die parallclo: Forde­
rung der Rechtsallianz Gemayels/Chamouns nach Abzug aller syri­
schen ,Truppen. Die erstmalige Aufforderung dcr 'J>halangiisten rur 
Vernichtung bzw. Au.weibung der " feindlichen Be-Satl:ungstruppcn" 
Syriens korrespondiert mit dcr g1cichlautenden israclisch.ägYP'i­
schen Geheimabspmc he von Camp David (siehe 8eitmg l:U Camp 
David in diesem Heft). Die rechtslibanesische Herbstoffensive liehe 
nicht zuletzt darauf, die zum 26. Oktober d. J. fall ige Erneuerung des 
Mandats für die arabische Friedcnsstrei tmacht im lJbanon zu ver· 
ei teln. Nach Camp Oavid droht ein neuer Libanonkricg. 

Brasilien 
Nach 14 Jahren Militärdiktatur in Brasilien wurde \'on Regierungs­
chef \.eillr.l erstmals wieder eine Wahl anberaumt. und ,(war um 
seine Nachfolge als Präsident. Diese Wahl fand alleraings un_ter Aus­
schluß des Volkes stall. denn die Entscheidung traf ein ..... ahlmin­
I!ergremium, dem ausschließ[ieh Senatoren. Bundes- und landes­
politiKer sowie sorgfalt!g ausgesuchte Repräsentan ten eines jeden 
Bunde!;Staates angehören. über de ren Treuc zum Regime keinerlei 
Zweifel besteht. Priisidentschaftskandidaten gab es zwei. A1!; Vert re­
ter des " harten" proimperialistischen Aügels im Militär pn:ncgiene 
Geisel den Fijhrcr des berüChtigten brasilianischen Geheimdienstes. 
Geneml Figueiredo. Da dieser bislang in der Ötrentliehkeit so gut wie 
unbekannt war, wurde die größte Werbeagentur des Landes mit einer 
Image-Kampagne beauftragt: er selbst trat mit markigen SprGehen 
hervor, wie etwa "Mir ist der Geruch von Pferden lieber als der Ge­
ruch des Volkes" oder " Der Bras.iliancr muß erst lernen, die Zähne zu 
putzen, bevor er ans Wählen denken sollte." Auch der Geg,~nkandi­

dat ist Militär: Vier-Ste rne-General Euler Bentes stützte sic"h jedoch 
als Repräsentant der einzig zugelassenen Oppositionspartei MOB auf 
die wachsende Gruppe jener OffIZiere und Geschäftsleute, die eine 
begrenzte Liberalisierung befürworten. Von vornherein sta'nd aller­
dings fest , daß die Regierungspartei ARENA im Wahlmännergre­
mium über die absolute Me hrhei t verfügte. und so endete diese Wahl­
farce auch mit einem Ergebnis von 355 :226 Stimmen z'~gunste n 
Figueiredos. 

Puerto Rico 
Den Inte ressen der USA nach Einverleibung Puerto Ricos als 51. 
Bundesstaat (siehe AlB 3 und 4/ 1977) eneilte der Dekolonialisie­
rungsausschuß der Vereinten Nationen am 12. 9. d. 1. eine klare Ab­
sage. Eine von Kuba und dcm Irak eingebrachte und verabschiedete 
Resolution votierte für das Recht des Volkes von PucrtQ Rioo auf 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit. Weiter heißt es in der Reso­
lution, daß das Volk VQn Puerto Rioo seinen tukiinftigeD politischen 
Status selbst frei entscheiden könne und ein Recht darauf habe, sein 
nationales Territorium. einschließlich des durch die USA besetzten, 
zurückzufordern. Jede frei Assoziierung zwischen den USA und 
Puerto Rico könne nur auf der Basis der politischen Gleichberech­
tigung zUStande ko mmen. Zugleich wurden die USA aufgefordert. die 
vier puertorikanischen Langzeitgcfangenen. die sich über 24 Jahre in 
den USA in Haft befinden. bedingungslos frei zu lassen. 

Äthiopien 
In dcn letzten l:Wci Monaten mußten die critrcanischen Separatisten­
be .... egungen EU' und EPLF die Kontrolle iiber weite Teile Eritreas 
abgeben. Die äthiopische Arnlee bra~htc alle wichtigen Städte unter 
ihre Konlrotlc,. durchbrach den Belagerungsring um die Haupt­
stadt Asmara. zerstörte Nachschubstüt.:punkte an der Grenzt zum 
Sudan und steille wichtige Straßenverbindungcn (u. a. dic von Asmara 
nach Addis Abeba) wieder her. Energisch wurden sowohl von äthio­
pischer, als auch von so .... jetischer und kuhani!IChcr Sei te Behauptun­
gen zurückgewiesen, an der Offensive der äthiopischen Armee in 
Eritrea seien sowjetisch.kubanische T ruppen beteiligt gewesen. fidel 
CastrostelJte in einem Interview mit US-amerikanischen und kubani ­
sehen Journalisten noch einmal eind~utig die Position Kubas zum 
Eri trea-Konflikt dar. Er sagte, daß diese Angelegenheit ausschließ­
lich ein internes Problem Äthiopiens sei. Anerding.~ hcfü rv.·orte er 
eine poli tische lösung des Konflikts auf der Grundlage einer marxi­
stisch-leninistischen Nationalität;mpolitik. Die nationale Intcgri tät 
i'.thiopiens . müsse jedoch unter allcn Umständen ge .... ahrt bleiben. 
Zur Unterstützung der eritreanischen Separat isten durch .... cstliche 
>.Ind arabische Länder sagte FKlel Castro: " Als die Eritreaner gegen 
den Kaiser (Halle Sclassie) kämpften, half ihnen niemand ; aber als 
in Äthiopien eine ticfgreifende. radikale Revolution durchgeführt 
wurde, da begannen die reaktionären arabischen Länder und eine 
Menge von Leuten. die niemals ein Interes,.-.e an Eritrea bekundet 
hatten, den eritreanischen Sepa·altstenbc .... egungen zu helfen mit 
dem Ziel, Äthiop;en auseinanderlubreehen:' (Glanma, Havanna. 
[7. 9 . 1978) 
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